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Vorwort.

Die Frau von heute ist in das Rechtsleben ihrer Zeit viel-

sältig verflochten. Als Gattin und Mutter, als Dienstgeberin

und Dienstnehmerin, als Staatsbürgerin und Steuerzahlende

erfährt sie täglich, daß sich ihr Verhalten den mannigfaltigen

geltenden Regeln und Vorschriften anpassen muß. Manche von

diesen sind zwingender Natur; wer zwingendes Recht iibertritt

oder meint, daß er es durch Verabredung abdingen könnte,

erleidet empfindlichen Schaden. Jn anderen Fällen handelt es sich

wieder um nachgiebiges Recht, bei dem man durch Vereinbarung

mit dem Vertragspartner die geeignetsten Formen finden kann.

Manchmal bedarf es einer bestimmten Erklärung oder Form, um

feine Rechte zu wahren. Ansprüche gehen verloren, wenn die vom

Gesetze vorgesehenen Fristen nicht gewahrt werden. Unkenntnis

der Gesetze schützt nicht, ist leitender Grundsatz der Rechtspflege

in Osterreich.

Daher gibt es für die vorfichtige Frau keine Wahl: sie muß

sich für das Rechtsleben ihrer Zeit interessieren, sie muß über

die leitenden Gesichtspunkte Bescheid wissen, um sich vor Nach-

teilen behüten und ihren Vorteil wahren zu können. Bevor sie

eine Ehe schließt, bevor sie eine Hausgehilfin anstellt, bevor sie

ein Testament verfaßt, bei jeder Kündigung und Entlassung braucht

sie dieses Wissen.

Dieses Buch soll die Frau wegeweisend durch die gebräuchlichsten

Erlebnisse und Zwischenfälle des Alltags begleiten. Geburt und

Kindheit, Verlobung und Eheschließung, Auflösung der Ehe durch

Richterspruch oder Tod in ihrer zeitlichen Aufeinanderfolge werden

zuerst betrachtet. Dann folgt die Problematik der berufstätigen

Frau. Und zuletzt werden Probleme des Vertragsrechtes und des

Steuerrechtes gezeigt.
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Damit soll der Frau in Fragen, welche, je mehr eine jede

selbständig verantwortlich ihre Rechte ausübt nnd je mehr das

Rechtsleben anch in das Privatleben eingreift, täglich mehr an

Bedeutung gewinnen, die Sicherheit der Wissenden gegeben werden.

Es gab eine Zeit, da jeder Vollbürger um das Recht seines

Volkes Bescheid wissen mußte. Nur ein solcher Wissender wird

die Grenzen wahren und dein Ganzen in rechter Weise dienen.

« Wien, den 12. Februar 1931.

Dr. Marianne Beth.
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Einführung.

Jedermann, insbesondere aber die im Wirtschaftsleben mehr
als der Mann gesährdete Fran, soll die Grundlagen der Regeln
und Ordnungen kennen, die den Staat und damit ihr eigenes
Leben bestimmen. Nicht anders, wie sie die wichtigsten Regeln
der Hygiene kennen muß. Wer die grundlegenden Gesetzlichkeiten
der Natur nicht kennt und sich ihnen nicht anpaßt, wird früher
oder später Schaden an seiner Gesundheit nehmen. Es stände
besser um unser Leben, wenn die Frauen beherzigt hätten, daß
für das Gebiet des Rechtes dieselbe Notwendigkeit wissender Ein-
ordnung gilt, daß man seine Rechte kennen, wahren und aus-
üben muß.

Uni- und Uberschau über das weite Gebiet der Rechts- und
sozialen Ordnung will dieses Buch der Frau von heute geben.
Es soll ein Führer in dem weiten Reiche der Gesetze sein, es
lehrt Nachteile vermeiden und sich der Vorteile versicheru, die
das Gesetz den Bürgern sichern will. Aber es ist kein »Rezept-

buch«, kein juristische-Z Konversationslexikon Es enthält aus der
ungeheuren Masse der Gesetze nur das für die Frau Wichtigste.
Es soll nicht zur Winkelei anreizen. Jm Gegenteil: wer die Korn-
pliziertheit der Maschinerie des Rechtes kennengelernt hat, wird

sich eher hüten, unvorsichtig in einen Stronikreis einzugreifen,
der den Unerfahrenen nicht weniger schädigt als der elektrische
Stroinkreis den unbesugt Probierenden.

Deshalb sind nirgends Formulare sür Klagen angegeben. Klagen zu
versassen ist eine schwierige Kunst. bei der ein kleines übersehen schwere
Folgen, ost den Verlust des Rechtes nach sich ziehen kann. Als Laie Klagen
zn-versassen, ist aber zugleich eine ganz unnötige Eigenbrptelen In
allen Prozessen, sür welche Anwaltzwang nicht vorgeschrieben ist, wird sur
die Rechtsuchenden die Klageichrist durch die Gerichtskauzlei ver-ast. Wo
das Gesetz Vertretung durch einen Anwalt verlangt,«wird sür die arme
Partei von der Rechtsnnwaltskammer gegen Vorlage eines Arnnits eugnisses
Un Vertreter bestimmt (als Armenvertreter), der ihre Interessen· sa « månnisch
wahrninimt, ohne sie zu belasten. Es wurden, uui die Orientierung-zu
erleichtern, bei den Marginalrubrikeu die wichtigsten,·aus die Sache bezug-
liel en Gesetzesstellen vermerlt. Aber der Laie möge sich vor Augen halten-
da Vollständigkeit hiebei weder erstrebt wurde noch möglich ware und
daß andere Bestimmungen ost beschränkend oder audernd einwirken.

1 Beth, Dac- Recht der Frau. l



Doch wurde an Beispielen gezeigt, wie man sich an die Gerichte in
Angelegenheiten des sogenannten Verfahrens außer Streitsachen wendet,
wie man an die politischen Behörden schreibt, wie man Zeugnisfe aus-stellt
und Forderungen anmeldet. Denn bei diesen Angelegenheiten ist durch den
Richter oder die Behörde ohne alle Rücksicht auf die Form der Eingabe
dem richtigen Recht zum Durchbruch zu verhelfen. Sind solche Eingaben
auch fehlerlaft oder gar in Hauptsachen mangelhaft, wird dies auf den
erstrebten zweck, falls dieser überhaupt nur ersichtlich ist, kaum einwirten.
Zeigen sich iuc Laufe eines solchen Verfahrens besondere Schtoierigleiten,
wird die Partei selbst sich noch rechtzeitig eine rechtsfreundliche Vertretung
sichern können oder der Richter wird ihr den Rat geben, es zu tun.

· Vor allem soll die Frau endlich Vertrauen zum Gerichte

und den staatlichen Behörden gewinnen und sich der Hand-

haben bedienen, welche die öffentliche Ordnung jedem zur Ver-

fügung stellt. Jndem sie mit Recht und Gesetz vertraut wird,

ihren Sinn erkennt, wird sie das Gefühl der Fremdheit gegen-

über einer Welt verlieren, die man ihr mit Unrecht als unheim-

lich und gefährlich hingestellt hat. Denn es ist nicht unbedingt

ein Lob, wenn man jemanden versichern hört, er habe noch nie

mit dem Gericht zu tun gehabt. Ehrenvoll ist dies nur dann,

wenn man immer so vorsichtig nnd umsichtig war, daß niemals

eine Verwicklung entstand, die der Schlichtung oder des Schutzes

der Behörden bedutft hätte. Aber meistens deckt solcher Ausspruch

sträfliche Schwäche, mit der man den libergriffen anderer nach-

gegeben hat. Wo ein Volk nicht in jedem seiner Glieder bereit

ist, den »Kampf ums Recht« zu führen, schwinden am Ende

Rechtsbewußtsein und Rechtssicherheit — und auch die lebendige

Entwicklung des Rechtes gerät ins Stocken·

Daneben aber gilt es im Verkehr mit Behörden und Ge-

richten noch einige Regeln zu beobachten, welche rein menschlich

(nicht juristisch) sind; Regeln, welche den Verkehr von Mensch

zu Mensch regeln, hier aber, wo sich Unbekannte in kürzester

Zeit über verwickelte Angelegenheiten verständigen müssen, dop-

pelte Beachtung verdienen. Wer die Praxis kennt, weiß, wie oft

gegen diese Binsenwahrheiten gesiindigt wird. Darum mögen

sie ausgesprochen und — als Selbstverständlichkeiten — beherzigt

werden.

Erste Regel: Geniere dich nicht! Nicht vor der Behörde!

Und noch weniger vor deinem Rechtsfreundl Deine Angelegen-

heit mag dir abstoßend und Beschämung erzeugend erscheinen;

du magst unter der nnsauberen Senfation knirfchen, die darin

liegt; du magst dir mit Recht ausmalen, wie Nachbarinnen und

Freundinnen fchlüpfrige Details genießen würden. Aber eine solche

Auffassungsweise ist dem Juristen vollständig fremd. Nicht aus
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höherer Moral so sehr: sondern weil er immer noch viel-Ärgeres,
viel Sensationelleres, viel Abstoßenderes erfahren hat als dein

Fall voraussichtlich bietet. Er sieht nicht, wie der unbeteiligte

Laie, die Pikanterie in der Sache, sondern ihre menschliche und

juristische Schwierigkeit, die für ihn eine »Aufgabe« ist. Mach

deshalb keine langen Umschweife, sondern nenne vor Gericht und

vor dir selbst einen Spaten einen Spaten und eine Ohrfeige,

ob du sie nun ausgeteilt oder empfangen hast, eine Ohrfeige.

Zweite Regel: Versuche nicht, dich interessant zu machen!

Spekuliere nicht anf Mitleid! Dein Anwalt steht sowieso

auf deiner Seite. Der Richter muß sowieso Objektivität wahren.

Deine Sache muß für dich sprechen. Dann ist dir der Sieg

im Rechtsstreit sicher, nnd darauf kommt es an, nicht ob du so
« bedauernswert bist und der Richter dich »blutenden« Herzens

verurteilen muß. Bei Gericht kommt es immer auf die Sache

an und nicht auf Personen.

Dritte Regel (folgt daraus): Sage sogleich die volle

Wahrheit, ob du nun deinen Anwalt informierst oder in der

Gerichtskanzlei eine Klage zu Protokoll gibst. Es ist gescheiter,
du erfährst sofort, daß dein Prozeß nicht zu gewinnen ist, als

daß dein Gegner bei der souudsovielten Verhandlung die von

dir geheimgehalteuen Einzelheiten vorbringt nnd du dann den

Prozeß verlierst. Sei versichert: es wird keinen dir unangenehmen

Umstand gebeu, den dein Gegner nicht hervorkrameu wird!

«Vierte Regel: Mache deine Angaben genauest. Genau

heißt: konkret und sachlich. Sprich nicht in Allgemeinheiten, wie

»Sie hat mich schwer beleidigt«, sondern sage sofort: »Sie sagte
zu mir, ,du freches Ding, du nnordentliche Person« «, denn es
interessiert nur, was sie gesagt hat. Ob diese oder ähnliche

Worte eine Beleidigung sind, dariiber hast nicht du zu be-
finden, sondern das wird Sache des Urteils sein. Sage nie:

.,Alles hat zugehört«, sondern sage: «Zugehört haben Frau
Lndmilla Hoffmann, Wien, VI1., Lacknergasse 5, Tür 8, und

ihre Tochter Anna.« Sage nicht: »Das weiß das ganze Haus«,
sondern sage: »Das weiß Herr Philipp Nehr, Schneider in

Krems Nr. 2014« u.a.m. Ein Zeuge, dessen Name und
Adresse genannt ist, kann den Prozeß für dich entscheiden; ein
Dutzend Zeugen, die du wohl in peatore hast, aber nicht nam-

haft machtest, nützen gar nichts. Hab auch keine falsche Scheu,
jemanden mit einer Zeugenaussage zu behelligenz es ist keine
Gejälligkeit dir gegenüber, sondern seine verdammte Menschen-
pflicht (Staatsbiirgerpflicht, auf deren Nichterfüllung Strafe steht),
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vors Gericht nnd den Behörden »als Zeuge die-Wahrheit zu« sagen.

Denke darau, wie viele Stunden dieselbe Person im Laufe eines

Jahres an weniger wichtige Dinge verwendet, wieviel Zeitsie

wohl iibrig hätte, deinen Fall zu beschwatzen; nnd dann laß

deine falsche Scham —- und nenne einen Tatzeugen einen Zeugen.

Der Gang jedes Verfahrens ist auf dem Beweise aufgebaut. Der Rechts-
streit beginnt damit, daß der Kläger(Anzeiger) zu einem Gericht (Behörde)
kommt. Die Behörde oder das Gericht nimmt seine Angaben entgegen.
Aber: sie hält damit diese Angaben zunächst weder für wahr noch für
unwahr· Der Antragsteller selbst als Person ist ihr weder glaubwürdig noch
unglaubwürdig. Seine Klage (Antrag, Beschwerde) ist- zunächst nur die-
Münze, welche den Automatismus des Rechts in Bewegung setzt. Der
zweite automatische Schritt der Nechtsmasrhinerie ist sodann die Einholung
der Gegenäußeruug der beklagten (beschuldigten) Person. Der Gegner wird
uormalerweise zunächst alles bestreiten, vorsichtsweise oft im Anfang sogar
Einwendungen vorbringen, von denen er selbst und die anderen wissen,
daß sie unzutreffend sind.

Vor solchen Beftreitungen und Gegenäußerungen geraten Laien meist
in helle Empörung. Sie fürchten, daß der gute Eindruck-ihrer Klage
auf das Gericht rettungslos zerstört sei, sie erwarten, daß der Anwalt
stammenden Protest einlegt und womöglich verhindert, daß der Richter diese
Gegenäußcrung überhaupt zu Protokoll nimmt. Aber ihre Aufregung ist
ganz unzeitgeinäfz. Denn für den Richter ist diese Gegenänßerung (Klage-
beantwortungz an sich ebenso unmaßgeblich wie deine Äußerung (Klage) selbst.

Nach der ntgegnung des Gegners wird vom Gericht Beweisb es chluß
Mußt Das heißt: bis zu diesem Augenblick konnten beide Teile das
« aue vom Himmel behaupten. Die Sanktion für mutwillig falsche Angaben
bei einem Zivilprozeß ist darin gelegen, daß der Unterliegende seine und
des Gegner-s Kosten zu bezahlen hat —- und bei einer Auzcige an das
Strafgericht liegt sie in der Ehrenbeleidigungstlage, die der Auge-zeigte
einbringen kann (bzw. wenn der Anzeiger jenianden wiss entlich fäls lich
einer ftrafbaren Handlung befchuldigt, kann sogar die Anzeige wegen « er-
brechens der Verlenmdung gegen ihn erstattet werdens. Bei einem Zwil-
prozeß wird also nach Anhörung des Vorbringens beider Parteien das
eigentliche Verfahren begonnen und zugesehen, wieviel von ihren beider-
seitigen Behauptungen sich wird beweisen lassen. Nur was bewiesen
werden kann, hat für das Gericht Wert.

Die Beweise sind vor allem durch Zeugen, Sachverständige und Urkunden
zu führen Sobald durch diese Mittel die Klärung derSachlage nicht
herbeigeführt werden kann, wird der Richter auch die Streitenden selbst
zur »Parteienvernehmung« heranziehen. Nur der Richter kann nach freiem
Ermessen bestimmen, ob nnd welche Partei er zur Ablegung eines Eides
zuläßt; und nach der »freien Beweistoitrdigung« steht es ihm ganz frei,
welche Glaubwürdigkeit er einer Aussage beimißt. Jm allgemeinen wird
der Aussage eines nnbeteiligten Zeugen mehr Wert beigelegt als der eines
Beteiligten. Das ist der Preis, den Osterreich dafür zahlt, daß man hier
nicht das Delikt des fahrlässigen Faljcheides kennt. Man geht von der

vsy ologis richtigen Einsicht aus, dan ein Beteiligter unter so starkem
psh ologis sen Drucke stehe, daß Erinnerungsverschiebungen bei ihm leicht
vorlommen können, und daß es ihm oft nicht zuzumuten sei, das für seine
Sache llngünftige selbst vorzubringen. .
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«- Jnt Strafprozeß wurde diese Maxime so weit gesteigert, dast- ein als
Pefchnldigter Veruommeuer auch subjektiv nicht die Wahrheit zusagen braucht:
dicKehrfeite dieser Freiheit zu leugnen besteht freilich «darin,-dasz die
Aussage eines Beschuldigten durch das Strafgericht dahin geprüft wird,
ob sie an sich glanbwürdig ist oder durch andere Umstände gestützt erscheint.
Jm übrigen: es obliegt nicht dem Angeklagten, seine Unschuld zu
erweisen; sondern der öffentliche Autliiger much der Privat-

CUUZMO muß dessen Schuld beweisen. Ein Angellagtcr lann also
thevkclksch ruhig sagen: Jch leugne. Dann kann er Stillschweigen beobachten
und das Verfahren mus; dennoch feinen Fortgang nehmen. .

JM Zivilpkvzefz obliegt jeder der« Parteien, zu beweisen, was sie be-
hauptyt hat. Der Gegner lann sich darauf beschränken zu sagen: Jch bestreite.
ZU UUzklUcn Fällen, z. B. bei Vateischafteprozesfeih sind die Beweisregeln
VLIU Gesetzes wegen geordnet. Aber jedenfalls: Du mußt beweisen nnd wo-

thlilch nicht durch dein eigenes Zeugnis, wenn du etwas für wahr gehalten
haben willst.

Fünfte Regel: Erknndige dich um Namen, Beruf und-Adresse
deiner Zeugen, ehe du zu deinem Anwalt oder zu( Gericht gehsty

(Jst dieseErkundigung mit Mühe verbunden, so sage dir, daß
diese Arbeit dir doch nicht erspart bleibt.) Kannst du sie nicht
erhebem teile dies sogleich mit, damit man Schritte bei der
Polizei unternimmt. Schreibe dir alle Ziffern nnd Daten anf;
Es kommt auf Ziffern, Daten, Falten an. .

Werden Einzelheiten, Zeugen, Taten erst später vorgebracht, weil die,
Information der Partei nuznlänglich war, so bedeutet das eine Ver-«
zögetung Erschwerung, Verteuerung des Verfahrens und unter allen Um-.
standen eine Gefährdung des Erfolges.

· -,Auwålte werden meist die Geduld aufbringen, ans den wirren Er-
zahlungen der Partei den nmszgeblichen Kern l)eranszusel)ülen (es«lostet·il)re
th und das Geld der Partei . Der Gerichtsheamte nnd der Richter selbst
hkkben dazu weniger Muße. sie ärmer und unerfahrener die Partei, desto
Mchtlger ist also für sie die Beachtung unserer Regeln.

»Scchfte Regel: Rede klar nnd offen, mache keine Winkel-

ngei Lklß dich durch Winkelziige der Gegenseite aber auch nicht
aus;«dein Gleichgewicht bringenl Der Richter ist nicht sp Un-
cPfahkcni daß du hoffen kannst, ihn hineinzulegenz also wird er

sich auch nicht von deinem Gegner hineinlegen lassen. Wenn du
aber den Kopf-verlierst, wird er nie erfahren, was sich gegen
das Vorbringen des Gegners wirklich anbringen läßt. Verlier-

Ulcht vorzeitig«die-Nerven. Aber verbeiße dich auch nicht in
undurchsetzbare Forderungen. Es gibt Fälle, wo der Billigkeit
nicht zum Siege««verholfen werden kann. "

Daraus folgt die siebente Regel: Besser tvorher geforgt,«

Kls,«."achhersbeklsagt.«.an verwickelte-Angelegenheitenlößt man
stät-ohne fachmännischen«-Rat nicht ein. Fachmännifchen Rat

erholt man sich in einer Gerichtskanzlei. bei-den «-znftändig«en«
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Behörden, bei einer öffentlichen Rechtsberatungsstelle, bei einein

Anwalt oder Notar; niemals bei einer Nachbarin oder dem

Winkelschreiber. Keine Ansrede! Es ist kein Dörfchen so klein,

dasz nicht ein Weg zum nächsten Bezirksgericht oder wenigstens

zum Gendarmeriepostenkonnnando oder zum Gemeindeamt führte.

Achtens: Laß dein gutes Recht nicht einrosten. Nicht
nur Seide wird vom Liegeu briichig. Die Geltendmachnng von

Ansprüchen ist an Fristen gebunden. Diese sind sehr verschieden:

3 Tage, 8 Tage, 14 Tage, 6 Wochen, 6 Monate, 3 Jahre,

30 Jahre. Bei einigen Fragen, wo sie eine besonders wichtige

Rolle spielen, werden sie im folgenden angegeben werden. Aber

sticht immer. Und auf jeden Fall: erforderliche Schritte tue

·ofort.

Bei gerichtlichen Bescheiden ist im Vordruck meist die Zeit
angegeben, innerhalb deren man ein Rechtsmittel erheben kann.

Lies daher jede Zustellung von Anfang bis zu Ende. Es ist

kein überslüssiges Wort drin. Laß aber deine Antwort nicht

aus den letzten Tag. Kommst du am letzten oder vorletzten Tag
in eine Anwaltskanzlei und verlangst die Fertigstellung einer

Berusungs- oder Rekursschrift, kann es dir geschehen, daß wichtige

Unterlagen nicht mehr beigeschasst und eingesehen werden können.

Und glaubst du, daß juristische »Postarbeit« besser ausfällt, als

tkvenn der Anwalt Muße und überlegnng darauf hätte verwenden

önuen?

Neuntens: Sprich vor Gericht kurz, zur Sache und langsam.

Der Richter kennt die Sachlage nicht so gut wie du. Er muß

sich erst hineindenken. Deine Nervosität macht ihn nervös. Deine

Klarheit ermöglicht ihm, deuten Standpunkt zu verstehen und

jene Sympathie zu fassen, die wahrem Verständnis fiir eine

gerechte Sache entspringt.

Letzte Regel: Jutekcssiere dich fiir das Rechts-leben deiner

eit.

Aus der lebendigen nnd verständnisvollen Anteilnahme am

Rechtsleben wird sich für jeden einzelnen erhöhter Rechtsschutz

nnd für das Ganze erhöhte Rechtssicherheit ergeben; und nur so

werden wir wiedergewinnen, was die Vergangenheit besaß, uns

aber lange verloren schien: eine lebendige, von den Kräften und

dem ver-stehenden Willen des Volkes getragene Rechtsbildung.

Das Recht der Zukunft zu schaffen, ist Aufgabe unserer

Generation, unserer Frauen. Dazu müssen fie das Recht der

Gegenwart kennen nnd ein wenig auch vom Recht der Ver-
gangenheit-wissen . .- , s
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Wenn du inniger in das Rechtsdeiikeu eindringst, wird es

dif: leichter werden, ein juristisches Buch oder ein Gesetz zu

e en.

Dies aber muß man, wenn man irgendwann und irgendwie

praktisch eine Rechtsfrage beurteilen will. Jeder Kommentar und

jede Einführung setzt das Gesetz uud seinen Wortlaut voraus.

(Diese erste Einführung in ganz besonderem Maße, die in vielen

Fällen bewußt darauf verzichtete, die mannigfaltigen Eingan-

znngeii nnd Einschränkungen des Gesetzes nachziizeichnen, um

nicht durch die Fülle des Materials die allgemeinen Grundzüge

zu vktwischem auf deren Eiuprägung es ankani.) «

Dleset Wortlaut aber ist praktisch entscheidend. Was der

Wortlaut nicht deckt, nicht aiisdriicklich sagt, ist nicht Recht und

Ulcht Gesetz, auch wenn es noch so billig und gerecht wäre.

Man muß daher diesen Wortlaut stets zur Hand nehmen, wenn

man sich in eine Frage vertiefen will.

Zugleich ist aber leider der Gesetzestext nicht immer leicht zu

lesen. Um ihn zu verstehen, muß man eine allgemeine Ahnung

haben, worauf er hinaus will — deshalb wurde im folgenden

womöglich nicht die juristische Terminologie angewendet oder der

Wortlaut der Gesetze wiederholt, wie es sonst (vorsichtige) Ge-

pflogenheit der Kouimentatoren ist. Hat man sich aber einmal

diese allgemeine Ubersicht angeeignet, unterlasse man es nicht,

in jedem Fall den Text ganz genan, ganz langsam, Wort für

Wort, unter genauer Beachtung aller Verweisungen auf andere

Paragraphen desselben Gesetzes und anderer Gesetze zu lesen nnd

durchzudenken. Kein Wort ist überflüssig. Erscheint einein eines

fehl um Platz, so ist dies ein Warnungszeicheii zu verdoppelter

Achtsamkeit.

Wurde eben hervorgehoben, daß der Text von Gesetzen nicht
ohne weiteres zu verstehen sei und daß sich der Laie eines

guten Führers versichern möge, um nicht für Mißverständnisse

Lehrgeld zu bezahlen, muß man sich anderseits von dem Wahne

freimachem daß sich nur ein Fachgelehrter hier zurechtfiiiden

konnte. Es gibt Gesetze, die jeder nicht nur gelesen haben;

sondern selbst besitzen sollte, um jederzeit nachsehen zu können.

Besitzen, werden da manche seufzen, wohl, aber wie bekommen?

Jst das nicht unbeschreiblichzteuerP Nein. s - — ’ - «

Man kann ein beliebiges Gesetz unter Angabe seiner Nummer

UUP des Jahres seiner Kundmachnng bei der Staatsdruckerei.·

WJeth I., Seilerstätte, beziehen. Um dies zu erleichtern, wurde

bei den wichtigsten erörterten Gesetzen und Verordnungen ihr
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Name-und die-— Nummer (am Rande bei der -Marginalrubrit)

angegeben. Steht dort z. V· »Schauspielergesetz BGBl. 441X1922«,"

so bedeutet dies, daß das betreffende Gesetz im Bundesgesetzblatt,

dem ossiziellen Organ des Bundes -(in der Monarchie hieß das

Kundmachuugsorgan ,,Reichsgesetzblatt« [RGBl.], iu den ersten

Jahren der Republik »Staatsgesetzblatt« [StGBl.]), in welchem

alle Gesetze »kundgemacht« werden, als Nr. 441 des Jahrganges

1922 erschien und daß man, wenn man dieses Blatt verlangt-

sagen muß »Nr. 441 von 1922, Schauspielergesetz«. -

Für einzelne Gesetze bringt die »Tagblatt-Bibliothek« billige-

iuit Erklärungen und Beispielen und Hinweiseu aus die Praxis

versehene Ausgaben, die recht empfehlenswert sind.

Wer sich für juristische Fragen wirklich interessiert, scheue sich

nicht, die umfangreicheren, aber dafür auch unendlich reichhaltigereu

Ausgaben zu kaufen, wie sie die ,,Staatsdrnckerei« oder der

Verlag ,,Manz« herausbringt -

Aus der Literatur sei siir das Gebiet des bürgerlichen Rechtes

hier beispielsweise auf das. »S1)ste1n des österreichischen allge-

meinen Privatrechtes« von Armin Ehrenzweig (Manzsche Verlags-

und Universitätsbuchhandlimg) und den im Verlag der Staats-

druckerei von Heinrich Klang herausgegebenen außerordentlich

umfangreichen ,,Kouimeu1ar zum allgemeinen bürgerlichen Gesetz-

buch« verwiesen. Für das Arbeitsrecht besitzen wir die vor-

trefflichen Werke von Grünberg, Adler und Max Leder-er.

Ju manchen Fällen gibt es Textausgaben, die so reichhaltig

sind, daß sie einen Kommentar ersetzen, z. B. die Bearbeitung

des »Jugendgerichtsgesetzes« von Ludwig Altmanu (Staats-

druckerei).

Alle diese Namen sind nur als Beispiel genannt oder als

Fnudquelle, die zum Weiter-eindringen hilft.

Wer sich in dies Studium vertieft, wird bald bemerken, wie

viele tausend Jahre lang schon die besten Köpfe, seine Gewissen

und gute Herzen darum gerungen haben, den Menschen ebenere

Wege durch das Gestrüpp des sozialen Lebens zu bereiten, wie

viele Richtungen einander schon ablösten, wie vieles man schon

versuchte und wie vieles schon mißgliickte,1uid wie doch nur

nimmermüder Enthusiasmus das Gesetz lebendig erhalten kann

als die wenn auch kleine, beschränkte, relativiette Spiegelung

dessen, was in unseren Herzen als das Streben nach Gerechtig-

keit wohnt. » « . » .



I. Kapitel.

Mutter nnd Kind in Familie nnd Gesellschaft

- § 1. Der Schutz der Ungeborenen.

Nicht mit unserem kleinen Ich, das wie eine Blume ausblüht »Hm-i aut-
und wie ein Gras am Abend verwelkt, entsteht die Welt und « M·
verschwindet die Welt. Nicht unser Wille, mag er sich auch in
prometheischem Trotz zum Himmel erheben, bestimmt den Gang
des Lebens-, sondern in eiserner Ordnung herrschen Gesetze:

Gesetze der Natur, Gesetze des sozialen Lebens. Sie bereiten uns
Wesensart, Tod und Schicksal, vielleicht schon Ansälligkeit siir
Krankheiten oder Gesundheit und Langlebigkeit, ehe wir den
ersten Schrei getan. Und wenn die Seele den Leib verlassen,
zerfällt er wieder nach Gesetzen, die wir nicht gemacht, nicht
gewollt und nicht einmal recht ahnen. Und doch: nicht nur

passiv lebt das Lebendige· Anders wird die Welt durch jedes
, Lebewesen. Jst das ewige Gesetz nnentrinnbar wie-die Atmo-

sphäre, in der man sich bewegt, so ist die Wirkung auch des
bescheidenen Korallentierchens ewig und nnverlierbar. Zwang
und Freiheit sind im Kosmos in wnnderbarer Weise vereint.
Durch Anerkennung der Naturgesetze wurde der Mensch zum
Herrn der Erde. Gehorsam hat ihn von Kuechtschast, Angst nnd
Unterdrückung freigentacht.

So umfangen ihn auch Gesetzlichkeit, Recht und Ordnung-
bevor er geboren ist. Und Recht und Ordnung lassen ihn, seine

Wlllkükkchkkit zugleich beschränkend, über das Grab hinaus

als rechtliche Person dauern. Nicht Willkür hat diese Ordnung

ekiundelh sondern koralleurifsartig ist sie ans dem Niederschlag

der Erfahrung von Jahrtausenden entstanden, die das liberleben
des Geeignetesten sicherte. Das will nicht heißen, daß die Ent-
wicklung- des Rechtes abgeschlossen sei — niemals hat Lebendiges
em Ende. Aber es bedeutet, daß es sich hier-um kosmische

susttlmmenhänge handelt, die man durch sEinordnung beherrschen
ern.

»Was istder Zweck der Gesetze? Ordnung. Gesetz ist Die
Begriff gewordene Ordnung. Aber der Zweck. der-Ordnung Jst

s« 9
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Schutz. Die Gesetze sollen schiitzen und sichern. Sie sichern

den Bürger gegen seinen Feind. Sie sichern ihn gegen seine

eigenen bösen Triebe. Das ist der innere Sinn des Strasrechtes.

Sie sichern ihm sein bürgerliches Recht, Eigentum und Erwerb,

den Zusammenhalt des Familieuverbandes und die Freiheit der

Vergesellschaftung zu erlaubten Zwecken. Das ist der Zweck des —

bürgerlichen (Privat-) Rechts. Sie sichern seine Stellung inner-

halb des Staatsgefiiges, innerhalb der öffentlichen Ordnung und

innerhalb der Ordnung der Völker. Das ist der Sinn des öffent-

lichen Rechts und des Völkerrechts.

Alle Bundesbürger sind vor dem Gesetze gleich; Das ist der

oberste in unserer Verfassung verankerte Grundsatz. »Vorrechte

der Geburt, des Geschlechtes, des Standes, der Klasse

und des Bekenntnisses sind ausgeschlossen.«

Aber dennoch herrscht in unserer Gesetzgebung ein Grundsatz,

der die Tatsache ins Auge faßt, daß nicht alle Menschen gleich

geeignet sind, sich des allgemeinen Schutzes der Gesetze mit gleichem

Vorteil zu erfreuen. Deshalb scheidet das Gesetz zwischen den

Starken, Vollverpflichteten und Vollberechtigteu, denen zuzumuten

ist, daß sie sich um ihre Rechte selbst kümmern (denn ein Recht muß

wahrgenommen werden« Rechte sind für die Wachsamen da, sagte

der Lateiner), und jenen, welche dies noch nicht oder nicht mehr

können, den Unmündigen, Minderjährigen, Geistes-kranken, Ab-

wesenden u. a. m. Der Schwache steht unter dem besonderen

Schutz des Gesetzes.1)

Es gab eine Zeit, wo dieser Gesichtspunkt tief iu das Leben

der Frau eingriff. Die Frau galt als die Schwache, als die im

besonderen Maße Schutzbediirftige. Sie stand unter dem besonderen

Schutze des Königs; es war Ritterpflicht, die Damen zu schützen.

Wenn sie ein Verbrechen beging, wurden besondere Strafarten

über sie verhängt —- daß sie nach unseren Begriffen milder ge-

wesen wären, läßt sich nicht sagen. Zugleich wurde sie, unter

Berufung auf ihre Unfähigkeit, ihre Angelegenheiten selbst zn

verwalten, unter »Geschlechtsvormundschaft« gestellt. Während

sonst nur Minderjährige oder Geistesschwache unter Vormund-

1) Mancher wird meinen, daß dieser Schutz problematisch sei, daß er in
der Praxis oft an der falschen Stelle einsetze, daß der Schu der Starken
wichtiger sei als der der S wa en, der der Lebenden wi tiger als der
der Ungeborenen. Das alles tnd ragen, welche für die Weiterentwicklung
des Rechtes von Bedeutung sind. Hier können sie nicht behandelt werden.

Hier handelt es sich darum, das beste endc Rechts-in einen Tendenzen
nnd in« seiner Praxis auszuzeigen und ve titndlich zu ma en. - -
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schaft standen, folgte bei der Frau ans die Vormundschaft des

Vaters die des Mannes und zuletzt die des Sohnes. Siekonnte

nicht im eigenen Namen klagen und nicht geklagt werden. Und

vieles andere·

Diese Anschauung ist allmählich im Verschwinden. Ju Oster-

teich besaß die Frau seit mehr als einem Jahrhundert Freiheiten,

um die man im augelsächsischen und französischen Rechtskreis

heute noch kämpft. Die Frau wird nicht mehr von Geschlechts

wegen als schwaches nnd schntzbediirftiges Wesen betrachtet. Aber

die Frau als Mutter steht noch immer unter einer Sonder-

gesetzgebung Man schützt durch soziale Maßnahmen das Kind,

das immer unter besonderem Schutze stand, in der Mutter.

Kinderschutz und Mutterschutz ist nicht zu trennen. Freilich be-

dingt dieser soziale Schutz auch eine Beeinträchtigung der Frau

im Erwerbsleben. -

Der Schutz der Gesetze beginnt mit dem Augenblick der

Empfängnis. Er dauert im allgemeinen nach dem Tode des Ge-

Ehrgtzten bis zur Einantwortung seiner Verlassenschaft an die

i eu. .

Dem Embryo wird ein doppelter Schutz gewährt: die Erhaltung

der ihm einst zukonnuenden biirgerlicheu Rechte (Eigeutum und

Fazitizlziexstand im besonderen) und der Schutz für seine Gesundheit

un e eu.

Der Embryo wird, wo es sich um seine Rechte handelt, vom

bürgerlichen Gesetzbuch so betrachtet, als wäre er bereits

geboren. Jin Schoße der Witwe gilt er schon als des vor-

verstorbenen Vaters Erbe. Scheukuugeu eines Kinderlosen sind

vorläufig bedingt durch die spätere Geburt eines gesetzlichen Erben.

Wichtiger noch war die Rolle der Nachkommenschaft, wo es sich um

Fideikommisse handelte.

Praktisch wichtiger ist die Sorgfalt, die der Erhaltung des

Lebens und der Gesundheit der Leibesfrucht zugewendet wird. Jn

eEiter Linie ist dies Ausgabe der Mutter. Doch bedarf gerade

die werdende Mutter selbst — das Kind in ihr und sie selbst,

geschwächt und in ihrer Erwerbstätigkeit gehemmt, wie sie durch

die Schwangerschast ist, der besonderen Fürsorge und Hilfe —

besonderer sozialer Maßnahmen. ·

Diese bezwecken zum Teil »Aufklärung« über die Funktionen

der Mutterschast. Jn den meistenStädteu und auch an» vielen

Orten auf dem Lande sind »Schwangerenberatuugsstellen«, Mütter-

beratungsschulen und dann ähnliche Institutionen gegründet worden.

11
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Abtrellsiing,
S m Etw.

Essgibt Fürsorgerinnen oder Gemeiiideschwesterii, die zur Beratungs

von Schivangereii verpflichtet sind. «

« Weiters soll der Schwangeren in der letzten Zeit vor der

Entbindung die Berufstätigkeit erspart werden. Die Kranken-.

versicherungen sehen daher vor, daß jenen unmittelbar versicherten

Schwangeren, welche sich während der Zeit von sechs Wochen

vor der Entbindung der Arbeit enthalten, eine Unterstützung

gewährt wird.1)

Weibliche Angestellte dürfen bei Vorweisung eines ärztlichen

Zeugnisses über den Stand·ihrer·Schwangerschaft sechs Wochen

vor der Entbindung ihre Dienstleistungen einstellen; bei Schau-

spielerinnen kann dieses Fernbleiben vom Dienst bis zu zwölf

Wochen dauern. Nach den meisten Laiidarbeiterordiiungen

ist Schwangercn Schonung zu erweisen.

Das Strafgesetl schützt das Leben des Eiubryos. Daher wird

Abtreibung derzeit als »Verbrecheu« bestraft.

Abtreibnng im Sinne des Strafgesetzes ist jede Handlung, durch welche
ein lebensfähiger Embryo getötet wird, sei es, dasi es sich uni eine vor-
zeitige Herbeiführnug der Ausftoßung des Keimes oder um eine Entbindung
handelt, bei der die Tiitiiiig des Kindes beivirtt wird.

Sie ioird an der Mutter« nnd aii jedem, der ihr hiebei Hilfe leistet
(Medilainente verschafft) bestraft: über den mitschuldigen Vater ist die Strafe
mit Verschärfung zu verhangen. Noch strenger wird der bestraft, der wider
Wissen und Willen der Mutter die Abtreibnng der Leibesfrucht bewirkt,
zumal wenn die Mutter dadurch Schaden leidet (schweren Kerker bis zu
zehn Jahrrn).

Es wird oft gefragt, ob auch jene Frau sich strafbar mache, welche sich
unter Zwang zu einer Abtreibuug versteht. Dies ist zu verneinen. Wer eine
Frau unter Anwendung von wirtlicher Gewalt oder unter Androhung
eines Ubels, das gegründete Vesorguis einzuslöszen geeignet ist, dazu antreibt,
sich einer Abtreibung zu unterziehen, begeht seinerseits das Verbrechen der
Abtreibung und auch das Verbrechen der öffentlichen Gewalttätigleit durch
Erpressung an dieser Frau. Die Frau, die sich unter seinem Druck zu
einer ihner Absicht zuwiderlanfenden Tat entschlossen hat« ist straffrei. Aller-
dings niiisz die Drohung init gegenwärtigen anders als durch die Handlung
nicht abziiwehrender Gefahr verbunden fein.

Das neue Strafgesetz wird wahrscheinlich bedeutend mildere Strafen
vorsehen. Doch geht der Kampf, dervon verschiedenen Gesichtspunlteii gegen
den ,,§ 14st« geführt wird, uin mehrals eine Milderung des Strafmaßes.
Vielmehr tritt man dafür ein, es solle der Mutter freigestellt werden, ob
fie ihr Kind austragen will, oder es soll ihr und dem Arzt wenigstens ein
beschränkter Spielraum der Entscheidung sreibleibeur Nach bestehender übung
blieb Abtreibung straslos, wenn sie nachweislich wegen einer das Leben
der Mutter unmittelbar bedrohenden Gefahr vorgenommen wurde. Es wird
nun vorgeschlagen, daß, wenn inan schon der Mutter die Entscheidung nicht
ganz frei überlassen wolle, neben dieser sogenannten »medizinischeu«- Judi-

.- «1) Nähercs hierüber-bei den-einzelnen Berufsgrnppenj

p·



tation auch die Beachtung der »eugenetischen« (Vernichtuug eiires Keimes, der
voraussichtlich ein gesundheitlich oder geistig minderwertiges Individuum
werden würde) itnd der »sozialcn« (Vernichtung eines Keimes, für den nach
seiner Geburt angesichts der sozialen Stellung seiner Familie nicht gesorgt
Tit, der vielmehr das Lebensniveau der bereits Lebenden noch niehr herab-
drücken würde) Jnditation Ärzten oder sonst zuständigen Personen» sreii
gegeben werde. Der tschechoslowaiischc Strafgesetzentiviirs hat sich, niit der
Begründung dass u. a. auch ein un ehenimtcs Anwachsen der Bevölkerung
nicht wünschenswert sei, aus diesen standvunkt gestellt.

§ 2. Der Schutz der Neugcborcneu.

Schutz der Neugeborenen ist praktisch am besten durch Schutz
der Mütter zu erreichen. Deshalb versuchte man den Wöchnerinnen-

ichUtz in den letzten Jahren uiusassender zu gestalten. Den
gebärendeu Müttern sollte gute und sachgemäße ärztliche nnd
Hebanintenhilse zur Verfügung stehen; sie sollten von schwerer
Arbeit entlastet werden; man propagierte das Selbststilleu und
unterstiitzte es durch Beratung und finanzielle Unterstützung der
Mütter u. a. m.

Ein sehr großer Teil der Bevölkerung Osterreichs, gewerb-
liche Hilssarbeiter, Hausgehilfen und Landarbeiter, Heimarbeiter,
Haus-besorgen Angestellte, Biindesangestellte und Gemeindeangestellte
und auch so manche Selbständige, z. B. kleine Landwirte und
Pächter, gehören zu einer oder der anderen obligatorischen oder
freiwilligen Krankenversicherung welche auch den Mutter-

Muttetsitutp

Sozial-
versiche-
rnng.

und Wöchnerinnenschutz zu ihren Aufgaben zählt, iind zwar-

spwohl für die ,,utimittelbar Versicherteii«, die im Erwerbslebeii
Stehenden selbst, wie für ihre Angehörigen, die ,,mittelbar

kaiicherteii«, sei es auch nur als satzungsmäßige Mehrleistung,
wie z. B. die Arbeiter- und Landarbeiterversicheruug

Bedürstige Mütter,,die weder unmittelbar noch mittelbar die
Wohltaten einer Krankenversicherung genießen, müssen, wenn sie
iiiederkoinnicn, von der Gemeinde ihres jeweiligen Aufenthalt-F-
o·rtes unterstützt werden. Sie haben Anspruch auf gebnrtzshilp

Flchell Beistand durch Hebamme und Arzt und aus Befriedigung
Ihrer dringendsten Bedürfnisse. Es ist dann Sache der Gemeinde,

ob sie sich bei jenen Personen, welche zum Unterhalt von Mutter
und Kind in dieser Zeit verpflichtet sind, oder bei der Gemeinde,
ni welcher die Mutter zuständig ist, später Ersatz für ihre Aus-

lagen holen kann. Jedenfalls muß sie zunächst eiiigreifen. · Die
Mutter hat sich daher ohne Scheu an die Gemeinde (inagistra-

Fisches Bezirksamt in Wien) oder an ein Krankenhaus, wenn

Ihr Zustand dies erfordert, oder aii den Amtsarzt und die
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Hebamme ihres Sprengels wegen Versorgung zu wenden "(immer
unter Mitnahme ihrer Papierell und nicht erst im letzten Augen-
blick vor der Entbindung).

Zuden »Angehörigen«, welche mittelbar versichert sind und welche
auch dte Unterstützung der Kasse bei ihrer Entbindung genießen, gehören
vor allem dte Ehegattin laut-Z nach Auslösung der Ehe durch Scheidung
oder Tod des Gatten, wenn die Fhescheidung nur nicht aus ihrem Verschulden
erfolgte, erfolgen die Leistunan der Kasse, wenn das Kind innerhalb von neun
Monaten geboren wurde) und bisweilen die Wirtschaftsführerin1) (Lebens-
gefährtinfz überdies sind auch Kinder, Wabllinder und Stiefliuder, ferner
in manchen Fällen Eltern (Grvseltern), mittelbar versichert, immer unter
der Bedingung, daß sie mit dem Versicherten ständig im gemeinsamen Hand-
halte leben, von ihm wesentlich versorgt werden und nicht selbst in einer

versicherungspflichtigen Beschäftigung stehen oder freiwillig versichert sind.
Der Kreis der mittelbar versicherten Angehörigen ist nicht ganz gleich bei
allen Kategorien von Versicherten. Auch die Leistungen der verschiedenen
Kassen sind nicht gleich. Das ängt zum Teil damit zufammen, daß schon
nach den zugrunde liegenden ge etzlichen Vorschriften für eine oder die andere
Kategorie verschieden gesorgt ist — entweder deshalb, weil die Bedürfnisse
verschieden sind oder mit Rücksicht aus die höheren Leistungen einer Kategorie
von Versicherten —, zum Teil hängt es aber auch davon ab, wiesern die
einzelne Kasse ihre Leistungen innerhalb des satzungstnüßigen Rahmens
ausdehnt. Man muß sich also immer bei seiner Kasse erkundigen, welche
Leistungen gewährt werden.

Bei den der Angestelltenversicherung unterliegenden Personen

erhalten die unmittelbar Versicherten selbst dieselben Leistungen

wie die Ehe-stauen von unmittelbar Versicherten; nämlich Kranken-

hilse und Krankenpflege (geburtsärztlichen und Hebammen-

beistand, Medikamen·te, Heilbehandlung, eventuell Unterbringung

in einer Gebär- oder Krankenanstalt), daneben während der

ersten sechs Wochen nach der Entbindung eine Wochenhilfe iu

bar, weiters eine Stillprämie und schließlich eine einmalige

Aughilse

Die Kassen, welche dem Arbeiterkrankenversicherungggesetz gemäß

aufgebaut sind, gewähren ihren unmittelbar versicherten Mit-

gliedern bei einer den statutenmäßigen Bestimmungen entsprechenden

Dauer der Versicherung dieselben Vorteile (Krankenhilse, Wochen-

hilfe, Stillprämie), wenn auch in entsprechend einfacherem Ausmasze,

aber nicht die Geldaushilse Bei mittelbar Versicherten erstreckt sich

die Mutterhilfc bei der Arbeiterkrankenversicherungskasse Wien z. V.

I) Nach dem AngVG. 1928 ist die Wirtschaftsführerin »AngeZörige«, wenn
eine mit dem männlichen Versicherten im gemeinsamen Haus alte lebende,
arbeitsfähige Ehegattin nicht vorhanden ist (bei weiblichen unmittelbar
Versicherten, wenn und solange diese versicherungspflichti sind oder Hilf-
losenzufchuß beziehen), nachdem sie durch eine bestimmte Zeit im Haushalt
ununterbrochen gelebt und unentgeltlich die Wirtschaft geführt hat·
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anfänglich nur auf Hebammeiientschädiguiig und Stillprämie Jst der

Ehegaite durch längere Zeit versichert gewesen; erhoheii fich die

Lklstungem Ubersteigt die Mitgliedschaft die Dauer eines Jahres-

wird die Ehegattin (schuldlos Geschiedene, Witwe bei einer

Niederkunft binnen neun Monaten, Lebensgefährtin bei einem

gemeinsamen Haushalt von mehr als acht Wochen) kostenlos in

einem Ciitbindungsheiin der Kasse iiiitergebracht; sie bezieht dann

die Stillprämien durch 26 Wochen.

ZUV GRETCHEN Behandlung der in ossener Armenpflege Stehenden ist in
ctftet Lmle der Amtsarzt (Gemeiiidearzt) berufen· Er hat auch die Tatigleit
der Hebainuien seines Sprengels zu überwachen. eDie Hebamcnen unterstehen
der Sniiitätsbehbrde, die ihnen die Niederlassiingsbewilligung erteilen und
wieder entziehen laiiii. Sie müssen an einer iiiläiidischen Hebammenlehri

anstalt eiu Diplom erworben haben. Um sich die letzten Errungenschaften
strztlicher Forschung anzueigncii, müssen sie sich regeluiäizigeii Wiederholunge-
tiirsen unterziehen.

Hebaininen ind zur Wahrung des Berussgeheimuisses verpflichtet. Man
tanii ihnen gegenüber daher ebenso offen precheii wie gegenüber einem
Arzt oder Anwalt. Doch sind sie verpflichten ei gewissen Krankheiten, z. B-
Wocheubettfieber, eine Aiizeige zu erstatten, und müssen auch dort, wo ein
Generalvormnnd bestellt ist, diesen binnen 24 Stunden von der Geburt
jedes leehelichen Kindes verständigen.

Oft fklld Hebammm für einen bestimmten Sprengcl bestellt. Dringen-

VIII Vclftkmd Darf eine Hebamme aber nirgends ohne triftigen Grund ver-

Welbckni III dklngendcn Fällen, ivo die rechtzeitige Zuziehuiig einer befugten
Hfbammc Ulcht Möglich ist, dürfen auch Laien geburtshilslichen Beistand
leisten. Wer solchen Beistand aber unbesiigterweise gewerbsmäßig leistet,
macht sich strasbar.

· Es ist Ausgabe der Hebannnen, dahin zu wirken, daß Mütter

ihre Kinder selbst und durch möglichst lange Zeit stillen. Ihnen

dies zu ermöglichen, siiid nicht nur die Stillprämien eingefiihrt

erdem sondern es ist durch das Gesetz vorgesehenz daß» z..B.

welbllchen Angestellten in solchen Fällen täglich zweimal se eine

lMilbe Stunde zum Stilleii freigegebeii wird.

Vergleich für Einzelheiten über die Leistungen der Kassen die betreffenden
Abschnitte des 1ll. Kapitels. ·

tSyphilitische Kinder, bei denen die natürliche Ernährung besonders

wichtlg Ist, können nur durch die Mutter selbst gestillt»werden.

Denn es ist bei Strafe verboten, Kinder, die an einer ubertrags

baren Krankheit leiden, einer Amme zu übergeben, weil diese

durch. sie infiziert werden könnte. « · · » »

Will man eine Amme einstellen, iniisz sie ein amtsarztliches

Zeugnis- das nicht älter ist als ein Monat, beibringen, das

bescheinigt, daß sie an keiner übertragbaren Krankheit leidet.« Auch

das Kind muß ein gleiches Zeugnis erhalten« Wer ohne solches
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Zeugnis eine Amme einstellt oder ein neugebornes Kind ohne

Zeugnis zum Stillen annimmt oder übergibt, wird von der

politischen Behörde mit Geldstrafe oder Arrest bestraft. Früher

bestanden nur strafrechtliche Vorschriften, wonach Frauen bestraft

werden, die als Ammen Dienst nehmen, obgleich sie wissen, daß ,

sie an einer ansteckenden oder Geschlechtskrankheit leiden (§ 379

StG., respektive die des §393 StG., wonach derjenige, der

eine Handlung oder Unterlassung begeht, von der er einzusehen

vermöchte, daß sie die Verbreitung einer übertragbaren Krankheit

herbeizuführen geeignet ist, also z. B. die Mutter eines fyphili-.

tischen Kindes, die wissentlich mit Verschweigung dieses Umstandes

dem Kind eine Amme ausnahm). «

Erkrankt ein Neugeborenes, so genießt es, auch abgesehen

von dem Schutze, den die soziale Gesetzgebung seiner Mutter

angedeihen läßt, aus eigenem alle Rechte. Jst einer der Eltern-

teile versichert, ist es »Angehöriger«; ist keiner versichert und

mittellos oder leben die Eltern nicht mehr, hat das Kind Anspruch

aus Armenversorgung und Unterbringung in einer Anstalt oder

Familie; zur besonderen Wahrung seiner Rechte ist das Pflegschafts-,

bzw. Vormundschastsgericht berufen. Selbstverständlich genießt es

deft ltitollen strafrechtlichen Schutz, wie er den Erwachsenen

zu te t. »

Daneben gibt es aber noch einige besondere Bestimmungen

des Strafgesetzes, welche sich mit dem Schutze des Neugeborenen

beschäftigen —- und zwar solche, die das Neugeborene gegen

seine eigene Mutter zu schützen bestimmt sind.

Stuf-We Ersahrnngsgemäß ist das Kind gerade im Zeitpunlt seiner Geburt — und
lieber Schutt nur zu dieser Zeit — durch die Mutter nnd gerade durch sie —- die im
Issosjssk ganzen späteren Leben seine festeste Stütze und Verteidigerin sein wird —-

. §§139,149«ff., bedroht. Die Aufregung und Schmerzen des Geburtsvorganges mögen dazu

389- TM beitragen, ihr die bevorstehenden Schwierigkeiten übermäßig groß erscheinen
Sth zu lassen. Der physiologische Vorgang der Schwangerschast an si bringt

sür die Frau eine Umstimmnng ihres ganzen Wesens uiit sich, die fi bis zu
einer Art geminderter Zurechnungssähiglcit steigern kann — nnd durch die
Geburt lann diese Herabsetzung der moralischen Widerstandsfahigleit noch
stei en. .

gis scheint auch, daß sich die vollen mütterlichen Liebesgefühle nicht

sogleich mit der Geburt einstellen, sondern erst nach einiger Zeit, insbe-
sondere nachdem das Kind die Mutterbrust genommen hat. Deshalb legt man
in Gebäranstalten nnd Wöchnerinnenleimen so viel Wert daraus, daß die

Mütter selbst stillen; denn dadurch wird nicht nur die «Lebenssähigkeit des
Kindes gesteigert, sondern auch ein engeres Band zwischen Mutter und
Kind geknüpft.

Diese psychologischen Erfahrungen scheinen sich mit einer alten deutschen

Rechtsregel zu berühren, wonach ein neugeborenes Kind getötet werden
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musik- solange es nicht irdische Speisen genommen hatte. Allerdings oblag
es nicht der Mutter selbst, einen solchen Tötungsbefehl zu erlassen« sondern
OF war Sache der Schwiegermutter oder des Vaters. Doch enthält gerade
die Stamnilegende der Weisen den Zug, daß sich die eigene Mutter ihrer
Kinder entledigen wollte. Sie hatte nämlich sieben Knaben zur Welt gebracht-
Und Mehrlingsgeburten galten früher entweder als böses Vorzeichen oder
Als ein Beweis dafür, daß die Mutter Ehebruch getrieben hatte· Sie
EtlUchte daher eine Magd, sie auszusetzeir. Als diese aber über den Hof
HIRS- begegnete ihr der Herzog und fragte sie, was sie so verdeckt in der«
Schütze trage. Sie erwiderte in ihrer Verlegenheit: ,,Welpen« (jiinge Hundes
Der Herzog gab sich mit dieser Auskunft aber nicht zufrieden und ließ dann,
nachdem er die Wahrheit festgestellt hatte, die Kinder ausziehen. Seither

et ·iUhM scm Geschlecht den Namen »Welfen«.
, Die Kirche trat stets energisch gegen diesen Brau ein -— und aus Ab-
ichkeckllugsgründen wurden ganz besonders harte trafen auf die Tötung
und Aussetzung von Kindern gelegt, insbesondere gegen die Mutter.

O
Heute wird Kindesinord an der Mutter, »die ihr Kind bei

der Geburt tötet oder durch absichtliche Unterlassung des bei der
Geburt nötigen Beistandes umkommen läßt«, als Verbrechen be-
straft. Falls der Mord an einem ehelichen Kinde geschehen, kann
lebenslänglicher schwerer Kerker verhängt werden. Wurde ein un-
eheliches Kind getötet, ist die Strafe milder (10 bis 20 Jahre
schwerer Kerker); denn man billigt dann von vornherein eine gewisse
Notlage zu; insbesondere gilt es als mildernd, wenn sich die
uneheliche Mutter nur Unterlassung des bei der Geburt nötigen
Beistandes zuschulden kommen ließ. Kindesweglegung, das
Aussetzen eines hilflosen Kindes, »uni dasselbe der Gefahr des ·
Todes auszusetzen oder auch nur, um feine Rettung dem Zufalle
zu uberlassen«, wird als Verbrechen bestraft, »Was immer fflk
eine Ursache den Täter dazu bewogen habe«· Die Strafe Ist
LIM- wenn das Kind an einein abgelegenen Orte ausgesetzt

e.

Eben darum wird aber auch angeordnet: »Eine nnverehelichte
Frauensperson, die sich schwanger befindet, muß bei der Nieder-

kunft Cer Hebamme, einen Geburtshelser oder sonst eine ehrbare
FMU zukn Beistand rufen. Wäre sie von der Niederkunft iibcreilt
oder Beistand zu rufen verhindert worden und sie hätte entweder

esne Fehkgeburt getan oder das lebendig gebotene Kind wäre
binnen 24 Stunden von Zeit der Geburt an gestorben, so ist
sie verbunden, einer zur Geburtshilfe berechtigten oder, wo eine

Ioschk nicht zur Hand ist, einer obrigkeitlichen Person von ihrer
Niederkunft die Anzeige zu machen und derselben die unzeitige
Geburt oder das tote Kind vorznzeigen.« (§ 339 S. G.) Als
isvbrigkeitliche Person« kommen hier Polizei, Gendarmerie,

0- Vttb, Das Recht der Fran. 17
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Bürgermeisteramt, Bezirksgericht, eventuell auch die Fürsorgerin
in Betracht.

Überdies muß die uueheliche Mutter ihr Kind innerhalb von
4 Wochen nach ihrer Entbindung dem Ziehkiuderarzt (siehe § 5)

zeigen. Mütter, welche für ihre Kinder eine Unterstützung beziehen,

sind verpflichtet, diese in regelmäßigen Zwischenräumen zur Unter-
suchung zu bringen.

§ 3. Eheliehe Kinder und ihre Eltern.

Einst waren« Kinder gleichsam Eigentum ihrer Eltern, im

besonderen ihres ehelichen Vaters und dessen Stellvertreters. Die
»väterliche Gewalt« diente den Interessen der Familie. Aber

allmählich veränderte sich die Einstellung. Und heute dienen alle

Rechte, welche das Gesetz Eltern über ihre' Kinder einräumt,

nur dem Zwecke, das Wohl der Kinder sicherzustellen.

1. Ehelichkeit des Kindes wird bei Kindern, welche von

einer Ehefrau 180 Tage nach Abschluß oder innerhalb eines

Zeitraumes von 10 Monaten nach Auflösung oder Scheidung

der Ehe geboren werden, ,,vermutet«. Sie werden mit dem

Familieunamen des Ehegatten der Mutter in die Geburts-

matriken eingetragen. Wird von dem Vater (seinem Beistand,

Erben) nicht innerhalb einer bestimmten Fris —- sie beginnt für

den Vater mit dem Tage, an welchem er von der Geburt des

Kindes Kenntnis erhielt und dauert Z Monate —- die Ehelichs

keit widersprochen, kann niemand in Hinkunst die Ehelichkeit

der Geburt des Kindes anfechten; sie ist, mag es auch nicht von

dem Ehemanne gezeugt worden sein, unanfechtbar geworden.

(Näheres siehe § 4.)

Die prozessuale Lage ist verschieden, je nachdem das Kind vor dem
180. Tage nach Abschluß der Ehe oder später geboren wurde (Nähcres vgl-

§ 4)·

2. Die Rechte der ehelichen Kinder gegenüber ihren

Eltern umfassen den ganzen Komplex der Lebeusnotwendigkeiteu.

Sie sind beiden Eltern gegenüber hiebei grundsätzlich gleich

berechtigt und gleich verpflichtet.

a) Jedes Kind hat das Recht auf Erziehung. Unter Er-

ziehung versteht das Gesetz die geistige und seelische Ausriistung

des Kindes zum Lebenskamps Die Eltern haben »für Leben und

Gesundheit der Kinder zu sorgen, ihnen den anständigen Unter-

halt zu verschaffen, ihre körperlichen und Geistegkräfte zu ent-

wickeln und durch Unterricht in der Religion und in nützlichen

Kenntnissen den Grund zu ihrer künftigen Wohlfahrt zu legen«.
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Das heißt, die Eltern haben auf ihre Kosten in standcsgeinäßer
· site die Kinder zu bequartieren, zu pflegen, zu ernähren und
ihnen alle jene moralische iiiid iiitellektiielle Unterweisung ebenso
wie körperliche Ertüchtiguiig zu verschaffen, die notwendig und

ftfchwinglich ist. Die Grenze für die Aufwendungen der Eltern
Ist nämlich durch Stand iind Vermögen der Eltern gegeben. Der
Sohn eines reichen Diploiiiateii wird eine andere Erziehung
verlangen dürfen als der eines gleichverniögenden Gewerbe-
treibenden oder Landwirtes. ·

Vorzugswcise hat der Vater für die materiellen Leistungen

PUfokUMMem und nur wenn er inittellos uiid erwerbsiuifähig
!st- hat die Mutter für den Unterhalt des Kindes zu sorgen.
Der Mutter obliegt vorwiegend die körperliche Pflege des Kindes.

. Kajm auch die Mutter nicht den Unterhalt des Kindes bestreiten, müssen
die vaterlichen Großeltern dafür aufkommen; find auch diese Großeltern
Mcht dazu imstande, so müssen ihn die mütterlichcn Großeltern bestreiten.

Dann kkst greift die Armenpflege ein. Doch werden minderbeniittelten
Eltern und Großeltern oft Unterstützungen von der Gemeinde zugewiesen.
Diese ändern aber nichts an der grundsätzlichen Pflicht. die Kinder (Enlel)
ganz zu erhalten.

Die Eltern stehen, was die Erziehung betrifft, dem Kinde
gleichberechtigt gegenüber. Was einein der Elteriiteile mitgeteilt
wurde, gilt als den Eltern mitgeteilt. Was einer der Eltern-
teile angeordnet hat, iiiiiß das Kind befolgen. Das Kind kann
auch gegen beide Elteriiteile sein Recht auf Uiiterhalt geltend
gktchenz die obige Regel gilt nur fiir die Ordnung zwischen den

ern.

Doch obliegt die eigentliche Leitung der Erziehung deni Vater.
entscheidet kraft väterlicher Gewalt über die Berufswahl

aekzsiiiider und als »Hmin der Familie« auch iiber die
tagljchen Einzelheiten ihres Uiite:richtsgnnges iind iliicr sonstigen

Erziehung— Allerdings soll er dabei das Einvernehmen mit der
Mutter suchen.

Die Rolle der « ' ' ’a . Sie at, wie e«a t, weder
dFsFLcht UO Intisezslixrmtitix TYispxxilljiuJe Stailidesivahlgoldizr andere
dIksllllllge Ma nahmen des Vaters zu hindern. Auf der anderen Seite
aber ist es i te i t alles ab uwcnden, was das Wo l des Kindes ge-
führan tönnhte Pst ch« z h

Sie kann dies nur dadurch tun, daß sie sich in ernsteren Fragen an
das Vosmlmdfchastsgericht wendet iiud unter Darlegung ihrer Gründe dieses
zum Einschreiten auffordert. Hiebei muß sie sich allerdiiigs·vor·9liigen
gutem dafz das Gericht iiiir bei Vorliegen ernsthafter Mißstände eiiigreift.

Ich Muß der Richter den Beschwerden jedenfalls iiachgehen und die An-
gelegenheit erörtern. Es empsiehlt sich aus vielen Gründen, ein solches

nlicgen schriftlich vorzubringen. ·
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Unterhalt,
§ 141 LIva

Jedes Kind muß von feinen Eltern mindestens zum Besuch

der öffentlichen Schulen bis zum vollendeten 14. Lebensjahre

angehalten werden. Daran hat sich bei entsprechender Standes-

und Vermögenslage die weitere Ausbildung für einen Beruf

anzuschließen Hiebei ist auf Talente und Neigungen des Kindes

nach Möglichkeit Rücksicht zu nehmen. Jst das Kind mit der

vom Vater getroffenen Berufswahl nicht einverstanden, kann es

sich, sobald es das 14. Lebensjahr erreicht hat, selbst an das

Pflegfchaftsgericht (vgl. § 7) wenden; dieses muß die An-

gelegenheit untersuchen und trifft sodann die Entscheidung. Der

Vater kann verpflichtet werden, die Ausbildung feines Kindes

auch noch über die Großjährigkeit hinaus zu bestreiten.

b) Unterhaltsgewährung bedeutet, daß der Vater fiir die

Kosten aller durch Stand und Vermögenslage gerechtfertigten

Bedürfnisse des Kindes aufzukommen hat. Dazu gehören Nahrung

und Wohnung, ärztliche und Apothekerhilfe, Erholung und

Vergnügen im weitesten Ausumße, aber immer in objektiven

Grenzen, die durch die ,;Erziehungszwecke« und das wahre,

dauernde Wohl des Kindes bestimmt sind. Verschwenderischen

Neigungen braucht auch ein sehr reicher Vater nicht Rechnung

zu tragen; aber ein armer Vater muß feine Kräfte anspannen,

um seinem Kinde wenigstens das Existenzminimum bieten zu

können.

Die reiche Frau eines armen Mannes wird neben dem Gatten

auch herangezogen werden können, wenn der’Vater dem Kinde

zwar das Existenzminimum bieten kann — kann er dies nicht,

wird sie ja von Gesetzes wegen unterhaltsverpflichtet -—, aber nicht

die standesgemäße Ausbildung und Verpfleguug.

Besitzt ein Kind eigenes Vermögen, so wird für den Unterhalt

zuerst der Ertrag dieses Vermögens verwendet, und die Eltern

haben nur für den Rest aufzukommen.

Die Eltern müssen die Kinder so lange erhalten, als diese

erwerbsunfähig sind. Tritt ein Kind ins Erwerbsleben und verliert

es später seine Erwerbsfähigkeit oder seinen Erwerb, so müssen die

Eltern sich seiner wieder annehmen. Ob Eltern großjährige Kinder

noch im Haufe behalten müssen, wird von der Lage der Dinge

abhängen. . «

Jn Konflikten zwischen minderjährigen Kindern und Eltern ist

das Pflegfchaftsgericht im Verfahren außer Streitfachen zur Ent-

scheidung berufen; bei großjährigen Kindern muß das ordentliche

Gericht im streitigen Verfahren entscheiden·
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Unter keinen Umständen, auch nicht, wenn sie sich gegen die
Eltern unwiirdig benommen haben, können bedürftige Kinder
des notdürftigen Unterhaltes (uormalerweise haben sie An-

spruch auf den ,,anständigen«) verlustig werden.

» C) Ausstaittung ist jener ,,Anfwaud, wodurch der Minder- MERMIS-,

lährige (bzw. jedes auch großjährige Kind) in einen fortdauernden § ' '
Nahrungsstand versetzt wird«.1) Wenn das Kind aber selbst

ermögen besitzt und dieses groß genug ist, um eine angemessene
Ausstattung eine angemessene Aussteuer usw. daraus zu sichern-

sp Ist es zuerst heranzuziehen Jn solchen Fällen darf auch bei

WMJSU der Vormund (mit Bewilligung des Gerichtes) das

Npltal angreifen. ·
Die Art der Ausstattung, zu welcher die Eltern ihren Kindern

gegenüber verpflichtet sind, ist verschieden, je nachdem es sich um
elueu Sohn oder eine Tochter handelt·

Bei einem Sohne wird eine Aussiattung nicht notwendig sein, Austxåtäue
wenn er für einen Beruf vorgebildet und in diesem versorgt ist, IIM pks
zs B. wenn er nach vollendetem Studium eine Anstellung als IIIij

ojfentlicher Angestellter gefunden hat. Freilich kann sich auch bei Ave-V.
einem Sohn nachträglich herausstelleu, daß er dennoch eine Aus-

stattung braucht, z. B. wenn er seine Stelle verlor und sich nun
»selbständig machen« muß. Außerdem hat ein Sohn Anspruch
auf eine Ausstattung von seiten seiner Eltern, wenn er sich ver-
heiratet. Doch handelt es sich hiebei nicht etwa um ein größeres

Heiratsgut, nicht um einen Kapitalsbeitrag, der die Ehe fundieren

soll, sondern um eine Art »Ausfteuer«, d. h. um Gegenstände,

Welche die Etablierung des jungen Paares erleichtern, wie Wäsche,

lgden Möbel. Gs «
ei einer To ter inge en war vom eetze nur voraus- Heimts ut

geschen- daß sie lehiner Lusstcizttung anläßlich ihrer Verheiratung III-HÄng

bedüka eines »Heiratsgutes«. Deshalb werden die Eltern (Groß- WEB-

extmy ·ausdriicklich verpflichtet, einer sich verheiratenden Tochter
eina etratsgut als Ausstattung zu geben. Daneben besteht un-
bkwhrt die Verpflichtung der Eltern, ihren Töchtern eine standes-

Sfmaße Erziehung angedeihen zu lassen, was heute eine Aus-
bildung für einen Beruf und die elterliche Unterstützung bei
Antkitt des Berufes in sich schließt.

Auf das e" at « ter, i« t ilr kün ti er E c attc
Anspruch. NFrldichdt thcark III-txt iiher FITFUtiganilckhderJGattefkäun agfgdas
Helmtsgut verzichten· ( gl. §§ 13 und 14.)
X

1) Ehrenzweig § 456H
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Das Heiratsgut, die Ausstattnng der Tochter, soll so hoch

sein, wie es ein Vater eben dieses Standes bei mittelmäßigem

Vermögen zu geben·pflegt. Mehr kann sie nicht verlangen.

Sind die Vermögensverhältnisse des Vaters schlechter als dem

Durchschnitt seines Standes entspricht, so müssen nach Kräften

in erster Linie die Mutter und sodann die Großeltern bei-

stenern, bis das Heiratsgnt die normale Höhe erreicht. Findet

sich eine Tochter benachteiligt, kann sie oder ihr Bräutigam das

Gericht anrnfen, welches nach (jedoch nicht in Details eingehender)

Untersuchung der Vermögensverhältnisse aller Teile die Höhe

der Mitgift bestimmt.

Neben dem erwähnten Heiratsgnt kann die Tochter nicht noch eine
,,Anssteucr« verlangen. Sie kann aber das Heiratsgut zur Anschafsnng
ihrer Aussteuer verwenden; oder es kann in Form von Wäsche, Kleidern,
Möbeln u. a. gegeben werden.

Jst das Heiratsgut einmal gegeben und dann verloren worden

—- z. B. der erste Gatte hat es als Mitgift (vgl. § 14)

übernommen und verloren —, so kann bei einer neuerlichen Ver-

heiratung von den Eltern nicht wieder ein Heiratsgut verlangt

werden.

Auch ein Sohn kann eine zweite »Ausstattnng« nicht verlangen. Hat
er in seinem ersten Erwerbe Schiffbruch gelitten, kann er von seinen
Eltern nur ,,Unterhalt« verlangen, aber nicht die Einrichtung eines zweiten
Unternehmens-

d) Das Recht der Kinder auf das Vermögen ihrer Eltern ist

auch nach deren Tode durch das Gesetz sichergestellt. Kinder sind

»gesetzliche Erben« wie auch ,,Noterben«. Daher dürfen

Eltern, welche eheliche Kinder haben, keine Wahlkinder annehmen,

damit den Kindern das Mindestmaß an Rechten, welches sie

durch das Noterbrecht haben, nicht anf diese Weise geschmälert

werden können.

Stirbt ein Elternteil ohne Testament, tritt die sogenannte

»gesetzliche Erbfolge« ein; d. h. die Kinder erhalten alles, was er

hinterließ, zu gleichen Teilen. Dem etwa iiberlebenden Gatten ist

ein Viertel des reinen Nachlasses und von den zum ehelichen

Haushalte gehörigen Sachen das zu feinem Bedarfe Notivendige

vorwegzugeben· Jst ein Kind des Erblassers vor dessen Tode

gestorben, hat aber selbst zur gesetzlichen Erbsolge berufene Kinder

(Enkel des Erblassers) hinterlassen, so fällt der Anteil, welcher

dem vorverstorbenen Kinde gebührt hätte, an seine Nachkommen-

chaft.

Die Anteile der Kinder sind bei der gesetzlichen Erbsolge gleich; das
bedeutet nun aber nicht, daß aus dem Nachlaß jedem Kinde ziffer-
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nieiizig dasselbe ausgezahlt wird. Denn einzelne Kinder können schon zu
Lebzeiten der Eltern größere Teile von deren Vermögen erhalten haben,
ohne daß die Eltern die Absicht hatten (oder ohne daß man diese Absicht
bei ihnen vermuten dürfte), ein Kind vor dem andern zu bevorzugen, was
doch der Fall wäre, wenn danii aus deni Nachlaß der Uiibegiinstigte nicht
Mehr beläme als der durch einen Borauseinpsang Begünstigte.

· Deshalb werden bei Berechnung der einzelnen Erbportionen
lene Beträge in Anrechnung gebracht, welche »der Erb-
lafjer bei Lebzeiten seiner Tochter oder Enkelin zum
Helratsgnte; seinem Sohn oder Enkel zur Ansstattung,
P er Unmittelbar zuni Antritt eines Amtes oder was
Immer für eines Gewerbes gegeben; oder zur Bezahlung

er Schulden eines großjährigen Kindes verwendet
hat«« Wenn ein letzter Wille vorliegt, tritt nur iiber ausdrückliche
Anordnung darin die Anrechnung ein. »Die Eltern können
einein Kinde die Anrechnung auch bei der gesetzlichen

Ekbfvlge erlassen« Sonstige Zuwendungen werden bei der
gesetzlichen Erbfolgc nur dann in Anrechnung gebracht, wenn es
der Gebende ausdrücklich verorduete.

Haben die Eltern einzelnen Kindern die Anrechnung erlassen,
stellt sich bei der Nachlaßabhandlung aber heraus, daß die
Erziehung und Versorgung anderer Kinder (Gefchwister) nicht

siehetgestellt wäre, wenn der Nachlaß gleich geteilt wird; so

Umser sie sich die Anrechnung trotzdem gefallen lassen, soweit

es zur Erziehung und Versorgung für die Geschwister not-
Wendig ist. Handluiigssähige Kinder können rechtskräftig auf ihr
Erbteil verzichten.

1- Beispiel: Müller stirbt mit Hinterlassnng eines reinen Nachlasses
Von 100.000 s. Seine Tochter Henriette hatte einst eiii Heiratsgiit von
15-900 s erhalten, Karl zur Einrichtung eines Geschäftes 10.000 s, sür
Frkb wurden 4000 s Schulden gezahlt nnd außerdem erhielt er zum
AnkCUi eines Luxusantoiiiobils 3000 C, wobei ihn Müller aufmerksam
mafhkh daß diese Summe in seinen Erbteil cinzureehnen sein werde (wenn

Ullek das unterlassen hätte, wäre diese Schenkung nicht anzurechnen
gewisekys Alsred hatte auf sein Erbrecht gegen Zahlung von 20.000 S
Vekölchtct Emnia ist noch niiversorgt.

Von den fünf Kindern sind also nur noch vier erbberechtigt. Ihr Erb-
kcchk wird nun so ermittelt, daß jeder zunächst die höchste Zuwendung
bekommt Da Henriette 15.000 s bekam, bekommen zunächst Karl 5000 s,
FUB 8000 s ans ihre Zuwendungen ausgezahlt und Emma 15.000 s·
Der Rest wird dann in vier gleiche Teile geteilt werden.

. 2s Beispiel: Mater hinterläszt einen Nachlaß von 60.000 s, in welchen
iEch zwei Töchter Frieda und Nara und die Enkel Adolf und Fritz nach
emsm vorverstorbenen Sohne teilen sollen. Dann bekommt jede der Töchter
Ie W.000 s und jedes der beiden Enkeltinder je 10.000 s-
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PAHYHJZ Eltern, welche eheliche Kinder haben, können für die Zeit nach

IZH IFVJQ ihrem Tode nur über einen Teil ihres Besitzes durch einen

letzten Willen verfügen. Den Kindern (als Noterben)

muß der Pflichtteil unter allen Umständen gewahrt bleiben.

Der Pflichtteil muß rein — ohne Belastung durch Aufträge

und Legate — die Hälfte jenes Betrages erreichen, welchen das

Kind bei der gesetzlichen Erbfolge, d. h. wenn kein Testament

dagewesen wäre, erhalten1) hätte. Wurde ein Kind im Testa-

mente mit Stillschweigen iibergangen, kann es nur den Pflicht-

teil verlangen; weist der Erbe aber nach, dasz dieses Still-

schweigen eine Enterbnng bedeutete und diese Enterbung recht-

mäßig begründet war (vgl. unten), geht der Pflichtteil an die

zur gesetzlichen Erbfolge berufeue Nachkommenschaft des enterbten

Kindes. Hat es keine solchen Nachkommen, so erhält diese Linie

nichts· Der Pflichtteilsanspruch ist kein »Erbrecht«, sondern

eine »Forderung«, daran darf die Bezeichnung »Noterbe« (§ 764)

oder ,,Erbteil« (§ 764 ABGB.) nicht irremachen (Ehrenzweig

§ 528).

Hat der Erblasser nachweislich von der Existenz dieses Noterben nicht
gewußt, ist also nicht zu vermuten, daß sein Stillschweigen beabsichtigt
war, kann der Ubergangene einen Erbteil verlangen, wie er für den am
mindesten begünstigten Noterben ausgesetzt war. Manchmal hat ein Erb-
lasser einen einzigen Noterben, den er irrtümlich mit Stillschweigen über-
geht; oder ein kinderloser Erblasser macht einen letzten Willen und erhält
erst später einen Noterben, für den keine Vorsorge getroffen ist: dann
behalten nur jene Bestimmungen des Testamentes ihre Kraft, welche Ber-
mächtnisse an treue Diener, Wohltäti keitsanstalten und ähnliches betreffen,
und auch diese nur, soweit darin ni t über mehr als den vierten Teil des
Nachlaffes verfügt wird. Jm übrigen tritt die gesetzliche Erbfolge ein.

Beispiel. Wenige Tage nach feiner Hochzeit seht Schulze seine Frau
zu seiner Universalerbin teftamentarisch ein und verordnet »zugleich
ein Legat von 50.000 S an die Rettungsgesellschaft, was die Hälfte des
Nachlasses ausmacht. Jn der gesetzlichen Zeit wird dem Schutze ein Sohn
geboren. Sein Nachlaß beträgt 100.000 s. Davon bekommt jeht die
Rettungsgesellschaft 25.000 s, die Witwe ihr gesetzliches Viertel nnd den
Rest das Kind.

Jst ein Kind auf den Pflichtteil gesetzt, so wird in diesen

alles eingerechnet, was es aus dem Nachlasse durch Legate oder

sonstige Verfügungen erhält.

Beispiel. Müller hinterläßt zwei Söhne, Kurt und Walter. In seinem
Testamente setzt er seinen Bruder zum Universalerben ein, die beiden

l) Es kommt aber faktisch nur darauf an, daß das Kind in irgendeiner
Form, als Legat oder Vermächtnis oder als Erbteil, mit und ohne
Bezeichnung »Pflichtteil«, in barem Geld oder in Sachen aus dem Nach-
laß des verstorbenen Elternteiles einen bestimmten Wert erhält.
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Kznder aus« den PslichttciL Außerdem ver-fügt er, das- die Summe von
2000 S, die Kurt ihm schnlde, als erlassen u gelten habe, und daß
Walter aus dem väterlichen Nachlaß die zwei Pferde erhalten solle, die er
zu seinem Gewerbe brauche und die einen Wert von 5000 s haben. Als
Pflichtteil fällt den beiden Söhnen der Wert der halben Erbschaft zu.
Aber sowohl die Erlassung der Schulden wie der Wert der Pferde wird
mitgerechnet

BeiBerechnung des Pflichtteiles wird der Wert des reinen Nach-

lasses (nach Abzug der Schulden) zugrunde gelegt; Vermiichtnisse

kommen nicht in Betracht. Diese vermindern den Anteil der Erben,

Ulfht der Pflichtteilsberechtigten Die von den Eltern bei Leb-

zettFn gemachten »anrechenbaren« Zuwendungen werden hinzu-

gezahld Die Anrechnung (eines Heiratsgiites, einer Ausstattnng

bezahlter Schulden) kann von den Eltern nicht erlassen werden,

Wenn ein Kind auf den Pflichtteil gesetzt ist. Hat der Erblasser

bej Lebzeiten größere Schenkungen vorgenommen, können pflicht-

teilsberechtigte Kinder verlangen, daß jene Schenkungeu, welche den

Grundstock des Vermögens schmälerten und entweder an pflicht-

tkllsberechtigtc Personen oder an den Ehegatten oder an Fremde

(IU den letzten zwei Jahren vor dem Tode gemacht wurden), zur

Pflichtteilserhöhung eingerechnet werden. Die Pflichtteils-

ekhöhung ist zunächst ans dem Nachlasse zu decken. Wenn dieser

Ulcht dazu ausreicht, kann der Pslichtteilsberechtigte vom Be-

schenkten »die Herausgabe des Geschenkes zur Deckung des

Fehlbetrages verlangen. Der Beschenkte kann die Herausgabe

duxch Zahlung des Fehkbetkages abwenden-« (§ 951 ABGV.).

Nicht einrechenbar sind Schenkmigen, die der Erblafser zu einer

Zeit machte, da er noch keine pslichtteilsberechtigten Kinder hatte

Vdex die zu gemeinnützigen Zwecken und aus Rücksichten von

Pfllcht und Anstand erfolgten, wie auch alle Schenkungen, die

et aus feinem Einkommen deckte, endlich Schenkungen an Nicht-

Pfllchtteilsberechtigte, wenn sie mehr als zwei Jahre vor dem

Tode des Erblassers gemacht wurden. Bei Schenkungen an Ehe-

Hatten beginnt diese Frist nicht vor der Scheidung oder Aus-

IVIUUg der Ehe. Man kann nicht verlangen, daß nur gewissen

Personen gegenüber die Schenknngen in Anrechnung gebracht

Werden. Hat ein Noterbe verlan t, daß bei Bestimmung des

Pfllchtteiles Schenkungen in Anschlag zu bringen sind, so muß

er selbst, wie alle anderen Noterben, sich die Schenknngen an-

reOhne-n lassen, die er vom Erblasser erhielt.

Als Schenkungen in diesem Sinne gelten auch offenbar übermäßige
üZuwendungen an eine Tochter bei Bestimmung des Heirats utes7 offenbar

Akkkmqßtge Zuwendungen in den Ehepalten, handle es sitz nun um die
lderlage oder den Witwengehalt u. dgl.
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Da die Ehegatten gegeneinandcr nicht pflichtteilsbcrechtigt sind, können
sie nicht verlangen, dan Schenlungen angerechnet werden; das ist nur ein
Recht der Noterben.

Seines Pflichtteilsrechtes kann ein Kind nur verlustig werden,

wenn es sich grober Verfehlungen schuldig macht. Rechtuiäszige

Gründe, ein Kind zu enterben, find: wenn es den Erblasscr

im Notstande hilflos gelassen hat; wenn es wegen eines Ver-

brechens zur lebenslaugeu oder zwanzigjährigen Kerkerstrafe

verurteilt wurde; wenn es eine gegen die öffentliche Sicherheit

anftöfzige Lebensweise beharrlich führt (Gewohnheitsver-

brechen Prostituierte). Erbunfähig ist es, wenn es gegen

den Erblasfer ein Verbrechen begangen hat (z. B. ihm eine

wenn auch leichte körperliche Beschädigung vorsätzlich zugefügt

hat); wenn es den Erblasser zur Erklärung des letzten

Willens gezwungen oder betrüglicher Weise verleitet hat;

wenn es ihn an der Erklärung des letzten Willens hinderte

oder einen von ihm bereits errichteten letzten Willen unter-

drückte. Wer auf unrechtmäszige Weise in die Errichtung des

letzten Willens eingrisf, kann nicht nur enterbt werden; sondern

er ist vom Erbrecht ,,ausgefchlofsen«; die anderen Erben können

seine Erbunwürdigkeit spontan geltend machen. Personen, welche

der Blutfchande gerichtlich geständig oder überwiesen sind, werden

unter sich von dem Erbrecht aus einer Erklärung des

letzten Willens ausgeschlossen. Bei einem sehr verschuldeten

oder verschwenderischen Noterben kann der Erblafser ebenfalls

die Enterbung aussprechen, aber statt des Kindes muß er dessen

Nachkommenschaft, seine Enkel oder Urenkel, einsetzen.

Eine Enterbnng kann nur durch einen giiltigeu letzten Willen

(siehe §20) geschehen; entweder ausdrücklich oder stillschweigend,

indem unter Ubergehnng dieses Noterben über den Nachlaß

verfügt wird. Der Grund der Enterbung braucht im Testament

nicht angegeben zu werden. Fügt sich der Enterbte, braucht

niemand von feiner Hintansetzung oder ihren Gründen zu

erfahren. Wenn er aber behauptet, daß kein rechtmäßiger Ent-

erbnngsgrnnd vorliege und auf seinem Erbrecht besteht, muß der

Erbe den Grund angeben und beweisen.

Aber auch wenn ein Kind mit Recht enterbt wurde, können

an seiner Statt dessen Kinder den Pflichtteil verlangen. Auf jeden

Fall behält auch ein rechtmäßig enterbtes Kind gegen die Ver-

lassenfchaft der Eltern Anspruch auf den mangelnden notdürftigen

Unterhalt.
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Z. Rechte« der Eltern. Den Eltern-steht das Recht zu, die Meist-nas-

Handllnngen ihrer Kinder eiiiverständlich zu leiten. Die Kinder Ist-is W
sind ihnen Ehrfurcht1) nnd Gehorsam schuldig. Die Eltern

sind berechtigt, Kinder, die sich ohne Erlaubnis ans dein Eltern-

haiise entfernen, anfzusncheii, sie jedem abzufordern, der sie ihnen
widerrechtlich2) voreiithält, und sich zii diesem Zwecke der

vbrigkeitlichen Hilfe (Polizei, Gericht, Jugendaint) zii versicheru.

Niemand hat das Recht, sich in die Erziehung einzumischen. Niemand qu tm kiu
darf die Kinder vor den Eltern verborgen halten. Wer Mißstände bemerkt, IMME?
Muß die zuständigen Behörden verständigen Wo das Kind bedroht erscheint,
Wenn es noch langer unter der Macht der Eltern bleibt, wird man gut tnn,
es öU einem Polizeilonimissariat, Bezirlsgericht (in Wien iu ein Jiigendaint
o er die Kinderübernahinsstelle der Gemeinde Wien) zu bringen und sich dort,
wenn anderweitige llnterliinft im Augenblick nicht zu verschaffen ist, den
AUltMg erteilen zu lassen, das Kind bei sich zn behalten.

straft ihrer Erziehungspflicht dürfen die Eltern, ohne erst DIE-Ist

Gericht oder Polizei in Anspruch nehmen zu niiifsen, ihren Willen H « ·

M der Erziehung direkt und eveiitiiell durch Gewaltniasniahmen

dgkchsetzem Unsittliche, iingehorsanie oder die häusliche Ordnung

stbrende oder sonstwie der elterlichen Erziehung widerstrebeiide

Kinder diirfen aiif eine nicht iibertriebenes und ihrer Gesund-

hsit unschädliche Art geziichtigt werden. Niemals darf aber

dze Züchtigung so weit getrieben werden« daß dadurch der Ge-

zUchtigte ani »Körper Schaden iiininit«.

Nicht nur wenn dein Kinde ein bedeuteiider Schaden zugefügt wurde, Mut-miß-
spndcrn wenn die Züehtigung nur überhaupt sichtbare Merkmale und Folgen ZFUZZWH

nach sich gezogen hat, und auch wenn sie in erziehlicher Absicht und wegen objektiv äie Stin.
schwerer Verfehlungen des Kindes verhängt wurde, bildet sie die Uber-
ttetung der ,,Miszhandlung bei haustieher Ziieht«. Eine solche liber-

eUmg unterliegt strafgerichtticher Ahndnng. Schon beim ersten Falle kann
des Richter verfügen, daß das Kind den Eltern abgenommen wird; doch
MM er ihnen das erste Mal auch nur die ,,Lieblosigteit« ihres Verhaltens

voFhalteu nnd auch beim zweitenMale nur einenVerweis erteilen und erst beim
titten Fall zu einem energischen Eingreifen sich bewogen fühlen. .

« Wurde die Züchtigung in erziehlicher Absicht zugefügt, dem Kind aber
Jer schwere Verletzung zugefügt, ist sie nach §335 StG. zu beurteilen, der

12 Tütliche Verletzungen fchuldiger Ehrerbietung der Kinder
gegen die Eltern (Handgreiflichleiten ohne weitere Folgen) bilden die liber-
Mtlkng des § 521 StG. Sehen sieh die Eltern bemüszigt, die Hilfe der
Behörden in solchen Fällen anzurufen, so haben diese nach gehöriger Unter-
sp·chl!ng jene Strafe zu verhängeii, die sie nach den Umständen für die
Wlkktauiste halten-

Haben Tätlichleiten gegen die Eltern zu einer Körperverlehung geführt,
liegt das Yerbrechen der schweren körperlichen Beschädigung vor.

L) Natur-lich dürfen die ssltern ihre Kinder nicht jenen Personen oder
Tät-Italien abnehmen, denen sie vom Gericht zur Erziehung anvertraut

en.
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einen Strafsah von Arrest bis zu einem Jahr vorsieht. Absichtliche
Körperberletzungen der Kinder durch ihre Eltern werden ebenso wie die an
Fremden begangencn bestraft (§§ 431 und 152 StG.).

Die Eltern haben kein Anrecht auf das Vermögen der Kinder;

auch nicht auf das, was ein minderjähriges Kind verdient. Die

Eltern können aber verlangen, daß dieser Verdienst zur Deckung

des Unterhaltes des Kindes verwendet wird. Wenn das Kind

in elterlicher Verpflegung steht (i1n Elternhaus lebt oder von

den Eltern erhalten wird), darf es ohne elterliche Genehmigung

nicht über seinen Verdienst verfügen »und muß ihn so verwenden,

wie es die Eltern vorschreiben. «

Die Eltern können nicht verlangen, daß ihnen die Kinder den

dnrch die Erziehung verursachten Aufwand ersetzen. Nur wenn

die Eltern in Diirstigkeit verfallen, haben ihre Kinder sie an-

ständig (standesgemäsz) zu erhalten. Diese Verpflichtung obliegt

auch den Enkeln. Selbst-wenn die Eltern ihre Kinder ganz

verwahrlost hätten, behalten sie den Anspruch auf notdürftigen

Unterhalt. Mehrere Kinder haben ihre Eltern gemeinschaft-

lich und je nach ihrer Leistungsfähigkeit zu erhalten. Verheiratete

Töchter können nur mit ihrem freien Vermögen oder Arbeits-

verdienst zur Unterstützung der Eltern herangezogen werden;

niemals aber Schwiegerkinder, auch wenn diese ein Heiratsgut

erhielten.

Jst von mehreren Kindern bedürftiger Eltern eines vermögend, die andern
aber arm, muß der Reiche allein den ganzen Aufwand für die Eltern be-
streiten. Sonst haben die Kinder sich die notwendigen Summen nach ihrer
Leistungsfähigkeit auszuteilen.

Kinder unter 14 Jahren sind einen letzten Willen zu errichten

nicht fähig. Und Kinder zwischen dem 14. und 18. Lebens-

jahre können nur mündlich vor Gericht testieren, während Kinder,

die das 18. Lebensjahr überschritten haben, ihren letzten Willen

Poch denselben Bestimmungen wie die Erwachsenen errichten

onnen.

Stirbt ein Kind und hinterläßt es keine Nachkommen, die zur

gesetzlichen Erbfolge berechtigt wären (bei Männern sind dies

nur eheliche oder legitimierte Nachkommen oder Wahlkinder, bei

Frauen auch uneheliche), so fällt sein Nachlaß an seine Eltern,

bezw. an seine Geschwister oder deren Nachkommen.

Die Eltern teilen unter sich den Nachlaß. Jst aber ein Elternteil vor-
verstorben, so fällt sein Anteil an seine zur gesetzlichen Erbfolge berufenen
Kinder oder Kindestinder, also die Geschwister oder Neffen des Erblafsers.
Jst ein Elterntcil, z. B. die Mutter, ohne Nachkommen gestorben, erhält
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der Vater das Ganze· Sind beide Eltern vorbei-starben so erben ihre
Nachkommen den ganzen Nachlaß des Kindes.

»Sind· beide Eltern vorverstorben, ohne Nachkommen zu hinter-

lanem sind in gleicher Ordnung die Großeltern und deren
Nachkommen zur Erbfolge nach dein Gesetz berufen.

- Auch hier tritt au jedes vorverstorbenen Großelternteiles Stelle seine
Nachkommenschaft- Hinterließ er keine Nachkommenschaft, fällt sein Teil an
seinen Ehegatten. Sind die Großcltern der einen (väterlichcn oder mütter-
kckzktd Seite ohne Nachkommenschaft vorverstorben, erbt den ganzen Nachlaß
MS Großeltcrnpaar der anderen Seite.

Sind beide Großelterupaare vorverstorben iind sind auch keine

llchkominen von ihnen vorhanden, fällt der Nachlaß an die

Ikgrvßelterir

Die Witwe (Witwer) ist neben Aszendenten bei der gesetzlichen

Ekbfolge zur Hälfte des Nachlasses berufen; als Vorausber-
Uiiichtnis erhält sie die zuiii ehelichen Haushalt gehörenden beweg-

llchen Sachen (also mehr als neben Kiiid«erii). Sind (da Eltern

IZUd Nachkommen von Eltern fehlen) die Großeltern zur gesetz-

llthen Erbfolge berufen, so kann sich der Anteil der Witwe
ides Witwers) noch erhöhen. Denn alle jene Erbteile, welche nicht

Mk Großeltern direkt, sondern an Nachkommen von ihnen gefallen
Waren, kommen dein iiberlebeiideii Eheteil zur Vermehrung seines
Aiiteiles zu.

.· Jst also die Großmutter väterlicherseits ohne Nachkommen gestorben, so
isllt ihr Achtel an den Großvater väterlicherseits. Hat sie aber einen Sohn
hmterlassen, so füllt ihr Achtel nicht an diefen Sohn, sondern an den Ehe-
Fiqtten Sind beide Großeltern väterlicheifeitö kinderlos gestorben, fällt ihr
Viertel auch weiterhin an die Großeltern mütterlicherseits. Hinterließen sie
Nakhkoiiimeii, fällt ier Viertel an den Ehegattem Sind beide Groß-Atem-
Paare gestorben, so Ind die Urgroßeltern neben einem Ehegatten nicht melr
zur gesetzlichen Erbfolge berufen; der Ehegatte erbt den ganzen Nachlafj

Eltern und Großeltern find auch Noterben nach kinderlos gkkettgezls

Verstorbenen Kindern. Jhr Pslichtteil beträgt ein Drittel dessen, §§ see,7«se,
Was sie bei gesetzlicher Erbfolge erhalten hätten. 769 WEB-

Aiis denselben (oben aufgezählten) Gründen, ans denen erb- sitzt-Fis- »
Uiiivurdigen Kindern von ihren Eltern der Pflichtteil iii einem unt ·-

letäten Willen entzogen werden kann, können auch Kinder ihre FIPZIFZZIZ
Eltern enterben. Außerdem kann eiii Kind seine Eltern auch
THIS-them wenn es von ihnen in der Erziehung ganz vernach-
laisigt wurde (§ 762 AVGV.).

ltern, die ihren Kindern gegenüber ein Verbrechen begangen
hxlbem sie an der Errichtung eines letzten Willens behinderteii

(d»§ ·540, 542, 543 ABGB.) n. a» find erbiinfähig; ebenso
Wie im analogen Falle die Kinder den Eltern gegenüber (s. o.).
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4. Die väterlichen Rechte (väterliche -Gewalt). Der

Vater nimmt dem Kinde gegenüber eine ganz eigenartige Stellung

ein; es bestehen noch Andeutnngen an jene Zeit, wo er unum-

schränkter Herr über das Kind war und der Schutz der Gesetze

noch nicht bis in das Jnnere der Familie reichte.

Die väterliche Gewalt äußert sich darin, daß der Vater

selbständig, ohne die Bewilligung des Gerichtes einholen zu

müssen, über alle Erziehungsfragen seiner Kinder entscheiden

kann. Jeder andere, auch die Mutter als Vormund, muß bei
jeder wichtigen Wendung im Geschicke eines Kindes dem Gerichte

berichten und seine Zustimmung einholen. Ebenso kann der Vater

selbständig die Einwilligung zur Eheschlieszung eines minderjährigen

Kindes erteilen oder verweigern.

Er ist der gesetzliche Vertreter der Kinder. Ohne seine Ein-

willigung kann ein Minderjähriger keine Verpflichtungen ein-
gehen. Bei allen gerichtlichen Angelegenheiten mufz er ihn ver-

treten.1) Ein Minderjähriger kann nicht klagen und nicht geklagt

werden. Verträge, die der Vater nicht wenigstens stillschweigend

billigt, sind für Minderjährige nicht verbindlich, wenn sieh für

sie Lasten daraus ergeben.

Ausnahme: Ein aufzer der Verpflegung der Eltern stehendes
Kind kann sich selbständig zu Dienstleistungen verpflichten nnd selbständig
über das verfügen, was es durch seinen Fleiß verdient. Doch kann der
Vater das Dienstverhältnis aus wichtigen Gründen lösen. Mindcrjährige,
die das 18. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, bedürfen z.B-zum
Abschluß eines Bühneudienstvertrages der Zustimmung ihres gesetzlichen Ver-
treters. Und auch nach zurückgelegtem 18. Lebensjahr können sie nur mit
seiner Zustimmung hiebei eine sie treffende, die festen Bezüge eines Monats
übersteigende Vertragsstraje vereinbaren (zutn Eintritt in die Gendarmerie,
Finanzwachr. in den Staatsdienst überhaupt wie in einen geistlichen
Orden bedarf der Minderjährige der väterlichen Einwilligttng).

Was ein minderjähriges Kind nach zurückgelegtem 18. Lebensjahre zum
Gebrauch übergeben erhält, darüber kann es verfügen, natürlich in den
Grenzen der vom Vater gesetzten Bestimmung. Minderjährige können sich
innerhalb ihrer monatlichen Zuschüsse verpflichten, dafür Wohnungen
mieten u. a. m. und im Rahmen dieser Einkünfte klagen und geklagt werden.
(Eineni Mindcrjährigen über 18 Jahren kann der reine Uberschuß seiner

1) Wenn im Zuge einer Scheidung oder Trennung die Pflege und Er-
ziehung der Mutter überlassen wird, bedeutet das keineswegs, daß damit
die väterliche Gewalt oder auch nur die vortnundschaftlirhe Gewalt an sie
übergegangen wäre. Sie kann z. B. dem Kinde keinen Anwalt bestellen; sie
kann nicht eigenmächtig die Berufswahl für das Kind treffen; sie kann
nicht die Einwilliguug zur Eheschtießung erteilen. Nur wenn der Vater
nicht seine bezüglichen Pflichten erfüllt, kann sie das Gericht anrufen und
beantragen, daß ein Kurator für die Kinder bestellt wird.
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Einkünfte zur freien Verfügung überlassen toerdeu, und dann kann er auch
bezüglich dieser Summen im eigenen Namen vor Gericht erscheinen-)

Kraft seiner väterlichen Gewalt ist der Vater etwas freier in Feste-äuss·

der Verwaltung des Vermögens feiner Kinder als ein Vormund. pskmzs·«g,

Jm wesentlichen ist aber auch er nur Sachwatter des Kindes. Uud HHFFJVM

über das Kapital, seine Anlage und Verwendung der Erträgnisse

wie auch über die Art, wie ein etwaiger Überschuß angelegt

Wurde- hat er Bericht an das Pflegschaftsgericht zu erstatten.

Er Muß such die Bewilligung des Pflegschaftsgerichtes einholen,

wenn er seiner minderjährigen Tochter aus ihrem Vermögen
ein Heiratsgut bestellen will. Wenn ein iiiinderjähriges Kind

sich euiverständlich scheiden lassen will, braucht es zur Regelung

der Personenrechtlichen Fragen nicht die Bewilligung des Vaters

(vder Vormundes). Sollen aber zugleich vermögensrechtliche

Fragen geordnet werden, so ist nicht nur die Einwilligung

Pesd Väters, sondern ·auch die des Pslegschastsgerichtes er-

or eri .

Die väterliche Gewalt endet mit der Großjährigkeit des IMP-

Kindes d. h. damit, daß es das 21. Lebensjahr erreicht oder cis-m-

daß es nach vollendetem 18. Lebensjahr von dem Gerichte über HEFT-like

Alltkllg des Vaters für großjährig erklärt wird. Weumeine neu-BGB-

niinderjährige Tochter heiratet, bleibt der Vater Verwalter ihres

ermögeiisz bezüglich ihrer Person kommt sie aber unter die

Gewalt ihres Mannes. Stirbt dieser während ihrer Minder-

1ähkigkeit, so lebt die väterliche Gewalt wieder auf. Doch tkann

der Vater, noch bevor ein Kind die natürliche Großiährigkeit

erlangte, die Verlängerung der väterlichen Gewalt-bean-

to en, wenn es wegen seiner Leibes- oder Gemiitsbeschassenheit

m lt geeignet ist, seine Geschäfte selbst zu besorgen. « .

enn ein Vater seine Gewalt mißbraucht toder die damit

Uetbundenen Pflichten nicht erfüllt, oder sich eines ehrloseii oder

Unstttlichen Verhaltens schuldig macht, durch welches das Kind

Hespofch wird), kann das Gericht in der iknu angemessen er-

scheinenden Weise die väterliche Gewalt beschränken, die Unter-

1TUJSUUg des Kindes in einer Anstalt anordiien, den Vater der

gekkckptlichen Aufsicht unterstellen n. a. . » .

vDie väterliche Gewalt ruht, wenn der Vater selbst eiitmundigt

IMW (z. B. wegen Geisteskranlheit, Verschwendung oder Trunk-

IUcht)- wenn er wegen eines Verbrechens zu einer Kerkerstrafe

von mehr als einem Jahr verurteilt wird; oder iiber ein Jahr ab-

Weknd ist, ohne von seinem Aufenthalt Nachricht zu geben, bis

das entgegensteheude Hindernis behoben ist.
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Väter, welche die Verpflegung und Erziehung ihrer Kinder

gänzlich vernachlässigen, verlieren ihre väterliche Gewalt auf immer.

,Wenn ein Vater seine Gewalt mißbraucht oder seine Pflichten nicht
ernilly kann das Pslegschaftsgericht (in manchen Fällen auch das Straf-
gericht) die väterliche Gewalt ihm aberkennen. Jedermann hat das Recht
und die Pflicht, den zuständigen Behörden (Polizei, Gendarmerie, Jugend-
amt, Bezirksgericht) seine Beobachtungen über einen Mißbrauch der väter-
lichen Gewalt zur Kenntnis zu bringen.

Dabei ist es gut, nicht all emeine Verdächtigungen auszusprechen, wie
»Frau Müller mißhandelt ihr ind« oder »Herr Müller vernachlässigt seine

Pflichten«, sondern dic konkreten Tatsachen mitzuteilen, wie »Marie Müller
weint oftmals kläglich. Am 8. Mai zeigte ihr Gesicht blaue Flecken. Auf
Befragen sagte sie, sie sei von ihrem Vater ge chlagen worden. Jch bemerkte
auch, daß sie in einer ungeheizten Kammer schlafen cnusz«.

lWird dem Vater die väterliche Gewalt aberkannt, muß dem

minderjährigen Kinde ein Vormund bestellt werden. Ju seinem

letzten Willen kann der Vater seinem Kinde einen Vormund

ernennen und so die Mutter von der Vormundschaft ausschließen.

5. Das Recht der Mutter. Die Eltern sollen die Hand-

lungen ihrer Kinder einverständlich leiten. Der Vater muß den

Rat der Mutter anhören. Jst ein Einverständnis aber nicht zu

erzielen, so kann die Mutter eine Sondermeinung bezüglich der

Erziehung, Verehelichung und Pflege der Kinder nur dadurch

durchsetzen, daß sie sich die Unterstützung des Gerichtes sichert.

Selbst wenn die väterliche Gewalt wegfällt, tritt sie keines-

wegs in die Rechte des Vaters. Sie kann nur zum Vor-

mund ihrer Kinder bestellt werden; als solcher besitzt sie dann

neben den allgemeinen elterlichen die Rechte nnd Pflichten eines

Vormundes. Diese unterscheiden sich von jenen eines Vaters vor

allem dadurch, daß der Vormund in allen jenen Fragen, wo der

Vater regelmäßig das Recht der Entscheidung besitzt (einer Ent-

scheidung, gegen die man nur allenfalls Beschwerde einlegen kann),

erst an das Gericht berichten muß und an dessen Entscheidung

gebunden ist. Das Gericht kann auch, nicht nur wenn der Vater

es in einem letzten Willen verlangte, der mütterlichen Vormünderin

einen Mitvormund beigeben.

Jn manchen Fällen wird ein anderer (Verwandter) zum Vor-

mund ernannt werden. Geschah dies nur, weil die Mutter selbst

damals noch minderjährig war, kann sie nach erlangter Mündig-

keit beantragen, daß man ihr nun die Vormundschaft überlasse.

Doch ist, wenn nicht das Wohl der Kinder eine andere Regelung

notwendig macht, ihr die Erziehung auch dann zu übertragen,

wenn sie nicht Vormund ist«
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Schließt die Mutter eine zweite Ehe, verliert sie dadurch
weder die Vormundschaft über ihr Kind noch wird ihr Erzie-
hungsrecht dadurch beeinträchtigt.

Einer pflichtvergessenen Mutter gegenüber kann das Gericht
ebenso wie gegen einen Vater verfügen, daß das Kind ihr ab-

genommen, in Erziehungsanstalten untergebracht werde und
andere Verfügungen zum Schutz des Kindes treffen.

§ 4. Unehcliche Kinder und ihre Eltern.

Als unehelich gilt einKind, welches von einer unverheirateten Frau l) Welches

Oder von einer Ehefrau früher als am 180. oder später als am uukggiskk

3«00. Tage nach Auflösung ihrerEhe geboren wird. überdies kann auch WE WEB-
ein Kind, welches von einer Ehefrau während des Bestehens der Ehe

geboren wird, für nnehelich erklärt werden, wenn der Ehemann

der Mutter rechtzeitig die Ehelichkeit der Geburt bestreitet.

» 1. Die gesetzliche Lage der unehelichen Kinder zu ihren Eltern Die-sage

Ist verschieden von der Lage der ehelichen Es ist in Ostekreich Mir-ist«

Ulcht so, daß das uneheliche Kind — wie es in anderen Gesetz- Wiss-km

gebungen vorkommt, bzw. vorkam — nicht als verwandt zu des sm-

seinen Eltern gelten würde. Vielmehr wird der unehelichen Bluts- XVIII

verwandtschaft sowohl nach Vaters wie nach der Mutter Seite TIEREng

Rechnung getragen. Aber zunächst erscheint nur zur Mutter

ein familienrechtliches und verwandtschaftliches Verhältnis gegeben.

Die Mutter ist immer sicher, sagt ein römischer Rechtsspruch

Und fährt fort: Der Vater ist, d. h. als Vater wird rechtlich

Vermittet, wer Ehemann der Mutter ist, wenn die Mutter

ebeen einen Ehemann hat. Lebt die Mutter aber nicht in einer

Ehe, dann kann die Vermutung auf niemanden hinweisen nnd

erst ein oft uinständliches Verfahren wird die Streitsrage klären,

Wem Rechte und Pflichten eines unehelichen Vaters zukommen.

Dtuher kann logischerweise zunächst von einer väterlichen Gewalt

We Rede sein. Und daher muß vor allem Vorsorge getroffen

weItden, daß von einer tatkräftigen und unabhängigen Stelle

aus, der andere Hilfsmittel als der oft unerfahrenen Kindes-
UJutter oder einem nicht viel gewandteren Vormund zur Ver-

ngUUg stehen, die Vaterschastsfrage gelöst werde. Und während
das Gesetz bei ehelichen Kindern annimmt, daß es bei seinen
Eltern und zumal bei seinem Vater eine solche Stütze findet,

daß eine weitere Uberwachung der Erziehung eines Kindes,
X-

. 1) Unehelich sind auch die Kinder, welche iu einer Nichtehe«, z. V. einer
rItUellen jüdifchen oder einer sogenannten »Salzburg«er« Ehe, gezeugt sind.

3 Beth, Das Recht der Frau.
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dein beide Eltern leben, durch die Offentlichkeitnur in Ausnahme-
fällen nötig ift — hält es bei einem iinehelichen Kinde für

notwendig, es gegen seine Eltern, insbesondere gegen seinen
Vater zu schützen.

Zu diesem Zwecke wurde die Generalvormuiidschast geschaffen.

Binnen 24 Stunden ist dem Generalvorinund von der Geburt

jedes uiiehelichen Kindes zu berichten. Zugleich werden in kurzen

Abständen die Bezirksgerichte von den iii ihrem Spreugel vor-

kommenden unehelichen Geburten verständigt. Dein Generalvor-

inund kann jeweils die Vormundschaft über alle oder über bestimmte

Gruppen unehelicher Kinder in seinem Sprengel übertragen

werden. Er hat die Eiiizelvorinünder in Vormundschaftssacheii

tunlichst zu beraten nnd zu unterstützen.

Das uneheliche Kind führt den Namen seiner Mutter, bei

einer verheirateteii Frau deren Mädcheunainen; der Ehemann der

Mutter kann ihm den seinen geben.

Gewöhnlich wird die Mutter die Bemühungen der General-

vormundschaft, den Kindesvater zu erfahren, um ihn zur Er-
füllung seiner Pflichten anzuhalten, unterstützen, indem sie seinen

Namen (wahrheitsgemäß) angibt. Weigert sich die Kindesmutter

aber, dies zu tun, kann sie niemand dazu zwingen.

Der Generalvorinund wird zunächst im giitlichen Wege an

den vermutlichen Kiiidesvater herantreten und ihn aiiffordern,

seine Vaterschaft anzuerkennen. Diese Anerkennung kann auf

mannigfache Weise geschehen: vor dem Pflegschaftsrichter, durch

einen Vergleich vor dem Generalvorinund oder, ohne Rechts-

wirkung, vor einem anderen Vormund, an die Kindesmutter,

durch stillschweigende Erfüllung der väterlichen Pflichten; sie kann

aber auch in feierlicher Weise statthaben, indem der Kindesvater

mit Zustimmung der Kindesmutter und in Gegenwart des Paten

vor dein Seelsorger seine Zustimmung erklärt, daß sein Name

als der des Kindesvaters in das Tauf- oder Geburtsbuch ein-

getragen werde. «
Diese feierliche Anerkennung —- eine Eintragung des Namens des

Kindesvaters in die Matriken nur auf Angaben der Mutter hin ist ohne
Beweiskraft, eine Eintragung ohne Einwilligung der Kindesmutter unstatt-
gaft — bringt de·ni· Kinde außer moralischen Vorteilen auch manche materiellen.

ie spätere Legitimation ist erleichtert. Es genießt alle Vorteile aus der
Krankenversicherung des Vaters wie dessen eheliche Kinder u. a. in.

Kommt der uneheliche Vater der Aufforderung zur Aner-

kennung der Vaterschaft nicht nach und ist es nicht möglich, ihn

gütlich zur Erfüllung seiner Pfli ten zu bewegen, muß die

Vaterschaft im streitigen Verfahren estgestellt werden.
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Als unehelicher Vater wird gesetzlich ,,verniutet«, wer zugibt,
der Kindesiiiutter während des gesetzlichen Zeitraums beigewohnt zu
haben oder dessen überwiesen wird, das ist zu einer Zeit, von welcher
bis zu ihrer Entbindung nicht weniger als 180 und nicht mehr

Als- 300 Tage verflossen sind. Das Kind, bzw. dessen Vertreter,
tritt als Kläger gegen den vermutlichen Vater auf und hat zu
beweisen, daß eine solche Beiwohnung stattfand. Der als Vater

Angegebene hat, wenn er dennoch nicht fubmittiereii will, nun

seinerseits nachzuweisen, daß trotz dieser Beiwohnung die Zeugung
nicht durch ihn erfolgt sein konnte.

Dieser Gegenbeweis gegen die gesetzliche Vermutung der unehelichen
Vaterschaft kann niemals dadurch geführt werden, daß behauptet oder nach-
gen-lesen wird, die Kindesmutter habe in der kritischen Zeit auch mit an-
deren Männern Verkenlgr gepflogen. Vielmehr kann er nur dann gelingen,
Wenn der angebliche ater nachweist, daß er selbst zeugiingsiinfähig fei,
gder daß die Kindesniuttcr bereits schwanger war, als er ihr beiwohnte,

— a. m.
Die »Blutprobe«, die in letzter Zeit viel umstritten wurde, kann einen

Jwets liefern, wenn das Kind einer Blutgruppe angehört, die sich weder
be! der Mutter noch bei dem angeblichen Vater zeigt.

Haben während der kritischen Zeit mehrere Männer der Kindes-
inntter beigewohnt, kann der Vormund nach seiner Wahl- einen

VOU ihnen als Vater belangen. Jst dieser aber rechtskräftig als
ater erklärt, so kann ein anderer nicht mehr herangezogen

Werden.

Es kommt vor, daß Männer zuerst freiwillig die Vaterfchaft anerkennen,
dCIM aber diese Erklärung widerrnfen, z. V. weil sie irrtümlich annahmen,
pas sie Väter seien, später aber eines Besseren belehrt werden. Das steht
I Fell frei. Dann aber müssen sie ihrerseits beweisen, dafz sie der Vater nicht
Im können.

Ein Kind, welches von einer Ehefrau in dem gesetzlichen Zeit-
Vllllme vgeboren wurde, gilt auch dann als ehelich, wenn die Ehe
späterhin infolge eines . indernifses für nichtig erklärt wurde,
Wenn nur bei. der Ehe chließung ein Teil der Ehegatten ini
guten Glauben an die Gültigkeit sich befand.

Es spielt aber eine Rolle, ob die Geburt durch eine Ehesrau
Vvt dein 180. Tage nach der Eheschließung erfolgte oder später.

Bei einem Kinde, welches innerhalb des gesetzlichen Zeitraumes geboren
wlskdh muß der Eheniann durch Klage ,,Uninöglichkeit der Zeugung« nach-
weisen; der Prozeß ist gegen einen Kurator, der fürs Kind vom Gerichte

aufgestellt wird- zu führen Gehe § 3)-
E ei einem Kinde, welches vor dem 180. Tage geboren wurde, muß der

hsmann nur eine Anzeige an das Gericht richten, in der er anführt
Und. Meer I. daß das in das Geburts- oder Taufregister (vociaufig ais
Ehskches unter seinem Namen) eingetragene Kind vor dem 180. Tage nach
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seiner Ehefchließung geboren sei, 2. daß noch nicht drei Monate verflossen
seien, seit er von dieser Geburt Kenntnis erhalten habe, 3. daß er bei
feiner Eheschließung von der Schwangerfchaft seiner Braut keine Kenntnis
hatte,1) und daß er hiemit Widerspruch egen die eheliche Geburt erhebe.
über diesen Widerspruch wird das Geri )t zunächst einen Verteidiger der
ehelichen Geburt ernennen und untersuchen, ob die Angaben im Widerspruch
stimmen nnd der Widerspruch zulässig ist· Bestehen die gesetzlichen Voraus-
setzungen, wird die Eintragung in dem Geburtsbuche berichtigt, das Kind
für uuehelich erklärt und ihm ein »Vornntnd« bestellt.

Wurde ein Kind nach Ablauf von 300 Tagen nach Auflösung der Ehe
geboren und (unriggtigerweise) als ehrlich in die Matrik eingetragen, so
besteht doch keine ermutung der ehelichen Geburt. Der frühere Ehemann
der Mutter kann das Kind (nicht einen Kurator) auf Anerkennung der
Unehelichkeit klagen, bzw. eine Richtigstellung der Matrik von Amts wegen
veranlassen (SZ. x11247).

Bisweilen hat das Kind selbst ein Interesse daran, seine nn-

ehelicle Geburt feststellen zu lassen. Niemals kann es dies,

wenn her Ehemann der Mutter die Bestreitungsfrist verstreichen

ließ, ohne Widerspruch zu erheben. Nur wenn er seit Geburt

des Kindes unbekannten Aufenthaltes war oder vor Ablauf der

Bestreitungsfrist gestorben ist, kann das Kind unter Zustimmung

der Kindesmutter seine Ehelichkeit bestreiten. Das Klagerecht

erlischt ein Jahr nach Großjährigkeit.

2. Die Rechte der unehelichen Kinder gegenüber ihren

Vätern sind weniger weitgehend als die Rechte ehelicher Kinder;

aber es stehen dafür den Vätern auch nahezu keine Rechte gegen

ihre Kinder zu.

Der uneheliche Vater ist vorzüglich (an erster Stelle) ver-

bunden, nach seinem Vermögen für die Verpflegung und

Versorgung seines Kindes aufzukommen. Die Summe, welche er

zu leisten hat, wird vom Gerichte ausgemessen, wenn er nicht

freiwillig seinen Pflichten in genügendem Maße nachkommt. Sie

beträgt meist einen Prozentsatz seines monatlichen Einkommens

und bewegt sich etwa zwischen 8 und 15 Prozent seiner reinen

Einkünfte. Genügt die Leistung des Vaters nicht zur Deckung

der Bedürfnisse des Kindes, muß die Mutter (und eventuell

die miitterlichen Großeltern) für die fehlenden Beträge auf-

kommen.

1) Wenn er bei der Ehefchließung von der Schwangerfchast Kenntnis
atte, kann er nichtsdeftoweniger die Vaterschaft bestreiten, wenn das
ind nicht von ihm erzeugt ist; doch muß er dann die Unmöglichkeit

der Zeugung durch ihn erweisen (SZ. x1167). War er bei der Eheschließung
irrtümlich des Glaubens, selbst der Schwängerer der Braut zu sein, genügt
der Widerspruch im Sinne des § 156 (SZ. X1135).
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Visweilen stocken die Unterhaltszahlungeu des Vaters, ob- weil-dritte
gleich er nicht zahlungsunfähig ist, sondern aus anderen Gründen. III ZEIT-,
Hat nun die Mutter des Kindes oder haben andere Personen HERR-MS
während dieser Zeit den Aufwand für das Kind gedeckt, so können

sle später vom Kindesvater den Ersatz ihres Aufwandes verlangen,
wenn nur ersichtlich ist, daß sie von vornherein die Absicht hatten,

sich an ihm schadlos zu halten.

· Diese Absicht zu erweisen, wird der Kindesmuttcr oder der dritten Person
mcht immer ganz leicht fallen. Am eheften wird sie sich ergeben, wenn die
Hindesmuttcr soglei einem Lieferanten oder sonst jemandem gegenüber
sich geäußert hat, da sie den Unterhalt des Kindes jetzt vorstrecke, sich ihn
aber beim Vater holen werde (fobald dieser etwa von der Reise ins Aus-
land zurückgekehrt sei), oder aus ähnlichen Bemerkungen. Die Kindesmutter
oder die anderen Personen, wel e den Aufwand machten, sollen daher auch
mcht lange zögern, ihre Ansprü e vorzubringen. Tun sie es erst später, im
Berlaufe einer anderen Auseinaudersetzung, kann zu leicht die Vermutung
entstehen, daß sie ursprünglich niclt Ersatz verlangen wollten und nun durch
Ihre Forderung einen Druck ausii en möchten.

Die Kindesmutter kann aber keinen Ersatz für Aufwendungen

verlangen, die sie zu einer Zeit fiir das Kind machte, wo der

Vater zu seiner Verpflegung nicht imstande war, auch dann

nicht, wenn der Vater später zu Vermögen kommt.

« Es geschah oft, daß sich Väter ihren Verpflichtungen gegen III-MS

ihre Kinder dadurch entzogen, daß sie sich bei Verwandten, Be- VGVL «

kannten, Lebensgefährtinnen gegen vollen Unterhalt anstellen MM

ließen, ohne einen Gehalt zu beziehen, so daß sowohl die

Ausmessung des Unterhaltes als seine Hereinbringung auf be-

trächtliche Schwierigkeiten stießen. Dem ist durch das Gesetz

über den Schutz des gesetzlichen Unterhaltsanfpruches

vom 4. Februar 1925 (lex Nudel-Zeynek) eine Schranke

gesetzt.

Der Unierhaltsverpslichtete selbst, der sich seiner Pflicht zur Unterhalts·
leistung absichtlich entzieht, der z. V. absichtlich seinem Erwctbe nickt nach·
geht, so daß dadurch der Unterhalisberechtigte der Not oder Verwa rlosung
ausgesetzt ist, macht sich strafbar· Jene Dritten, welche ihn der Notwendig-
keit ent eben, einem Erwerbe nachzugehen, damit der Unterhalt nicht ein-
bringli werde, aften dem Unterhaltsberechtigten für die während dieser
Hilfeleitung fällig werdenden Zahlungen, so daß man sie direkt gegen
diese Personen einklagen kann. Leistet er aber bei seinen Eltern, Kindern,
Gefchwistern oder seinem Ehegatten re elmäßigcn Dienst, so gilt vom Tage
un, da diese von feiner Unterhaltspfli tlienntnis erhalten hatten, der orts-
IJbliche Lohn als verabredet; man braucht diesen nahen Angezörigen gegen-
uber also nicht zu beweisen, daß sie ihm absichtlich keinen ehalt zahlen,
sprödern kann sogleich Exekution auf einen Lohn in ortsüblichem Ausmafze

ren.
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Um die Hereinbringung der Unterhaltsansprüche zu erleichtern

—- sie ist oft sehr schwer, obgleich bei Exekutionen Unterhalts-

rechte weitgehend begünstigt sind —, kann für jeweils ein Jahr

im voraus die Psändung der Bezüge des Unterhaltsverpslichteteu

erfolgen, wenn gegen ihn schon einmal Exekution zur Herein-

bringung verfallener Unterhaltsraten geführt werden mußte.

Der Kindesvater kann seine Verpflichtungen zur Zahlung von

regelmäßigen Unterhaltsbeträgeu dadurch abbiirden, dasz er ent-

weder mit der Kindesmntter oder mit dem Kinde selbst einen

Abfindungsvertrag schließt. Vergleicht er sich nur mit der

Mutter, so ist weder die Einwilligung des Vormundes noch des

Vormundschaftsgerichtes erforderlich. Allerdings ist durch eine solche

Abfindung nur die Mutter verpflichtet, von nun an allein

für die Verpslegung und Versorgung des Kindes gehörig zu

sorgen. Die Rechte des Kindes sind direkt nicht berührt. (Einen

solchen Vertrag zu schließen wird sich manches Mal empfehlen.

Wenn der uneheliche Vater der Kindesmntter durch Gewährung

einer einmaligen größeren Geldsumme ermöglicht, sich eine aus-

kömmliche Existenz zu schaffen, wird damit in der Regel ihr

nnd dem Kinde besser gedient sein als durch monatliche Unter-

haltszahlungen, mit denen nichts Rechtes anzufangen ist. Gelingt

es der Kindesinutter aber nicht, sich einen für sie und das Kind

ausreichenden Lebensunterhalt zu schaffen, dann wird der Vor-

mund ohne Rücksicht ans diese Zahlungen den Vater im vollen

Umfange wieder zu Unterhaltszahlungen heranziehen; denn den

Rechten des Kindes kann ohne Zustimmung des Gerichtes nicht

Abbruch geschehen.) Will der Vater das Kind endgültig ab-

sinden, dann muß unter Zustimmung des Vormundes und mit

Bewilligung des Gerichtes ein Vertrag geschlossen werden. Trotz

eines solchen Absindungsvertrages kann das Kind aber jederzeit,

wenn es in Not kommt, wieder den notdürftigen Unterhalt

von seinem Vater verlangen.

Das Recht des Kindes auf Unterhalt beginnt mit

der Geburt. Aber nur, wenn die Väter gewillt sind, ihre

Pflichten zu erfüllen, ist damit auch schon gegeben, dasz vom Angen-

blick der Geburt an die Unterhaltsbeiträge regelmäßig einlausen;

oft ist ein recht langwieriges Verfahren notwendig, ehe die

Vaterschast festgestellt und dann die Unterhaltsraten bestimmt sind.

Deshalb kann eine bedürftige Mutter schon vor der Geburt

des Kindes im Verfahren außer Streitsachen verlangen, daß der

Unterhaltsbeitrag für das erwartete Kind für drei Monate im

voraus bei Gericht erlegt werde. Und sie kann mit dieser
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Forderung das Verlangen verbinden, daß auch die ihr gegen den
unehelichen Vater zustehenden Forderungen nämlich auf Ersatz
der Kosten der Entbindung und ihres Unterhaltes während sechs

Wochen nach der Entbindung bei Gericht) im voraus erlegt

werden. Siemuß nur ,,glaublich« machen, daß sie schwanger

und bedürftig sei und daß ihr der in Anspruch geuonnnene

Mann innerhalb des gesetzlichen Zeitraumes vor der vermutlich

zu erwartenden Geburt beigewohnt habe.

Beispiel: An das Bezirlsgericht Kremsmüuster. Albertine Wandel,
Arbeitslose in Kremsmünster 28, stellt Antrag wegen Vorsorge infolge
Schwangerschaft.

Laut Auskunft des Primarius Müller vom hiesigen Krankenhaufe bin ich
im siebenten Monate schwanger.

Jch habe in der Zeit vom August 1928 bis Jänner 1929 mit dem Ge-
mischtwarenhändler Matthias Grün, Kremsmünster Nr.1014, geschlechtlich
verkehrt, also innerhalb des gesetzlichen Zeitraumes-

Jch bin ohne eigenes Vermögen und seit einem Jahre arbeitslos. über
meine Notlage lann Herrniue Maurer, hier Nr. 28, Auskunft geben.

Matthias Grün ist vermögend. Nach seiner eigenen Angabe gegenüber
Frau Maurer besitzt er ein monatliches reines Einkommen von 600 s. Er
hat für niemanden zu sorgen-

Laut Auskunft der Kranienanstalt werden die Kosten meiner Entbindung
vorausfichtlich 100 s betra en. Die Kosten meines Unterhaltes während der
sechs Wochen nach meiner ntbindung veranschlage ich mit 250 s. Den zu
bemessenden Unterhalt meines Kindes beziffere ich mit 90 s monatlich,
d. i. mit 15 Prozent des Einkommens des Kindesvaters. Zusammen find
daher 620 s zu bezahlen.

Es wird daher beantragt, Herrn Matthias Grün den Auftrag zu erteilen,
die Summe von 6208 bei Gericht zu erlegen, mit der Bestimmung, sie
sei mir auszufolgen, wenn innerhalb des gesetzlichen Zeitraumes die Geburt

eines Kindes ·tfolge' Albertine Wandel m. p.

Der so Belangte kann einwenden, daß die Schwangere einen unzüchtigen
Lebenswandel geführt habe, daß er ihr innerhalb des gefeßlichen Zeitraumes
nicht beigewohnt habe oder daß ihre Angaben über die Schwangerfchaft
oder« Bedürftigleit nicht stimmen.

Die Unterhaltspflicht des unehelicheu Vaters endet

erst, wenn das Kind sich selbst erhalten kann.

Welche Ansprüche ein Kind an seinen Vater stellen kann und

wann es als selbsterhaltungsfähig gelten soll, wird von der

Vermögensstellung des Vaters abhängen. Einem vermögenden

Vater wird man mehr zumuten als einem, der selbst mit der

Armut kämpft. Jedenfalls muß das Kind auf einen Weg geleitet

Aus-naß der
Ansprüche-
lei Mö, 171

BGB.

werden, auf dem es imstande ist, sich selbst sein Brot zu ver- -

dienen. Dies wird in der Regel dadurch geschehen, daß es ein

Handwerk oder Gewerbe erlernt oder für einen andern Beruf
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§ 195 ABGB.

ausgebildet wird. Welche Ausbildung es zu erhalten hat, ent-
scheidet die Mutter, der Vormund und das Vormundschaftsgericht

(selbstverständlich unter Berücksichtigung der Wünsche des Kindes),
nicht der Vater, der für die Kosten dieser Ausbildung vorzüglich
aufzukommen hat. Jn besonderen Fällen kann das Gericht auch einen
Beruf auswählen, bei dem das Kind auch mit 18 Jahren noch nicht
selbsterhaltungsfähig ist. Auch nach erlangter Großjährigkeit noch

kann das Kind einen ,,Ausstattungsbeitrag«, eine »Versorgung«

verlangen, wenn es Anlaß und Bedürfnis nachweist; aber nur
zur Ergreifung eines Gewerbes, nicht anläßlich einer Verehelichung.

Wird ein Kind, das schon selbsterhaltungsfähig war, wieder
erwerbsnnfähig, lebt die schon erloschene Unterhaltspflicht des

nnehelichen Vaters wieder auf, wenn es keinen näheren unter-

haltspflichtigen Verwandten (Gatten oder Kinder) hat.

Nach dem Tode des unehelichen Vaters geht seine Unterhalts-
pflicht gegenüber dem unehelichen Kinde »wie eine Schuld« auf

die Erben über. Uneheliche Kinder haben kein gefetzliches Erb-
recht gegen ihre Väter;1) doch kann der Nachlaß allenfalls durch
diese gesetzliche Verpflichtung, ihnen weiterhin den angemessenen
Unterhalt zu gewähren, aufgezehrt werden.

Ansprüche unehelicher Kinder können aber nicht die Erziehung und Ver-
sorgung unversorgter ehelicher Kinder gefährden. Uneheliche Kinder sind auch
im besten Falle (wenn sie zu Lebzeiten des Vaters in dessen Hause verpflegt
und erzogen wurden) nicht besser zu stellen als eheliche. Jst der uneheliche
Vater nicht imstande, den Unter alt des Kindes zu bestreiten, muß es die
Mutter erhalten. Jst auch die utter mittellos, trifft die Unterhaltspslicht
die Großeltern mütterlicherseits.

3. Seiner Mutter gegenüber hat das uneheliche Kind
eine Stellung, die der eines ehelichen ziemlich gleich ist.

Es ist ihr und ihren Verwandten gegenüber zur gesetzlichen
Erbfolge berufen und pflichtteilsberechtigt (siehe § 3). Es ist ihr
gegenüber zu Ehrfurcht und Gehorsam verpflichtet. Die Mutter
ist verpflichtet, ihr Kind zu erziehen. Der unehelichen Mutter
kann die Vormundschaft iiber ihr Kind übertragen werden; wenn

das Gericht sie zum Vormund beruft, musz sie diese Vormund-
schast annehmen und kann sich nicht damit entschuldigen, daß sie
eine Frau sei; sie bedarf zur Übernahme der Vormundschaft auch
nicht der Zustimmung ihres Ehemannes.·-’)

1) Uneheliche Väter haben au kein gesetzliches Erbrecht gegen ihre Kinder-.
2) Von anderen Vormundscha ten als von denen über ihre Kinder und

Enkel, die das Gericht ihnen zuweist, können sich Frauen entschuldigen;
die Zustimmung des Ehegatten zur übernahme einer Vormundschaft ist auch
sür die Großmutter erforderlich.
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Während aber die großjährige eheliche Mutter v or allen anderen Personen
und Verwandten zur Vormundschaft über ihre Kinder zu berufen ist, wird
sich bei einer unehelichen Mutter das Vormundschaftsgericht dazu nur in
Ausnahmefeillen verstehen. Die Verhältnisse sind so verschieden, ihre Aufgaben
so viel schwieriger als die einer doch meist in geordneten Verhältnissen
lebenden ehelichen Mutter, daß man durch das Institut der General-
vormundsclaft der Initiative der Mutter genug Raum in allen Erziehungsi
fragen läßt und in gerichtlichen Angelegenheiten und ähnlichem ihr und
dem Kinde zu Hilfe kommt.

Bemerkt der nneheliche Vater aber, daß das Wohl des

Kindes und seine Erziehung bei der Mutter gefährdet ist, so

darf und muß er eingreifen und für eine anderweitige Unter-

bringung Sorge tragen; nicht etwa in der Weise, daß er

das Kind der Mutter einfach abnimmt oder daß er etwa die

Alimentationszahlung an die Mutter einstellt, sondern indem er

an das Vormundschaftsgericht (das Bezirksgericht am Wohnsitze

der Mutter) die entsprechenden Anträge stellt. Er kann vor-

schlagen, das Kind dritten Personen in Pflege zu geben; er kann

in einem solchen Falle aber auch ersuchen, das Kind ihm zu

überlassen, wenn er nachweist, daß es bei ihm gut aufgehoben

wäre. Die Entscheidung steht ausschließlich dem Gerichte zu.

Die Mutter hat dem Kinde eine Verforgung zu bieten. Mikro-ne

Eine Tochter kamt von der Mutter auch ein Heiratsgut (nicht Heime-ne

nur eine Versorgung zur Antretung eines Berufes), der Sohn WITH

auch eine Aussteuer verlangen.

Die uneheliche Mutter und ihre Verwandten sind ihrem Kinde Weste-enges

gegeniiber zur gesetzlichen Erbfolge berufen nach derselben Ordnung kkäkchpå

wie bei ehelichen Kindern; die uneheliche Mutter (Großeltern Wisska

tnütterlicherseits) ist auch Noterbe, wenn das Kind ohne zur gesetz-

lichen Erbfolge berechtigte Nachkommen stirbt. Wenn die Mutter
nn späteren Leben in Dürftigkeit gerät, ist das Kind verpflichtet,

sie anständig zu erhalten (den Vater muß es nicht unterstützen).

4. Legitimation unehelicher Kinder wird vom Gesetz Legitima-

uach Kräften erleichtert. Doch ist die Behandlung legitimierter M«

Kinder nicht ganz gleich der Behandlung von Kindern, welche

von Anfang an ehelich geboren waren. Auch obwalten zwischen

den verschiedenen Arten von legitimierten Kindern Unterschiede.

Es wurde oben gesagt, daß Kinder nichtiger Ehen (z. B. nichtig- Leaittgiles

erklärter Dispeusehen) auch dann als von Anfang an ehelich MIHUZZQ

Selten, wenn im Zeitpunkte der Ehefchließung sich auch nnr ein FYZFPFFH»
Elternteil in schuldlofer Unwissenheit über die Ungültigkeit der www-OR

Feichlossenen Ehe befand. Sonst sind Kinder ungültiger Ehen

Und auch der »Nichtehen«, jener Ehen, welche vor einem offenbar
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nnbefngten Organ geschlossen wurden) unehelich. Wird aber in

der Folge das Ehehindernis gehoben, so werden sie behandelt,

als ob sie von Anfang an ehelich gewesen wären.

Kinder, welche außer der Ehe geboren waren, werden mit

dem Zeitpunkt, wo ihre Eltern heiraten, ehelich. Damit erlangen

sie die Rechte der ehelichen Kinder und verlieren die Rechte der

unehelichen Kinder; nur können sie ehelichen Kindern ihrer Eltern

ans einer früheren Ehe schon erworbene Rechte nicht streitig

machen; das Kind der früheren Ehe behält die Rechte der »Erst-

geburt«, auch wenn es an Jahren jünger ist als das legitimierte

Kind. Die Legitimation tritt mit der Heirat selbst ein, ob sie

im Taufbnch, wie es Vorschrift ist, angemerkt wurde oder nicht.

Es schadet dem Kinde an seinen Rechten nicht, wenn diese Form

vernachlässigt wurde. Eine Legitimation durch nachfolgende Ver-

ehelichung der Eltern wirkt auch zwischen dem Kind und den

Verwandten des Vaters; und sie erstreckt sich auch ans die Nach-

kommen des Kindes· »

Will ein Kind im späteren Leben ein Doiument haben, das diese Vor-
geschichte der elterlichen Ehe nicht zeigt, kann es ein »Tauszeugnis« sich
ausstellcn lassen, in welchem keine emertung über die eheliche oder nu-
cheliche Geburt enthalten ist.

Können oder wollen die Eltern aus triftigen Gründen im

späteren Leben einander nicht heiraten, kann der Vater sein un-

eheliches Kind durch »Begünstigung des Staatsoberhauptes«

(Bundespräsidenten) für ehelich erklären lassen.

Der Vater hat zu diesem Zweck ein Gesuch, das am besten gleich auch die
Erklärung der Zustimmung des Kindes (seines Vormundes, wenn es minder-
jährig ist) und der Kindesmutter enthält, an das Bezirisgericht seines
Gerichtsstandes zu richten. Zugleich soll in diesem Gesuche bemerkt sein, ob
das legitimierte Kind seinem Vater gegenüber dieselben Erbrechte besitzen
solle wie die ehelichen. Wurde dies nämlich nicht ausdrücklich bewilligt, so
erhält das Kind zwar den Namen des Vaters, aber es wird nicht gesetzlicher
und Noterbe.

Nach dem Tode des Vaters iann die Mutter oder das Kind selbst ein
Gesuch um Legitimierung einreichen, wenn sie nachweisen können, daß der
Vater vor seinem Tode dies wünschte und nur durch sein Hinscheiden ver-
hindert wurde, um Legitimierung anzusuchen. Nach dem Tode der Mutter
kann um Legitimierung überhaupt nicht eingekommen werden— eine wenig
vernünftige Einrichtung, da ein Hinscheiden der Mutter im Wochenbett u. ä.
ost die beabsichtigte Legitimierung durch nachfolgende Ehe vereitelte und
doch nicht das Kind darunter leiden sollte.

Das Vormundschaftsgericht wird im Zuge des über ein solches Legiti-
ncierungsgesuch eröffneten Verfahrens das Kind und seinen Vormund ein-
vernehmen. Ebenso andere Personen· Das Gesuch wird mit der Äußerung
des Gerichtes (Zustinnnung des Bonnundschaftsgerichtes) dem Oberlandes-
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gericht und durch das Justizininisteriuni dein Buiidespräsidenieu vorgelegt.
Die Gewährung der Legitimation ist ein Gnadeiiakt.

Ein so legitimiertes Kind kommt sogleich unter die väterliche Saiten-fein

Gewalt seines Vaters, wenn im Gesuch (Entscheid) nichts anderes EITH«

bestimmt ist. Die früheren Bestimmungen über Vormundschasts

nnd( Unterhalt werden hinfällig. Die Erziehuiigsgewalt der

Mutter erlischt, soweit sie über die einer ehelichen Mutter

hinausging. Das Kind muß den legitiniiereiideii Vater miter-

halteu, wenn er iu Notstaiid gerät. Jndes erlangt es bei Legi-

timation durch Begünstigung keineswegs ein gesetzliches Erbrecht

gegen Großeltern oder Geschwister; wohl aber bei Legitimation

durch Hebung des Ehehinderiiisses, schuldlose Unwissenheit

der Ehegatten oder nachfolgende Eheschließung der Eltern,

soweit nicht Faniilienordnungen das Vermögen der »ehelicheii

Abstammung« vorbehalten oder Rechte der Erstgebiirt zu berück-

sichtigen sind. "

§ iso bis
ge, 752, m-

Der Ehegatte der Mutter kann dem Kinde seinen Namen Dis-ims-

geben, auch wenn er nicht der Vater dieses Kindes ist; d. i. aber ZFXE kfmy

keine »Legitimation«, obgleich es einer solchen außerlich sehr ahnlich MAX

sieht. Denn der Naniensvater erhält damit keinerlei Gewalt über S

das Kind, ist nicht verpflichtet, es zu verpflegeu oder zu versorgen, M

es entsteht kein wechselseitiges Erbrecht usw. Die Erziehung des

Kindes wird weiterhin von der Ziehkinderaussichtsstelle überwacht.

Nur jene moralischen Schäden sollen durch diese Naniengebiiug

behobeii werden, die in Schule und Gesellschaft dadurch entstehen-

daß das uneheliche Kind einen anderen Namen führt als die Ge-

schwister, mit denen es aiifwächst.

Zu einer solchen Namengebung muß der Ehemann der Mutter eine
notarielle oder beglaubigte Erklärung abgeben, ferner die Mutter und das
Kind (sür ein minderjähriges Kind der Vormund) die Zustimmung erklären
und das Gericht die Bewilligung erteilen.

§ ö. Wahl- und Pflegekiiider.

1. Wahl(Adoptiv)kinder können Männer nnd Frauen an- Wert-um

nehmen, wenn sie a) das vierzigste Lebensjahr zurückgelegt haben, g

b) keine eigenen ehelichen Kinder besitzen, o) nicht den eheloseii 1

Stand gelobt haben und d) das Wahlkind wenigstens 18 Jahre

innger ist als sie.

· Eine verheiratete Person kann nur mit Zustimmung ihres Ehcgatten ein
Jud annehmen oder an Kindes Statt angenommen werden. Dieser Zu-

stimmung bedarf es nicht, wennder Ehegatte sür geisteskrank erklärt, sein
Aufenthalt unbekannt oder die Ehe geschieden ist. ’
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Durch die Adoption erwirbt der Adoptierende (Wahlvater oder

Wahlmutter) gegenüber dem Wahlkinde Rechte und Pflichten, die

im wesentlichen denen ehelicher Eltern ähnlich sind. Der Wahl-

vater übt (unter Ausschließung des natiirlichen Vaters) die väter-

liche Gewalt. Der Wahlmutter steht die elterliche Gewalt zu, so-

weit eine Mutter sie üben kann. Das Wahlkind führt den Namen

des Adoptierenden — manchmal über besondere Vereinbarung in

Verbindung mit seinem eigenen. Jst die Wahlmutter verheiratet,

führt das Kind ihren Mädchennamen. Wahleltern und Wahl-

kinder sind einander zum anständigen Unterhalte verpflichtet.

Wahleltern müssen ihre Wahlkinder vers org en, ihnen eine Aus-

stattung, den Töchtern ein Heiratsgnt geben. Sind sie aber

dazu nicht imstande, kann das Wahlkind das Heiratsgut·von

seinen natürlichen Eltern verlangen. Wahlkinder besitzen ihren

Wahleltern gegenüber das Erbrecht aus der gesetzlichen Erbfolge

und Pflichtteilsrecht. Jhren eigenen Eltern gegenüber behalten

sie alle Erbrechte. Den Nachlaß von Wahlkindern erben die

natiirlichen Verwandten.

Den Verwandten des Adoptierenden gegenüber, seinen Eltern,

Geschwistern, Ehegatten bleibt das Wahlkiud ein Fremder. Daran

ändert es nichts, aß der Ehegatte seine Zustimmung erteilt hat.

Es können aber beide Ehegatten gemeinsam ein Wahlkind adop-

tieren und dann gemeinsam die Wahlelternrechte ausüben.

Beispiel: Franz Müller wird von Heinrich Zille adoptiert. Er heißt
von nun aii Franz Zille. Heinrich Zille übt die väterliche Gewalt; seine
Frau Franziska Zille steht in keinem Verhältnis zu Franz; daher kann sie
z. B· ein slüchtiges Wahlkind während der Abwesenheit ihres Gatten Heinrich
nicht zurückbringen lassen, sie darf es nicht züchtigen, außer über Austrag des
Wahlvaters, sie kann der Schule gegenüber keine Erklärungen abgeben u. a. ni.

Beim Tode von Heinrich Zille erbt Franz drei Vierteile von dessen Ver-
mögen, wenn kein Testament vorhanden war. Das übrige geht an die
Witwe. Denn er ist gesetzlicher Erbe seines Wahlvaters wie cin eheliches
Kind. Heinrich Zille lann aber auch ein Testament machen und Franz aus
den Pslichtteil setzen, dann muß er ihm zumindest aber drei Sechstel seines
Vermögens hinterlassen, denn Franz ist auch Noterbe.

Stirbt Franz Zille, ohne ein Testament hinterlassen zu haben und linder-
los, ist die Familie Müller zur gesetzlichen Erbfolge nnd die Eltern Müller
zum Noterbrecht berufen-

Hat Heinrich Zille eheliche Kinder, nachdem der Adoptionsvertrag mit
Franz schon vollzogen war, erbt das Wahlkind ebenso wie die e eligen
Kinder nach seinem Wahlvater. Es erbt aber auch nach seinem e eli en
Vater und nach seiner natürlichen Mutter.

Haben beide Eheleute Lille das Kind adoptiert, steht beiden die elterliche
Gewalt zu, es erbt nach beiden und muß beide unterhalten, wenn sie im
Alter in Dürstigleit geraten, unbeschadet seinen Rechten und Pflichten seinen
Eltern, respektive seiner Mutter gegenüber. ,
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Der Annahmevertrag muß schriftlich oder gerichtlich Mutes-

gefchlossen werden; das Bezirksgericht, bei dem Annehmender IMZZ"

seinen allgemeinen Gerichtsstand in Streitsachen hat, bestätigt HENNI-

ihn, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Ein eigen- Ferse-brei-

berechtigtes Wahlkind schließt den Vertrag im eigenen Namen; FAFFLZZEJI

ist es verheiratet, muß sein Ehegatte zustimmen; lebt noch sein ZOZHZZFÄ

ehelicher Vater, muß dieser ebenfalls seine Zustimmung erklären ; · .

steht das Wahlkind unter väterlicher Gewalt, schließt der Vater

den Vertrag als sein gesetzlicher Vertreter; weder die Mutter

noch das Kind sind dann einspruchsberechtigt; nur wenn ein Miß-

stand gegeben erscheint, kann in der gewöhnlichen Weise die Abhilfe

beim Pflegschaftsgericht des Kindes gesucht werden, sei es, daß

der Vater mißbräuchlich die Einwilligung zur Annahme erteilte

oder verweigerte. Steht das Wahlkind unter Vormundschaft,

haben der Vormund, die Mutter und das Vormundschaftsgericht

die Bewilligung zu erteilen. Es können in diesen Vertrage die

oben dargelegten gewöhnlichen Folgen einer Wahlkindschast ab-

gedungen oder erweitert werden, z. V. daß sich die Wirkungen

der Kindesannahme nicht auch auf die Kinder des Adoptierten

erstrecken sollen, doch kann niemals bedungen werden, daß das

Wahlkind den Namen des Adoptierenden nicht führen soll.1)

Wahlvater und Wahltochter, Wahlmutter und Wahlsohn können

einander heiraten;2) es tritt an Stelle des Verhältnisses der

Wahlkindschaft das ganz andere Rechte und Verbindlichkeiten

begründende der ehelichen Gemeinschaft. Jm Burgenlande ist die

Eheschließung verboten, insolange die Adoption nicht ausgelöst ist:

u) zwischen dem Adoptierenden und dem Adoptierten, ebenso zwischen

dem Adoptierten und dem gewesenen Ehegatten des Adoptierenden;

b) zwischen den leiblichen Abkömmlingen des Adoptierenden und des

Adoptierten sowie dem gewesenen Ehegatten desselben; e) ebenso

zwischen den leiblichen Abkömmlingen des Adoptierten und dem

gewesenen Ehegatten des Adoptierenden.

Die Wahlkindfchaft kann nämlich einverftändlich wieder rück- Z(

gängig gemacht werden. Ein großjähriges Wahlkind kann die usw

Aufhebung des Vertrages selbständig durchführen; das Gericht SIZHAWU

Merkt das Erlöschen des Wahlkindschaftsvertrages nur in seinen
Akten an. Jst das Wahlkind ininderjährig, bedarf es zur Auf-

1) Wird eine verheiratete Frau als Wahlkind angenommen, führt sie den
Nkkmen des Adoptierenden als Doppelnainen neben dem ihres Mannes.

trd ein verheirateter Mann adoptiert, übernimmt seine Frau den neuen
kamen wie er.

2) Ehrenzweig § 42651.

b
»Ist-»ge-
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hebung der Wahlkindschaft der Zustimmung des Gerichtes und

der Mitwirkung des ehelichen Vaters, respektive der unehelichen

Mutter oder eines Kurators.

2. Die Annahme als Pflegekind bewirkt kein Verwandt-

schaftsverhältnis wie die Annahme an Kindes Statt; aber dann,

wenn die Annahme unentgeltlich erfolgte, wird doch ein engeres

und freundschaftliches Verhältnis vorausgesetzt, so daß z. B. Pflege-

kindern von Kriegsbeschädigten eine Hinterbliebenenrente zukommt,

daß Pflegekiuder und Pflegeeltern im Zivilprozeßverfahreu sich

gegenseitig des Zeugnisses gegeneinander entschlagen können, daß

sie im Konknrse als nahe Anverwandte gelten u. a. Soll aber

ein Pflegschaftsvertrag abgeschlossen werden, durch welchen

etwa die väterliche Gewalt beschränkt würde, bedarf dieser der

gerichtlichen Genehmigung.

Von dem unentgeltlich in die Pflege übernommenen Pflege-

kind, bei dem den Pflegeeltern insbesondere in der Erziehung

freiere Hand zu lassen ist, ist wohl zu unterscheiden das gegen

Entgelt übernommene Kostkind. Unmündige Pflege- wie Kost-

kinder werden gleichmäßig als Ziehkinder betrachtet. Ziehkinder

sind »eheliche oder uneheliche Kinder unter 14 Jahren, die sich

bei anderen Personen als Vater oder Mutter in entgeltlicher

oder unentgeltlicher Pflege befinden-" (Denselben Schutz wie Zieh-

kinder genießen uneheliche Kinder unter 14 Jahren, die sich bei

Vater oder Mutter in Pflege befinden.)

Wer ein Kind unter 14 Jahren als Pflege- oder Kostkind

übernehmen will (es sei denn, daß es sich um die leiblichen

· · Enkel handle), bedarf der Bewilligung der Ziehkiuderaufsichtsstelle.

Jedermann darf theoretisch Pflegekinder halten. Aber diese

allgemeine Erlaubnis des bürgerlichen Rechtes ist dadurch

beschränkt. daß heute dazu die ausdrückliche Bewilligung eines

Ausschusses notwendig ist, dem ein Arzt, eine Lehrperson, eine

Fürsorgepersou, eventuell ein Berufsvormund und auf jeden Fall

eine Frau angehören muß. Eine Bewilligung, Ziehkinder (Pflege-

kinder oder Kostkiuder) zu halten, wird nur erteilt, wenn gewisse

Bedingungen von den Pflegeeltern erfüllt sind; insbesondere

wird Einzelpersonen in der Regel die Bewilligung nicht für

mehr als zwei Ziehkinder erteilt. Sie kann jederzeit widerrufeu

werden, wenn sich zei t, daß das Wohl des Kindes bei den

Zieheltern gefährdet iiyt oder die anderen Voraussetzungen nicht

mehr gegeben sind.Jnsbesoudere erlischt sie bei jedem Wohnungs-

wechfel. Jedes Ziehkind (übrigens auch jedes uneheliche Kind)

untersteht der dauernden liberwachung der Ziehkinderstelle; wenn
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es sich aber in der Verpflegung der eigenen unehelichen

Mutter, naher Verwandter, des Bormundes u. dgl. Personen

befindet, kann die Ziehkinderstelle von der Ausübung ihres liber-

wachungsrechtes absehen.

Wer Ziehkinder in Pflege übernimmt, ohne schon vorher die

Bewilligung dazu erhalten zu haben, muß binnen drei Tagen

dies der Ziehkinderaufsichtsstelle mündlich oder schriftlich anzeigen

nnd nachträglich um die Bewilligung ansnchen. Das in Pflege

übernommene Kind ist dem Ziehkinderarzt tunlichst schnell vor-

zustellen.

Beschwerden gegen Entscheidungen der Ziehkinderaufsichtsstelle

find binnen 14 Tagen einzubringen, und zwar bei dieser Stelle

selbst, welche sie dann an die politische Bezirks-behörde weiter-

leitet.

Ein Kind über 14 Jahren kann, solange es noch erziehuugs-

bedürftig ist, jedermann unentgeltlich in Pflege übernehmen.

Pflegekinder dürfen im Haushalte der Pflegeeltern schon im

Alter unter 14 Jahren (wie eigene) zur Leistung erlaubter

Arbeiten herangezogen werden. Leisten sie nach vollendetem

14. Lebensjahre in der Wirtschaft der Pflegeeltern Dienste, so

wird während einer angemessenen Zeit angenommen, daß sie

dadurch für die Kosten ihrer Erziehung Entgelt leisten wollen

und sie können nachträglich keinen Lohn erwarten.

§ 6. Das Kind in Staat, Kirche und Schule.

1. Die staatliche Zugehörigkeit ist in Krieg und Frieden

von ausfchlaggebender Bedeutung. Wenn auch in den wichtigsten

Grundsätzen der Fremde dem Bürger des eigenen Staates

gleichgehalten wird, wenn beide sich der Segnungen der öffent-

lichen Ordnung und des Schutzes der Gesetze erfreuen dürfen, gibt

es doch Ämter und Würden, Funktionen und Arten des Eigen-

tumsbesitzes, welche überall dem eigenen Staatsbiirger vorbe-

halten sind, oder Einrichtungen (z. B. die öffentlichen Schulen),

welche zwar auch dem Fremden, aber nicht zu den gleichen

Bedingungen wie dem bevorzugten Einheimischen offenstehen u. a. m.

Die Einordnung in einen Staatsverband, der Besitz der

Staatsbiirgerschaft in einem bestimmten Staatsgebiete, ist etwas

anderes als die Einordnung in die menschliche Gesellschaft. In

die menschliche Gesellschaft ist jeder von Natur eingeordnet;
Robinson Crusoe, der »Einzige«, ist eine Romanfigur. Jn einen

bestimmten Staat aber wird man nur kraft juristischer Fiktion,
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kraft sehr komplizierter und verschiedener Gesetze eingeordnet;

und es kann geschehen nnd geschah in Kriegs- und Nach-

kriegszeit nnr zu ost, daß so mancher zu seinem Schrecken

entdeckte, daß er gar keinem Staate rechtlich angehöre, überall

Ausländer war. Diese Lage konnte sich zur Katastrophe

gestalten, wenn der »Staatenlose« einen Paß brauchte oder

wenn er aus dem Lande seines zufälligen Aufenthaltes polizei-

lich abgeschafft werden sollte und nun in keinem andern Lande

Aufnahme fand.

Eheliche Kinder eines Osterreichers werden durch die Geburt

Osterreicher. Uneheliche Kinder einer Osterreicherin sind ebenfalls

durch die Geburt Osterreicher. Legitimierte Kinder, insofern sie

nicht eigenberechtigt sind, werden in jener Gemeinde heimat-

berechtigt, in welcher ihr Vater zur Zeit der stattfindendeu Legi-

timation das Heimatrecht besitzt; sie werden also auch Oster-

reicher (§ 6 Heimatrechtsgesetz RGBl. 105X1863).

Von einer ,,Staatsbürgerschaft« im eigentlichen Sinne, wie

dieser Ausdruck in älteren Gesetzen gebraucht wurde und in an-

deren Staaten auch noch heute üblich ist, sollte man in Oster-

reich nicht sprechen. Der Osterreicher ist »Landesbi·1rger« und

,,mit der Landesbiirgerschaft wird die Bundesbiirgerschaft

erworben« (Art. 6 BVG.).

Wenn die Kinder eines Osterreichers (Osterreicherin) ihren

Eltern also in der Bundesbürgerschaft folgen, tun sie es insofern, als

sie durch die Geburt die Landesbürgerschaft der Eltern erwerben.

»Im Falle der Verleihung der Landesbürgerschaft an einen Aus-

läuder folgen nur diejenigen Kinder dem Vater oder der unehe-

lichen Mutter, auf die sich die Verleihung ausdrücklich erstreckt«

(§ 5X2, BGBl. 285X1925). Die Bundesbürgerschaft erlischt durch

Verlust der Landesbürgerschaft, wenn nicht gleichzeitig eine andere

Landesbiirgerschaft erworben wird.

Man ist Landesbürger jenes Landes, in dem die Gemeinde

liegt, wo man heimatberechtigt (zuständig) ist. Die Landes-

biirgerschaft verleiht keine besonderen Pflichten und Rechte. Denn

,,jeder Vundesbiirger hat in jedem Land die gleichen Rechte und

Pflichten wie die Bürger des Landes selbs .« Das Heimatrecht

aber hat beträchtliche praktische Bedeutung. »Das Heimatrecht

in einer Gemeinde gewährt in derselben das Recht des unge-

störten Ausenthaltes und der Amenversorgung.« Man kann aus

seiner Heimatgemeinde nicht durch polizeiliches oder gerichtliches

Erkenntnis ,,abgeschasst« werden.
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Minderjährige eheliche oder legitimierte Kinder folgen ihrem

Vater bei jeder Veränderung in seinem Heimatrecht. Erwirbt

S 12, n
einst-wesen-
GBL 105 o.

der Vater aber eine fremde Staatsbiirgerschast, so verlieren die WI-

Kinder die österreichische Bundesbiirgerschaft nur dann, wenn

ne entweder in die Vescheinigung über den Austritt des Vaters

aus der österreichischen Bundesbiirgerschaft ausgenommen sind

und tatsächlich mit ihrem Vater ihren Wohnsitz ins Ausland

verlegt haben; oder wenn sie faktisch durch ihren Vater die

Staatsbiirgerschaft im Auslande erwerben. -

Denn so unangenehm die Staatenlosigkeit ist, kann auch doppelte
Staatsbürgerschast unangenehme Folgen nach sich ziehen. Die Staaten
selbst suchen sie zn vermeiden; schon damit keine Gewissenskonflikte entstehen,
die insbesondere durch die Wehrpflicht hervorgerufen würden.

· Stirbt der Vater ehelicher Kinder während ihrer Minder-

1iihrigkeit, behalten diese die Heitnatberechtigung in jener Gemeinde,

tvo sie der Vater bei seinem Tode besaß. Eine Änderung in

ihrer Zuständigkeit kann nur mit Zustimmung des Vormundes

nnd des Vormundschaftsgerichtes herbeigeführt werden. Änderungen

in der Heimatberechtignng ihrer verwitweten Mutter folgen

sie nicht.

Uneheliche Kinder folgen der Heimatberechtignng ihrer

unehelichen Mutter und auch dem Wechsel »in ihrer Staats-

angehörigkeit unter denselben Bedingungen, wte eheliche Kinder

ihrem Vater folgen. Heiratet die Mutter aber einen Mann,

der nicht der Kindesvater ist, und ändert sich dadurch ihre

Heimatzugehörigkeit oder Staatsbiirgerschaft, so folgt ihr das

stand in dieser Änderung nicht« Es behält das Heimatrecht in

Jener Gemeinde, wo die Mutter zur Zeit ihrer Verehelichnng

heimatberechtigt war.

«Ein großjähriges Kind wird von den Schicksalen seiner Eltern

nicht mehr berührt· Es kann feine Staatsbürgerschaft und

Zeimatzngehörigkeit nur selbständig erwerben oder ausgeben.

ene Zeiten, welche es an einem Orte als Minderjähriger

zubrachte, werden ihm dabei in die gesetzlichen Fristen nicht

eingerechnet.

Jst man nicht von Geburt Osterreicher, so kann man die Bunde-sbürger-
ichaft nur erwerben: l. indem eine Auslanderin einen österreichisgen
Vyndesbürger heiratct oder 2. indem ein Auslander einen öffentli en
Dzenst antritt oder Z. indem ein Osterreicher fein ausländisches uneheliches
Kind legitimiert oder 4. indem man die Aufnahme in den österreichischen
Vundesoerband erwirbt-

Zur Verlei nng der Landesbürgerschaft sind die Landesregierungen
berufen; der Dufnahmewerber hat den Nachweis zu erbringen, l. daß er
nach den Gesetzen seines bisherigen Heimatstaates handlungsfähig ist

« selb, Das Recht ver Frau. 49
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(eventuell die Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters besihe), 2. daß ihm
die Aufnahme in den Heimatverband einer österreichicheii Gemeinde sür
den Fall der Erwerbung der Landesbürgerschast zugesi ert wurde, Z· daß
er, im Falle er die angestrebte Landesbürgerschast erwerbe, aus seiner bis-
herigen Staatsbiirgerschast ausscheidet, 4. seit mindestens vier Jahren im
österreichischen Bundesgebiete seinen ordentlichen Wohnsitz abe. Von dem
Erfordernis vierjährigen Ausenthaltes kann aus Wuns der Bundes-
regierung Abstand genommen werden. Doch ist die Verleihung der Landes-
bürgerschast zugleich vollkommen in das sreie Ermessen der Behörde gestellt.
(Gegen die Verweigerung der Ausnahme ist eine Beschwerde an den Ver-
waltungsgeri tshos nicht zulässig.)

Eigenbere tigte bleiben in jener Gemeinde heimatberechtigt (dort Landes-
bürger), wo sie es zur Zeit der Erreichung der Großjährigleit (Großjåhrig-
keitsertliirung) waren.

Haben sie die Landesbiirgerschast eines bestimmten Landes besessen und
während der Minderjührigieit verloren, so wird ihnen die Wiedererlangung
erleichtert. Sind sie österreichische Biindesbürger geblieben, müssen sie nur
binnen zwei Jahren nach erlangter Großjührigleit um die Wiederverleihung
ansuchen. Waren sie Auslander geworden, müssen sie mit dem binnen der
gleichen Frist von zwei Jahren anzubringenden Ansuchen den Nachweis
verbinden, daß sie im Falle der Wiedererlangung der Landesbürgerschast ihre
bis erige Staatsangehörigieit verlieren und daß ihnen sür diesen Fall die
Au nahme in den Heimatverband einer Gemeinde des betressenden Landes

ngesichert wurde (§ 1111 BGBl. 285Jl925).

2. Die Religionszugehörigkeit eines Kindes bleibt in

anderen Ländern weitgehend der einverständlichen Bestinnnnng

nnd dein übereinkommen der Eltern überlassen. Jn Osterreich

sind feste gesetzliche Bestimmungen gegeben, die den Eltern nur

dann einen (beschränkten) Spielraum lassen, wenn diese ver-

schiedenen Religionen angehören.

Gehören die Eltern derselben Konfession . akt, so folgen die

ehelichen oder vor dem 7. Lebensjahre legitimierten Kinder bei-

derlei Geschlechte-s dem Bekenntnisse der Eltern. Andern beide

Elternteile ihr Bekenntnis, bevor ihre innder das 7. Lebens-

jahr erreicht haben, folgen ihnen die Kinder in die neue Re-

ligiomEbenso folgen sie in diesem Alter automatisch dein Be-

kenntnis des iiberlebenden Elternteiles, wenn der andere ge-

storben ist.

Bei gemischten Ehen können die Eltern» vpr oder nach

Abschluß der Ehe (aber nicht später-. als bis ihr Kind das

7. Lebensjahr erreicht hat) einverständlich bestimmen, in welcher

der beiden Konfessioiien der Eltern die Kinder erzogen werden

sollen. Reverse an Vorsteher oder Diener einer Kirche

oder Religionsgemeinschast oder an andere Personen,

in welchem Religionsbekenntnis die Kinder erzogen und unter-

richtet werden sollen, sind wirkungslos. Nach dem Gesetze

z
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folgen bei gemischten Ehen die Söhne der Religionsdes Vaters,

die Töchter der der Mutter, wenn die Eltern sich nicht über

eine andere Ordnung einigen. .-

Uneheliche Kinder folgen bis zu ihrem 7. Lebensjahr der

Religion der Mutter. -

Bei Findelkindern bestimmt der Erziehungsberechtigte die

Religion der Kinder.

Mit der Erreichnng des 7. Lebensjahres tritt in religiöser Kinder

Beziehung eine wichtige Periode im Leben des Kindes ein. Es WHAT-,-

kann nämlich in der Zeit zwischen dem 7. nnd vollendeten W-

14. Lebensjahre sein Religionsbekenntnis nicht ändern, weder

selbständig noch im Zusammenhang mit einem Konfessionswechsel

der Eltern.

Die dritte bedeutsame Periode tritt ein, sobald das Kind sein Nan voll-

14. Lebensjahr vollendet hat. Nach vollendetem 14. Lebens- Wes-Kuz-

jahr hat jedermann ohne Unterschied des Gefchlechtes die MI«

freie Wahl des Religionsbekenntnifses nach seiner eigenen

Überzeugung und ist in dieser Wahl nötigenfalls durch die

Behörde zu schützen. Das mündige Kind ist also in dieser Hin-

sicht dem Großjtihrigen gleichgestellt.

Wer aus einer Religionsgemeinschaft austreten will, muß bei der poli- Fqu mt« . . « - · «: Anstrittesischen Behorde seinen Llustritt anmelden, z B MS am

An die Magst-us-
Bezirkshauptmannschast in Baden. Mist

Jch wurde am Z. Juni 1870 in Konstanz geboren und bin mohami
medanischer Konsession. Meinen ordentlichen Wohnsitz habe ich seit vier
Jahren in Baden, Hauptplatz ö. Jch trete aus der mohammedanischen
Religionsgetneinschast aus. -

Mohamnied Adtoarian in. p.

» Diese Mitteilung wird von der Bezirtshauptnmnnschast an die zustän-
dige Gemeinde weitergeleitet. Mit der Erstattung der Meldung ist aber
der Austritt vollzogen (Durchschlag!! eingeschriebener Brief!!). Die Rechte
und Pflichten des Eintretenden aus seiner früheren Religionszugehörigkeit
haben ihr Ende genommen. -

Will Mohammed Adwarian nunin eine andere Religionsgeineinschaftein-
treten, hat er sich bei dem betreffenden Vorsteher oder Seelsorger zu melden
Und diese-n persönlich eine entsprechende Erklärung abzugeben. Der Vorsteher
oder Seelsorger wird ihn in das neue Religionsbekenntnis ausnehmen oder
auch ihm die Ausnahme verweigern.1)

VIEs erscheint aussallcnd, daß der Austritt durch Meldung bei der
Pplitischen Behörde geschieht, der Eintritt in eine andere Konfession aber
mchx über diese politische Behörde geht. Durch diese Ordnung sollte aber
ctreccht werden, daß dein Austreteuden ein Konflikt uiit dem Vorsteher
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Man kann auch aus einer Religionsgemeinschaft austreten,

ohne in eine andere einzutreten. Man wird dann ,,koufessiouslos«.

Kinder, welche von konfessionslosen Eltern geboren werden, sind von

Geburt konfessionslosx sie folgen den Eltern auch unter den-

selben Bedingungen wie in irgendeine Konsession in die Kon-

fessionslosigkeit.

Z. Jn der Schule wird den Kindern je nach ihrem Be-

kenntnisse von den betreffenden Kirchen und Religionsgemein-

schaften Religionsunterricht erteilt. Koufessionslose Kinder ge-

nießen keinen Religionsunterricht; sonst ist dieser aber Pflicht-

gegenstand.

Jm übrigen ist nach dem Gesetz der Unterricht in den staat-

lichen Schulen unabhängig von dem Einflusse jeder Kirche und

Religionsgenossenschaft. Die Schulpflicht besteht für Kinder aller

Konfessionen bis zum vollendeten 14. Lebensjahr. Während der

letzten beiden Schuljahre kann in berücksichtigungswerten Fällen

Befreiung oder Erleichterung im Schulbesuch gewährt werden.

Die Eltern und ihre Stellvertreter sind verpflichtet, ihre Kinder

zum regelmäßigen Schulbesuch anzuhalten. Es ist nicht als

gerechtfertigter Entschuldigungsgrund vom Schulbesuch anzu-

sehen, wenn das Kind bei häuslichen oder wirtschaftlichen

Arbeiten gebraucht wurde. Werden die Kinder durch längere

Zeit oder in ausfallender Weise vom Schulbesuch abgehalten,

sollen die Lehrer die Hilfe der Pflegschaftsgerichte gegen die

pflåchtvergessenen Eltern oder deren Stellvertreter in Anspruch

ne men.

An die öffentliche Schulpflicht nnd die ihr gewidmeten Schul-

typen schließen sich andere Schultypen an, welche der Fortbildung

gewidmet sind. Deren Besuch ist zum Teil freiwillig, zum Teil

aber auch obligatorisch. Besonders die Lehrlinge sind von ihren

Mheisltern zum regelmäßigen Besuch der Fortbildungsschulen an-

zu a ten.

§ 7. Kinder und Jugendliche vor Gericht.

l. Jn allen Beziehungen zwischen Kindern und Eltern, Kindern

und Vormiindern oder Kuratoren haben die betroffenen Kinder

selbst das Recht, die Behörden und insbesondere ihr Pflegschafts-

seiner bisherigen Konfession erspart werde, zum wenigsten einige mum-
genehme Auseinandersetzungem denn keine Religionsgemeinschaft soll ein
widerstrebendes Mitglied festhalten dürfen; während man es keiner Religionss
gemeinschaft zumuten kann, ein Glied aufzunehmen, wenn sie nicht will und
es sich nicht gehörig zum Eintritte vorbereitet hat.
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gericht anzurufen, sobald die Erzieher des Kindes ihre Pflicht in

schuldhafter Weise vernachlässigen oder sobald sie zwar guten

Willens, aber nicht fähig sind, Zweckentsprechendes zu tun. Das

Gericht ist und bleibt immer die eigentlich entscheidende Instanz;

die Instanz, vor der alle tiefergehenden Meinungsverschiedenheiteu

zur Entscheidung zu bringen sind.

Hier herrschen nun manche Unklarheiten Es wurde schon in

den vorhergehenden Kapiteln das Wichtigste gesagt. Hier sei

hervorgehoben, daß die Rechte des Kindes weitergehen als die

irgendeiner dritten Person, auch der Mutter. Das miindige

eheliche Kind (über 14 Jahre alt) kann das Pflegschaftsgericht

anrusen, wenn der Vater ihm ein unerwiinschtes Studium auf-

drängen möchte (wenn es Medizin studieren möchte und Jus

studieren soll) oder wenn er die Einwilligung zu einer Ehe ver-

sagt, auch wenn an sich seine Maßregeln den Verhältnissen ent-

sprechen (das Kind ist zu hören und ihm zu helfen, auch wenn

es sich nur um subjektive Beschwerden handelt); dritte Personen

werden vom Gericht wohl nur dann ein Eingreifen in die väter-

liche Gewalt durchsetzen, wenn der Vater eine objektiv verkehrte

Erziehnngsmaßregel oder eine offenbare Vernachlässigung seiner

Pflichten sich zuschulden kommen ließ.

Wenn z. B. ein Vater aus Haß gegen sein Kind oder aus miß-
verstandener Liebe — auf das Motiv kommt es erst in zweiter Linie
an — einwilligt, daß das Kind nach Vollendung seiner Schnlpslicht
keinen Beruf erlerne oder wenn er in eine Verehelichung des Kindes mit
einer Person von notorischen schle ten Sitten einwilligtz oder wenn er
dringenden ärztlichen Ratschlag-en nicht nachkommt; wenn er eine Erziehungss
methodc hat, welche in ausfallender Weise der modernen Pädagogik wider-
spricht nnd bei der eine Schädigun des Kindes zu befürchten ist, z. B.
er verlangt, daß das Kind überinässig lange Musik übt, er überanstrengt
es sportlich u. a.: erfüllt cr nicht seine väterlichen Pflichten. Dann
muß die Mutter oder die anderen Verwandten das Vormundschasts-
get-ficht anrnfen· Und dieses wird die geeignet erscheinenden Maßnahmen
treien.«—’

Aber)anch wenn der Richter in einem solchen Falle die beschwerde-
führende Mutter abweist, weil er meint, der Vater sei im Rechte oder der
Ge enstand der Beschwerde nicht bedeutend genug, um einen immerhin
misslichen Eingriff ins Privatleben zu unternehmen: kann die Mutter doch
verlangen, daß ein Protokoll über ihr Borbringen aufgenommen wird.
eDenn oft setzen sich die Erziehungsmißstände aus vielen an sich ungefähr-
ltchen Einzelheiten zusammen, bei denen der Richter erst den richtigen Ein-
druck gewinnt, wenn ihm sein Akt allmählich das Gesamtbild zeigt.

Gegen einen abweislichen Bescheid des Pflegsehastsrichters kann die
Mutter die höhere Instanz anrnsen.
N-

2) Bartsch in Klang, Kommentar, l, 843.
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Doch ift eigentlich der Sinn der Einrichtung des Pslegschafts-

gerichtes verkannt, wenn man es als eine Stelle betrachtet, vor

der Mann und Frau, Eltern und Kinder ihre Zänkereien ans-

tragen wollen. Vor allem sollen hier vielmehr in allen Fragen,

die sie nicht sogleich einverständlich lösen können, alle Teile

sich an einen unbeteiligten und erfahrenen Menschen wenden

können, der sie berät und ihnen zeigt, wie die Streitfrage von

einem objektiven Standpunkt aus beleuchtet aussieht. Man ver-

gesse auch nicht (nicht als Vater nnd nicht als Mutter), daß

jeder Mensch nur aus seiner Natur heraus erziehen kann. Der

Jähzornige wird auch als Erzieher jähzornig bleiben; der Sanft-

mütige wird nicht die oft wiinfchenswerte Strenge aufbringen.

Es nützt nicht viel, wenn man ihm da Vorstellungen macht. Und

diese subjektive Verschiedenheit schadet auch meist bei gutgearteten

Kindern nicht so viel, als manche besonders gewissenhafte Mutter

glaubt, wenn sie nur —- denn das bleibt die Hauptsache —

von einer starken und lebendigen Liebe zum Kinde getragen

wird. Diese Liebe fühlt das Kind; diese Liebe braucht das Kind;

diese Liebe zu vermindern, wäre der schlechteste Dienst, den man

einem Kinde erweisen kann. Daher bescluldige man den Richter

nicht gleich der Vernachlässigung seiner flichten, wenn er zögert

und es in Güte niit.dem Vater versucht, ehe er zu drastischen

Maßnahmen greift. Aber man lasse sich dadurch auch nicht ab-

schrecken, sondern informiere ihn immer wieder, wenn man glaubt,

daß es notwendig ist, und verliere weder Geduld noch Energie.

Die Pflegschaftsgerichte sollen auch den Eltern helfen, wenn

diese mit den gewöhnlichen Erziehungs- und Zuchtmitteln einem

Kinde gegenüber nicht auslangen. Die Eltern können beim Gericht

beantragen, daß ihre Kinder in Anstaltserziehung abgegeben

werden. Das Gericht kann auch anordnen, daß das Kind in

einem Jugendheim untergebracht werde. Da es sehr häufig vor-

kommt, daß gerade verwöhnte Kinder sich in einem solchen

Heime zu Anfang sehr unglücklich fühlen, versuchen oft die zärt-

lichen Eltern es nach kurzer Zeit wieder heranszunehmeu, ehe

der Zweck der Anstaltserziehung erreicht sein kann. Deshalb kann

das Gericht auch bei Übergabe in die Anstaltserziehung oder

späterhin anordnen, daß die Eltern das Kind nicht ohne gericht-

liche Bewilligung aus der Anstalt nehmen dürfen. Hier handelt

es sich um eine Beschränkung der elterlichen Gewalt, die aber

keineswegs nur gegenüber schlechten Eltern angewendet wird,

sondern gerade bei ,,guten«, d. i. zu schwachen oder inkonsequenten

Eltern am Platze ist. Jn Wien ift zur Ausübung der Vormund-
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fchastsgerichtsbarkeit über »Persouen, die zu Beginn des Ver-

fahrens noch nicht 18 Jahre alt sind und denen es an der

nötigen Erziehung fehlt«, bei denen also ein Erziehungsnotstand

zutage trat, was aber nicht heißt, daß sie eine strafbare Handlung

begangen haben müssen, das Jugendgericht (Rüdengasse) be-

rufen (§ 115 Jugendgerichtsgesetz, BGBl. 234X1928). .

Hat ein Vater'einen Erziehungsnotstand schuldhaft herbei-

geführt, kann die väterliche Gewalt vom Gericht beschränkt oder

entzogen werden. Ein Vormund, der sein Amt pflichtwidrig ver-

waltet oder sich als unfähig erweist, wird entlassen.

Eltern, welche die Hilfe des Pflegschaftsgerichtes suchen, haben

aber auch in Wien nicht das Jugendgericht, sondern das Bezirks-

gericht ihres allgemeinen Gerichtsstaudes auszusuchem es«se1denn,

daß die Pflegschastssachen an ein anderes Bezirksgericht schon

früher delegiert worden seien, was vorkommen kann.

Es liegt im Interesse der Kinder wie der Eltern, »daß das

Gericht, wo Gefahr der Verwahrlosung vorliegt, re tzeitig ange-

rufen wird und rechtzeitig durchgreifende Maßregen anwendetz

sonst setzen sich die Eltern dein manchmal unverschuldeten Vorwurf

aus, daß sie an der Verwahrlosung ihrer Kinder schuld sind.

-Bei »Verwahrlosnng« denkt man gewöhnlich nur an zerluutptc und
nnterernährte Kinder. Aber in Wirklichkeit ist nackte Not nur recht selten
alleinige Ursache der Verwahrlosung. Oft hat ein verwalrlostes Kind krank-
lafte Anlagen, die nur durch eine streng fachmäszige rziehung und Be-
sondlnug behoben werden können· Meist liegen der Verwahrlosung Er-

ziehungsfehler zugrunde. übermäßige Strenge kann sie ebensosehr veran-
lassen wie übermäßige Nachgiebigkeit· Die Eltern selbst werden da selten
erkennen, too ihr Fehler liegt.

Zeigeu Kinder also besondere Widerspenstigkeit, so soll vorerst der Arzt
zu Rate gezogen werden. Findet dieser keine Krankheit, wird vielleicht der
Pflegschasstsrichter mit seinen Machtmitteln noch etwas ausrichten, ehe es
zu spät it.

» Eltern dürfen auch nie vergessen, daß sie siir das Verhalten

ihrer Kinder sowohl dritten Personen gegenüber wie auch

strafrechtlich verantwortlich sind, wenn sie nicht alle Maßnahmen

und Vorsichtsmaßregeln treffen, damit weder dritte Personen

noch die Kinder selbst Schaden nehmen. Denn zur Erziehungs-

pflicht der Eltern gehört auch ihre Pflicht, die Kinder
zu beaufsichtigen.

Jm all eineinen sind diejenigen, welche aus natürli er oder über-
nommener 8 flicht die Aussicht über Kinder oder andere enschen führen,
welche sichselbst gegen die Gefahr vorzusehen und zu schützen unvermögend

ind, wegen der in Erfüllung dieser Pflicht unternommenen Sorglosigteit
verantwortlich Wenn daher ein solches Kind oder ein solcher Mensch
getötet oder körperlich schwer beschädigt wird, ist derjenige, welchem der
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erwiesene Mangel der schuldigen Sorgfalt zur Last fällt, so zu bestrafen,
wie jedermann, dereine Handlung oder Unterlassung begangen hat, wenn
auch ohne böse Absicht, von der er einsehen konnte oder mußte, das; daraus
eine Gefahr für Leben und Gesundheit eines Menschen entstehen konnte.

Gleiche Verabsäumung der Pflichten ioird darin erblickt, wenn Kinder
durZ Verabreichnng von Mohnabsud zu Schaden kommen.

at man Kinder sich selbst an einem für Kinder gefährlichen Orte über-
lassen, macht man sich strafbar, wenn sie dadurch getötet oder körperlich
schwer bes ädigt wurden. Die Strafe ist zu verschärfen, wenn die einein
Kinde ges ehene Verunglückung verheimlicht wird.

Mit Arrest bis zu sechs Monaten sind auch Eltern zu bestrafen, welche
Kindern es an dem »notwendigen medizinischen Beistande« mangelii lieszen,
wo solcher zu verschaffen war.

Wenn die Eltern ihre Kinder unbeausfichtigt lassen und diese

eine Fensterscheibe einschieszen oder einen Spielkameraden ver-

letzen, müssen die Eltern für den Schaden aufkommen. Doch

kann den Eltern nur das übliche Maß an Vorsicht nnd Vor-

aussicht zugemutet werden. Wenn eine Mutter ihrem noch nicht

18 Jahre alten Kind — Kinder unter 18 Jahren dürfen Kraft-

sahrzeuge nicht öffentlich benutzen — ein Motorrad schenkt, haftet

sie für den Schaden, den es dabei anrichtet.

Die Mutter ist schuldlos, wenn sie ihr Kind, das auf der ruhigen Dorf-
strasze spielt, ans dem Fenster beaufsichtigt und ein plötzlich wild ewordencr
Stier tötet es. Sie wäre verantwortlich, wenn sie ein kleines sind allein
aufs Feld laufen ließe, wo es in seinem Unverstand zu nahe an den Stier
herangeht. Jn einem anderen Falle war ein als schlimm bekannter Junge,
der aber nur die gewöhnlichen Knabenstreiche begangen hatte, mit Kameraden
auf den Dorfanger gegangen. Ein Altersgenosse lieh ihm· eine Armbrust
und sagte ihm, er solle doch auch einmal versuchen, mit ihr zu schießen;
dabei schoß er aus Unvorsichtigkeit einem andern Knaben ein Auge aus.
Die Eltern des Verletzten verlangten von den Eltern des Kindes Schaden-
ersatz. Sie wurden abgewiesen, weil in ländlichen Verhältnissen keine Ver-
nachlassignng der Aufsichtspflicht darin erblickt werden tann, daß man ein
Kind allein auf den Dorfspielplatz schickt. Hätte aber der Knabe schon öfter
gewalttåtige Triebe gezeigt, dann wären die Eltern zu einer außergewöhnlich
strengen Beaufsichtigung verpfli tet gewesen, zu einer so strengen, wie sie
sich im bürgerlichen Haushalt ot gar nicht durchführen läßt.

Wenn Uninündige (wie übrigens auch Wahn- oder Blödsinnige,

welche ebenfalls grundsätzlich weder strafrechtlich noch zivilrecht-

lich für ihre Handlungen verantwortlich sind) jemanden beschädigen,

der durch irgendein Verschulden hier selbst Veranlassung gegeben

hat, z. V. indem er sie neckte, kann kein Ersatz für den durch sie

zugefügten Schaden verlangt werden. Sonst aber gebührte dem

Verletzten Ersatz seines Schadens von Ienen Personen, denen der

Schade wegen Vernachlässigung der ihnen obliegenden Aufsicht

beigemessen werden kann. Wenn solche Personen vermögenslos

sind, der Unmüudige oder Geisteskranke selbst aber Vermögen
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besitzt, kann der Richter nach Billigkeit anordnen, dasz dem

Verletzten ein Teil seines Schadens oder der ganze ersetzt werde,

obgleich grmidsätzlich ein Unmiiudiger oder Geisteskranker nicht für
seine Handlungen verantwortlich ist. Minderjährige über 14 Jahre
haften für Schaden, den sie anrichten, mit ihrem ganzen Ver-

mögen. Genügt dieses nicht, Um ihn zu decken, haften neben ihnen

noch die Eltern mit ihrem Vermögen, wenn eben der Schaden

entstanden ist, weil sie ihre Aufsichtspflicht vernachlässigten.

2. Abgesehen von dieser zivilrechtlicheu Haftung, in die er sich

mit seinen Eltern teilt, ist der jugendliche Rechtsbrecher

persönlich Gegenstand gerichtlicher Maßnahmen, die entweder vom

Strafrichter oder vom Pflegschaftsrichter ausgehen können. Das

moderne Strasrecht unterscheidet drei Altersstufen, nach denen

die Höhe der sittlichen und geistigen Reife eines jungen Menschen

beurteilt wird, von der die Reaktion der Gesellschaft auf seine

Handlungsweise abhängen soll.

Die erste Stufe umfaßt heute das Alter bis zu 14 Jahren

(friiher nur bis zu 10 Jahren), »Unmündige, die eine mit Strafe

bedrohte Handlung begehen, sind nicht strafbar«. Haben Kinder

unter 14 Jahren eine Tat begangen, die sich objektiv als Tat-

bestand eines Verbrechens, Vergehens oder einer Ubertretung

darstellt, kann der Richter keine Strafe verhangen, sondern nur

Erziehungsniasznahmen anwenden.

Die zweite Stufe umfaßt das Alter zwischen 14 und 18 Jahren.

Auch hier wird der Rechtsbrecher nicht nach denselben Grund-

sätzen behandelt wie ein Erwachsenen der die gleiche Tat be-

gangen hätte. Das Jugendgerichtsgesetz geht von der Ansicht

ans, daß die meisten Straftaten Jugendlicher auf mangelhafte

Erziehung zuriickzufiihren seien nnd es daraus ankomme, durch

das Gericht jene Erziehungsmängel ausgleichen zu lassen. Man

nimmt an, daß die bösen Neigungen, welche in der strasbaren

Handlung sich zeigten, durch verfehlte Erziehung hervorgerufen

Und durch bessere Erziehung zu beheben wären, weil sie bei

Jugendlichen noch weniger tief eingewurzelt sein dürften als bei

älteren Ubeltätern Deshalb ist als Strafgericht über Jugendliche

vorzugsweise jenes Gericht berufen, welches gleichzeitig Vormund-

fchaftsgericht ist. Deshalb kann der Strafrichter sowohl im

Strafurteil wie im Vorverfahren auch dann, wenn er nicht Vor-
mnndschaftsrichter ist, pflegschaftliche Verfügungen aller Art treffen.

Es ist daher bei Unmündigen zur Erzielung ihrer Besserung
stets von Verhängnng einer Strafe abzusehen. Und es wird auch
bei Jugendlichen keine Strafe verhängt,"wenn das Gericht zur
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Überzeugung kommt, daß sie aus besonderen Gründen (Krank-

heit, angeborene Defekte u. a.) nicht fähig waren, einzusehen,

daß ihre Tat gesetzwidrig war, oder nicht Kraft genug hatten,

um dem Anreiz zur Tat zu widerstehen. Jn besonders leichten

Fällen kann auch, wenn diese Entschuldigungsgründe außerordent-

licher Art nicht vorliegen, das Gericht als einzige Strafe nur

eine »Ermahnung«) aussprechen; oder der Jugendliche wird

auch nur der Zucht der Erziehungsberechtigten übergeben.

Jnsolge dieser Neuerungen kann das Gericht aus die geistige

uud sittliche Entwicklung der Jugeudlichen weitgehend Rücksicht

nehmen und sie auch so weit beeinflussen, als der Mensch eben

Erziehungseinflüssen zugänglich ist. Muß aber doch auf Strafe

erkannt werden, wird bei ihrer Verhängung und Bemessung immer

mit der Wahrscheinlichkeit der Besserung des Jugendlichen ge-

rechnet; weder die »Abschreckung« als Strafzweck noch die

»Sicherung der Gesellschaft« vor dem Rechtsbrecher darf der

Jugendrichter sich vor Augen halten. Die längste Strafe, welche

über einen Jugendlichen verhängt werden kann, sind zehn

Jahre strenger Arrest. Das Höchstausmaß aller zeitigen Frei-

heitsstrafen wird aus die Hälfte herabgesetzt. Bei Jugendlichen

wird selbstverständlich nach Möglichkeit eine jede Verurteilnng

nur »bedingt« ausgesprochen, d. h. die Strafe wird zwar

verhängt und bemessen, aber zugleich ausgesprochen, daß der

Verurteilte sie nur antreten muß, wenn er innerhalb einer

bestimmten »Probezeit« sich neuerlich einer strafbareu Handlung

schuldig machte oder sonst durch sein Verhalten Anlaß gab,

die bedingte Verurteilung zu widerrufen. (Die Wohltat der

bedingten Verurteilung kann auch Erwachsenen zuteil werden,

wenn sie auch von Anfang vorwiegend für Jugendliche gedacht

war.) Doch hat der Jugendrichter ein noch darüber hinaus-

gehendes Mittel, die moralische Widerstandskraft des Jugend-

lichen gegen einen Rückfall zu stärken, indem er zwar aus-

spricht, der Jugendliche habe eine bestimmte strafbare Handlung

begangen, den Ausspruch über die Strafe, die Ausmessung der

Strafart und Strafdauer aber für eine Probezeit aufs chiebt

(Aufschub der Strafbemesfnng), wenn anzunehmen ist, daß

die Verkündung und Vollstreckung der Strafe vielleicht nicht not-

wendig sein wird. Dies bietet den pädagogischen Vorteil, daß

der Jugendliche nicht mit einer bestimmten Strafdauer rechnen

l) Eine solche «Ermahnung« ist aber eine Strafe und setzt einen Schuld-
spruch voraus.
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kann, einer Dauer, die vielleicht so kurz ist, daß sie ihm keinen

besonderen Schrecken einflößt, und daß das Gericht, wenn es

dann zur Ausmessung der Strafe doch kommt, nicht mehr unter

dem (falschen) günstigen Eindruck der Verhandlung stehend, die

Entwicklung des Jugendlichen weiter überblickt und nach seiner

gegenwärtigen umfassenderen Einsicht in dessen Charakter die ge-

eignet erscheinenden Besserungsmittel verfiigt. Eine zweite Neu-

eiufiihrung des Jugendgerichtsgesetzes, eine Strafurt, die auf Er-

wachsene in Osterreich noch nicht angewendet wurde, ist die »un-

bestimmte Verurteilung«. »Läßt sich die zur Wandlung seiner

Gemütsart und zur Uberwindung seiner schädlichen Neigungen

erforderliche Strafdauer nicht einmal annähernngsweise vorher

bestimmen, kann das Gericht anordnen, daß die Strafe inner-

halb eines zu bestimmenden Mindest- und Höchstausmaßes so

lange zu dauern habe, bis der Strafzweck erreicht ist. Das

Mindest- nnd das Höchstmaß dürfen den durch das außer-

ordentliche Mildernngsrecht erweiterten Strafrahmen nicht über-

schreiten.«

Das Hauptgewicht wird aber auf die Erziehungsmaßregeln

gelegt, von denen die »Strafe« in ihren verschiedenen Formen

eben nur eine mehr, nnd zwar die letzte ist. Das Strafgericht

kann, ganz abgesehen davon, ob über den Rechtsbrecher eine

Strafe verhängt wird, alle Erziehungsinaßnahmen in Anwendung

bringen, über die ein Bormundschaftsgericht versiigt; nämlich

Unterbringung in einem Jugendheitn, einer Erziehungs- oder

Besserungsanstalt. Außerdem kann es ihn auch unter Erziehungs-

aufsicht stellen und in eine Bundesanstalt für Erziehungs-

bedürftige verweisen. Bevor das Gericht über eine solche Maß-

nahme entscheidet, hat es sich mit dem »Jugendamt« — in

Tirol und Vorarlberg sind noch keine Jugendämter errichtet —

oder mit der »Jugendgerichtshilfe«,1) in deren Tätigkeitsgebiet

das Kind seinen Wohnsitz oder Aufenthalt hat, ins Einvernehmen

zu setzen. Diese Organe können auch die Aufsicht oder Fürsorge

übernehmen.

I) Die »Jugendgerichtshilse« ist ebenso Pflegschaftsi und Vormundschaftss
gerichtihilfe wie Strafgerichtshilfe. Die Gerigte können sich ihrer aber nur
für Pe onen unter 18 Jahren bedienen. ie wird von Einzelverfonen,
Jugendsürsorgevereinen, wie z. B. dem »Jugendsürsorgeverein für Tirol
und Borarlberg«, Kinders utzvereinen oder besonderen Zweckverbänden von
Vereinen ausgeübt. Die » iener Jugeudgerichtshilfe« ist ein Zweckverband
Von ungefähr 40 privaten Jugendfürsorgevereinen, der eine besondere Ge-
schäftsstelle beim Jugendgerichtshof Wien hat und durch seinen »Arbeits-
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Wichtig für Eltern von Jugendlicheu ist es, zu wissen, daß man

bei Venirteilung wegen eines Verbrechens schon nach fünf Jahren,

bei Vernrteilung wegen Vergebens und übertretuug schon nach

drei Jahren um Tilgung einkommen kann, wenn inzwischen

keine andere strafbare Handlung begangen wurde. Rechts- und

Ehrenfolgen treten bei Jugendlichen überhaupt nicht ein. Ver-

urteilungen, wo das Gericht nur eine Ermahnung als Strafe

ausgesprochen hat, sind nur an Gerichte und Sicherheitsbehörden

bekanntzugeben.

Um eine Strafe »tilgen« zu lassen —- bei Jugendlichen wird die
Tilgung bisweilen von Amts wegen durchgeführt —, richtet man an das
Strafgericht ein Gesuch, in welchem angegeben ist, wann die Verurteilung
geschah und daß seither keine neue Vernrteilung den Gesuchsteller betraf.
,,Geti gte« Strafen braucht man auch dann nicht mehr anzugeben, wenn
man bei Gericht nach seinem Leumund befragt wird.

Derzeit besteht in Osterreich ein einziger Jugendgerichtshof,

nämlich das »Jugeudgericht« in Wien. Jn Wien und dem

weiteren ihm zugewiesenen Sprengel urteilt das Jugendgericht

sowohl über die leichteren Verfehlungen von Jugendlichen, wie

sie sonst zur Kompetenz der Bezirksgerichte gehören, wie über

Verbrechen und Vergehen, die in anderen Bundesländeru von

den auch für Erwachsene bestimmten Landes- und Kreisgerlchten

abgeurteilt werden. Jn den anderen Bundesländern soll der

Strafrichter aber womöglich Vormundschaftsrichter über den

jugendlichen Rechtsbrecher sein, und es sollen zu Jugendsachen

nur Richter herangezogen werden, die in Jugendsachen besondere

Erfahrung besitzen und womöglich in Psychologie, Psychiatrie oder

Pädagogik vorgebildet sind. Wenn Schäfer an der Verhandlung

und Urteilsfällung mitzuwirken haben — bei Jugendlichen kommen

auch jene Verbrechen und Vergehen, die sonst der Rechtsprechung

der Geschworenen vorbehalten sind, vor den aus zwei gelehrten

und zwei Laienrichtern bestehenden Schöffensenat, bei dem Laien

und gelehrte Richter zusammen beraten und gemeinsam sowohl

über Schuld als Strafe urteilen —, muß einer der Schöfsen

eine im Lehrberuf stehende Person sein nnd der andere soll in

der Jugendfürsorge tätig sein oder gewesen sein. Jst ein

Mädchen angeklagt, soll dem Schöffengericht eine Frau

angehören.

auss uß« die Verbindung mit den Fürsorgeanstalten u. a. pflegt. Vgl.
Su anei, Das Jugeiidgerichtsgesetz7 Suchanet und Löhr, Die Jugend-
geri tshilfe und ihre praktische Arbeit. Flugfchriften der Zentralstelle für
Kinderschutz und Jugendsürsarge.
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II. Kapitel.

Die Frau und die Ehe.

A. Vorbereitungen zur Eheschließung.

§ 8. Das Verlöbnis nnd seine Auflösung.

Jede Eheschließung bedarf gewisser Vorbereitungen. Dokuinente Verlor-mir
Vorbe-

zur Ausweisleistung müssen beschafft, Heiratsgut bestimmt und Nimm kzkk

flüssiggemacht, Sicherheiten gegeben, die künftige Verwendung gl-§45 46
Elst-

des Heiratsgutes in der Ehe besprochen und geregelt, Ehehinder- nein-»in

nisse in manchen Fällen beseitigt, das Aufgebot bestellt, die

Trauung geordnet werden und noch vieles andere, was oft viel

Zeit und Mühe erfordert. Dazu braucht man eine Vorbereitungs-

zeit, in der die Ehe noch nicht geschlossen, aber doch schon be-

schlossen ist. Diese Vorbereitnngszeit ist der ,,Vrantstand«. Er

wird durch das ,,Verlöbnis« begründet.

Verlöbnis ist die gegenseitige Zusage eines Mannes

nnd einer Frau, zu einein späteren Zeitpunkte die Ehe

miteinander einzugehen.

Diese Zusage wird in manchen Fällen nur bedingt gegeben werden
(wenn mein Vater einverstanden ist; wenn ich die Anstellung bei der
Firma X erhalte; wenn du die-Bühncnlausbahn anfgibst); sie kann auch
befristet erfolgen, nnd zwar unter Nennung einer bestimmten Frist (nach
drei Jahren; bis ich genug verdiene, um eine Familie zu erhalten) oder
ohne Nennung einer bestimmten Zeit (aber dann darf der andere Teil nicht
endlos hin ehalten werden; wird die Ehcschlieszung grundlos verzögert, ist
dies eins uldhaftes Verhalten, aus das hin der andere die Verlobung
seinerseits lösen lann): aber immer niusz sie aus Eheschlieszung
lauten. Jedes andere Verhältnis wischen Mann nnd Frau kann eine
,,Lebensgefåhrtcnschaft« oder eine » iebschast« oder eine »Freundschast«

bilden, aber ein Verlöbnis ist es nicht, mag auch in niißbriiuchlichcm
Eupheinismus der Name ,,Braut« oder »Bräutigam« gebraucht werden.
Auch Lebensgesährten haben Rechte gegeiieinander; auch ans einer Lieb-
schaft können Verbindlichkeiten entstehen; aber es sind eben andere Rechte
und Verbindlichkeiten als bei einem Verlöbnis-

Der »Vrautstand« bildet heute eine eigentümliche Zwischen-

stellnng zwischen Freiheit und Gebundenheit. Man ist einerseits

nicht verheiratet nnd es ist verboten, einander durch Konventional-

strafen, Rengeld oder dergleichen, die man im vorhinein ver-

spricht oder sich versprechen läßt, den Rücktritt vom Verlöbnis

zu erschweren. Man darf sich den Rücktritt nicht abkausen lassen

(der Abkaufendekönnte später das Geld zurückfordern) nnd.man

darf ihn auch nicht abkaufen. Anderseits ist diese Freiheit, sich zu

verloben nnd zu entloben, keine unbeschränkte. Denn es ist doch
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der Zweck des Vrautstaiidesz daß die Brautleute sich iii jeder

Hinsicht für die künftige Ehe vorbereiten. Diese Vorbereitungen

kosten Geld, berühren materielle Interessen aller Art. Braut oder

Bräutigam werden etwa eine Stelliiiig aufgeben, Aussteuer wird

angeschafft werden; eine Wohnung wird gemietet; Verträge

werden geschlossen. Wenn nun die Ehe nicht zustande kouiiiit,

wälre ßgeschädigh wer sich auf diese (pflichtgeniäßen) Aufwendungen

ein ie .

Deshalb mußte eine Regelung für diesen Fall getroffen werden,

die zwar nicht die ,,persönliche« Freiheit beeinträchtigt, aber deni

Aiifgegebeneii doch wenigstens nicht noch finanzielle Opfer auf-

biirdet. Daher wurde zwischen dein Schuldtrageiiden und dein

Uiischuldigeii unterschieden, zwischen einverständlicher.iind einseitiger

Aufhebung des Verlöbnisses.

Wird ein Verlöbnis eiiiverständlich aufgelöst, braucht einer

dem andern seine Aufwendungen nicht zu ersetzen — denn beide

zeigen durch ihr Einverständnis, daß sie ihre Wahl bereuen und

ein Interesse daran haben, der beabsichtigten Ehe zu entgehen,

und hat deshalb jeder seinen Schaden selbst zu tragen — die

»Verlobungsgeschenke« sind gegenseitig zurückziistellen.

»Verlobungsgeschenl« ist nicht jedes Blumenstraußcheii, das der Bräutigam
der Braut gibt, nicht das Weihnachts-, nicht das Gebiirtstagsgefcheiik, nicht
Geschenke, wie sie auch sonst zwischen guten Bekannten getauscht werden.
Solche Geschenke, die gewissermaßen in Befolgung sozialer Regeln gegeben
sind, haben das Schicksal aller Geschenke; sie brauchen nicht zurückgegeben
zu werden, außer in ganz« bestimmten Fällen. »Verlobungsgesche,nte«
sind jene Geschenke, die im Hinblick auf die Verlobung gemacht
wurden: also die Ringe, der Brautschinuck, Teile des Familienbesisies,
Andenken, Ausstattungsgegenstäudc. Diese müssen zurückgestellt ioerdeii.1)
Ebenso müssen auch Briefc zurückgegeben werden-

Sind die Verlobten über die Auflösung nicht einverstanden

nnd will nur ein Teil einseitig das Verlöbnis lösen, wird unter-

sucht, ob eine »Ursache« für dieses Vorgehen besteht und wer

sie gab. -

Jn inanchen Fällen wird sich zeigen, daß eine »gegründete

Ursache« für die Lösung des Verlöbnisses besteht. Hatsich z. B.

ein vorher unbekanntes, schwer behebbares oder subjektiv an-

stößiges Ehehindernis ergeben, sind körperliche Defekte oder

Krankheiten hervorgetreten, hat ein Teil Untreue oder liebloses

I) Wenn »ein verlobter Teil dem andern· oder ·auch ein Dritter-dem
einen oder andern Teile in Rücksicht auf die künftige Ehe etwas zusichert
oder schenkt, so kann, wenn die Ehe ohne Verschulden des Gefchenkgebers
nicht erfolgt, die Scheiilung widerrufen werden« (§ 1247 ABGB.).
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Verhalten betätigt oder grundlos die Eheschließung immer

wieder verzögert: dann hat der Teil gegründete Ursache zum Rück-

tritt gegeben, in dessen Person sich diese unliebsamen Erscheinungen

zeigten. Er ist der schuldige Teil. Er muß dem Rücktretenden

die Verlobungsgeschenke zurückgeben, die er von ihm erhielt,

während dieser, der Unschuldige, die seinen behält. Außerdem muß

der schuldige Teil dem unschuldigen den verlorenen Aufwand und

die verlorenen Vermögenswerte ersetzen; aber nur jenen Schaden,

den er wirklich, zifferinäßig nachweisbar, an materiellen Gütern

erlitten hat. Weder der moralische Schaden noch eutgangener

Gewinn (z. B. weil eine vorteilhafte Heirat ausgeschlagen wurde)

wird ersetzt.

Beispiel: Fräulein Müller erfährt, dasz ihr Verlobter mit Fräulein
Lang ein Liebesverhältuis unterhalte. Daraus löst sie ihr Verlöbnis. Die Ursache
sür die Lösung gibt sie nicht an, braucht sie nicht anzugeben; wenn sie sie nur
späterhin erforderlichenfalls vor dem Richter erweisen kann. Doch will sie
ihren Schaden ersetzt erhalten. Sie schreibt also folgenden Brief:

rrt Art «He r nr Fischer Wien«

Da Sie mir gegründete Ursache zum Rücktritt vom Verlöbnis gegeben
haben, trete ich hiemit von der mit Jhnen eingegangenen Verlobung zurück-

Wollen Sie dem überbringcr dieses Briefes meine Verlobuugsgeschenke
ausfolgen, d. i.: Uhr, Ring, Brieftas e, meine an Sie geri teten Briefe
and meine Lichtbilder. Zugleich schi e ich Ihnen Jhre Brie e nnd Ihre

l er.

Weiters haben Sie mir folgenden Aufwand zu ersetzen:

Zahlung eines Abstandsgeldes an den Möbelhändler für die
zur Einrichtung unserer Wohnung bestellten und nun für mich
unverwendbaren Möbell) ............... 200 s

Angabe bei Miete unserer Wohnung, welche von meinem -
Vater über mein Ersuchen aus clegt wurde2) ....... 600 s

Entgangeucr Verdienst durchI Aufgeben meines Dienstpostens
auläszlich der Verlobung, vom 1. Februar bis heute, 1. Mai
(vier Monate ä 200 s) ................ 800 s

insgesamt . 1600 s

1) Die Braut kann nicht etwa die Möbel behalten und verlangen, dass
ihr der Kaufpreis ersetzt wird. Sie kann nicht Ersatz für ihre Aufwendungen
für Wäsche verlangen, wenn sie die Wäsche auch ohne Eheschließung be-
nu en kann. Aber die Kosten des unbrauchbaren Brautkleides, wenn sie es
ni t zurückgeben kann, werden ersetzt. Ebenso die Kosten jener Wäsche, die
sie ohne Eheschlieszung nicht brauchen kann (Vettwäsche, Luxuswä che), soweit
sich der Kauf nicht rückgängig machen läßt. Deshalb muß sie bstandsgeld
zahlen und kann nur dieses einfordern, wo man die Anschassungen zurück-
geben kann. - ,

"-’) Nur die Verlobte kann den Aufwand ,·zuriicksorderu,v den der Vater
oder irgendein Dritter anläszlieh des Brautstandes machte. .
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Ver-sit rnng
unter use-ge

Wenn die erwähnte Summe nicht bis lö. Mai in meinen Händen ist,
wird mein Anwalt Klage erheben.1) »

Die von meinen und Ihren Verwandten und Freunden schon an mich
gesandten Hochzeitsgeschenke stelle ich gleichzeitig den Schenlern zurück.

Hedwig Müller.

Ersatzforderungen für erwachsenen Schaden find binnen drei

Jahren, gerechnet von der Auflösung des Verlöbnisses an, ein-

zuklagen. Die Verlobungsgeschenke kann man 30 Jahre lang

zuriickfordern — vorausgesetzt, daß sie noch vorhanden sind.

Hat ein Verlobter seine Braut unter »Zusage der Ehe« ver-

führt, fälschlich ,,qualifiziertes Verlöbnis« genannt, treten

für ihn zunächst strafrechtliche Folgen ein, sobald feststeht, daß

er sich ungerechtfertigterweise weigert, sein Versprechen zu

erfüllen (Strafe: strenger Arrest von einem bis drei Monaten).

Daneben steht der »Entehrten« (nicht nur eine Jungfrau kann

entehrt werden, sondern jede nach den Anschauungen ihres Standes

unbescholtene Frauensperson) volle Genugtuung zu, d. i. Ersatz

des erlittenen Schadens und entgangenen Gewinnes. Jnsbesondere

hat auch eine Frau, welche nicht mehr Jungfrau war, Anspruch

aus Ersatz des ihr durch Minderung der Heiratsaussichten ent-

stehenden Schadens.2) Die Ausregungen und Kränkungen, die

die Braut erlitt, werden nicht ersetzt-

Ein »qualisiziertes« Verlöbnis besteht aber nicht, wenn der Mann nach
stattgehabtem Geschlechtsverlehr aus welchen Gründen immer der Frau
verspricht, sie zu heiraten, selbst wenn die Frau mit Grund annehmen
konnte, er werde sie wirklich ehelichen und deshalb die geschlechtliche Bezie-
hung fortsetzte.

Ost fragen Mädchen, ob denn nichts gegen gewissenlose Versü rer ge-
schehen könne, die Mädchen an sich locken, o ne das versängliche Eheve prechen
ausdrücklich abzugeben, nur eben dur blicken lassen, daß eine dauernde
Vereinigung ihnen höchstes Glück bedeute, so daß man annehmen kann,
diese Betencrungen sollten eine »Zusage« späterer Ehe bedeuten, und die
dann die Frau im Stiche lassen, wenn das ,,Mal eur« geschehen ist. Diesen
Fragerinnen muß man antworten: »Leider ni ts·« Unser Gesetz schützt
nur das uneheliche Kind, nicht die uneheliche Mutter-· Die Mutter muß
der Vater nur so weit unterstützen, als es für die Erhaltung des Kindes
sür das Wochenbett notwendig ist. Wenn das »aualisizierte« Verlöbnis
bestraft wird, wird gleichsam der Betrug dabei bestraft, aber nicht der
Beischlaf, nicht die sinnliche Lockung. Das Mädchen muß sich selbst wahren.

I) Streitigkeiten über vermögensrechtliche Ansprüche gehören vor den
erlifchtshos l. Instanz, sobald der Vermögenswert den Betrag von 1500 s
ü e teigt.

2) Entscheidung des Obersten Gerichtshoses vom 2. Februar 1927,
Sammlung le47.
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»Nur mit denrRing atn Finger« oder wenigstens nach Abgabe eines
ausdrücklichen und iutverklausulierteu Heiratsverfprechetts· Sonst bleibt sie
schutzlosl

Tritt ein Verlobter aus einer in seiner Person gelegenen

wichtigen Ursache zurück, z. V. weil ihm der Arzt eröffnete, er

leide an einer Krankheit, die eine Ehe untnnlich mache, werden

die Verlobungsgeschenke wechselseitig zuriickgestellt. Den gemachten

Aufwand hat er dem anderen (unschuldigen) Teile aber zu er-

setzen, d. h. die gemachten Ausgaben und den effektiven Schaden

(z. V. bei Aufgeben einer Stellung).

Stirbt ein Verlobter vor Abschluß der Ehe, können seine

Erben gegen Riickstellung der von dem anderen Teile gegebenen

Verlobungsgeschenke verlangen, daß ihnen die Verlobungsgeschenke

ausgehändigt werden, die der Verstorbene seinem Verlobten

gemacht hat. Hingegen sind aus der Verlasseuschaft dem Hinter-

bliebenen die gemachten Aufwendungen zu ersetzen. (Lenhoff.)

Wird ein ,,qualifiziertes« Verlöbnis durch unverschuldete Krankheit oder
durch den Tod gelöst, besteht kein Anspruch auf ,,volle Genugtuung«, der

sich ja nur ans die Strafbarkeit der Handlung, aus die präsnmierte böse
»verführerischc« Absicht des später grundlos Zurücktretenden gründet.

Jn solchen Fällen wird es oft wichtig sein« zu entscheiden,
ob ein »gültiges« Verlöbnis vorliegt. Ein solches kann nur

eingehen, wer handlungsfähig ist. Also nicht ein Kind
unter 14 Jahren oder ein Wahnsinniger. Er muß Geschenke

zurückstellen, aber nur, soweit sie noch da sind, weil er durch

die ungiiltige Verlobung nicht bereichert sein darf. Ersatz für Aus-
wand hat er nur zu leisten, wenn angenommen werden kann,

daß ihn im Sinne des § 1310 »ungeachtet er gewöhnlich seines

Verstandes nicht mächtig ist, in dem bestimmten Falle« dennoch

ein Verschulden trifft und die Billigkeit dafür spricht (z. B. ein

reicher Mann ver-lobt sich Init einem armen Mädchen. Später
stellt sich heraus, er ist wahnsinnig und eheunfähig; dann wird

der Richter in billigen Grenzen dafür sorgen, daß dem Mädchen

der Schade ersetzt wird).

Ein beschränkt Handlungsfähiger kann sich mit Zustimmung
seines Vertreters verloben. Ein Minderjähriger kann zwar, soweit

es die materiellen Verpflichtungen betrifft, allein kein giiltiges
Verlöbnis schließen, doch läßt ihn das Gesetz so weit als »Ver-
lvbten« gelten, daß er das Gericht zur Erteilung der vom Vater
perioeigerten Einwilliguug aurusen kann. Hat sich ein Minder-

ldhriger über 18 Jahre als großjährig ausgegeben, hat er den
entstandenen Schaden zu ersetzen wie ein Großjähriger.

s Beth, Das Recht der Frau. 65
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Ein Verlöbnis ist nicht ungültig, weil der Verehelichnng ein

Ehehindernis entgegensteht, nicht einmal immer dann, wenn einer

der Verlobten noch in einer Ehe gebunden ist; wenn nur eine

Möglichkeit besteht, die entgegenstehenden Hindernisse auf gesetz-

mäßige Weise zu überwinden, Zwei Verlöbnisse gleichzeitig wären

sinnwidrig. Kann aber angenommen werden, daß beabsichtigt

war, das eine zu lösen, als das zweite geschlossen wurde, besteht

das zweite zu Recht.

B. Ehehindernisse und Eheverbote.

§ 9. Ehehindernisse und ihre Behebnng.

Es ist ein weit verbreiteter Irrtum, daß einst jeder jeden

heiraten konnte. Vielmehr: je primitiver ein Volk, desto zahlreicher

die Ehehindernisse, desto genauer vorgeschrieben, wer als Ehegatte

für einen andern in Betracht kommt, so daß oft fiir das Indi-

viduum nur eine ganz beschränkte Wahl übrigbleibt.

Heute gibt es nur mehr wenige Vorschriften, welche die Ehe-

schließung mit bestimmten Personen hindern. Sie vor der Ehe-

fchließung genau zu prüfen, ist um so empfehlenswerter, als die

meisten Hindernisse in berücksichtignngswürdigen Fällen durch

,,Nachsicht« (Dispens) behoben werden können, wenn man sich

darum bemüht. Allerdings können sie auch noch nach der Ehe-

fchließung manchmal behoben werden. Aber in diesem späteren

Zeitpunkte nur mit Zustimmung des anderen Ehegatten. Ob dieser

dann noch wird zustimmen wollen, ist fraglich. Jedenfalls sollte

man sich niemals den Gefahren einer ungültigen oder anfechtbaren

Ehe aussetzen, zumal um der Kinder willen nicht, welche als

unehelich erklärt werden, wenn beide Eltern bei der Eheschließung

von dem Bestehen dieses Hindernisses gewußt hatten (siehe §4).

Wie für jedes andere Rechtsgefchäft ist für eine gültige Ehe-

schließung erforderlich «im allgemeinem I. Fähigkeit zum

Rechtsgeschäftsabschlusse, 2. Freiheit und (in gewissem

Umfange) Unbeirrtheit der Erklärung (der Einwilligung

zur Eheschließnng), 3. Erklärung des rechtsgeschäftlichen

Willens in der vorgeschriebenen Form,1) 4. Erlanbtheit.

Unter einen dieser Gesichtspunkte fällt jedes der Ehehindernisse.
Aus ihnen ergibt sich auch die Berechtigung nnd der Zweck
derselben.

1) Lenhoff in Klang-s Kommentar l 409.
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Andere beachtenswerte Unterschiede bestehen darin, wie weit ein

Ehehindernis wirkt. Es gibt absolute Ehehinderuisse, bei denen

eine bestimmte Person überhaupt nicht heiraten kann, niemanden.

Trotz formell richtiger Eheschließung und Eintragung in die

Matrik kommt überhaupt keine Ehe zustande (z. V. bei einem

Kinde unter 14 Jahren nnd einem wegen Geisteskrankheit oder

Geistesschwäche voll Entmündigten), weil es der Person an der

Handlungsfähigkeit, Rechtsfähigkeit, Geschäftsfähigkeit nnd damit

an der Ehefähigkeit mangelt. Oder die Person ist zwar handlungs-

fähig, hat aber ihrer Ehefähigkeit entsagt (Weihe, Gelübde). Ein

relatives Ehehindemis liegt dann vor, wenn eine Person zwar

ehesähig ist, aber eine bestimmte andere Person, oder eine Klasse

von Personen nicht heiraten darf (Verwandtenehen, Ehen zwischen

Christen und Nichtchristen sind verboten).

Von einem anderen Gesichtspunkt her man man scheiden, ob

es sich nm öffentliche oder private Ehehindernisse handelt. Jn

manchen Fällen betrachtet das Gesetz die eheliche Verbindung W«

Absolute
und relative
Eltehindkks
niste.

Ossentliche
und private
Engl-indir-

zwischen zwei Personen für so anstößig, daß der Staat ein- Vom

schreitet, wo sich der Verdacht erhebt, daß ein solches Ehehindernis
gegeben ist. Jn anderen Fällen aber sind nur private Interessen

berührt. Wenn z. B. eine Frau unter Zwang ihre Einwilligung

zur Eheschliefzung erteilte, hält das Gesetz eine solche unrecht-

mäszige Ehe gegen ihren Willen nicht aufrecht; aber es bleibt

ihrer eigenen Initiative überlassen, ob sie die Nichtigerklärimg

der Ehe anstreben oder sich mit dem Geschehenen abfinden
will. Und drittens gibt es Fälle, wo es zwar verboten ist, die

betreffende Ehe zu schließen — ein Verbot, das sich sowohl an
die Vrautleute wie an das Trauungsorgan richtet — wobei aber

trotzdem eine dem Verbot zuwider geschlossene Ehe Gültigkeit
behält.

Diese dreifache Unterscheidung fällt aber nicht mit der Unter-

scheidung von »dispensablen« und »indispensablen« Hinder-

nissen zusammen. Es gibt öffentliche Hindernisse, welche eine Ehe
nichtig machen, z. B. Verwandtschaft entfernteren Grades, von

denen regelmäßig Dispens erteilt wird, und es gibt private
Hindernisse, von denen niemals Dispeus erteilt würde. Von
welchen Hinderniser Dispens erteilt werden kann, ist im Gesetz
nicht ausdrücklich angeführt. Die Praxis schwankt. Die gegen-

wärtig herrschende Meinungsverschiedenheit der Gerichte und

Verwaltungsbehörden wird nur durch einen Akt der Gesetzgebung
beigelegt werden können.
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Daneben ist zu beachten, daß für Juden nnd Angehörige des

Burgenlandes ein anderes Eherecht gilt, auch andere Ehe-

hindernisse bestehen als für die übrigen österreichischen Staats-

bürger. Dies hat seinen Grund darin, daß das Eherecht des bürger-

lichen Rechtes im alten Osterreich, das in wichtigen Anschauungen

auf seinen josephinischen Vorläufer zurückgeht, zwar »staatliches«

Recht ist und sich grundsätzlich vom Kirchenrecht unterscheidet, aber«

doch eine Anlehnung an die religiösen Anschauungen und Grund-

sätze seiner Adressaten versuchte. Das Burgenland kam erst nach

dem Weltkrieg zu Osterreich Es kam aus dem ungarischen Rechts-

gebiet, wo gerade über die grundlegenden Fragen des Eherechtes

—- iiber die Trennbarkeit katholischer Ehen nnd ähnliches —

andere Grundsätze herrschten. Es behielt bisher sein Eherecht bei,

so daß auf dem Gebiet der Republik Osterreich jetzt zwei fast

entgegengefetzte Prinzipien herrschen, je nachdem man im Burgen-

lande geboren ist oder nicht.

Jn der Hauptsache ist das fiir die Nichtjnden der alten öster-

reichischen Gebiete geltende Recht zur Grundlage der Darstellung

gemacht. Auf die Abweichungen des für die jüdische und but-gen-

ländische Bevölkerung geltenden Rechtes wird — wenigstens in

ihren wichtigsten Erscheinungen — jeweils kurz verwiesen. Genau

darauf einzugehen, wäre deshalb verwirrend, weil nicht nur die

eine oder andere Institution, sondern die ganze Gmndanschauuug

im Burgenlande anders ist als in Osterreich

1. Absolut eheunfähig, das heißt nicht imstande mit wem

immer eine giiltige Ehe zu schließen, sind:

a) Rasende, Wahnsinnige, Blödsinuige (ob entmiindigt

oder nicht), voll Entmiindigte, Kinder unter 14 Jahren

(privates Hindernis).

Diese Personen sind überhaupt nicht imstande, Verträge zu schließen, einen
rechtlich wirksamen Willen zu äußern-

Nach burgenländischem Recht kann nur eine »im entwickelten

Alter« stehende Person, d. h. eine Person männlichen Geschlechts

nach Vollendung des achtzehnten Jahres, eine Person weiblichen

Geschlechts nach Vollendung des sechzehnten Jahres, eine Ehe

schließen. Dispens von dieser Grenze des »entwickelten Alters«

kann erwirkt werden-

b) Minderjährige und beschränkt Eutmiindigte ohne

die Einwilligung ihrer gesetzlichen Vertreter oder Kuratoren

« (privates Hindernis).
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Miudersährige, welche unter väterlicher Gewalt stehen, bediirfen

zu einer Eheschließnng nur der Einwilligung des Vaters;

Mindersährige unter vormnndschaftlicher Vertretung (auch wenn

die Mutter selbst Vormund ist) bedürfen außer der Einwilligung

des Vormundes der des Pflegschaftsgerichtes. Verweigert der

Vater unrechtmäßigerweise die Einwilligung, können sich die Ehe-

werber (nicht nur der Minder-jährige selbst, sondern auch der

andere Teil) an das Pflegschastsgericht wenden, welches nach

Untersuchung die Einwilliguug des Vaters supplieren kann.

Rechts-mäßige Gründe, die Einwilligung zur Ehe zu versagen, sind

beispielshalber: »Mangel an dem nötigen Einkommen, erwieseue

oder gemeiu bekannte schlechte Sitten, ansteckende Krankheiten

oder dem Zwecke der Ehe hinderliche Gebrecheu desjenigen, mit

dem die Ehe geschlossen werden soll« (§ 53 ABGB.). Liegeu

solche rechtmäßige Gründe vor, muß der Vater die Einwilligung

verweigern· Erteilte er dennoch seine Zustimmung, darf jeder-

mann das Pflegschaftsgericht anrufetn damit es die väterliche

Gewalt beschränke und dadurch die Eheschlieszung verhindere.

Jm Burgenland ist zur Ehe eines Minderjährigen unter 20 Jahren
die Einwilligung des Vaters (oder der Mutter-, bzw. des Großvaters) erfor-
derlich, wenn diese Personen seine gesetzlichen Vertreter sind. Sind die Eltern
nicht gesetzliche Vertreter, so haben sie doch neben dem gesetzlichen Vertreter
noch ihre Zustimmung zu erteilen. Bei elternloscn Kindern ist, wie in Oster-
reich bei unter Vormundschaft stehenden Personen, die Eiuwilliguug des
gesetzlichen Vertreters und der Vormundschastsbehörde notwendig.

Bei eutmündigteu Personen muß der Beistand und das Pflegschastss
gericht seine Zustimmung erteilen.

a) Geistliche, welche schon höhere Weihen empfingen, wie auch

Ordenspersonen, welche das feierliche Gelübde der Ehelosigkeit

abgelegt haben (ösfentliches Hindernis).

Es gibt einen Austritt aus geistlichen Orden unter »Entbindung von
den GelöbnissenC Jn solchen Fällen ist die Ehennsähigkeit bel oben

Im Burgenlandc bildet höhere Weihe nnd Gelübde der Ehelosigteit nur
ein »Eheverbot«. Die Ehe einer Osterreicherin mit einem abgesallenen
burgenländischen Priester wäre aber ungültig.

el) Personen, welche schon zur Zeit des geschlossenen Ehevertrages

für immer unfähig sind, die eheliche Pflicht zu leisten-

Jmpoteuz ist ein indispensables, aber privates Hindernis.

Weiß aber der andere Teil s on vor der Eheschlieszung von dieser
Unsähigleit, so ist die Ehe später in von ihni nicht ansechtbar. Besteht
Jmpotenz nur in bezug auf bestimmte Personen, bildet sie auch nur ein
relatives Ehehindernis.

e) Verehelichte Personen, solange die bestehende EheVe

nicht vollständig dem Bande nach gelöst ist.
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Dieses Ehehindernis wird zum erstenmal im § SLABGB ausgesprochen.
Dort heißt es: »Ein Mann darf nur mit einem Weibe und ein Weib nur
mit einein Manne zu gleicher Zeit verehelicht sein. Wer schon verehelicht
war und sich wieder verehelichen will, muß die erfolgte Trennung, das ist
die gänzliche Auflösung des Ehebandes, beweisen.«

Eigentlich handelt es sich hier teils um mehr, teils um weniger

als ein Ehehindernis. Der erste Satz dieses Paragraphen spricht

die Selbstverständlichkeit der monogamen (eingattigen) Ehe

aus. Der zweite verlangt, daß das Trauungsorgan von einer

Person, welche schon früher verheiratet war, den Nachweis

verlange, daß die frühere Ehe aufgelöst ist. Also wieder eine

Selbstverständlichkeit, die nur als Eheverbot wirkt. Denn wenn

Personen getraut werden, deren frühere Ehe faktisch ausgelöst

ist, wenn auch keine Urkunden darüber vorgelegt werden, ist die

zweite Ehe gültig.

Seinen eigentlichen, spezifisch österreichischen Sinn gewinnt

diese Anordnung durch § 111 ABGB., welcher die Überschrift

trägt »gäuzliche Trennung: bei. Katholiken durch den

Tod« und lautet: »Das Band einer gültigen Ehe kann zwischen

katholischen Personen nur durch den Tod des einen Ehegatteu

getrennt werden. Ebenso unauslöslich ist das Band der Ehe,

wenn auch nur ein Teil schon zur Zeit der geschlossenen Ehe

der katholischen Religion zugetan war.« Und wiederum heißt es

im § 119 ABGB., nachdem zuvor auseinandergesetzt war, daß

das Gesetz ,,nichtkatholischen christlichen Neligiousverwandten« die«

Trennung der Ehe gestatte: »Den Getrennten wird zwar über-

haupt gestattet, sich wieder zu verehelicheu . . .« Also bloß

Geschiedenen ist dies nicht gestattet.

Daß durch die Scheidung das Band der Ehe nicht gelöst wird,

ergibt sich daraus, daß der Wiederverehelichung geschiedener

Personen das »Hindernis des bestehenden Ehebandes« ent-

gegensteht.

Das Ehehindernis des »bestehenden Ehebandes« ist zweifels-

ohne öffentlich. Jst es dispensabel?

Tatsächlich dispensieren die Verwaltungsbehörden so oft von

diesem Ehehindernis, daß man vielfach den Ausdruck »Dispens«

oder »Dispeusehe«, wenn er ohne weitere Beifügung gebraucht

wird, nur von dem Dispens vom Hindernis des bestehenden

Ehebandes und der auf Grund dieses Dispenses geschlossenen

Ehe versteht. Damit ist aber die Frage noch nicht beantwortet.

Denn während die Verwaltungsbehörden auf dem Standpunkte

stehen, daß das Gesetz ohne Beifügung von Einschränkungen es
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ihr anheimstelle, von Ehehindernissen (wirksam) die Nachsicht zu

erteilen und sie es daher auch mit der Wirksamkeit von

diesem Ehehindernisse tun können, daß die daraufhin ge-

schlosseue Ehe gültig sei (eine Auffassung, der sich bis vor
kurzem auch der Verfassungsgerichtshof angeschlossen hatte und
die insbesondere auch Lenhoss vertreten hat), hatte der Oberste

Gerichtshof immer die entgegengesetzte Anschauung festgehalten und

jene Dispensehen, welche angefochten und daher seiner Uber-
priisung unterzogen wurden, für nngiiltig erklärt. Nach der
neuesten Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshoses wird die

Befugnis des Obersten Gerichtshofes zur Nberpriifung der Grund-
lagen der Ehe uneingeschränkt anerkannt. Derzeit werden also

»Dispensehen«, wenn sie angefochten werden, für ungiiltig erklärt.

k) Das ,,Ehehinderuis des Katholizismns« verbietet Kaki-onus-
einem getrennten AkatholikenI) sich mit einer (wenn auch Zsskkkkk
bisher unverehelicht gewesenen) katholischen Person zu verehelichen, IZHZULÆE
obgleich er eine akatholische Person heiraten kann; , und es ver- iooosdöts
bietet jenem Teile, der nach Schließung einer akatholischen Ehe
katholisch geworden war, sich nach Trennung dieser Ehe mit wem
immer zu verehelicheu, solange der getrennte Gatte lebt und er
selbst katholisch bleibt.2)

Da die Trennung katholischer Ehen im Burgenlande gestattet

ist, ergibt sich, daß das Ehehindernis des Katholizisnins be-
schränkt ist auf das Hindernis der Verehelichung 1. eines ledigen

oder ehegetrennteu römisch-katholischen Osterreichers mit einem

in Ofterreich (außer Burgenland) getrennten Akatholiken oder
katholisch gewordenen Akatholikenz 2. eines ledigen oder ge-

trennten akatholischen Osterreichers mit einem in Ofterreich (auszer
Burgenland) getrennten Katholiken (infolge § 111, auch nur bei
Konversion des letzteren denkbar); Z. eines ausländischen ledigen

oder getrennten Katholiken mit einem in Osterreich (außer

Burgenland) getrennten Akatholiken oder katholisch Gewordenen.

2. Die Einwilligung in die Ehe muß frei von Furcht F
«und Zwang oder von einem das Wesentlichste der Ehe-

schließung berührenden Jrrtnm erfolgen.

a) Die Ehe ist ungiiltig, wenn ein Ehepartner in Furcht oder
unter Zwang das Jawort abgab, und bleibt es für die

1) Ein Jude, der später katholisch geworden war, kann, nachdem seine
Judenehe ausgelöst ist, wen immer heiraten.

·-’) Der katholisch gewordene Teil kann die Trennung einer akatholiskh
geschlossenen Ehe nicht anstreben, wohl aber der atatholisch gebliebene.
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Ungültigkeit der daraus folgenden Ehe gleichgültig, wer ihn in

diese Furcht versetzte (privates Hindernis, Dispens sinngemäß

unmöglich) (§ 55 ABGV.).

Es gibt keinen ,,gerechtsertigten« Zwang zur Eheschließung· Wenn ein
Vater seiner gefallenen Tochter droht, er werde sie in eine Vesserungsi
anstalt bringen, falls sie nicht ihren Verführer ehelichc (also eine gut ge-
meinte Erziehungsmaßregcl zu einem objektiv richtigen Zweck anzudrohen
scheint), ist die unter diesem Druck ersolgende Eheschließuug doch ungültig.

Wurde eine Person (wider ihren Willen) entführt nnd die

Ehe geschlossen, während sie sich noch an dem Orte befand,

wohin sie bei der Entführung hingebracht wurde, liegt das

Ehehindernis der Entführung vor (indispensabel, öffentlich)

(§ 56 ABGB.).

b) Liegt ein Irrtum über die Person des Gatten oder darüber

vor, ob die Gattin von einem andern geschwängert war, ist

die Ehe ungültig (indispensabel, privat) (§§ 57, 58 ABGB.).

3. Die dritte Gruppe der Ehehindernisse schließt nicht gewisse

Personengruppen von der Verehelichung aus; sie verbietet

ihnen nur, bestimmte Personen zu heiraten·

a) DasEhehindernis derVerwandtschaftundSchwäger-

schaft verbietet die Ehe zwischen Verwandten in auf- nnd ab-

steigender Linie (Eltern, Großeltern und Kinder); zwischen

voll- und halbbürtigen Geschwistern (Voll- nnd Stiefgeschwistem);

zwischen Geschwisterkindern (Vettern und Basen); wie auch mit

den Geschwistern der Eltern, nämlich mit dem Oheim und der

Muhme väterlicher und mütterlicher Seite; es mag die Ver-

wandtschaft aus ehelicher oder unehelicher Geburt ent-

stehen. Aus der Schwägerschaft entsteht das Ehehindernis,

daß der Mann die obenerwähnten Verwandten seiner Ehe-

gattin nnd die Gattin die daselbst erwähnten Verwandten ihres

Mannes nicht ehelichen kann (öffentlich) (§§ 65, 66 ABGV.).

Bei diesem Ehehindernis kommt es nur auf die Vlntsvers

wandtschast und nicht auf den biirgerlichen Status (Ehelichkeit—

Unehelichkeit) an. Dispens wird nur dort erteilt, wo der Bei-

fchlaf, respektive sonstige Befriedigung des Geschlechtstriebes keine

strafgesetzlich verpönte Handlung bilden würde.

Das Strafgesetz bedroht mit Kerker von 6 Monaten bis zu 1 Jahr
Blutschande, welche zwischen Verwandten in auf- und absteigcndcr Linie,
ihre Verwandtschaft mag von ehrlicher oder nnehelicher Geburt herrühren,
begangen wird.

Unzucht zwischen voll- und halbbürtigen Geschwistetn oder mit den
Ehegeuossen der Eltern, der Kinder oder Geschwister ist als Ubertretung mit
ein- bis dreimonatigem Arrest zu strafen. Nach vollendeter Strafzeit ist
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von Auits wegen Vorsorge zu treffen, daß die Gemeinschaft zwischen den
Schuldigen durch ihre Absonderung aufgehoben wird. Das schließt aber
nicht aus, daß nicht Dispens zur Verehelichung mit der Witwe des Bruders
gegeben werden könnte u. ä.

Bei Judenehen ist unter Seitenberwandten die Eheschließung

nur mit Geschwistern und zwischen der Tante und ihrem Neffen

oder Großneffen verboten. Das Ehehindernis der Schwägerschaft

umfaßt nur Schwiegereltern und Schwiegerkinder, Schwäger und

Schwägerinnen und deren Nachkommen t§ 125 ABGB.).

Jni Burgenland besteht zwischen Geschwisterkindern kein »Ehe-

hindernis«, sondern nur ein »Eheverbot«. Das Ehehindernis der

Schwägerschaft erfaßt nur Schwiegereltern und Schwiegerkinder,

nicht Schwäger. Anderseits entsteht nach bnrgenländischem Recht

durch Adoption ein Eheverbot zwischen Wahleltern und Wahl-

kindern Und den leiblichen Kindern beider, insolange die Adoption

nicht aufgelöst ist. Auch zwischen dem Vormund nnd seinen Kindern

und dem Mündel besteht ein Eheverbot.

b) Christen können zwar Christen anderer Konfession, aber Minos-s-

nicht Personen, welche sich nicht zur christlichen Religion be- Ist-ON

kennen, heiraten (öffentliches Hindernis, Dispens wird erteilt)

(§ 64 ABGB.).

c) Personen, welche eines Ehebruches miteinander über- Ehebruch-

wiesen wurden, können sich nicht ehelichen (öffentliches, dispen-

sables Hindernis) (§ 67 ABGB.). Nach bnrgenliindischem Recht

ist die Ehefchließung zwischen denjenigen verboten, welchen sie

im Scheidungsurteil untersagt wurde.

d) Wenn zwei Personen auch ohne vorhergegangenen Ehebruch Gatten-Um-

sich zu ehelichen versprochen haben und wenn, um diese Absicht

zu erreichen, auch nur eine von ihnen dem Gatten, der ihrer

Ehe im Wege stand, nach dem Leben gestellt hat, so kann

zwischen denselben auch dann, wenn der Mord nicht wirklich

vollbracht wurde, eine Ehe nicht geschlossen werden (§ 68 ABGB.).

Burgenländisches Recht ist noch strenger; nicht nur Mord,

sondern auch Totschlag bildet ein Ehehindernis (öffentlich).

e) Nach Trennung einer Ehe darf einer der Getrennten Beet-kenne-

nicht denjenigen heiraten, der, laut bei der Trauring vorge-

legenen Beweisen, durch Ehebruch, Verhetzungen oder auf eine

andere sträfliche Art die vorangegangene Trennung verursacht

hat (§ 113 ABGB.).

4. Der Mangel der gehörigen Form bei der Eheschließung Ism-miiu el-
bildet auch ein Ehehindernis, insofern dadurch das Zustande- MEDIUM-»
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kommen einer gültigen Ehe verhindert wird. Jst die Einwilligung

zur Eheschließung vor einem Organ erklärt, das überhaupt nicht

die Eignung hat, Einwilligungen rechtsgiiltig entgegenzunehmen,

entsteht eine »Nichtehe«, das ist eine Ehe, die weder nngültig

erklärt noch angefochten werden kann wie eine trotz eines be-

stehenden Ehehindernisses geschlossene, sondern die eben keine

Ehe ist (vgl. S. 42). Mangel des Aufgebotes ist ein privates

Hindernis (dispensabel).

5. Eheverbote machen eine Ehe nicht ungiiltig, die trotz-

dem geschlossen wurde. Sie machen nur die Eheschließenden

und das Tranungsorgan verwaltungsbehördlich strafbar und

setzen sie gewissen Nachteilen aus.

a) Wenn eine Ehe für ungiiltig erklärt, getrennt oder durch

den Tod des Mannes aufgelöst wird; so kann die Frau, wenn

sie schwanger ist, nicht vor ihrer Entbindung und, wenn über

die Schwangerschaft ein Zweifel entsteht, nicht vor Ablauf des

180·. Tagesl) zu einer neuen Ehe schreiten; wenn aber nach den

Umständen oder nach dem Zeugnisse der Sachverständigen dies

nicht wahrscheinlich ist, so kann nach Ablan dreier Monate die

Nachsicht angesucht werden (§§ 120 bis 121 ABGB.).

Heiratct eine Frau diesem Eheverbot zuwider, verliert sie die ihr vom
vorigen Manne durch Ehepakten, Erbvertrag, letzten Willen oder durch
das übereinkommen bei der Trennung zugewendeten Vorteile; der Mann
aber, mit dem sie die zweite Ehe schließt, verliert das ihm sonst zustehendc
Recht, die Ehe anzufechten, wenn sich erweist, dasz die Ehegattin bei dcr
Eheschlieszung mit i m von einem andern schwanger war; und beide Teile
werden von der politischen Behörde bestraft. Wird in einer solchen Ehe ein
Kind geboren und es ist zum wenigsten zweifelhaft, ob es nicht vonc
vorigen Manne gezeugt worden sei, so ist demselben ein Kurator zur Ver-
tretung seiner Rechte zu bestellen, der allenfalls die Ehelichkeit der Geburt
ans der zweiten Ehe, auch ohne daß der Ehegatte der Mutter Widerspruch
erheben müßte, bestreiten kann.

b) Militärische Vorschriften verbieten Unterofsizieren und

Wehrmännern der Wehrmacht sowie den Angeworbenen, ohne

militärbehördliche Bewilligung eine Ehe zu schließen. Auch

Finanzwachmänner bedürfen der Zustimmung der Finanzlandes-

behörde zur Verheiratung. Wehrmännern und Unteroffizieren

erteilt nach dreijähriger Dienstleistung der Bundesminister für

Heereswesen die Ehebewilligung (§ 28, StGBl. 122X1920).

l) Jm Burgenland ist es der Frau verboten, eine neue Ehe vor Ablauf
von 10Monaten, von dem Aufhören oder der Ungültigleitserklürung der
früheren Ehe an gerechnet, zu schließen.
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§ 10. Nachsichterteilung von Ehehindernisfen.

1. Zeigen sich während der Verlobungszeit dispensable Hindernisse, Appka

so hat jener Teil, in dessen Person sie liegen (z. B. bei einem XBFBIJII 83

katholisch Geschiedenen nur dieser) oder beide Teile (z. B. bei

dein Ehehindernis der Verwandtschaft oder Religionsverschieden-

heit) ein Ansuchen um Nachsicht vom jeweiligen Ehehinderiiisse

an die zuständige Behörde zu richten. Dies ist der Landes-

hauptmann am Wohnsitz der Dispensiverber. Wohnen die

Brantlente in verschiedenen Bundesländern und bezieht sich das

Hindernis auf beide, so ist von beiden je ein besonderes Gesuch

an den Landeshauptiiiann des eigenen Bundeslandes eiiiziibrmgen.

Handelt es sich z. B. um Dispens vom Hindernis des Ehebruches und
die Braut wo nt in Linz, der Bräutigam in Wien, so ist unter Dar-
legung der wichtigen Gründe für die Erteilung der Nachsicht von der
Braut ein Gesuch an den Landeshauptinaiin von Oberösterreich, von dein
Bräutigam aber ein solches an den Landeshauptmann von Wien zu richten.

Da Nachsicht von einem Ehehindernis nur aus »wichtigen

Gründen« erteilt werden kann, sind diese im Gefuch ausführlich

darzustelleii. Es ist angezeigt, einen Rechtsfreund mit ihrer Ab-

fassung zu betrauen oder vor Einbrmgung des Gesuches init

dein Referenten bei der Landesregierung über die subtile An-

gelegenheit Riickfprache zu nehmen. Bei Erteilung der Nachsicht voin

Ehehindernis des Ehebundes ist auch der geschiedene Ehegatte

des Dispenswerbers zu hören und hat das Recht, Rechtsinittel

zu ergreifen.

Beispiel: An den Landeshauptinann von Steiennark, Graz. Franz
Müller-, Schustergehilse in Mürzzuschlag, Nr. 80, und Fanny Müller,
Private in Mürzzuschlag, Nr. 81, bitten um Nachsicht des Ehehiiidernisses
der Verwandtschaft Gefuchfteller sind Geschwisterkinder. Franz Müller ist
der ehrliche Sohn des Ernst Müller, ehelichen Sohnes der Eheleute Ludwig «
Müller und Luife Müller geb. Maier. Fanny Müller ist die eheliche Tochter
des Alois Müller, Sohnes der obenerwühnten Eheleute Ludwig und Luise
Müller nnd Bruders des Ernst Müller. Beide gehören der römisch-kathvli-
schen Religion an· Beweis: Tanfscheine des Franz Müller, der Fanny
Müller, des Ernst Müller und des Alois Müller-

Die Ehewerber sind Nachbavstinder und lieben sich seit frühester Kind-
heit. Franz Müller hat das Gewerbe seines Oheims, seines künftigen
Schwiegervater-s erlernt. Dieser würde ihm gerne sein Geschäft und seine
Landwirtschaft übergeben nnd wünscht seine Tochter Fanny durch die Ehe-
schließung niit ihrem Vetter zu versorgen-

Jn der Familie sind niemals Geistes- oder ansteckende Krankheiten vor-
gekommen; die Ehewerber sind gesund und kräftig.

Beweis: Der Amtsarzt Dr. Stinsgel usw. « ·
Es wird daher gebeten, die achsieht vom Ehehindernisse der Ber-

ivandtschaft zu gewähren.

Mürzzuschlag. Franz Müller m. p., Fanny Müller in. p-
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Verweigert der Landeshauptmann die Erteilung der Nachsicht,

steht den Bewerbern Rekurs an das Bundeskanzleramt

und die Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu,

falls ein Verfahrensmangel vorliegt. Der Landeshauptmann ent-

scheidet nach freiem Ermessen, ob »wichtige« Griinde vorliegen

(daher schon mit Rücksicht auf die etwaige Notwendigkeit einer

Beschwerde lückenlose und einleuchtende Darlegung der Gründe!).

2. Verweigert ein Vater einem minderjährigen Verlobten die Ein-

willigung zur Eheschließung, kann sowohl der Minderjährige

selbst als sein Verlobter sich miindlich oder schriftlich an das

Pslegschaftsgericht um Erteilung der Zustimmung wenden. Weist

das Gericht die Verlobten ab, können sie dagegen (wieder beim

Pflegschaftsgericht) eine ,,Vorstellnng« oder einen ,,Rekurs« au

das Obergericht oder eine beide Rechtsmittel verbindende Eingabe

an die erste Instanz einbringen. Gegen eine abweichende Ent-

scheidung der zweiten Jnstanz steht die Beschwerde an den

Obersten Gerichtshof zu.

Ähnlich steht auch einein unter Vormundschaft stehenden

Minderjährigen und dessen Verlobten zu, Rechtsmittel gegen

jenen Beschluß des Vormundfchaftsgerichtes zu ergreifen, mit

dem die Erteilung der Einwilligung zur Ehefchliesznng ver-

weigert wird. Ebenso kann der Vormund Rechtsmittel gegen

eine seiner Ablehnung zuwider erteilte Einwilligung einbringen.

Auch fremde Minderjährige (Ausländer), welche aus triftigen

Gründen das geforderte Zeugnis der Einwilligung ihrer gesetz-

lichen Vertreter zur Eheschließnng nicht beibringen können, haben

»sich au das Gericht ihres Wohnsitzes zu wenden, damit es

ihnen einen Vertreter bestelle, der die erforderliche (der Be-

willigung des Gerichtes unterliegende) Erklärung abgibt.

Das Pflegschaftsgericht kann seine Einwilligung zur Ehe auch ,,nachtragen«,
wenn der Minderjährige sich ohne solche verehelicht hatte.

Z. Von den vorgeschriebenen strengen Formen der Ehe-

schließung kann in beriicksichtigungswürdigenFällen ebenfalls Dispens

bis zu einem gewissen Grade erteilt werden. Diese Hindernisse und

die Art ihrer Beseitigung werden im Zusammenhange mit den
Erfordernissen der Eheschließung dargestellt. Hier sei nur einge-

schärft, daß jeder Fehler in der Eheschließnng die Gültigkeit der

Ehe gefährdet und sogar Strafe nach sich ziehen kann, daß also
jeder Verlobte auf genaueste Einhaltung der Vorschriften bedacht
sein muß. Er soll sich auch nicht blind auf den andern Teil
verlassen, wenn er nicht sicher weiß, daß dieser wirklich kundig
und achtsam ist. -

-,76



C. Eheschließung.

§ 11. Ausgebot und Trauung.

Zur Setzung des Aktes einer Eheschließung sind eine Reihe

von Ausweisen erforderlich. Dem Organe, welches das Ausgebot

vorzunehmen hat, sind vorzulegen: 1. Geburts- oder Tausschein

der Braut, 2. Heimatschein der Braut, 3. Geburts- oder Taus-

schein des Bräutigams, 4. Heimatschein des Bräutigams. Bei

Auslöndern ist noch der Ehesähigkeitsnachweis durch die aus-

wärtige Verwaltungsbehörde nötig.

Steht einer der Ehewerber unter väterlicher Gewalt, so muß

sein Vater persönlich vor zwei Zeugen vor dem Trauungsorgane

seine Einwilligung erklären. Kann oder will er nicht persönlich

erscheinen, ist seine Einwilligung in Form einer notariell be-

glaubigten, von Zeugen mitunterfertigten Urkunde beizubringen.

Bei unter Vornmndschaft stehenden Personen ist die bewilligende

Entscheidung des Vormundschastsgerichtes beizubringen. Ebenso

bei unter väterlicher Gewalt stehenden Kindern, welche, entgegen

der Weigerung des Vaters-, die Zustimmung des Pslegschasts-

gerichtes erlangt hatten. Bei Entmiindigten ist die Bewilligung

des Pslegschaftsgerichtes vorzulegen. (Rechtskraft abwarteu!)

Lagen Ehehindernisse vor oder ergeben sie sich im Laufe des

Ausgebotsversahrens, so ist noch der Dispens des Landes-haupt-

ruannes beizubringen. Getrennte müssen das Trennungsurteil

vorlegen, Verwitwete den Totenschein oder das Erkenntnis über

die qualifizierte Todeserkliirung.

Jn Osterreich ist es nicht notwendig, ein Gesimdheitszeugnis bei-
zubringen. Dennoch kann nur dringendst geraten werden, daß beide Ver-
lobte vor der Eheschlieszung einen Arzt nussuchen oder sich an eine der
bestehendenBeratungsstellen wenden, um sich über die eigene Gesundheit sowohl
wie über die des Partners Auskunft zu holen. Die Beratung wird den Partnern
ebensoost eingebildete Besorgnisse zerstreuen, als man ihnen den Rat wird
geben müssen, aus die Ehe zu verzichten oder sie wenigstens auszuschieben.

Nachdem die Brautleute sich bei dem zuständigen Organe

gemeldet haben (siehe unten), ist von diesem das dreimalige

Ausgebot vorzunehmen. Das »Aufgebot« besteht in der Ver-

kündigung der beabsichtigten Ehe mit Anführung des Vor-

namens, Familiennamens, Geburtsortes, Standes und Wohn-

ortes der beiden Verlobten mit der Erinnerung: daß jedermann,

dem ein Hindernis der Ehe bekannt ist, es auzeigen solle. Diese

Anzeige ist an den zur Trauung befugten Seelsorger zu richten,

eventuell an den Seelsorger, der das Ausgebot verküudigt.

Es gibt ein kirchliches Ausgebot und ein Zivilanfgebot.
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Gehören nämlich die Verlobten einer gesetzlich anerkannten

Kirche oder Religionsgesellschaft an, ist das Aufgebot regel-

mäßig von einem zu Trauungen ermächtigten Seelsorger der

Kirche der Ehewerber vor der versammelten Kirchenversammlung

des Pfarrbezirkes1) an drei Sonn- nnd Feiertagen (bei Juden

an drei aufeinanderfolgenden Sabbat- oder Feiertagen) vorzu-

nehmen. Wohnen die Brantleute in verschiedenen Pfarrbezirken,

ist das Aufgebot in beiden Pfarrbezirken vorzunehmen.

Voraussetzung für die rechtsgültige Vornahme des Aufgebotes ist anch,
daß die Brautleute irgendwo mindestens sechs Wochen gewohnt haben.
Jst ein solcher Aufenthalt nicht von selbst gegeben, müssen sie eben zum
Zwecke der Erlangung des Aufenthalte-Z irgendwo für sechs Wochen ihren
Wohnsitz aufschlagen. »Wohnsis)« ist hier aber nicht im strengen Sinne des
Wortes, sondern nur als Niederlassung zu mehr als oorübergehendem
Aufenthalt zu verstehen.

Nachsicht Aus wichtigen Gründen können die Brautleute bei der poli-

Zåfzkppxz tischen Bezirks-behörde ihres Wohnsitzes (in Städten mit eigenem

333387 Statut bei der mit der politischen Amtsfijhrung betrauten Ge-
genst-IF meindebehörde, dem ,,Magistrat«) ansuchen, die zweite und dritte

« , 2 Verkündigung nachzusehen. Wohnen die Brautleute an verschiedenen

Orten, ist an jede der beiden Bezirksbehörden ein Gesnch

zu richten. Fehlte auch nnr eine Nachsicht, ist ein Eheabschlusz

ohne diese Nachsicht verboten.

Anfechtbar ist eine Ehe nur, wenn alle drei Ausgebote versäumt sind.
Der Mangel des zweiten und dritten Aufgebotes bildet ein Eheverbot.

Bei Vorliegen dringender (nicht nur wichtiger) Gründe
(Lebensgefahr, unmittelbar bevorstehende Entbindung) kann die

politische Bezirksbehörde (im Burgenland immer der Landes-

hauptmann) das Aufgebot gänzlich erlassen. Jni »Falle einer

bestätigten nahen Todesgefahr« kann die politische Bezirks- bzw.

Gemeindebehörde gestatten, eine Trauung auch ohne Beibringung

eines Tauf- oder Geburtscheines vorzunehmen.

Will man die gänzliche Erlassung des Aufgebotes erreichen, ohne daß
so dringende Gründe vorliegen, ist nur die Landesregierung zur Nachsicht
berechtigt. Das Gesuch um Nachsicht vom Aufgebot ist also an dieje, bzw.
an beide Landesregierungen zu richten, wenn die Verlobten m ver-
schiedenen Bundesländcrn wohnen. «

Wurde das Aufgebot gänzlich nachgesehen, müssen die Braut-

leute vor der Behörde oder einem von ihr bestimmten Organ

1) Die kirchliche Einteilung in Pfarrbezirke hat nichts mit der poli-
tischen Einteilung in Bezirke zu tun. Bei manchen Religionsgesellschasten
umfassen die Pfarrbezirke viel weitere Gebiete-
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beeiden, daß ihnen kein ihrer Ehe entgegenstehendes Ehehindemis

bekannt sei.

Über die Vornahme des Aufgebotes wird eine Bescheinigung

ausgestellt, welche von den Brautleuten dem Seelsorger, der die

Trauung vorzunehmen hat, vorgelegt werden muß.

Kirchliches Aufgebot, wie es hier beschrieben wurde, findet

nur dort statt, wo ein »Seelsorger« zur Trauung berufen ist,

also bei Angehörigen einer gesetzlich anerkannten Religions-

gesellschaft. Wenn aber die Brautleute (oder einer von ihnen)

keiner gesetzlich anerkannten Religionsgesellschaft angehören, wenn

sie»konfessionslos sind, oder wenn sich der zuständige Seelsorger

weigert, eine nach dem Gesetze zulässige Ehe zu schließen, bzw.

das Aufgebot dafür vorzunehmen, weil kirchliche Vorschriften

ihr entgegenstehen: hat eine Zivrlehe stattzufinden. (Jm Burgen-

lande ist nicht nur, wie eben beschrieben, die »Notzivilehe« für

die durch kirchliche Organe nicht Versorgtem sondern die »obligato-

rische Zivilehe« für jedermann eingeführt-) Bei einer Zivilehe

findet auch ein Zivilaufgebot durch Anschlag an der Kund-

machungstafel der politischen Bezirks(Genieinde)behörde und an

der Gemeindetafel des (oder der) Wohnsitze der Brautleute statt.

Jm Burgenlande ist das Zivilaufgebot obligatorisch und geschieht

durch Anschlag im Amtslokal des Matrikelfiihrers und im Ge-

meindehause.

Der Seelsorger hat über seine Weigerung, die Eheschlicszung von An-
gehörigen seiner Konfession, für die er örtlich zuftändig wäre, zu voll-
ziehen, ein schriftliches Zeugnis auszustellen, welches die Grundlage für
das Zivilaufgebot bildet. Weigert er dieses Zeugnis, so ist seine Weigerung
durch die Aussage von zwei ehrenhaften, irn Amtsbezirte wohnhaften
Männern nachzuweisen. Wird ein »solcher Beweis nicht erbracht, so liegt
es der politischen Be örde ob, an den betreffenden Seelsorger eine Erklärung
des Inhaltes zu ri ten, daß derselbe das Ausgebot vornehmen« (bzw. die
Erklärung der Ehe entgegennehincn) solle oder die entgegenftegnden Hinder-
nisse »mittels ämtlicher Zuschrift« anzeigen möge. Lehnt der eelsorger nun
ab,·diese Aufforderung zu erfüllen, wobei er entweder keine Gründe für
sein Verhalten angibt oder solche, welche in den Staats-gesetzen nicht ent-

halten sind, anführt oder trifft innerhalb von acht Tagen überhaupt keine
Antwort von ihm ein, so ist die Kompetenz der politischen Behörde zur
Ehegjchließung gegeben.

egen die nngerechtfertigte Weigerung der Gemeinde des Wolnortes,
den Anschlag des Aufgebotes vorzunehmen, steht den beschwerten artecen
die Beschwerde an die Landesregierung (eventuell an den Verwaltungs-
gerichtshos) offen.

Bei Judeneheu hat das Aufgebot vor der zum regelmäßigen

Gottesdienst versammelten Gemeinde in der Synagoge oder dem

gemeinschaftlichen Bethanse des Bezirkes des jeweiligen Wohn-
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sitzes der Brautleute zu erfolgen. Wo kein »Gemeindebethaus«

besteht, hat das Zivilaufgebot durch die Ortsobrigkeit zu erfolgen·

Die Eheschließung ist innerhalb von sechs Monaten nach deni

Aufgebot vorzunehmen, widrigenfalls das Aufgebot wiederholt

werden muß.

2. Das Wesentliche an der Eheschlieszung ist die »feierliche

Erklärung der Einwilligung zur Ehe« durch die Braiitleute.

Diese muß a) vor zwei Zeugen und b) vor deni staatlich

dazu bestellten und befugten Trauungsorgan erfolgen.

Jn Osterreich ist regelmäßig der »ordentliche Seelsorger«

eines der Braiitleute dazu befugt, wofern dieser nur einer

anerkannten Religionsgesellschaft angehört.

,,Ordentlicher Seelsorger« ist der Pfarroorsteher des Pfarr-

bezirkes, welchem der betreffende Verlobte angehört. Jeder Seel-

sorger darf Trauungen nur an jenem Orte vornehmen, für

welchen er bestellt ist.

Marie ist Liiizerin und gehört deni Pfarrbezirk des Pfarrers Martin
an. Jhr Bräutigam ist in Krems wohiihaft. Sein ordeiitlicher Seelforger
ist Pfarrer Karl. Nun kann sich das Braiitpaar ohne weiteres (nachdein es
iii Linz und Krems ansgeboten wurde nnd die Vescheinigungen der beiden
Pfarrer beibringen konnte) sowohl von Pfarrer Martin iii Linz oder von
Pfarrer Karl in Krems trauen lassen: nicht aber in Linz bei Pfarrer Karl
oder in Krenis bei Pfarrer Martin. Soll die Eheschließiing aber an einein
dritten Ort, etwa in Wien, erfolgen, muß Pfarrer Martin oder Pfarrer
Karl einen Wieiicr Pfarrer »delegieren«. Der ,,ordcntliche Seelsorger« kann
nämlich seinerseits einen Bevollmächtigten delegieren. Vorausgeset ist
dabei, daß der Bevollmächtigte zur Voriiahine einer Trauung an si und
ani Trauungsort berechtigt ist. .

Man wird also. nicht immer vom Pfarrvorsteher selbst, sondern gelegent-
lich auch von einem Kooperator getraut, wenn dieser zn Trauungeii befugt
it. Delegiert kann nur ein Seelsorgcr der gleichen Konfefsion werden-

Jin Burgenlaiide fiir jedermann, in Osterreich für Personen,

welche eine Notzivilehe fchlieszeu,» ist die zu Eheschließungen

befugte Person die politische Bezirks-behörde (in Städten mit

eigenem Statut die Genieindebehörde), in deren Amtssitz der die

Trauung verweigernde Seelsorger feinen Sitz hat. Auch bei

Ziviltrauungen kann Delegation von einer Behörde. zur andern

stattfinden; die Amtsperson selbst kann sich durch einen andern

bei dieser Behörde angestellten Beamten vertreten lassen.

Zur Gültigkeit der Ehe kommt es, dies« sei wiederholt, nur

auf die Konsenserklärung vor dem zuständigen Organ nnd in

Gegenwart der Zeugen an. Jede weitere Zeremonie (,,Ein-

segnung«, Ansprache des Beamten, Eintragung der Eheschlieszung

in die Matriken) mag durch Brauch oder gesetzliche Vorschrift
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geboten sein, sie hat aber keinen Einfluß auf die Gültigkeit. Die

Einwilligung muß bedingungslos erklärt werden.

Das Trauungsorgan muß bei Strafe auf Einhaltung der

vorgeschriebenen Ordnung und insbesondere auf Veibringung der

ordentlichen Papiere bestehen. Erschleichung der Trauung durch

falsche Vorspiegelnngen, insbesondere durch falschen Eid, macht

strafbar.

»Wer sich mit Verschweigung eines ihm bekannten gesetzlichen

Ehehindernisses trauen läßt, ohne vorher die ordentliche Dis-

pensation erhalten zu haben; oder wer sich in fremdes Land

begibt, um daselbst eine Ehe zu schließen, die nach den Landes-

gesetzen nicht stattfinden konnte, ist einer Ubertretung schuldig-«

Als Erschwerungsgrund erscheint es, wenn ,,einem Teile das

Hindernis verheimlicht nnd dieser solchergestalt schuldlos zu einer

nichtigen Ehe verleitet wurde«.

Aus der andern Seite kommt die schuldlose Unwissenheit auch

nur eines Elternteiles den Kindern zugute.

3. Streben Parteien eine Eheschließung an, von denen schon

vorher (fälschlich) angenommen wurde, daß sie verheiratet seien,

ist ihnen die Nachsicht vom Aufgebot zu gewähren. Nicht nur

sie selbst, sondern auch ihr Seelsorger kann mit Verschweigung

ihrer Namen bei der Landesregierung darum ansuchen. Sie

legen dann in Gegenwarto des Seelsorgers den vorgeschriebenen

Erd ab, dasz ihnen kein Ehehindernis bekannt sei.

4. Zeigt sich nach Abschluß einer Ehe, daß dieser ein Hindernis

entgegenstehe, können die Getrauten Behebung dieses Ehehinder-

nisses bei der zuständigen Stelle erstreben — in diesem Stadium

nur mehr beide einverständlich. Die Behörden haben nach Mög-

lichkeit zur Aufrechterhaltung einer Ehe beizutragen. Es wird daher

von einem Pflegschaftsgerichte möglicherweise nachträglich noch zu

einer Ehe die Einwilligung gegeben, zu der sie vor vollbrachter

Eheschließung verweigert worden wäre. Denn nur, wenn »sehr

wichtige« (nicht bloß »rechtmäßige«) Gründe dazu aufsordern,

darf sie der Richter in dieser Lage verweigern.

Jn manchen Fällen konvalidiert die Ehe, wenn die Hindernisse

wegfallen, durch faktische Fortsetzung des ehelichen Lebens, z. B.

wenn der Gezwungene, nachdem der Zwang aufgehört, der Minder-

jährige nach Erreichung der Großjiihrigkeit, der Gatte der von

einem anderen Geschwängerten, nachdem er davon erfahren, die

Ehe fortsetzt. Eine neuerliche Eheschließung ist dann unnötig —

ebenso wenn ein Minderjähriger nachträglich die Einwilligung

des Pflegschaftsgerichtes erhält-

c Leth, Das Recht der Frau. 81
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Anders aber, wo der Ehe undispensiert ein »öffentliches«f

Hindernis entgegensteht. Jn solchem Falle muß die Trauung

(ohne neuerliches Aufgebot) vor zwei Zeugen und dem zuständigen

Seelsorger wiederholt werden. Jst diese Vorschrift beobachtet

worden, so ist eine solche Ehe so zu betrachten, als wäre sie

urspriiuglich gültig geschlossen. "

Kinder ans einer ungültigen Ehe gelten als ehelich, wenn dass Hinder-
nis später behoben wurde.

D. Die Frau in der Ehe.

§ 12. Vom Wesen der Ehe.

Die Ehe ist staatlich geregelt. Sie ist als Einrichtung

von den Ehegatten so hinzunehmen, wie das Gesetz sie sestlegt.

Mit ihren Voraussetzungen und Wirkungen, mit ihren Rechten

und Pflichten«

Freilich kann niemand die Ehegatten hindern, beliebige Ab-

machnngen einzugehen. Man kann vereinbaren, daß man trotz

der Ehe keinen gemeinsamen Wohnsitz haben, nie die ehelichen

Pflichten erfüllen wolle; man kann auch vereinbaren, sogleich

nach der Eheschließung wieder einander zu verlassen und Kinder-

segen auszuschließen, die Ehe nach bestiinmter Zeit einverstiindlich

wieder scheiden zn lassen n. a. m. Niemand kann die Ehegatten

hindern, solche Vereinbarungen einzuhalten· Aber: wenn einer

von den Ehegatten, der zuerst zu solchen Bedingungen und

Einschränkungen zugestimmt hatte, etwa sogleich nach der Ehe-

schließung oder später sich nicht mehr an die getroffenen Ver-

einbarungen halten will, sondern seine ehelichen Rechte beansprucht,

dann ist alles Besprochene hinfällig nnd die Ehe besteht im

vollen Umfange des staatlich vorgesehenen Rahmens: nnn eben

nicht mehr bloß nach außenhin, sondern auch gegen die Ehe-

gatten selbst.

Für den Staat ist die Ehe ein Vertrag. Sie ist ihm kein

Sakrament. Es kommt auf den Konsens an. Aber dieser

Konsens kann nicht beliebigen Jnhalt haben, wie sonst, wo

Verträge, wenigstens in ziemlich weitem Rahmen, der Privat-

willkür Raum geben (unbeschränkt auch da nicht, wo es nur

um Geld und Geldeswert geht). Sondern der Jnhalt ist

gegeben, von den Vertrags-lustigen »anzunehmen«. Wollen sie

nicht den Inhalt, müssen sie auf die Ehe verzichten. Dieser

Jnhalt lehnt sich in einigen Punkten, dort, wo es um die
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Löslichkeit der geschlossenen Ehe geht, an die Religionsbegrifse

der Eheleute an. Jn der Hauptsache ist er aber Unabhängig

von den verschiedenen Vorschriften der Kirchenrechte und für

alle Konsessionen gleich.

(Zwingender) Inhalt jedes »Ehevertrages« ist der gegenseitige

Wille, »in unzertrennlicher Gemeinschaft zu leben,

Anhalt des
Ehrver-

Kinder zu zeugen, sie zu erziehen nnd sich gegenseitigen M V

Beistand zu leisten« (§ 44 ABGB.). Dazu kommt ergänzend

die Vorschrift des § 90 AVGB.: »Vor allem haben beide

Teile eine gleiche Verbindlichkeit zur ehelichen Pflicht,
Treue und anständigen Begegnung.«

1. Aus der Verpflichtung zur ,,unzertrennlichen Gemein-

schaft« ergibt sich, daß die Ehegatten die Ehe nicht einfach

aufheben können. Praktisch können sie die eheliche Gemeinschaft

zwar für längere oder kürzere Zeit aufheben; sie können aber

nicht die Rechte nnd Pflichten der Ehe selbst damit aufheben.

Sie können zwar einverständlich den Antrag auf Scheidung von

Bett und Tisch bei Gericht einbringen, wenn sie die privat-

rechtlichen Fragen geregelt haben; aber sie haben kein Recht,
getrennt zu leben.

Die Gemeinschaft ist nicht nur »unzertrennlich«, nicht nur

lebenslänglich, sie ist auch eine »Gemeinschaft des ganzen Lebens«,

der Person in all ihren Asvekten.

2. Die Pflicht zur ehelichen Pflicht und zur Zeugnng von

Kindern hängen enge miteinander zusammen.

Die Ehegatten können auf Zeugung von Kindern verzichten.

Wenn aber ein Ehegatte sich gegen den Willen des andern

dagegen verschließt, liegt darin ein ehewidriges Vorgehen. Dieses

Grundrecht der Ehe geht meist auch dann nicht verloren, wenn der

andere Teil jahrelang mit der Verhiitung der Konzeption ein-

verstanden war. Allerdings wird sich fragen, ob bei der späteren

Sinnesiinderung nicht eine Unbilligkeit vorliegt, wenn z. B. die

Frau inzwischen ein Lebensalter erreicht hat, wo jede Geburt zu

einer ernsten Gefahr wird.

Jn der Verweigerung der ehelichen Pflicht ist kein ehewidriges

Verhalten gelegen, wenn der andere Teil damit lange Zeit ein-

verstanden war.1)

3. Die ,,gegenseitige Beistandspflicht«, die Folge der

Unzertrennlichkeit und Totalität der ehelichen Gemeinschaft, ist «

die Grundlage der Ehe. Beistand, dieses umfassende Wort ist

1) Ehrenzweig § 43249si
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mit Bedacht gewählt. Denn Beistand ist jede Hilfeleistung,

welche dem einen Teil notwendig und dem andern Teil möglich

ist. Was der einzelne normalerweife zu leisten hat, wurde von

dem Gesetzgeber näher geregelt (vgl. den folgenden Paragraphen),

aber nur beispielsweise Jm Bedarfsfalle kann sich die Beistands-

pflicht viel weiter und auch auf ungewöhnliche Dienste erstrecken.

Es ist daher richtig, daß der Oberste Gerichtshof, auf diese

»Generalklausel« gestützt, erklärte, daß auch die Frau einein

mittellosen Ehemanne gegenüber ausnahmsweise zur Alimentation
verpflichtet sei. Denn ihre Pflicht beschränkt sich zwar regelmäßig

darauf, dein Manne den Haushalt zu führen und in seiner

Haushaltung und Erwerbung beizustehen — aber (wenn dies

das im Augenblicke Notwendige ist) muß sie ihm auch durch

eine bare Unterstützung beispringen. Und der Mann muß der

erkrankten Frau eventuell auch selbst Handleistungen machen,

ihr in ihrer Erwerbung (Nachschau in ihrem Laden) bei-

stehen u. a. m.

4. Die Ehe ist eine Gemeinschaft zwischen Gleichen, eine

»Dyarchie«. Nur ,,im Zweifel«, d. h. wenn sowohl die Ansicht

der Frau, wie die des Mannes mit triftigen Gründen gestützt

erscheint, fo daß beide richtig sein können, steht dem Manne das

Recht der Entscheidung zu.1) Ehe er aber feinen »Willen«

kundgibt, muß er versuchen, seine Frau zu seiner Meinung zu

bekehren. Offenbar unbillige Forderungen braucht die Frau

nicht zu befolgen. Es steht ihr auch frei, die Entscheidung des

Gerichtes anzurufen, ob sie sich im konkreten Falle ihrem Manne

fügen müsse.2)

Gegen diese Anschauung scheinen zwar einige Sätze des allge-

meinen bürgerlichen Gesetzbuches nnd des Strafgesetzes zu streiten.

Vor allem wird hier der erste Satz des §91 angeführt, der

besagt: »Der Mann ist das Haupt der Familie«; aber eben

dieser Satz statuiert keine Gewalt über die Frau. Und er wird

durch die folgenden Sätze, die zuerst davon sprechen, daß er

,,vorzüglich« — also nicht allein —- das Recht habe, das Haus-

1) Lenhoff in Klangs Kommentar l, S. 570.
2) Allerdings kann in solchen Fällen der Richter die Jntervention ab-

lehnen. Das Gericht muß in nichtstreitigen Sachen nur dort vorgehen,
wo es die Gefepe anordnen, z. B. bei Grenzernenerung, Bestellung eines
Verwalters für eine gemeinsame Sache, Anspruch eines Vaters auf Heraus-
gabe seines ehelichen Kindes, Begehren eines Eheteiles auf Rückkehr des
andern in die ehelichc Gemeinschaft u. a. m. Jn andern Fällen geschieht
es nur üblicherweisr. ,
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wesen zu leiten, und daß ihm dagegen die Verbindlichkeit obliege,

»der Ehegattin nach seinem Vermögen den anständigen Unter-

halt zu verschaffen und sie in allen Vorfällen zu vertreten« noch

weiter eingeschränkt Es handelt sich hier offenbar um eine

allgemein familienrechtliche Stellung, um ein Entscheidnngsrecht

in verzweifelten Fällen, wie es oben dargelegt wurde. Dennoch

spricht das Gesetz an anderer Stelle von einer »Gewalt des

Mannes«, indem es die erwähnten Stellen anzieht. Jm § 175

heißt es: »Wenn eine mindersährige Tochter sich verehelicht, so

kommt sie zwar« in Rücksicht ihrer Person unter die Gewalt des

Mannes (§ 91 und 92); in Hinsicht ans das Vermögen aber

hat der Vater bis zu ihrer Großjährigkeit die Rechte nnd Pflichten

eines Kurators Stirbt der Mann während ihrer Mnderjährig-

kcit, so kommt sie wieder unter die väterliche Gewalt.« Diese

Stelle aber besagt im Grunde das gerade Gegenteil. Auch einer .

minderjährigen Frau gegenüber gewinnt der Mann keine größeren

Rechte, als die sehr beschränkten gemäß den §§ 91, 92, wie sie oben

erörtert wurden und im nächsten Paragraphen noch ausführlich

besprochen werden. Die Vermögensverwaltung verbleibt in den

Händen des Vaters oder Vormundes· Nur die Erziehungsgewalt

des gesetzlichen Vertreters der Minderjährigen hat aufgehört. Jst

sie an den Ehemann übergegangen? Das nicht. Denn seine

Befugnisse der Frau gegenüber sind bei weitem nicht so umfassend

wie die eines Vaters oder Vormundes. So ist die verheiratete

Minderjährige, soweit es ihre Person betrifft, nicht mehr unter

Vormundschaft und untersteht der Leitung des Mannes nur

soweit es sich indirekt um die Ordnung des Haushaltes handelt.

Jm § 1241, 2. Satz heißt es, der Ehemann sei ,,befugt,

der unordentlichen Wirtschaft seiner Gattin Einhalt zu tun . . . «,

dies aber keineswegs, indem er die Mittel ehelicher Zucht an-

wendet. Als ein Mann nicht einverstanden war, daß seine Frau

ihren Schmuck versetze und ihr ihn zu diesem Zwecke fortnahm,

erkannte der Oberste Gerichtshof, daß er damit eine Vesitzstörung

begangen habe. Selbstverständlich darf er noch weniger Gewalt

anwenden, um sie zu gewissen Handlungen zu zwingen, oder sie

von ihnen zurückzuhalten. Er darf sie, wie wiederholte Ent-

scheidungen bestimmen, nicht einmal, wenn sie wahnsinnig ist

und sich oder andere gefährdet, schlagen oder einsverren. Vielfach

gab der §§ 413 ff. StG. in dieser Hinsicht Anlaß zu Mißver-

ständnissen. Er lautet: »Das Recht der häuslichen Zucht kann

in keinem Falle bis zu Mißhandlungen ausgedehnt werden,

wodurch der Gezüchtigte am Körper Schaden nimmt. Daher sind
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dergleichen Mißhandlungen der Eltern an ihren Kindern, der

Vormiinder an Mündeln, eines Gatten an dem anderen,

der Erzieher und Lehrer an ihren Zöglingen . . . als Über-

tretungen zu bestrafen.« Daß es sich hier aber nicht etwa um

ein einseitiges Recht des Gatten, um einen Ausfluß einer Art

von ehemännlichen Gewalt handelt, zeigt der darauffolgende

§ 419, der anfängt: »Wenn ein Gatte den anderen auf die in

dem § 413 erwähnte Art mißhandelt«, woraus sich ergibt, daß

diese Vorschrift aus Tätlichkeiten der Frau gegen ihren Mann

ebenso Anwendung zu finden hat, wie auf Tätlichkeiten des

Mannes gegen die Frau, also nicht mit einer Zuchtgewalt

zusammenhängen kann. Ein sehr unglücklicher Ausdruck, eine

ungeschickte Systematik hat hier einen psychologifch richtigen

Versuch verdorben, im Verhältnis zwischen Ehegatten für den

Richter die starren Bindungen zu lockern, von denen er früher,

d. i. als unser Strafgesetz kodifiziert war, eingeengt wurde.

Bei solchen ehelichen Mißhandlungen sind nämlich beide Teile

vorzufordern, und, nachdem die Mißhandlung untersucht worden,

ist dem mißhandelndeu Teil ein strenger Verweis zu geben; nach

Umständen ist derselbe mit Arrest von einer Woche bis zu drei

Monaten und im Wiederholungsfalle mit Verschärfung des Arrestes

zu bestrafen. Doch steht dem mißhandelten Teile ,,fTei, eine

Milderung der Strafe und selbst die Nachsicht derselben anzusuchen,

worauf der Richter allzeit gehörige Rücksicht zu nehmen hat.«

Wie kann nun der Ehemann also eine unordentliche Wirtschaft

abstellen? Soweit es sich um Fragen der Geldgebarung handelt,

kann er den Antrag auf Entinündigung der Gattin stellen und

sich allenfalls als ihren Kurator bestellen lassen. Handelt es sich

aber um persönliche Angelegenheiten, bleibt ihm nur giitliche

Einflußnahme, Ubertedung und liberzeugung übrig. Erkannan

die Frau so wenig einen Zwang ausüben, als die Frau den

Mann zu einer Handlung oder Unterlassung zwingen kann.-

Den Kindern gegenüber sind die Ehegatten gleichberechtigt.

ö. Das »Recht auf Treue« schließt jedes ehewidrige Ver-

halten des andern aus. Die Ehe beruht auf Vertrauen.

,,Jede Verletzung des Vertrauens, das ein Teil dem andern

mit der Eheschließung entgegenbringt, ist daher schon ein Treu-

bruch:-Die grundlose Eifersucht ebenso, wie grundloses Aufgeben

der ehelichen Gemeinschaft.« (Lenhoff a. a. O» S. 567.)

Ebenso widersprechen ihm »Heimlichkeiten«.

Die Treuepflicht ist eine gegenseitige. Sie geht weiter, als

der strafgesetzlich geschiitzte Anspruch auf Treue — und das
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Strafgesetz straft nicht nur den Ehebruch, sondern auch andere

Verletzungen der ehelichen Treue, wie auffalleude, Ärgernis

erregende öffentliche Zärtlichkeiten können Gegenstand eines

strafgerichtlichen Verfahrens sein. Aber der zivilrechtliche Au-

sprnch auf Treue umfaßt, weitergehend, das Recht, alles zu

verlangen, was zur Aufrechterhaltung der ehelichen Gemeinschaft

uud zur Wahrung des guten Rufes dient.

. Daher hat z. B. kürzlich das Landesgericht in Wien das Besuchen von
Vars »durch dic Ehegattin nnd das Tanzen mit Eiutänzern ohne Wissen
Txåäsiiannes und ähnliches Betragen als Verschuldensgmnd der Ehegattin

Jm Einzelfall wird sich oft nur schwer der richtige Mittelweg

finden lassen zwischen dem, was noch gemeinsame eheliche An-

gelegenheit, wo einer auf den andern Rücksicht nehmen muß

nnd den guten Ruf beider Teile zn wahren hat, und was schon

persönliches Privatleben ist, iiber das jeder der Ehegatten freier

Herr ist und bleibt. Persönliche Angelegenheit der Ehesrau ist

es, wie fie sich kleidet und trägt, wie sie ihre von den Pflichten

der Ehegemeinschaft nicht ausgefiillte freie Zeit verwendet, mit

wem sie verkehrt, ob sie sich politisch betätigen will, welchen

Sport sie betreibt, ob sie Theater besucht, mit wem sie korre-

spondiert und welchen Inhalt ihre Korrespondenz hat. Freilich

kommt hier manches auf den Einzelfall an. Die Frau des

prominenten Politikers wird nicht so unabhängig beziiglich ihrer

politischen Betätigung sein wie die eines Privatmannes; und

freundschaftlicher Verkehr darf nur mit einwandfreieu Individuen

gepflogen werden.

Jm wesentlichen soll eine Ehe das- Aufbanen eines Lebens zu zweien
sein; da darf nicht ein Teil den andern an seinen berechtigten Aspirationen
hindern: aber diese Gemeinsamkeit soll nicht durch ein Aufgeben der
Einzelversönlichteit erkanft werden. Das wußten schon die Gesetzgeber des
ausgehenden 18. Jahrhunderts Rechnung zu tragen ist immer nur ob-
jektiven Notwendigkeiten, allgemein herrschenden sittlichen Anschauungen,
nicht der subjektier Laune.

§ 13. Gegenseitigc Rechte und Pflichten der Ehcgattcu.

Das Gesetz umschreibt die gegenseitigen Rechte nnd Pflichten

der Gatten noch näher, u. zw. insbesondere im Hinblick aus

jene Rechte nnd Pflichten, welche differenziert, nicht fiir beide

Teile »gleich, wie die eben besprocheuen, sind.

»Der Mann ist das Haupt der Familie. Jn dieser

Eigenschaft steht ihm vorzüglich das Recht zu, das Haus-

weseu zu leiten; es liegt ihm aber auch die Verbindlich-
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keit ob, der Ehegattiu nach seinem Vermögen den an-

ständigen Unterhalt zu verschaffen und sie in allen

Vorfällen zu vertreten. Die Gattin erhält den Namen

des Mannes und genießt die Vorrechte seines Standes·

Sie ist verbunden, dem Manne in seinen Wohnsitz zu

folgen, in der Haushaltung und Erwerbung nach

Kräften beizustehen und, soweit es die häusliche Ord-

nung erfordert, die von ihm getroffenen Maßregeln

sowohl selbst zu befolgen als befolgen zu macheu.«

1. Die Leitung des Haushaltes steht dem Manne nicht

allein, sondern nur vorzugsweise zu. »Im Zweifel« besitzt er in

Haushaltsangelegenheitendas Recht, die Entscheidungen zu treffen.

Seine Entscheidungen, soweit sie die häusliche Ordnung be-

treffen, soweit sie in doppelter Hinsicht ordnungsmäßige Ent-

scheidungen sind, muß die Frau respektieren und befolgen und

muß die andern Haushaltsmitglieder dazu anhalten, sie zu be-

folgen. Lenhoff meint, daß sie auch dem Manne selbst gegen-

über das Recht und die Pflicht habe, auf Einhaltung der einmal

gesetzten häuslichen Ordnung zu bestehen.

Dieses Recht des Mannes umfaßt vor allem sein »Ha11srecht«.

Er kann bestimmen, wer in die Hausgemeinschaft aufgenommen

wird oder nicht.

Er kann .B., auch gegen den Willen seiner Frau, seine Mutter oder
eine andere Person in die Hausgemeinschast aufnehmen; und er kann, auch
gegen den Willen der Frau, ein großjähriges (uiemals ein minderjährigcs)
Kind aus der Hausgenieinschaft weisen. Er kann Gäste einluden und kann
Gäste aus dem Hause weisen. Er kann der Frau aber-nicht verbieten,
Gäste einzuladen —- denn das ist ihre Privatsache, solange es sich nicht um
Personen von anstößigem Charakter handelt. mit denen zu verkehren, den
guten Ruf des Hauses untergräbt. Aber er kann persönlich die Gäste seiner
Frau aus dem Hause weisen. Darin liegt eine gewisse Gewähr, daß kein
Mißbrauch seiner Rechte stattfindet; denn einen öffentlichen Skandal zu
machen, überlegt man sich eher, als seiner Frau einen Umgang zu »ver-
bieten«. Es kann aber in diesem »Hinausweisen der Gäste« der Frau ein
Vertrauensbruch liegen, der einen Scheidungsgrund aus Verschulden des
Mannes bildet.

Der Mann bestimmt den gemeinsamen Wohnsitz und die

Wohnung. Er bestimmt den Zuschnitt und Ausbau des Haus-

, « haltes. Die Frau folgt ihm in Bundes- und Landesbiirgerschaft.

in Zuständigkeit und im Gerichtsstaud.1) Er bestimmt die Ver-

1) Alle Klagen, für welche nicht ein besonderer Gerichtsstand bei einein
andern Gerichte begründet ist, sind bei dem sachlich zuständigen Gerichte
anzubringen, bei welchem der Beklagte seinen »allgemeinen Gerichts-
ftand« hat. Der allgemeine Gerichtsstand einer Person wird durch deren
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teilung der häuslichen Arbeiten. Er versügt über die Verwendung

und Einteilung der der Familie zur Verfügung stehenden Sub-

sistenzmittel u. a.m.

Diese Machtbefugnis ist aber schon dadurch beschränkt, daß

die Frau nur an vernünftige, »Ordnung« herstellende Befehle

gebunden ist.

Wenn sich z. B. herausstellt, daß der Aufenthalt einer dritten Person im
ehelichen Haushalte ehestörend ist, aus welchen objektiven Gründen immer,
kann sie — zuerst im Versa ren außer Streitsachen Abhilfe suchen, dann
aber. wenn dies nichts nützt, jenen Ausweg einschlagen, den das österreichische
Gesetz für alle ernstlichen Bedrängnisse eröffnet hat — die Scheidung aus
Verschulden des Mannes verlangen. Es wäre ein eheunwürdiges Verhalten
des Mannes, wenn er seine Frau gegen Auseindungen Dritter nicht schützen
würde· Allerdings darf auch hier das Gericht mit Kleinigkeiten nicht be-
helligt werden, wie etwa — Differenzen über Sommeraufenthalt, Anstellung
oder Entlassung von Hausgehilsinnen und anderen lleinlichen Sachen, welche
freilich manchmal den Parteien brennend genug erscheinen mögen. Man
halte sich vor Augen, daß nur, wo eine Entscheidung des Mannes ein-
schneidend und irreparabel wäre, z. B. eine unbegründete oder gar
gefährliche Verlegung des Wohnsitzes ins Ausland, das Gericht Stellung
nehmen würde. "

Das österreichische Recht steht — ob mit Recht oder Unrecht, ist eine
andere Frage —- auf dem Standpunkt, daß in Ehesachen eine feste Norm
gegeben werden kann, die als Leitschnur für das gegenseitige Verhalten
dient; daß auch in der Beratung durch das Gericht außer Streitiachen den
Eheleuten eine Anleitung zuteil werden soll; daß aber mit Zwang sich
schwer etwas ausrichten läßt, so daß, wenn sich Eheleutc nicht einigen
wollen« die Scheidung der Ausweg ist, der Frieden schaffen könnte.

Eine Schranke für die Willkür des Mannes bei seinen An- Des

ordnungen zur Leitung des Haushaltes ist auch darin gelegen, Emp-

standes-
öße Rah-

s

daß sich die häusliche Ordnung im Rahmen des Standesgemäßen OWNE-

halten muß. Er kann zwar Wohnsitz und Wohnung bestimmen

und den Haushalt »einteilen«; aber er muß dies so tun, wie es

Brauch und Sitte bei seinen Standesgenossen entspricht. Und

dabei ist nicht bloß an jenes Mindestmaß gedacht, bei dem man

nur eben nicht »deklassiert« ist. Das Standesgemäße ist die

oberste Grenze des Ublichen; es wird im Einzelfalle einge-

schränkt durch das individuell Mögliche, nämlich durch das

»Vermögen« des Ehemannes, seine materielle Leistungsfähigkeit.

Das Gesetz spricht deshalb auch von seiner Pflicht, der Frau

Wohnsitz bestimmt. Der Wohnsitz einer Person ist an dem Orte begründet,
an welchem sie sich in der Absicht niedergelassen hat, daselbst ihren bleibenden
Aufenthalt zu nehmen.

Der allgemeine Gerichtsstand einer Ehefrau ist durch den
Wohnsitz (die Wohnsitze) des Ehemannes bestimmt, solange die Ehe esteht,
oder der Ehemann nicht ohne Gattin ins Ausland verzogen ist.
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den »anständigen Unterhalt« zu gewähren. Auch den Aufenthalts-

ort muß er unter billiger Rücksichtnahme anf das Standesgemäsze,

auf die Jnteressen der Fran, ihren Beruf nnd ihre Gesundheit

wählen.

2. Diese Unterhaltspflicht für die Frau (uud vorzugsweise

auch für die Kinder) trifft den Eheinann einseitig. Die Frau ist

prinzipiell nicht verpflichtet, irgend etwas ans ihren Einnahmen und

ihrem Vermögen zum Haushalte oder auch nur für die Bedürf-

nisse ihrer eigenen Person beizusteuern. (Praktisch tut sie dies

meist in irgendeiner Form-) Auch die Millionärin kann, solange

der Mann nicht erwerbsunfähig ist, sich von ihm erhalten lassen

nnd dadurch ihr Einkommen ansammeln oder für andere (erlaubte

und vernünftige) Zwecke ausgeben.

Der Unterhaltsanspruch der Frau umfaßt alle lebenswichtigen

Bedürfnisse, wie Nahrung,Kleidung,Bedienung, ärztlicheBehandlung

und jene standesmäßigen Ausgaben (nicht aber die Prozeßkosten-

vorschiisse für einen gegen den Ehemann erhobenen Prozeß), soweit

der Mann sie nach seinem Vermögen bestreiten kann, daher auch

Konzert- und Theaterbesuch u. dgl. in entsprechenden Grenzen.

Eine Prinzessiu, welche einen Lehrer heiratet, muß sich mit dem Leben
einer Lehrerin zufrieden geben; eine kleine Angestellte, die einen Prinzen
heiratet, kann von ihm das Leben einer Prinzessin verlangen. Der Mann
hat die »Kosten des Haushaltes überhaupt« zu tragen, z. B. »die aller ge-

sellschaftlichen Veranstaltungen, Urlaubsreifen, Verwandtenbesuche, üblichen
Gelegenheitsgeschenke« usw. Die Frau kann aber nicht von dem Manne
verlangen, daß er »ihre« standesgemäße Lebensweise teile. Denn das wäre
ein Eingriff in seine persönliche Freiheit. » ,

Der Unter-halt ist, solange die Ehe dauert,1) in der Regel im

ehelichen Hanshalte und in natura zu reichen. Ein »Taschengeld«

oder Toilettengeld zu verlangen, ist die Frau nicht berechtigt.

Sie kann nur fordern, daß der Mann ihr dieses Kleid an-

schafft, für jene Theateraufführung Karten kanst u. dgl. Sie

kann, wenn dies im Rahmen des Vermögens nnd Standes liegt,

auch beträchtliche Luxusausgaben verlangen; aber keine bestimmte

Summe zur rechnungsfreien Verwendung,salls dies nicht vom

Manne selbst zugestanden wurde.

Legt eine Frau ans diese Art von Unabhängigkeit Wert, niusz sie sich vor
oder bei Eingehung der Ehe ausbedingen, daß ihr derlllnterhalt in dieser
Weise gereicht werde· Eine solche Abmachung ist gültig; betrifft sie doch

1) Die bei einem Scheidungsvergleiche übernommene llnterhaltspflicht ist
eine höchst persönliche nnd geht ans die Erben des Zahlungspflichtigen nur
Zennn über, wenn das ausdrücklich vereinbart wurde (Entsch. Slg. Xb

r. 102).
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eine vermögensrechtliche Regelung. Notariatsaktes wird es praktisch nicht
bedürfen; die moralische Wirkung wird genügen. Sobald es aber einmal
»standesgemiiß« und »üblich« geworden sein wird, seiner Frau ein Taschen-
geld zu gewähren, ist eine solche Ubung, respektive ein solches Verlangen
auch von dem bestehenden Gesetze gedeckt. Dann braucht es nicht mehr aus-
bedungen zu werden.

Die Frau hat auch keinen Anspruch auf ein »festes« Wirt-

schaftsgeld — aber »Schlüsselgewalt« (siehe § 15). Sie muß

nicht unter allen Umständen mit dem Wirtschaftsgelde, das ihr

der Mann gibt, auskommcn, dann nämlich nicht, wenn das

Wirtschaftsgeld niedriger ist, als es dem Vermögen des Mannes

entspräche. Langt das Wirtschaftsgeld nicht einmal zur Bestreitung

der notwendigen Bedürfnisse der Kinder, hat die Frau das

Vormundschaftsgericht anzurufen, damit es den Unterhalt der

Kinder ausmesse. Langt es zwar für die Kinder-, aber nicht für

ihre eigenen Bedürfnisse-, muß sie den Mann auf Leistung einer

angemessenen Summe in Geld klagen.

Beispiele: 1 Frau Müller lebt mit ihrem Manne im gemeinsamen
lHaushalth Herr Müller ist geizig; vor allem liebt er es aber, sich lange
bitten zu lassen, bis er mit dem Gelde herausrückt. — Jn einem solchen Falle
ist nichts zu machen. Denn zuletzt zahlt er doch alles Notwendige. Nur
wenn seine »Zurückhaltung« ein gewisses Maß übersteigt und in den wieder-
holten Bitten eine ,,I"tränkung« oder Demütigung der Frau liegt, wird sein
Verhalten unter Umständen einen Scheidungsgrund bilden; denn der Unter-
halt ist ein Recht der Frau, keine »Gnade«, welche ihr der Mann gewährt.

2. Frau Maier kann mit der Einrichtung ihres Haushaltes im großen
Ganzen zufrieden sein. Nur auf Kleider langt das Wirtschaftsgeld nicht,
welches sie erhält. —- Sie wird also mit dem Geld die notwendigen und
vom Manne gebilligten Ausgaben bestreiten und dann aus eine bestimmte
Geldsumme klagen, mit der sie ihre Toilettenausgaben bestreiten kann: eine
solche Klage wird sie auch einbringen, wenn der Gatte ihr ausdrücklich die
Kleider verweigert.

3. Frau Schulze ist dem ,,Zauberberg« verfallen. Sie will trotz ihrer
Genesung nicht in den ehelichen Haushalt zurückkehren. Sie behauptet, das-
sie die Mühen und Anstrengungen nicht mehr ertrage, während der Arzt
das Gegenteil findet; sie behauptet, daß ihr der Mann »aus die Nerven
gehe«, obgleich sie an ihm nichts eigentlich auszufegen findet. Jn diesem
Falle kann der Ehemanu die Leistung eines Unterhaltes verweigern, bis
die Gattin in die eheliche Gemeinschaft zurückkehrt.

« 4. Herr Schulze hält sich fern von seiner Familie aus. Frau Schulze
kann die Leistung des anständigen Unterhaltes iu einer Geldsumnce ver-
langen. «

Z. Der Ehemann ist der »gesetzliche Bevollmächtigte« seiner Fran.

Ohne sich mit einer schriftlichen Vollmacht ausweisen zu müssen,

kann er siir sie vor Gericht erscheinen, Verwaltungshandlungen

von ihrem Vermögen vornehmen, z-. B. Zinsen beheben, die Pacht-

oder Mietzinse einkassieren, einen Pacht- oder Mietvertrag
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abschließen. Er darf aber nur regelmäßige Verwaltungshandlnugen

vornehmen, nicht etwa ein Haus oder Wertpapiere ohne ihre

Zustimmung verkaufen.

Die Frau kann dem Eheinanu untersagen, als ihr Bevoll-

mächtigter aufzutreten. "

Z. Die Folgepflicht der Frau besteht darin, daß sie dein

Manne an den von diesem gewählten Wohnsitz, auch ins Ausland.

und in die von ihm gemietete Wohnung zu folgen hat, sofern

ihr dadurch nicht-Z Unbilliges zugemutet wird. Der Man-n muß

ihr einen Wohnsitz, das ist einen stabilen Aufenthalt, und eine

Wohnung, einen eigenen Haushalt bieten können; der gewählte

Ort darf nicht für die Gesundheit der Frau schädlich sein. Es

dürfen ihr dort keine Kränkungeu von irgendwelcher Seite, ing-

besondere nicht von einer Konkubine des Mannes, bevorstehen.

Zweifelhaft ist, ob sie dem Manne an einen andern Wohnort

folgen muß, wenn sie zu diesem Zwecke einen Beruf aufgeben

müßte, den fie mit Genehmigung des Mannes ergriffen hat. Die

Frau muß aber dem Manne auch dann folgen, wenn sie sich

deswegen von ihren Kindern erster Ehe trennen müßte.

Zweifelhaft ist auch, ob eine Frau, welche Gründe hat, die Folgepflicht
und Wiederaufnahme der ehelichen Gemeinschaft n verweigern, die Scheidungsi
llage erheben muß oder den Unterhalt ohne iederausnahme der ehelichen
Gemeinschaft, zu welcher der Mann bereit wäre, und ohne Einbringnng
der Scheidungsklage beanspruchen kann. Der Oberste Gerichtshof hat am
lö. April 1924, SZ. Vls151, entschieden, daß die Frau den Anspruch auf
Gewährung des Unterhaltes in Geld nur dann erheben kann, wenn ihr
der Zutritt zum ehelichen Haushalt verschlossen, bzw. wenn ihr ein abge-
sonderter Wohnsitz bewilligt wurde —— aber am 7. Juli 1922, SZ.1V»!69.
war gesa t worden, dasz eine Frau, der »es durch unwürdige Behandlung
unmögli gemacht« wurde, ihre Folgepflicht zu erfüllen, den Unterhalt in
Geld verlangen könne, ohne die Scheidungstlage einreichen oder die
Bewilligung eines einstweiligen Wohnortes verlangen zu müssen. Jn ähn-
lichem Sinne SZ. IXJM und andere Entscheidungen.

Entfernt sich ein Ehegatte aus der ehelichen Wohnung, kann

der andere ihn im Verfahren außer Streitsachen zur Wieder-

aufnahme des gemeinschaftlichen Haushaltes verhalten lassen.

Wenn der Mann die Frau aus dem Hause weist nnd nicht

wieder aufnehmen will, kann sie auch Antrag auf Wiederaufnahme

in die eheliche Gemeinschaft stellen. Einem solchen Antrage kann

entgegengehalten werden, daß die Rückkehr nicht möglich sei oder

nicht zumutbar wäre, weil sie ihn vor· Fremden beschimpfte und

durch Skandale herabsetzte u. a.m. Jst aber dem Antrage statt-

gegeben worden, so kann auch Exekution verlangt werden. Welche

Exekutionsmittel freilich hiebei anzuwenden wären, bleibt dem
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Ermessen des Richters überlassen — denn von Zwang zur Her-

stellung der ehelichen Liebe nnd des ehelichen Friedens erwartet

man sich nicht viel. Dort aber, wo absichtlich und im Bewußtsein,

Unrecht zu tun, die eheliche Gemeinschaft dauernd aufgegeben ist,

z. B. der Entscheidung des Gerichtes nicht Folge geleistet wird,

ist der Ehescheidungsgrund des böswilligen Verlassens gesetzt.

Aus wichtigen Gründen aber kann ein Ehegatte auch ohne

Einleitung eines Scheidungs- oder Trennimgsverfahrens der

ehelichen Gemeinschaft fernbleiben und kanneinem vom andern Gatten

gestellten Antrage auf Wiederaufnahme der Gemeinschaft nicht

ftattgegeben werden. (Entsch. Slg. XI, Nr. 114.),1)

4. Die Pflicht der Frau, ihrem Manne in Haushalt und

Erwerb beizustehen, findet ihre Grenze in den »Krafteu« der

Frau. Der Mann kann von ihr keine Anstrengung verlangen,

der sie nicht gewachsen wäre. Er kann aber verlangen, daß sie

sowohl im Haushalt wie im Erwerb ihm beistehe; standesgemäße

Grenzen kennt hier das Gesetz nicht, jenseits deren es von der

Frau nicht verlangt werden kann, daß sie im Berufe des Mannes

mitwirkt.

Bei solcher Erwerbstätigkeit leistet die Frau keine »Dienste«.

Sie ist keine »Angestellte« ihres Mannes, daher auch nicht

krankenversicherungspflichtig. Sie ist aber auch nicht ,,Gefell-

schafterin« des Mannes. Sie kann kein Entgelt für ihre Tätig-

keit verlangen, und auch wenn sie das Geschäft des Mannes ganz

allein aufgebaut oder geleitet hätte, gehört der ganze Erwerb ihm.

Auch sonst gilt die »Vermutung«, daß aller Erwerb vom Manne

komme.

Nicht einmal, wenn sie sich von dem Manne alljährlich einen bestimmten
Anteil am Gewinn auszahlen läßt und diesen auf ihren Namen anlegt, ist
sie unter allen Umständen geschützt. Denn eine solche Zahlung gilt als
»Gegchenk« und kann eventuell von Gläubiger-n oder Noterben angefochten
wcc en-

Diese Arbeit der Frau für ihren Mann ist als Äquivalent

für die ihr zustehende Unterhaltsleistung aufgefaßt; beide Pflichten

sind nach ,,Kräften« zu erfüllen. Nun hat sich aber in jüngster

Zeit die Lage der Frau insofern verändert, als sehr viele Frauen

im eigenen außerhäuslichen Berufe tätig sind. Dieses Einkommen

kommt uneingeschränkt der Frau zu. Der Mann hat kein Recht

darauf. Auf der andern Seite wird in manchen Fällen der Mann

finden, daß die häusliche Arbeitskraft der Frau durch ihre

Berufstätigkeit behindert wird. Er darf die Frau nicht von

1) Anderer Ansicht Lenhoff in Klangs Kommentar S. 587.
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einer außerhäuslichen Berufstätigkeit zurückhalten, wenn die Frau

dort ihre Kräfte besser verwenden kann. Und doch ist ihm

nicht wohl zuzumuten, daß er die etwaigen erhöhten Lasten für

den Haushalt auf sich nimmt (z. B. weil die Frau in ihrem

Vureau arbeitet, eine Hausgehilfin bezahlen soll), wenn ihm von

dem Arbeitsverdienst der Frau nichts zufließt. So ist theoretisch

der Mann der berufstätigen Frau in einer prekären Lage. Jn

der Praxis überwiegt freilich das andere Extrem. Wenn die Frau

in der Ehe selbständig berufstätig wird oder bleibt, wird sehr

häufig vom Mann daraus der Schluß gezogen, daß sie nun

auch für die Tragung der ehelichen Lasten oder zumindest für

die Ausgaben für ihre eigene Person aufzukommen habe. Der

.Eheniann beschränkt sich darauf, einen Zuschuß zum Haushalt zu

gistefm er betrachtet sich gleichsam als Pensioniir im ehelichen

an e.

Beides ist gleich sinnwidrig. Eine billige Regelung läge darin,

daß die ehelichen Lasten als gemeinsam betrachtet werden und

beide Teile zum gemeinsamen Budget im Verhältnisse ihrer Ein-

nahmen beitrageu. Dabei können die allerpersönlichsten Bedürf-

nisse (Kleidung, Vergnügen, Kulturausgaben) außerhalb der

gemeinsamen Rechnung bleiben und von jedem aus seinen liber-

schüfsen gedeckt werden. .

Emmüudss 5. Auf Grund des ehelichen Verhältnisses hat auch jeder der

STIde M beiden Teile das Recht (und die moralische Pflicht), den Ent-

MZZHT mündiguugsantrag gegen den andern zu stellen, wenn dieser sich

durch Verschwendung, Mißbrauch von Alkohol oder Rauschgiften

oder durch Geisteskrankheit unfähig zeigt, seine Angelegenheiten

entsprechend zu besorgen. Es kann auch die Frau als Kurator

ihres Mannes eingesetzt werden. Ob dies im Einzelfalle ratsam

ist, ob sie die notwendige Sicherheit und Autorität über ihn

besitzen wird, ist nicht allgemein zu entscheiden. Auch der Mann

kann die Frau, welche ihr Vermögen schlecht verwaltet, ents-

mündigen und sich zu ihrem Kurator bestellen lassen. Ein anderes

Mittel, auf die Verwaltung ihres freien Vermögens gegen ihren

Willen Einfluß zu gewinnen, hat er nicht.

« § 14. Güterstand und Ehepaktr.

Wem tmd Die Verlobung berechtigt Braut und Bräutigam, sich an ihre

FHZHZM«' Eltern zu wenden und von ihnen die Bestimmung des Heirats-

ABC-»V- gutes, das Besorgen einer Aussteuer zu verlangen. Es sei hier

kurz wiederholt, daß die Eltern der Tochter ein Heiratsgnt ver-

weigern dürfen, wenn diese ohne ihr Wissen oder gegen ihren
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(berechtigten) Willen sich verheiratet, daß sie das Heiratsgut

aber nicht verweigern dürfen, wenn sich das Gericht siir die Zu-

lässigkeit der Eheschließung erklärt hat. Die Mutter hat zwar

offiziell ihre Einwilligung zur Eheschliefzung bei einem Unter

väterlicher Gewalt stehenden Kinde nicht zu erteilen oder zu ver-

weigern; aber wenn sich ein Kind gegen ihre Zustimmung ver-

ehelicht, kann sie, so weit sie neben dem Vater (siehe § 3) ver-

pflichtet ist, ein Heiratsgut zu geben. dieses verweigern. Um-

gekehrt kann es das Kind von der zustimmenden Mutter ver-

langen, auch wenn es ihm der der Ehe abgeneigte Vater vor-

enthalten darf.

Die Aussteuer des Sohnes ist immer bescheidener beschaffen

als das Heiratsgut der Tochter. Auch diese kann verweigert

Aussteuer
und Wider-
«-

werden, wenn der Sohn sich entgegen berechtigten Wünschen der ZTFZK 1231

Eltern verehelicht. Armut der Braut berechtigt diese aber nicht,

ihre Zustimmung zu verweigern. Doch geschieht es oft, daß

anläszlich seiner Verheiratung die Eltern ihm größere Summen

geben, um sie der Braut als ,,Widerlage«, als »Morgengabe«

unter anderen aus-zusetzen Auf dem Lande wird die Verehelichung

des Sohnes oder der Tochter öfter zum Anlaß genommen, den

jungen Leuten die Wirtschaft zu übergeben. Nicht alle ,,anläßlich«

einer Eheschlieszung getroffenen Vereinbarungen sind aber »Ehe-

pakte.«, sondern nur jene, welche ausdrücklich »in Absicht auf die

eheliche Verbindung« gewissermaßen unter dieser Bedingung ab-

geschlossen wurden (§ 1217 ABGB.). Ehepakte regeln die ver-

mögensrechtlichen Beziehungen, wie sie nach dem Willen der

Ehegatten zwischen ihnen bestehen sollen. Für Ehepakte besteht

Notariatszwang.1) Sie können zwischen Verlobten und Ehe-

gatten jederzeit, auch noch nach der Scheidung, geschlossen

werden. Ehegatten sind aber nicht verpflichtet, eine solche Re-

gelung zu treffen.

Kauf- und Tauschverträge der Ehegatten uiit dritten Personen, die auf
die Erwerbungvon Miteigeutnm an beweglichen und unbeweglichen Sachen
gerichtet sind, find an und für sich nicht als Ehepatten anzusehen.
Auch Kan und Ubergabsverträge zwischen Eltern und Kindern und den
mit diesen die Ehe eingehenden Personen und derlei Verträge der Braut-

1) Nicht nur die Gültigkeit von Ehepakten, sondern auch die von zwischen
Ehegatten geschlossenen Kauf-, Tausch-, Renten- und Darlehens-
vertragen nnd von Schuldbekeuutuissen, welche von einem Ehegattcn
dem andern abgegeben werden, und von Bestätigungen über den
Empfang des Heiratsgutes, auch wenn dieselben anderen Personen
als der Ehegattin ausgestellt werden, ist durch die Ausnahme eines
Notariatsaktes über das betreffende Rechtsgeschüst bedingt.
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leute mit anderen dritten Personen sind nicht schon deshalb als Ehepatten
anzusehen, weil die Wirksamkeit des Vertrages durch das Zustandekommen
der Ehe bedingt ist, oder weil die Eheschließung den Anlaß um Verträge
bildete. Und sogar, wenn es die Brautleute selbst sind, wel e Kans- oder
Taiischverträge miteinander abschließen, so sind diese Verträge nicht schon
deshalb allein als Ehepakte anzusehen. Vielmehr muß bei diesen Geschäften
aiis sonstigen Bestimmungen des Vertrages oder aus anderen Begleit-
nniständeii erhellen, daß die wahre Absicht der Kontrahenten daraus hinaus-
lies, Ehepaktc zu schließen.

Es kann diese subtil scheinende Unterscheidung praktisch ost große Wichtig-
keit erlangen. Hatten die Eltern der Braut und ihrem Manne in einem
gewöhnlichen Kausgeschäst ihre Liegenschaft übergeben, so bleibt dieser Vertrag
unberührt, wie immer das Schicksal der Ehe sich gestaltet. Geschah diese
Übergabe aber zur Ordnung der ehegüterrechtlichen Verhältnisse, und die
Ehe wird ausgelöst, so ,,zerfallen« meist die E epaite (nur im Falle die
Scheidung aus dem alleinigen Verschulden der attiii ausgesprochen war,
kann der Mann wider ihren Willen ihre Aufrechterhaltung verlangen) und
das Gut geht an die Eltern zurück; allerdings müssen sie dann auch die
etwa erhaltene Entgeltsumme zurückzahlen

Grundsätzlich hat der Bräutigam «keinen Anspruch aus ein

Heiratsgut oder auf irgendeinen Beistand zu» den Kosten der

Ehe, weder gegen die Braut noch gegen ihre Eltern. Ein

Bräutigam kann daher von den Eltern der Braut ein Heirats-

gut nicht verlangen. Er kann darauf aber»anch nicht mit der

Wirkung verzichten, daß die Eltern nun kein Heiratsgut ihrer

Tochter zu geben brauchten. Forderung wie Verzicht steht nur

der Braut selbst zu. Versprechen »die Eltern der Braut, ihr ein

Heiratsgut zu geben, so wird diesesHeiratsgut zunächst freies

Vermögen der Frau und nicht »Mitgift«.

Wurde dein Bräutigam von dem Brautvater aber ausdrücklich ein
Heiratsgiit zugesagt, kann der Schwiegersohn nach Abschluß der Ehe auf
Einhaltung dieses Versprechens klagen.

1. Wurde über das Vermögen keine besondere Vereinbarung

getroffen, behält jeder Teil das Eigentum, welches er bei der

Eheschließung besaß, und kann dieses frei (von dem andern Teil

unkontrolliert) verwalten. gluf das, was der andere Teil während

der Ehe wie immer erwirbt (Arbeitsverdienst der Frau, Erb-

schaft, Schenkung von eineuiDritten) besteht ·kein·Aiispruch. Doch

kommt es häiisig vor, daß die Ehegattin freiwillig ihrem Manne

die Verwaltung dieses ihres freien Vermögens überläßt Früher

war dies die Regel. Infolgedessen besteht die rechtliche »Ver-

mutiing«, daß der Ehemann als der »gesetzmäßige« Vertreter

der Frau berechtigt sei, Verwaltungsmaßnahmen für ihr freies

Vermögen vorzunehmen. Das heißt,· er darf die Wertpapiere

seiner Frau nicht etwa ohne ihre Zustimmung verkaufen, aber er

darf die Coupons erheben; er dars der Bank in ihrem Namen

:
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Aufträge geben; er darf für ihre Felder einen Pachtvertrag

schließen n. a. in. Er gilt auch als berechtigt, über die Ein-

künfte dieses freien Vermögens zu verfügen; er mnsz nicht Rechen-

schaft legen, wie er sie angewendet hat, und haftet der Frau nur

für das Kapital. ·

Diese stillschweigende Vereinbarung, die das Gesetz ver-

inutete aber keineswegs vorschreibt, gilt nur, solange die Gattin

ihr nicht »widerspricht«. Sobald die Gattin ,,widersprochen« hat,

inusz ihr der Mann das Staninikapital aiisfolgen und sich hin-

fort jeder Verwaltiingshaiidliing enthalten. Für diesen ,,Wider-

sprach« ist keine bestiiiinite Form vorgeschrieben. Dem Manne

gegenüber genügt jede beliebige verständliche Auszernng.
Frau Marie will ihr Vermögen vom l. Februar an selbst verwalten.

Sie sagt daher zu ihrem Mann: »Du brauchst dich nicht länger um die
Verwaltung meines Vermögens zu bemühen. Von nun an verioalte ich es
selbst.« Oder sie sagt: »Ich werde niir bei der Bank ein eigenes Konto
eröffnen lassen. Uberweise meine Papiere ans diegjs Konto.« Oder sie sagt:
»Ich bitte dich, inir sogleich (morgen, in einer oche, je nachdem) meine
Papiere und anderen Verm-I cnsstücke zu übergeben.«

Weigert sich der Mann, dieser Aufforderung in angemessener Zeit nach-
zukommen, wird ihn die Frau auf Herausgabe ihres Eigentums Eigen-
tumsklage) klagen. Läßt er sich einen Eingriff zuschulden kommen, kann
die Frau eine eiiistweilige Verfügung erwirlen, welche ihm weitere Be-
hiugerungeii untersagt. Es kann auf Unterlassung weiterer Eingriffe geklagt
wer en.

Bisweilen wird die Frau ein Interesse daran haben, daß auch

Fremde davon erfahren, sie habe die Verwaltung ihres Vermögens

selbst übernommen. Denn wenn der Dritte von ihrem Widerspruch

nichts wußte, haben die Verwaltungshandlungen des Mannes

ihm gegenüber Wirksamkeit, auch wenn sie faktisch unbefiigt waren.

Jn solchen Fällen kann die Frau nach der herrschenden Fraxis

diese Personen durch das Gericht von ihrem Widerspru ver-

ständigen lassen. Gründe braucht sie für ihren Entschluß nicht

anzugeben.

Beispiel: An das Bezirksgericht Neubaii, Wien. Anna Müller, Private,
Burggasse 11, wider-spricht der Verwaltung ihres freien Vermögens durch
ihren Mann.

Mein Mann, Artur Müller, Privater, in Wien, hat seit dem Jahre 1911
mein freies Vermögen verwaltet.

Jch wider-spreche hiemit der weiteren Verwaltung durch ihn.
Von diesem Widerspruche sind zu verständigen: die Länderbaiit in Wien,

bei welcher ein Depot aus meinen Namen erliegt, und Herr Franz Haber,
Pächter meines Gutes in Neulengbach.

Wien, llz Mai 1940. Anna Müller m. p-

(Jn diesem Falle in drei Exemplaren vorzulegeniy
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2. Es können durch Ehepaktes verschiedene »Güterstände« ver-

einbart werden. Ebenso wie die Ehe selbst eine feste Form ist,

iu die man sich bei der Eheschlieszung hineinsügen muß, widrigen-

falls eben eine Ehe nicht zustande kommt, kann auch durch Ehe-

pakte nur innerhalb eines gegebenen Rahmens und mit gewissen

nnabdingbaren Wirkungen ein Übereinkommen geschlossen werden.

Vor allem hat man sich zu entscheiden, ob man »Giitertrennung«

oder »Giitergemeinschaft« vereinbaren will.

1. Bei ,,Gütertrennung« wird nur über bestimmte, ziffermäszig

fixierte Vermögenswerte verfügt.

a) Durch Ehepakt1) kann sich der Ehemann ein Heiratsgut,

eine «Mitgift« ausbedingen, welche dem Gatten von der Braut aus

ihrem eigenen Vermögen oder von einem Dritten (Eltern) für sie

dem Gatten übergeben oder zugesichert wird. Ein solches Heirats-

gut geht in die Verwaltung und Fruchtnieszung des Mannes über.

Soweit die Mitgift aus barem Geld, abgetretenen Schuldforde-

ruugen oder verbrauchbaren Sachen besteht, geht sie in das Eigen-

tum des Mannes über. Er kann die Gegenstände verkaufen, ver-

pfändeu, vernichten. ,,Vesteht das Heiratsgut in unbeweglichen

Gütern, in Rechten oder Fahrnissen, welche sich mit Schonung

der Substanz verwerten lassen« (z.V. in einem Grundstück oder

Unternehmen, Fabrik oder Geschäft oder aus Maschinen od. dgl.),

behält die Ehegattin das Eigentum, und dem Manne kommen

alle Einkünfte (als Fruchtgenuß) zu. Jn diesem Falle kann er

die das Heiratsgut bildenden Gegenstände nicht belasten, ver-

kaufen oder vernichten ohne Zustimmung der Frau. Er kann aber

bei im Grundbuche eingetragenen Liegenschaften sein Fruchtgenuß-

recht einverleiben lassen. Tut er das, so haben die Gläubiger der

Frau, solange die Ehe dauert, keine Möglichkeit, sich aus dieser

Liegenschaft bezahlt zu machen, wohl aber können die Gläubiger

des Mannes den Ertrag sich sichern. Gläubiger der Frau können

darauf nur mit dem Vorbehalt Exekution führen, daß die Ver-

wertung der Liegenschaft nur vorbehaltlich der Rechte des Mannes

oder erst nach Erlöschen seiner Rechte erfolge. ·

Auch bei Liegenschaften (Rechten, Fahrnisseu, s .o.) kann der Mann

durch die Ehepakte das volle Eigentumsrecht erhalten, wenn er das

1) Wird dem Manne o ne »Ehepakte« ein Heiratsgut übergeben, hat er
dieses nach Auslösung der he nur zurückzustellen, soweit es noch in seinem
Vesi? ist. Hat er es verbraugtz ohne sich dadurch zu bereichern (sür die
ehe iche Gemeinschaft z. .), steht der Frau kein Rücksorderungsanspruch
zu. Sonst haftet er für das Kapital und hat er das verbrauchte Heiratsgut
aus seinem eigenen Vermögen zu ersetzen.
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unbewegliche Gut um einen ,,bestimmten Preis« übernimmt. Bei

Zurückstellung des Heiratsgutes muß er dann nur diese Summe

bezahlen, nicht die Gegenstände selbst zurückgeben. Die Erträgnisse

des Heiratsgutes gehören bis zur Auflösung der Ehe unter allen

Umständen dem Mann. Er kann niemals zur Rechnungslegung

verhalten werden.

Nach dem Gesetze fällt nach dem Tode des Mannes das

Heiratsgut seiner Ehegattin, und wenn sie vor ihm stirbt, ihren

Erben heim. Soll sie oder ihre Erben davon ausgeschlossen sein,

so muß dieses ausdrücklich bestimmt werden. Wer das Heiratsgut

freiwillig bestellt, kann sich ausbedingen, daß es nach dem Tode

des Mannes auf ihn zurückfalle.

b) Als Gegengabe fiir die Fruchtnießung der Mitgift, »zur Wirken-ge

Vermehrung des Heiratsgutes«, kann der Bräutigam (oder ein HEFT-TM

Dritter für ihn) der Braut eine »Widerlage« aussetzen. Die Wider-

lage muß nicht in einem bestimmten Verhältnis zum Heiratsgute

stehen. Sie kann größer oder kleiner sein. Jst sie aber außer

allem Verhältnis groß, so wird der liberfchuß als Schenkung

zu betrachten und demgemäß in einer eventuellen Verlassenschaft

zu behandeln sein, wenn ein auf den Pslichtteil gesetztes Kind es

verlangt.

Solange die E e dauert, hat die Frau an der ,,Widerlage« weder Eigen-
tum noch Nutznie ung. Erst« wenn sie den Mann überlebt oder wenn die
Ehe aus feinem Verschulden aufgelöst wird, tritt sie in das freie Eigentum
der ihr so ve chriebenen Güter« Die Widerlage soll eben das Los der Witwe
über das dur die gesetzliche Erbsolge vorgesehene Maß hinaus sichern.

C) Von der Widerlage zu unterscheiden ist die »Morgeu- III-IV

gabe«, welche auch in den Ehepakten vereinbart werden kann. etde ·

Die Morgengabe . ist ein Geschenk. Regelmäßig wird dieses

Geschenk am ersten Morgen nach der Hochzeitsnacht überreicht.

Behauptet die Frau, daß ihr binnen drei Jahren nach der Ehe-

schließung die vereinbarte Morgengabe noch nicht über-reicht sei,

muß sie diese (unwahrscheinliche) Behauptung beweisen.

ci) Ein Mittelweg zwischen Bestellung eines dem Manne ge- Sange-auf

hörigen Feiratsgutes und der widerruflichen Überlassung der Ver- III-, III-« «

waltung es freien Vermögens der Frau kann eingeschlagen werden, gezksusts

indem die Frau in den Ehepakten dem Manne die Verwaltung 31241 «
ihres freien Vermögens ausdrücklich, allenfalls sogar »aufim1ner«, MGU

zusichert.

Jn einem solchen Falle kann dem Manne die Verwaltung nur in »dringen-
den Füllen oder bei Gefahr eines Nachteiles« entzogen werden.

Auf ein solches Gut können die Gläubiger der Frau wä rend des Be-
stehens der Ehe-Exekution führen, nicht aber Gläubiger des annes. .
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Winken- e) Durch Aussetzung eines ,,Witwengehaltes«, einer be-

ZZYZH M stimmten Summe fiir den Unterhalt der Frau während ihres
1244 WEIB- Witwenstandes, wird ihr Status unabhängig von den Erbver-

hältnissen gemacht: das Kapital kommt an die Erben (Kinder),

der Mutter wird aber eine gehobene Lebenshaltung gesichert.

B. Durch Übergabe einer Mitgift und Zusicherung einer Wider-.

lage ist der Giiterstand der Giitertrennung noch immer gegeben,

ebenso wie dort, wo die Frau ihr Vermögen frei behält, ob sie

nun dem Manne die Verwaltung überläßt oder nicht. Denn erstens

hat der Mann durch ein Heiratsgut nur ein gewisses Anrecht

an das Vermögen seiner Frau erhalten, dem kein entsprechendes

Recht der Frau an seinem Vermögen entspricht — und zum

andern hat er auch nur Anrechtan ein bestimmtes konkretes

Vermögen (,,das« ausdrücklich in den Ehepakten ziffernmäßig

fixierte Heiratsgut) bekommen; was die Frau sonst erwirbt oder

besitzt, gehört ihr, und sie kann über die Verwaltung befinden,

wie sie will.

Gme- es Jn der bäuerlichen Bevölkerung besonders ist man aber durch

IFIZYZTIE eine solche Regelung gewöhnlich nicht befriedigt, sondern es wird

HIFHHZQ mit Vorliebe Gütergemeinschaft vereinbart.

Man muß hiebei unterscheiden, ob es sich um eine »all-

gemeine Gütergemeinschaft« oder um eine »beschränkte

Gütergemeinschaft« handelt. Und weiters muß man unter-

scheiden, ob die Gütergemeinschaft, sie sei nun allgemein oder

beschränkt, schon »unter Lebenden« oder erst »aus den Todesfall«

ihre Wirkung äußern soll.

Soll eine Gütergemeinschast »allgemein« sein oder soll sie ihre

Wirkung schon »unter Lebenden« äußern, muß beides ausdrück-

lich in den Ehepakten bemerkt sein. Sonst wird die Erklärung

des Inhaltes, daß das ,,ganze Vermögen« als gemeinschaftliches

zu gelten habe, als Vereinbarung einer »beschränkten Güter-

gemeins a t« verstanden, u. zw. nur so verstanden, daß das im

Augenblicke des Vertragsabschlusses im Besitze der Ehegatten be-

findliche Vermögen gemeinsam sein soll. Was sie also nach der

Verehelichung erben, geschenkt erhalten oder wie immer erwerben,

bildet dann wieder freies Vermögen (sür das, wenn es der Frau

gehört, die »Vermutung« der »gesetzmäßigen Verwaltung« durch

den Mann besteht). Die »Gütergemeinschaft« kann aber auch so

geschlossen werden, daß nur das zukünftige, durch Schenkung

Glückszusall oder Arbeit erworbene Vermögen gewissermaßen als

»Errungenschaftsgemeinschaft« gemeinsam sein soll; soll auch das
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durch Erbschaft angefallene gemeinsam sein, muß dies wiederum
ausdrücklich hinzugefügt werden.

u) Die Wirkung einer allgemeinen Gütergemeinschast unter

Lebenden ist die, daß beide Gatten an den beiderseitigen Ver-

mögensstücken das Miteigentum erlangen. Alles gehört beiden

gemeinsam. Dieses Miteigeutnm je zur Hälfte ist bei Liegen-

schasten und diuglicheu Rechten biicherlich einzutragen. Alle anderen

Sachen, sowohl jene, welche zur Zeit des Vertragsabschlusses im

Besitze eines der Gatten sind, wie jene, welche ein Ehegatte später

wie immer erwirbt (siehe obeu), gelten, bis zum Beweise des Gegen-

teiles, als gemeinsamer Besitz. Es wird angenommen, daß die

Frau dem Manne die Verwaltung nnd Nutznießung dieses gemein-

samen Besitzes überlasse. Wenn sie aber seiner Verwaltung nnd

Nutznießung widerspricht, steht beiden Verwaltung und Nutz-

nießung im Einverständnis zu. Solange die Giitergemeiu-

schaft besteht, kann keiner der Ehegatten Teilung verlangen oder

seinen Teil ohne Zustimmung des andern veräußern. Hat er aber

dennoch seinen Anteil verkauft, ist das Geschäft dem gutgläubigen

Dritten gegenüber gültig. Die Beschränkung des Eigentums durch

die Giitergemeinschaft kann im Grundbnche augemerkt werden.

Können sich die Ehegatten bei einer Gütergemeiuschaft über einzelne
Fragen der Verwaltung nicht einigen, gilt, dass kein Teilhaber in der
gemeinschaftlichen Sache eine Änderung vornehmen kann, wodurch über·den

luteil des anderen verfügt würde. Jn wichtigen Fällen wird durch einen
Schiedsmamt, das Los oder (über Klage) durch einen Richter die Entscheidung
herbeizuführen sein.

Für Schulden jedes der beiden Gatten und seien es auch

höchstpersönliche Schulden, z. B. für einen durch ein Verschulden

zugefügten Schaden, haftet das ganze gemeinsame Vermögen.

Nur gewisse unübertragbare Güter bleiben auch bei dieser Art

der Giitergemeinschast Sondergut; überdies können gewisse

Vermögensstiicke als ,,Vorbehaltsgut« von vornherein aus der

Giitergemeinschaft ausgenommen werden. Sondergnt nnd Vor-

behaltsgut ist dem Zugrifs der Gläubiger des anderen Gatten

entrückt.

b) Bei einer Gütergemeinschaft unter Lebenden, welche nur

einen Teil des Vermögens der beiden Gatten umfaßt, gelten

sür eben diesen Teil, was Verwaltung nnd Fruchtnießung

betrifft, die gleichen Regeln wie bei der allgemeinen Güter-

gemeinschaft. Bezüglich des übrigen Vermögens besteht »Güter-

trennung«. Auf das der Gemeinschaft unterliegende Vermögen

können die Gläubiger beider Gatten greifen; aber eben nur
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auf dieses. Das beiderseitige Vermögen zur Zeit des Vertrags-

abschlusses muß genau aufgenommen und aufgezeichnet werden.

e) Bei der (häufigeren) Giitergemeinschaft auf den

Todesfall ist, solange die Ehe dauert, keiner der beiden Gatten

in der Verwaltung und Veräußerung seines Vermögens beschränkt.

Die Frau kann ihr Vermögen — als ob der Güterstand der

Gütertrennung bestände — der Verwaltung ihres Mannes

überlassen oder dieser widersprechen; sie kann es veräußern oder

verschenken. Gehör-en zur Gemeinschaft unbewegliche Güter, Hypo-

theken od. dgl» kann das ,,Recht zur Gemeinschaft« ins Grund-

buch einverleibt werden. Oder es wird »die Beschränkung des

Eigentumsrechtes« (des Gatten) durch das (dem andern Gatten

zustehende) Recht der Gütergemeinschaft einverleibt.

Die Giitergemeinschaft auf den Todesfall äußert ihre Wirkungen

insbesondere bei dem Ableben eines der Gatten. Dann wird

nach Bezahlung der beiderseitigen Schulden das beiderseits vor-

handene Vermögen zusammengerechnet und sodann geteilt. Die

eine Hälfte gehört dem überlebenden Ehegatten, die andere

Hälfte bildet den Nachlaß.

Beispiel: Franz M. besaß ein Gut im Werte von 100.000 s. Seine
Gattin Helene hat ertpapiere im Werte von 10.000 s· Franz M· stirbt.
Er hinterläfzt Schulden im Betrage von 30.000 s. Helene M. hat 2000 S
Schulden. Das gemeinsame reine Vermögen beträgt also 78.000 s.

Hievon erhält Helene aus Grund der Gütergcmcins aft die Hälfte, d. i.
39.000 s. Die andere Hälfte bildet den Nachlaß. on diesem steht dem
überlebenden Ehegatten auch noch weiterhin das gesetzliche Erbrecht zu.
Jst also Franz M· linderlos, aber mit Hinterlassung von Eltern gestorben,
erbt Helene noch weitere 19.500 s als gesetzliche Erbitt.

Auch bei der Gütergemeinschaft auf den Todesfall kann aus-

gemacht werden, daß gewisse Vermögensstücke ein Vorbehalts-

gut bilden oder daß sie nur gewisse Vermögenskategorien

umfaßt. -

4. Zwischen Ehegatten kann auch (als »Ehepakt«) durch

Notariatsakt ein Erbvertrag geschlossen werden. (Jn Tirol

allein genügt es, wenn bei einem Erbvertrag die Form des

schriftlichen Testamentes beobachtet wird.) Durch einen Erbvertrag

können die Pflichtteilsansprüche der Noterben nicht beschränkt

werden; darüber hinaus muß jedem Ehegatten noch »ein reiner

Viertteil, worauf weder der jemand gebiihrende Pflichtteil noch

eine andere Schuld haften darf«, der freien iestamentarischen

Verfügung vorbehalten bleiben. Ein Erbvertrag kann nicht

einseitig widerrnfen werden; er kann nur durch Verein-

barung der Ehegatten aufgehoben werden. Zersallen die Ehe-
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pakte, zerfällt auch ein Erbvertrag. Aber auch noch »geschiedeue« (nicht

,,getrennte«) Ehegatten können untereinander Erbverträge errichten.

5. Ehegatten können auch ein ,,gemeinschaftliches« Testa- New-.

ment machen. Dieses ist kein Erbvertrag. Es ist kein YZFIZZIM

Ehepakt. Oft aber ergänzt es einen Erbvertrag. Jeder berste-is «

beiden Gatten kann es einseitig jederzeit widerrufen. Es ist ein WEB·

Testament wie jedes andere. Die einzige Begünstigung, bzw.

Unterscheidung vor anderen besteht darin, daß beide Ehegatten

aus demselben Blatt Papier ihren letzten Willen schreiben diirsen.1)

Es müssen aber immer zwei unabhängige Testamente sein. Wenn

sich die Ehegatten gegenseitig zu Erben einsetzen, heißt es

,,wechselfeitiges« Testament.

Beispiel: Wien, den Zo. April 1930. .

Ich Endesunterfertigter setze meine Kinder, bzw.,wenn ich kinderlos sterben
sollte, meine Eltern auf den Pflichtteil. Zur Universalerbin setze ich meine
Gattin Melanie ein.

(Darunter schreibt Melanie Nauter:) Jch Endesunterfertigte setze meine
Kinder, bzw., wenn ich kinderlos sterben sollte, meine Eltern auf den
PflichtteiL Zum Universalerben setze ich meinen Mann Franz ein·

Franz Rauter m. p. Melanie Rauter m· p.

Das von einem Gatten geschriebene, vom andern unterschriebene

Testament ist für beide Teile nngültig. Jeder Gatte muß das

anze ans ihn bezügliche Testament von »Ich Endesunter-

cfjertigter« bis zur Unterschrift eigenhändi schreiben.

Oder die beiden Gatten können es durcg einen Notar oder

Anwalt gemeinsam aufnehmen lassen, der dann für Einhaltnng

der vorgeschriebenen Form sorgt.

Widerruft einer der Gatten sein Testament, z. B· indem er

später ein anderes Testament mit anderem Inhalt abfaßt, so ist

damit noch nicht das (zwar gleichzeitig, aber unabhängig ver-

faßte nnd für sich bestehende) Testament des andern-Ehegatten

entkräftet. Soll der Widerruf eines Testamentes auch das

andere seiner Wirkung berauben, entkräften, muß ausdrücklich in

der Urkunde erwähnt sein, daß die beiden Testamente »wechsel-

bezüglich« seien.

§ lö. Vorsichtsntaßnahmen in vermögensrechtlichen Fragen.

Es wird von der Eigenart des einzelnen Falles abhängen, ob

es vorteilhafter ist, Ehepakte zu schließen oder es beim gesetz-

lichen Güterstande bewenden zu lassen. Jede der gesetzlichen

Arten von Giiterständen hat ihre Vor- nnd Nachteile.

I) über die verschiedenen Testamentsformen vgl. § 1120.
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Nacht e
des g eis-

Bei dem gesetzlichen Giiterstande (der Gütertrennnug)

besteht für die Frau der Vorteil, daß sie über die Verwaltung

Ists-»Um- ihres Vermögens und die Verwendung der Einkünfte desselben

dienstliche
nnd prak-
tische Aus-
wirkuugeu
bei Ein-

srei verfügen kann. Denn selbst wenn der Mann die Verwaltng

führt und wenn ihm die Verwendung der Einkünfte nach Gut-

diinken überlassen ist, so doch nur, weil die Frau es so will.

Sobald sie mit seiner Verwaltung oder der Verwendung der

Erträgnisse nicht einverstanden ist, kann sie das Geld wieder

zuriicknehmen. Es bleibt ihr unbeschränktes Eigentum. Die

Gläubiger des Mannes haben kein Zugrisssreclt. Jui Konkurse

des Mannes ist die Frau Anssondernngsglän igerin. Sie kann

ihre Wertpapiere, ihre Liegenschaften, alle ihre Vermögensstücke,

die der Mann als Verwalter in »Verwahrung« hatte, einzeln

aus der Masse herausziehen, so weit sie noch vorhanden sind.

Bezüglich des Restes allerdings ist sie Gläubigerin.1) (Unter Um-

ständen kann die unbefngte Veräußerung und die Nichtriickstell-

barkeit von der Ehegattiu gehörigen Gegenständen ein strafrerht-

liches Delikt des Mannes-J bildeu.) Beläßt sie ihm die Zinsen

oder verwendet sie einen Teil der Einkünfte einverständlich niit

dem Ehemanne für den ehelichen Haushalt oder wird dein

Ehemann gar die Verwaltung ausdrücklich eingeräumt, dann ist

das Bedürfnis der Frau nach Sicherheit befriedigt wie nach

Beteiligung an der Verwaltung ihres Vermögens— und zugleich

auch der Wunsch des Mannes nach einem Beitrag zu den

ehelichen Lasten.

Bei Einräumung eines Heiratsgutes hat der Ehemann

den Vorteil, daß er, solange die Ehe dauert, über Kapital nnd

Zinsen ungestört verfügen kann. Kein Gläubiger der Frau kann

ihn darin beeinträchtigen. Und dies wird wichtig sein, wenn die

Frau zur Verschwendung neigt. Auch die Frau kann ihn nicht

1) Wenn eine Frau ihrem Mann Bargeld mit der Bitte übergibt, ihr
dafür Papierc zu tausen, sei es, daß sie ihm die Papicre neunt, vder es
seiner Wahl überläßt, welche er kauft, hat sie ihm noch nicht die »Ver-
waltung« ihres Vermögens damit anvertraut, sondern ihm nur einen Aus-
trag erteilt, den er auszuführen hat. Etwas anderes ist es, wenn sie ihn
bittet, ihr das Geld zu verwalten, anzulegen, zu tontrollieren und über
die Zinsen zu verfügen.

2) §525 St.G· erklärt Dicbstühle nnd Veruntreuungen zwischen Ver-
wandten sür ein Privatanklagedelitt, bci dem das Gericht weitgehende
Freiheit in Bemessung der wirksamen Strafe hat; auch gegen das Familien-
haupt kann der Beschädigte Anzeige erstatten. Jst die Tat durch den
höheren Betrag als Verbrechen qualifiziert, so bleibt sie Verbrechen.
(E. v. e. 1v. 1923, os lv 136J23, S.St. 111s15.)
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stören. Das wird vorteilhaft fein, wenn die Frau lauuenhaft

oder verschwenderisch ist. Nach außenhin vermehrt das Frauen-

vermögen nicht nur seinen Kredit, sondern auch sein Betriebs-

kapital. Dem entspricht für die Frau der Nachteil, daß ihre

Mitgift durch geschäftliche Verluste des Mannes gefährdet werden
kann nnd sie keine Möglichkeit hat, auf die Verwaltung des

Vermögens nnd die Verwendung der Einkünfte Einfluß zu

nehmen, solange die Ehe dauert.

Allerdings kann sowohl die Braut selbst als jener, welcher

für fie ein Heiratsgnt bestellt, bei llbergabe ,,Sicherstellung«

verlangen· Bei minderjährigen Bräuteu muß sogar der Vater

dem Manne, wenn er aus ihrem Vermögen ein Heiratsgut

bestellt, die Genehmigung des Gerichtes einholen, und es ist

regelmäßig Sicherstellung des Heiratsgutes zu veranlassen. Diese

Sicherstellung kann nur mit Genehmigung des Gerichtes erlassen

werden. Auch nachträglich noch kann, wenn in der Folge Gefahr

eintritt, die Sicherstellung des Heiratsgutes verlangt werden.

Eine solche nachträglich verlangte nnd erhaltene Sicherstellung

des Heiratsgntes kann aber von den Glänbigern angefochten

werden, wenn binnen zweier Jahre nach der Sicherstellung

Zahlungsnnfähigkeit des Gatten eintritt. Damit ist aber ihr

Zweck meist illusorisch. Denn, wo Gefährdung so offenbar ist,

daß die Sicherstellung «erlangt werden kann, dort ist die

Zahlungsunfähigkeit regelmäßig nicht mehr weit.

Gerät der Mann in Konknrs, kann die Ehegattin ihr Recht

auf ihr Heiratsgut nur als Glänbigerin der dritten Klasse au-

melden, soweit es sich nicht um anssonderungsberechtigte Güter

handelt; fie erhält dann nur den prozentuellen Anteil wie die

Gläubiger dritter Klasse; dieser Anteil wird ihr aber nicht etwa

ausgezahlt; fie kann für ihn nur Sicherstellung für den Fall

der Auflösung der Ehe verlangen. Es kann sogar geschehen, daß

ihr dieser Anspruch streitig gemacht wird, wenn nicht bewiesen

werden kann, daß der Ehemann die Mitgift wirklich ausgezahlt

erhalten hat. Dazu ist eine in Form eines Notariats-

aktes ausgeftellte Bestätigung notwendig, ausgestellt —vom

Manne zur Zeit der Empfangnahme der Mitgift oder zumindest

zwei Jahre vor Eröffnung des Konkurfes; doch ist der Beweis

des Empfanges des Heiratsgntes durch andere Beweismittel,

z. B. durch Zeugen, nicht ausgeschlossen.

Für die Ehegattin eines protokollierten Kanfmannes oder eines

persönlich haftenden Gefellschafters einer in das Handelsregister

eingetragenen Firma ift noch besonders zu beachten, daß die
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Austrit-

ihr durch die Ehepakte eingeräumten Vermögensrechte den

Handelsgläubigern gegenüber erst von dem Tage an wirksam

sind, an welchem ihre Eintragung in das Handelsregister bei

demjenigen Handelsgerichte stattfand, in dessen Bezirk die Handels-

niederlassung des Gatten ihren Sitz hat. Gerät ein protokollierter

Kaufmann in Konknrs, wird für alle Gläubiger, deren For-

derungen schon vor detn Tage der Eintragung der Ehepakten

begründet waren, die Quote so berechnet, als bestünden die Ehe-

pakte nicht. »Die Ehefrau ist berechtigt, die Eintragung der

Ehepakte zu verlangen und zu diesem Zwecke, sofern dieselben

noch nicht notariell oder gerichtlich beglaubigt wären, den Mann

hier zu verhalten.«

Durch den Güterstand der Gütergemeinschaft ist das

Frauenvermö en noch mehr gefährdet, wenn der Mann im Ver-

mögensverfa gerät, wie wenn es ihm als Mitgift zugebracht

worden wäre. Denn das Heiratsgut kann bei Auflösung der

Ehe zurückverlangt werden und ist vom Manne zur Gänze

zurückzustellen, sollte auch sein eigenes Vermögen darüber erschöpft

werden; er »haftet für das Kapital«, und dieses ist sicher, solange

er nur eben nicht in Konkurs verfällt. Bei allgemeiner Güter-

gemeinschaft aber belasten alle Schulden (freilich auch die Schulden,

welche die Frau macht) das gemeinsame Gut. Sie werden vor

der Teilung (nicht aber wenn ie Ehepakte infolge Trennung oder

Ungültigkeit der Ehe zerfallen) abgerechnet und nur der Rest

geteilt — ohne Rücksicht, wieviel der eine oder andere iu die

Gemeinschaft ein ebracht hatte.

Gütergemeins aft wird sich daher nur in bestimmten Fällen

empfehlen. Wo die beiden Teile annähernd gleich reich sind oder wo

der bei weitem reichere Teil vermutlich vor dem anderen sterben

wird; wo die Gefahr gering ist, daß einer der beiden Gatten

das gemeinsame Vermögen durch Schuldeuwirtschaft oder schlechte

Verwaltung gefährdet; wo zu erwarten ist, daß das von der

Frau eingebrachte Vermögen sich vermehren wird, und wo die

Vermutung, daß der Erwerb vom Manne herrührt, durch die

sie sonst um den Ertrag ihrer Arbeit in der Familie und ini

Geschäfte ihres Mannes wie um die Erträgnisse ihres eigenen

Vermögens gebracht würde, widerlegt werden foll; wo wirklich

eine Gemeinschaft des Eigentums (z. B. durch Verbindung

zweier Bauerngüter zu einer Wirtschaftseinheit, an der beide aktiv

beteiligt sind) entsteht: dort ist sie am Platze.

Die beschränkte Gütergemeinschast vermindert das Risiko.

Beschränkte Gütergemeinschaft unter Lebenden kommt in ihrer
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Wirkung einem Gesellschaftsverhältnis manchmal ziemlich nahe.

Nur sind die Kontrollrechte des Gesellschafters klarer geregelt

und leichter durchzufiihren als die eines Miteigentümers. Ein

Gesellschaftsverhältnis bleibt aber bei Auflösung der Ehe unbe-

rührt. War die Frau schuldlos, so muß sie z. B. den schuldigen

Mann weiterhin als Teilhaber ihres Betriebes belassen, wenn

sie ihn zu ihrem Gesellschafter machte.

Bei der Gütergemeinschaft auf den Todesfall ist die Lage

etwas anders. Bei Lebzeiten können beide Teile ihr Eigentum

selbständig behalten, verwalten, vermehren, wie sie es wollen.

Sie vermeiden also die Unaunehmlichkeiten nnd Schwierigkeiten,

die mit einer Gemeinschaft des Eigentums verbunden sind.

Aber man hat dann auch nicht jenen Vorteil, der in einer

gemeinsamen Verwaltung liegt; sie haben keine wirkliche Ge-

meinschaft.

Wann sind also die verschiedenen Güterstände zu wählen? Vier-

Trennung des Eigentums ist dort am Platze, wo Mann und VIII

Frau ziemlich gleich alt und von gleichem Vermögen sind, wo

man nicht sagen kann, daß nach menschlichem Ermessen der eine

oder andere früher hinscheiden wird, wo die beiden Ehegatten

ziemlich unabhängig voneinander ihrem Berufe und Erwerbe

nachgehen, wo weder Absicht noch Notwendigkeit besteht, der

Frau nach dem Tode des Mannes einen besonders großen

Erbteil zu sichern,1) wo das Vermögen des Gatten gefährdet

ist, sei es, daß er in einem Konjunkturberufe steht, sei es, daß

er es in riskanten Unternehmungen anlegen muß. Um sich der

Vorteile dieses Güterstandes aber wirklich zu versicheru, sollte

die Frau die Verwaltung ihres Vermögens nicht einfach still-

schweigend und ohne Verpflichtung zur Rechnungslegung ihrem

Manne überlassen, sondern sie selbst führen, freilich in beftändi er

Fühlungnahme nnd Beratung mit ihrem Manne nnd regelmägig

ihm die erforderlichen Beiträge für den Haushalt zuwendend.

Jedenfalls sollte sie auf regelmäßiger und genauer Rechnungs-

legung über Anlage des Kapitals, Verwaltungsmaßuahmen nnd

Verwendung der Einnahmen bestehen.

I) Jn ländlichen Verhältnissen ist es wichtig, daß den Abgeschichteteu
uiclt zu große Abfindnngsbetrcige gezahlt werden müssen, daher muß der
Hos möglichst in händen der Kinder oder in Händen der Frau bleiben
können, ohne allzusehr belastet zu werden. Dalcr auch aus diesem Grunde
die Notwendigkeit der Gütergemeinschast, wcl e die Erbrechte der,Kiiider
beschränkt.
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Eine Mitgift wird dort am Platze sein, wo der Mann zur

Bestreitung des Haushaltes oder zur Verbesserung seiner sozialen

Lage, Begründung einer Existenz auf einen Kapitalznschuß ange-

wies en ist. Der Kaufmann wird es zur Anlage in seinem Geschäfte

brauchen; der Offizier brauchte es einst zur Kaution; der Beamte

wird es zur teilweisen Bestreitung des Haushaltes benötigen.

Eltern werden auch gerne ein Heiratsgut aussetzen, wenn sie zu

den finanziellen Fähigkeiten ihres Schwiegerfohnes mehr Ver-

trauen haben als zu denen ihrer Tochter. Über die Gefahren,

welche die Frau im Konkurse des Gatten hiebei läuft, wurde

schon gesprochen. Die Gefahren eines solchen Konkurses können

auch vermindert oder vermieden werden, wenn die Frau recht-

zeitig aus Sicherstellung der Mitgift und auf Bestätigung,

daß sie ausgezahlt wurde, besteht. »Sicherstellung« kann in

der Weise erfolgen, daß die Frau in der Höhe ihrer Mitgift

ein Pfandrecht auf Liegenschafteu des Gatten oder eines

Dritten intabuliert erhält oder daß Wertpapiere zu ihren Gunsten

gesperrt bei einer Bank erlegt werden oder daß ihr Forderungen

zediert werden (letztere Form ist die unsicherste).

Beim Hinscheiden des Mannes bekommt die Frau ihre

Mitgift zurück. Das Vermögen des Mannes, ob groß oder

klein, bildet den Nachlaß. Ebenso ist es beim Hinscheiden der

Fran. Die Mitgift fällt in ihren Nachlaß, wenn sich nicht

jene Personen, welche sie freiwillig aussetzten, bedungen haben,

daß beim Tode des Mannes oder der Frau die Mitgift

an sie oder bestimmte andere Personen zurückfalle; nnd iut

übrigen gelten die erbrechtlichen Bestimmungen. Diese »Richtig-

keit« der Vermögens-lage beider Teile beim Nachlaß ist oft

vorteilhaft. Denn wenn ein älterer reicher Mann eine junge

arme Frau heiratet und Giitergcmeinschaft vereinbart wird, um

ihr vor den Kindern erster Ehe einen größeren Anteil am

Nachlaß zu sichern, führt solche Klugheit manchmal dazu, daß

der Mann, wenn die Frau wider Erwarten doch früher stirbt,

für einen großen Teil seines eigenen Vermögens Nachlaßsteuern

zahlen muß.

Die Ubergabe des Vermögens als Mitgift schafft aber eine

Härte für die Frau, wenn sie nicht auf andere Weise für die

Bereicherung des. Mannes durch das Heiratsgut (z. B. durch

eine Widerlage) entfchädigt wird. Denn sie hat keinen Anspruch

auf das gemeinsam Erworbene. Die Vermutung streitet dafür,

daß aller Erwerb vom Manne komme. Sie hat keinen An-
spruch-auf Entlohnung für ihre Dienste oder auch nur auf einen
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Anteil an dem durch sie (wenn auch allein) im Betriebe ihres

Mannes — z. B. während er im Felde war — Erworbeuen.

Der Mann hingegen kann die Erträgnisse des Heiratsgutes auch

thesaurieren. Alles so Ersparte gehört ihm und seinen Erben.

Diese Härte kann durch eine »Errungenschastsgemeinschast«

ausgeglichen werden, nämlich durch eine Vereinbarung der Ge-

meinschaft des nach der Eheschließung von beiden Gatten Er-

worbenen, wobei man diese Gemeinschaft auf die durch Arbeit

erworbenen Güter einschränken kann. Diese letztere Form der

Gütergemeinschast, die gerechteste, sollte häufiger bedungen werden,

als bisher geschah.

Eine andere Schwierigkeit erhebt sich, wenn die Braut eine

eigene Wohnung hat. Der Mann verlangt gewöhnlich, manchmal

aus Herrschaftsbediirsnis oder aus Rücksicht auf Dritte (manchmal

sogar auf die «Hausbesorgeriu«) manchmal aber auch aus nicht

ganz einwandfreien Gründen, daß ihm von der Frau die Haupt-

miete übertragen werde. Eine solche Übertragung geschieht in

der Weise, daß von der Frau dem Hanseigentiimer bekannt-

gegeben wird, daß von nun an ihr Mann Hauptmieter sei und

den Zins zu bezahlen habe. Der Hausbesitzer muß seine Zu-

stimmung zu dieser Ubertragnng der Mietrechte erklären. Eine bloße

Anmeldung bei der Polizei durch Meldezettel hat keine Wirkung. Jst

der Mann auf diese Weise Hauptmieter geworden, ist er nun für

pünktliche Zinszahlung verantwortlich. Bleibt die Frau Haupt-

mieterin, muß sie dem Vertnieter den Zins bezahlen, allenfalls

muß der Mann ihn ihr beistellen. Bei einer etwaigen Scheidung

kann die Ordnung der Wohnungsrechte eine große Rolle spielen.

Jst die Frau Inhaberin der Wohnung, so wird bei Erlassung

einer einstweiligen Versiigung wegen Bewilligung des einstweiligen

abgesonderten Wohnortes dem Manne ausgetragen, die Wohnung

zu verlassen; ist der Mann Inhaber der Wohnung, muß sdie

Frau weichen. Bei der Scheidung auch aus ihrem Verschulden

behält sie die Wohnung, wenn sie Hauptmieterin ist. Hat sie

die Wohnung aber übertragen, so hat sie, selbst wenn der Mann

als der schuldige Teil erklärt wurde, nur die Hoffnung, daß

ihr die Rückiibertragnng bewilligt wird, wenn die Gatten zur

Zeit der Scheidung noch in derselben Wohnung wohnen. Hat

sie der Mann unterdessen aufgegeben oder getauscht, ist jede
Hoffnung verloren. (Und man weiß, daß unter den heutigen

Verhältnissen die Mietrechte einer Wohnung einen sehr wert-
vollen Vermögensbestandteil bilden. Diesen sich zu erhalten

wird oft auch das Schicksal der Ehe sichern heißen.)
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Ausgaben-
kreis der
Frau.

Umsanq der
Sti- iisseli

§ 16. Schlüsselgewalt der Frau.

Die Frau gilt von Gesetzes wegen als befugt,« jene Geschäfte

der ehelichen Gemeinschaft zu besorgen, welche In den Bereich

der Frau fallen. Sie hat für die Nahrung zu sorgen, Kleider

und Wäsche instand zu halten, Reparaturen zu besorgen, den

Hausrat zu pflegen. Wieweit sie auch Neuanfchaffungen für

ihren Mann machen darf, wird von dem Zufchnitt des Haus-

haltes abhängen. Soweit aber im allgemeinen der standesgemäße

Aufgabenkreis der Hausfrau reicht, besteht die »Vermutung«,

daß der Mann ihr Vollmacht gegeben habe, fiir ihn in seinem

Namen und auf seine Rechnung — denn er hat ja den Haus-

halt zu bestreiten — alles Nötige vorzukehren und ihn zu »ver-

pflichten«, soweit diese Aufgaben reichen. Sie kann also im

Namen des Mannes Bestelluugen machen, auf feinen Namen

Käufe tätigen, und der Mann wird hiedurch zur Zahlung ver-

pflichtet, auch wenn sie keine Vollmacht von ihm vorzeigt.

Der Unterschied zwischen einem solchen Kauf für den Mann und dem
für einen Fremden liegt darin: Kommt Frau Müller in einen Laden und
sagt: »Ich möchte für meine Freundin, Frau Schulz, drei Meter Seiden-
stosf«, hat der vorsichtige Ge chäftsmann zu fragen, »wo haben Sie die
Vollmacht von Frau Schulz « onst ist Frau Schulz aus diesem Kaufe
nicht verpflichtet und braucht ni ts zu bezahlen. Und ob er sich bei Frau
Müller schadlos halten kann, wird auch noch davon abhängen, was mit
der Seide weiter geschieht.

Kommt aber Frau Müller zu ihm und kaust sechs Geschirrtücher und
sagt: »Das zahlt mein Mann« oder »Das kaufe ich für den Haushalt des
Mannes«, braucht er nicht erst nach einer Vollmacht zu fragen oder beim
Manne anzurufen, sondern kann die Faktura auf den Namen des Mannes
ausstelleu und Herr Müller muß zahlen. Denn kraft ilzrer Schlüsselgewalt
ist er durch seine Frau verpflichtet worden. Paßt ihm ies nicht, kann er
der Frau die Schlüsselgewalt entziehen, indem er bekanntmacht, daß er
für die Frau nichts zahle. Freilich kann in einer ungerechtfertigten
Entziehung der Schlüsselgewalt eine schwere Kränkung liegen; sie
kann Scheidungsgrund sein.

Diese Schlüsselgewalt ift darauf beschränkt, daß die Frau alle

jene Gegenstände für den ehelichen Haushalt anschaffen kann,

welche für den laufenden Verbrauch im Rahmen der täglichen

Bedürfnisse je nach seinem Umfange notwendig sind. Maschinen

kaufen, größere Ausgaben machen, darf sie nicht. Eine arme

Bäuerin darf nicht ohne Wissen ihres Mannes eine kostspielige

Nähmafchine anschassen. Jn einem größeren Haushalte wird die

Hausfrau ohne weiteres Wäsche und Kleidungsstücke für ihre

Kinder auf den Namen und die Rechnung des Mannes anschaffen

können. Jn einem kleinen Haushalte ist nicht anzunehmen, daß

110



sie Wäsche oder Kleider in größerem Umfange oder etwa auf

Raten kaufen dürfe.1) Sie kann auch nicht auf den Namen ihres

Mannes eine Wohnun mieten u. dgl.

Die Anschaffung dar? niemals den Rahmen des standesgemäßen

Unterhaltes und das Ausmaß des für den Verbrauch Bestimmten

übersteigen. Voraussetzung ist auch, daß die Faktura auf den

Namen des Mannes lautet: daß die Frau also gleich beim Kauf

sagte, daß ihr Mann und nicht sie selbst für die Bezahlung auf-

kommen werde. Der Oberste Gerichtshof hat weiters wiederholt

erklärt, daß die Bestellung von Damenkleidern nicht in die

Schlüsselgewalt der Frau falle. Der Schneider kann sich in

gollchem Falle nur in sehr beschränktem Maße an den Mann

a ten.

Derjenige, welcher einer Ehefrau, die von ihrem Manne nicht

oder nicht ausreichend alimentiert wird, den notwendigen

Unterhalt reicht, hat Anspruch auf Ersatz dieser Auslagen; denn

er hat geleistet, was dein Gatten zugekommen wäre. Auch die

Frau selbst hat Anspruch auf Ersatz, wenn sie aus ihrem eigenen

Vermögen für ihren Mann die Alimentation für sieh, in der

Absicht, Ersatz zu verlangen, bestritten hat.

Herr Schneider ist auf Reisen und schickt kein Geld —- oder ganz einfach,
er zahlt keine Alimente, weils er nicht will —, ein ehrlicher Haushalt besteht
nicht, so daß die Frau nicht kraft ihrer Schlüsselgewalt Anschaffung machen
kann; so kann doch die Frau Waren auf Kredit nehmen und der Kaufmann
hat dann sowohl gegen die Frau selbst, wie gegen den E emann, aber nur
im Rahmen seiner Unterhaltsvewslichtung, Anspruch auf rfatz.

Wenn die Frau im Falle plötzlicher Erkrankung für sich und die Kinder
einen Arzt beruft, muß i n der Mann bezahlen. Wenn aber eine Frau,
die in ärmlichen Verhältni sen lebt, für sich oder die Kinder eine übermäßig
kostspielige Kur in Abwesenheit ihres Mannes verschreiben läßt, ist nur sie
zur Zahlung verpflichtet. War der Mann aber anwesend und hat er von
der Kur gewußt, so ist auch er verpflichtet, wenn er den Arzt nicht aufmerksam
machte, daß er diese Aufwendungen nicht zahle.

Wenn aber der Mann die von seiner Frau in Uberschreitung

ihrer Schlüsselgewalt gemachten Anschaffungen genehmigt, wenn

er z.B. die von der Frau gekaufte Maschine in Gebrauch nimmt,

wenn er die von ihr gemietete Wohnung bezieht, wenn er die

von ihr gekauften Lebensmittel verbrauchen läßt: dann muß er

auch die Rechnungen bezahlen. «

Keineswegs besagt die Schlüsselgewalt der Frau, daß alle ihre

Einkäufe auf den Namen des Mannes gehen. Sie ist ja hand-

lungsfähig, kann eigenes Vermögen haben. Kauft sie also im

1) Entscheidung vom 6.« Dezember 1927, S8. lxs260.
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Ungülti e
und an echt-
bake Ebe,
M 94 bis 96
ABGB.

Ungiiltigkeit.

§ 94 AUER-

eigeuen Namen, so verpflichtet sie sich nur selbst. Hat sich der
Mann aber den Vorteil ihres Einkaufes zugewendet, ist er zur
Erhaltung der Kinder oder des Mannes, fiir den Haushalt ver-
wendet worden, dann ist neben der Frau noch der (bereicherte)
Mann dem Kaufmanne verpflichtet.

B. Auflösung der Ehe.

§ 17. Ungiiltigkeitscrklärnng nnd Anfechtung der Ehe.

Wurde eine Ehe geschlossen, obgleich ihr ein Ehehindernis
undispensiert entgegenstand, besteht sie zunächst doch aufrecht. Sie
kann aber, bzw. wird durch gerichtliches Urteil für ungiiltig
erklärt werden« Hiebei bildet es einen Unterschied, ob ein öffent-
liches Hindernis oder ein privates vorliegt.

Liegt ein öffentliches Hindernis1) vor, hat das Gericht
eine Untersuchung einzuleiten und das Verfahren unter allen
Umständen fortzusetzen, bis die Gültigkeit oder Ungültigkeit der
Ehe geklärt erscheint, sobald es durch wen immer in
Kenntnis des Vorgefallenen gelangt ist. Jeder der beiden
Ehegatteu, auch der, in dessen Person das Hindernis liegt und
der es schuldhaft verschwieg, darf das Hindernis geltend machen.

Denn das Gericht geht bei der Untersuchung eines öffentlichen
Hindernisses »von Amts wegen« vor. Die beiden Ehegatten sind
zwar Parteien und haben das Recht, Anträge zu stellen und
Rechtsmittel einzudringen; sie können aber eine Anzeige, die sie
einmal gemacht haben, nicht zurückziehen. Und außer ihnen kann
jeder Beliebige das Gericht anrufen Und das Verfahren in Gang
bringen. Nach Auflösung der Ehe (durch Tod oder Trennung)
wird aber auch wegen eines öffentlichen Ehehinderuisses nur
dann ein Ungültigkeitsverfahren eingeleitet, wenn entweder ein
Privater (als berechtigter Jnteressent zwecks Geltendmachung seiner

privatrechtlichen Ansprüche) durch Klage (Feststellnngsklage) wegen
Ungültigkeit es verlangt oder wenn ein Strafgericht oder eine

1) Osfentliche Hindernisse, bei denen die Ungülti ieit der Ehe von Amts
wegen zu untersuchen ist, sind folgende: Entführun , 7heband, Katholizismus,
Weihen oder Gelübde, Religionsverschiedenlseit, erwandtschaft, Schwäger-
schaft, Ehebruch, Gattenmord, Mangel der Einwilli ung und Verhepung zur
Herbeiführung der Trennung. Doch wird von der axis derzeit die Unter-
suchung einer »Dispensehe« nur über Verlangen eines Berechtigten ein-
geleitet und wurde bis in die jüglgste Zeit wieder eingestellt, wenn die

hegatten, von denen einer den ntrag aus Ungültigkeitserilärung dieser
Dispensehe gestellt hatte, später sich wieder versöhnten.
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Verwaltungsbehörde die Untersuchung der Gültigkeit der Ehe

anregt. -

Die Mitteilung an das Gericht ist in Form eines »Aus uchens«

zu machen. Das heißt, jedermann kann ein Schreiben, für das keine

besondere Form vorgeschrieben ist, an das Gericht richten und ihm

die Tatsache des obschwebenden Hindernisses zur Kenntnis bringen.

Man kann sein Anliegen auch in der Gerichtskanzlei zu Protokoll

geben. Die Gatten können dieses »Ansuchen« auch in Form einer »

Klage kleiden. Aber auch, wenn sie dies nicht tun, haben sie die

Rechte »als Partei«, z. B. das wichtigste Parteienrecht, Rechts-

niittel zu ergreifen.

Zuständig ist regelmäßig der Gerichtshof I. Instanz (Landes-

oder Kreisgericht), in dessen Sprengel die Ehegatten ihren letzten

gemeinsamen Wohnsitz hatten. Jst ein solcher Wohnsitz nicht

begründet worden (etwa weil die Ehegatten nie im Inland ge-

meinsam lebten), so kann die klagende (Antrag stellende) Partei

das Ansuchen bei dem Gerichtshofe anbringen, bei dem sie selbst

ihren allgemeinen Gerichtsstand hat. Hat auch diese Partei

keinen allgemeinen Gerichtsstand in Osterreich, so kann die Ehe-

sache eines österreichischen Staatsbiirgers doch immer noch zur

Entscheidung vor ein österreichisches Gericht gebracht werden,

nämlich vor das Landesgericht in Wien.

Daraufhin wird von dem Gericht ein Anwalt als »Ver-

teidiger des Ehebundes« bestellt. Die Ehegatten werden

zuerst informativ vernommen. Die ,,Vermutnng« streitet für

die Gültigkeit der Ehe. Zeigt sich, daß von dem Ehe-

hindernis Dispens erwirkt werden könnte, hat das Gericht

ans die Ehegatten einzuwirken, damit diese nachträglich ein-

verständlich um die Nachsicht anfnchen nnd so die Konvalidicrnng

ihrer Ehe erreichen. Gezwungen können die Ehegatten dazu nicht

werden. Ergibt es sich, daß sie nachträglich die »Nachsicht« er-

wirkten und eine neue Eheschließnng vornahmen, erübrigt sich

die weitere Untersuchung int anhängigen Ungiiltigkeitsverfahren.

Andernfalls wird das Verfahren durchgeführt und in öffentlicher

Gerichtsverhandlung Beweis erhoben. Das Bestehen eines Ehe-

hindernisses muß in ,,unzweifelhafter« Weise dar-getan werden.

Es kann nicht allein durch die Aussage der Ehelente als Parteien

erwiesen werden. Der ,,Verteidiger des Ehebandes« muß alle

Umstände anführen, welche irgend für die Aufrechterhaltung der

Ehe sprechen. Soll eine zwischen Katholiken geschlossene Ehe für

ungiiltig erkannt werden, muß der Verteidiger des Ehebandes
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Anfechtung
der Ehe.

nicht nur Berufung an die zweite Instanz (Oberlandesgericht),

sondern auch Revision an den Obersten Gerichtshof einlegen.

Privathindernis s e machen eine Ehe nicht ,,ungiiltig«, sondern

,,anfechtbar«. Nur die berechtigten Personen können solche

Hindernisse geltend machen.

Es ,,muß das Ansuchen derjenigen, welche durch die mit einem

Hindernis geschlossene Ehe in ihren Rechten gekränkt worden sind,

abgemattet werden« (§ 94, 2. Satz). Zur Anfechtung berechtigt

ist also der Schuldlose, in seinen Rechten Gekränkte.

Das ist in dem Falle, wo Irrtum in der Person vorlag oder

wo Zwang angewendet wurde, einmal derjenige, der in Jrrtum

geführt oder gezwungen wurde. Aber auch der andere Gatte, der

von dem Irrtum oder der Furcht nichts gewußt hat, kann die

Ehe anfechten.

Hat ein Minderjähriger die Ehe ohne Zustimmung des gesetz-

lichen Vertreters (oder ohne Aufgebot) geschlossen, ist während

der Dauer seiner Minderiährigkeit der gesetzliche Vertreter zur

Anfechtung der Ehe berufen. Das Pslegschaftsgericht kann die

Anfechtung nicht ausüben. Jm Gegenteil, das Pflegschaftsgericht

kann, trotz der vom Vater oder Vormund erhobenen Anfechtung

noch nachträglich die Zustimmung zur Eheschließung erteilen,

wenn nicht »sehr wichtige Gründe« dagegen sprechen. Der

Minderjährige selbst kann auch sowohl während der Dauer

seiner Minderjährigkeit als auch nach Erlangung seiner Eigen-

berechtigung die Ehe anfechten. Dieses Anfechtungsrecht kann der

Minderjährige selbst aber nur dann ausüben, wenn er seinem

Partner nicht wissentlich sein minderjähriges Alter verschwiegen

hat oder wenn er nicht etwa gar vorgegeben hat, daß er die

erforderliche Zustimmung besitze. Lenhoff meint, daß überdies

»sehr wichtige Gründe« obwalten müssen, wenn man die Auf-

lösung einer Ehe dem Ansuchen des Minderjährigen gewähren

soll. Außer dem Minderjährigen selbst hat auch sein Ehepartner

das Recht der Anfechtung der Ehe, wenn er bei der Ehe-

schließung nichts von der Minderjährigkeit desselben wußte.

Jn allen diesen Fällen ist es nicht notwendig, daß sogleich,

nachdem das Ehehindernis zur Kenntnis gelangte, die Klage über-

reicht wird. Das österreichische Gesetz nennt keine Frist, innerhalb

welcher man in Ehesachen gerichtliche Schritte unternehmen muß.

Zögert ein Ehegatte unbillig lange, wird man darin vielleicht

einen stillschweigenden »Verzicht« auf Ausübung seines An-

fechtungsrechtes erblicken — auch ein ausdrücklicher Verzicht ist
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möglich, z. B. im Laufe eines gerichtlichen Verfahrens durch

Zurücknahme der Klage oder durch Erklärung. Nach burgen-

ländischem Rechte ift —- unter anderen grundlegenden Ver-

schiedenheiten — das Recht zur Anfechtung auf ein Jahr

beschränkt. Diese Frist beginnt für die Vormundschaftsbehörde,

die hier die Anfechtung ausübt oder sich die von dem gesetz-

lichen Vertreter (Vater, »Mutter) angemeldete binnen drei Monaten

zu eigen machen muß, mit dem Zeitpunkt, da sie von dem Falle

erfuhr, für den Ehegenossen von dem Tage angefangen, an

welchem er die Ehe geschlossen hat, es sei denn, daß er im

unentwickelten Alter stand. Wird die Ehe wegen Zwangs oder

Irrtums angefochten, beginnt die einjährige Frist, sobald der

Ehegenosfe von der Wirkung des Zwanges befreit wurde und

den Jrrtum oder die Täuschung erkannte.

Das Anfechtungsrecht kann nach österreichischem Recht nicht

mehr ausgeübt werden, wenn der Anfechtungsberechtigte die

Ehe (d. h. die fleischliche Veiwohnung) fortsetzte, nachdem er

Zon d)em obwaltenden Ehehindernis sichere Kenntnis erhalten

atte.1

Jst eine »aufechtbare« Ehe durch gänzliche Trennung oder

Tod aufgelöst, kann die« Anfechtung nicht mehr geltend gemacht

werden.

Die Ehegatten haben auch dauu die Stellung von »Parteieu«

im Prozeß, wenn nicht sie selbst, sondern ein Dritter (Vater,

Vormund) die Klage einbrachteu. Jn den meisten Fällen aber

werden sich Gatte und Gattin als Kläger und Beklagter

gegenüberstehen

Das Anfechtungsverfahren wird ebenfalls unter Bestellung eines

Ehebandsverteidigers durchgeführt.

Die Klage ist bei dem Gerichtshof einzubringen, in dessen

Sprengel die Ehegatten ihren letzten gemeinsamen Wohnsitz gehabt

haben, bzw. bei den oben genannten Hilfs-Gerichtsftänden. Es

besteht kein Anwaltszwang — die Klage kann auch in der Ge-

richtskanzlei zu Protokoll gegeben werden —, und auch Minder-

jährige und beschränkt entmiindigte Ehegatten können ohne, ja

gegen den Willen ihrer gesetzlichen Vertreter sie einbringen.

Trotzdem es den Parteien obliegt, das Verfahren einzuleiten,

I) Der Ehemann, der den ersten Verdacht schöpft, seine Frau sei von
einem andern geschwängert, muß nicht sogleich die eheliche Gemeinschat
ausgeben. Seht er die Beiwohnung aber fort, nachdem sein Verda t
Gewißheit geworden ist, so kann er die Ehe nicht mehr anfechten.
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fortzusetzen oder einzustellen, hat das Gericht »die wahre Be-
schaffenheit der Sache . . . von Amts wegen zu erheben«.1)

Auch in diesem Verfahren ist auf eine Aussöhnung der Ehe-
gatten und Aufrechterhaltung der Ehe hinzuwirken; diese kann
durch einfaches Zurückziehen der Klage nnd durch die Erklärung
ersolgeu, die Ehe miteinander fortsetzen zu wollen. Dadurch wird
das geltend gemachte private Ehehindernis hinfällig und kann in
einem späteren Verfahren nicht wieder vorgebracht werden. Auch
hier muß der Ehebandsverteidiger, wenn das Urteil auf Un-
gültigkeit der Ehe lautete, stets an die zweite Instanz und bei
Ehen, von denen auch nur ein Teil katholisch war, an den Obersten
Gerichtshof Rechtsmittel einlegen.

Den vom Gesetz verlangten vollständigen Beweis für das Be-
stehen des Ehehindernisses zu führen, ist nicht immer leicht, be-
sonders, wo es sich um den Nachweis psychischer oder physischer

Abnormitäten handelt, weil selbst das übereinstimmende Ge-

ständnis der Ehegatten keinen solchen Beweis bildet.

Wird z. B. eingewendet, die Ehe sei unter Zwang geschlossen,
muß bewiesen werden, daß der ausgeübte Druck geeignet war,
nach Art und Veranlagung der bedrohten Person »begründete

Besor nisse« zu erwecken. Wenn eine Mutter, die nicht in ihrer

Verp egung stehende Tochter bestürmt, einen bestimmten Mann

zu ehelichen, und die Tochter endlich nachgibt, wird nicht an-

genommen, daß dieses Nachgeben »unter Zwang« geschah.

Das Ehehindernis der immerwährenden Unfähigkeit, die
eheliche Pflicht zu leisten-) d. h. auf natürliche Art den Beischlaf
zu vollziehen, ist durch Sachverständige zu erweisen. Es liegt vor,
gleichgültig, ob die Unfähigkeit in einer physischen oder psychischen

Hemmung begründet ist; ob der Mann ans Alter, ungeborener

Mißbildung oder aus schweren neurotischen Beschwerden impotent

erscheint; ob die Frau Mißbildungen zeigt oder an Hysterie leidet;

ob nur gerade die beiden nicht zusammenpassen; ob sie nur gegen-

über dem betreffenden Ehegatten oder gegen jedermann wirkt.

Jn jedem solchen Fall liegt das Ehehindernis der Jmpotenz vor.

I) Das Gericht kann selbständig Beweise erheben, Lluskunstspersonen ver-
nehmen oder Urkunden einsehen, ohne daß dies von einer der Parteien
müßte beantragt werden. Sonst ist das Zivrlgericht an die Parteienanträge

ebunden.
g 2) Ein anderes ist es, wenn der Beischlaf wohl vollzogen werden könnte,
wenn also keine natürlichen Hindernisse vorliegen, der eine Teil aber den
Vollng der Ehe verweigert Dann entsteY aus dem Verschulden des sich
Weigernden der Scheidungsgrund der erweigerung der ehelichen Pflicht.
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Es genügt aber zur Gültigkeit der Ehe, wenn der Beischlaf voll-

zogen werden kann. Zeugungsfähig muß der Mann uicht sein;

und die »Frau muß nicht gebätsähig sein. Ob eine durch eine

verhältnismäßig einfache Operation zu behebende Unfähigkeit als

ein solches ,,Hiudernis« angesehen werden müsse, ist zweifelhaft.

Denn selließlich ist eine solche Unsähigleit eine nur infolge Eigen-

siuns, a er nicht aus Naturzwang »immerwährende«. Nun kann

im Eheuugiiltigkeitsverfahren ein Ehegatte zwar bei Gericht vor-

gesührt werden, wenn er anders der Ladung keine Folge leistet-

Es fehlt aber jedes Mittel, um einen Ehegatten gegen seinen

Willen zu einer Operation zu verhalten; daher liegt das Ehe-

hindernis eben vor, wenn die Operatiou nicht erfolgte. Der

Beweis muß dahin geführt werden, das das Ehehindernis bereits

vor Eingebung der Ehefchließung bestand; und auf der andern

Seite, daß es ein »immerwährendes« seiu werde. Jst durch das

Gerichtsverfahren über die letztere Frage nicht volle Klarheit

gebracht worden, kann das Gericht verordnen, daß die Gatten

noch auf ein Jahr beisammen zu wohnen haben. Auch jener

Gatte, der selbst immerwährend unfähig ist, die eheliche Pflicht

zu leisten, kann sich in fchuldlofer Unwissenheit seines Zustandes

befinden; dann kann er. auch selbst dieses Ehehindernis geltend

machen.

Ein sehr frommer und zurückhalteuder Mann heiratete, ohne je zuvor

den Versuch eines Beischlafes unternommen zu haben. Jn der Ehe stellte

sich heraus, daß« er impotent war. Er focht daraufhin die Ehe an. Das
Gericht erkannte, daß er sich in »schuldloser Unwissenheit« seines Körper-

zustandes befunden habe und ihm nicht zuzumuten gewesen wäre, sich über
seinen Zustand zuvor Gewißheit zu verschaffen. —

Jrrtum in der Person liegt nach österreichischem Recht nicht schon dann

vor, wenn man über die moralischen oder persönlichen Eigenschaften des

Ehegatten, auch nicht dann, wenn man über seine bürgerliche Persönlichkeit

getäus t wurde. Sondern es wird vorausgesetzt, daß einer wirklich eine

»Rahe « heiraten wollte und sich dann als Ehegatten einer »Lea« entdeckte.

Nur die eine persönliche Eigenschaft berechtigt zur Anfechtung: Schwän-

gerung der Braut durch einen Fremden. Bewieer muß hier werden: n) die

Schwein ers aft, b) daß sie nicht vom Ehemann herstammt, e) daß dieser

bei der II e chließung nichts von ihr wußte. Hat die Braut ihrem Bräuti-

gam ein eständnis ab ele t, kann er später die Ehe nicht an e ten.

Das butgenländische Sie t ist weitherziger, ähnlich dem deuts en. Wenn

ein Ehegenosse vom andern wissentlich über wesentliche persönliche Eigen-

schaften desselben etäuscht wurde (oder dieser von der durch einen·Dritten

verursachten Tauf ung wußte), kann er die Ehe anfechten, es set denn,

daß begründeterweise vorausgesetzt werden kann, cr hätte die Ehe auch

ohne Täuschung geschlossen.

3.BeiGeltendmachung desEhehiudernifses des bestehenden

Ehebandes, welche gegenwärtig besonders häufig erfolgt,
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ergeben sich gewisse Eigentümlichkeiten des Verfahrens. Die

Schwierigkeit liegt darin, daß hier offenbar zwar ein Ehehinder-

nis vorliegt, sogar eine Doppelehe (eigentlich der strasbare Tat-

bestand der Vigamie),1) aber ebenso offenbar auch eine von der

zuständigen und zur Erteilung von Dispensen berechtigten Landes-

stelle erteilte »Hindernisnachsicht«. Auf der einen Seite weiß

dermalen jedermann, daß der Oberste Gerichtshof die Dispens-

ehe für ungültig erachtet — es könnte also logischerweise keine

schuldlose Unwissenheit geben, auf der anderen Seite muß das

Vertrauen auf die Entscheidung einer Verwaltungsbehörde doch

geschützt werden, so daß auch im Falle der Ungültigkeitserklärung

der Ehe angenommen wird, daß den Ehegatten die schuldlose

Unwissenheit zugute komme. Die Praxis gestand lange die An-

fechtung der Ehe den Dispensehegatten und den privatrechtlich

Jnteressierten, insbesondere den früheren Ehegatten zu; das Ver-

fahren wnrde aber eingestellt, wenn die Anfechtenden daraufhin

einen Antrag stellen. Die Gerichte wurden aber angewiesen, die

Versahrensgrundsätze, welche für die Behandlung ,,nichtiger«

Ehen gelten, auch hier anzuwenden, d. h. den Charakter des

öffentlichen Hindernisses zu wahren.

Stets muß das Gericht in seinem Urteile aussprechen, ob

beide Teile, keinen derselben oder welchen von ihnen die Schuld

an der Ungültigkeit der Ehe trifft. Das ist für die Folgen

wichtig. Denn sobald die Ungültigkeit der Ehe erklärt ist, sind

die Ehepakten aufgelöst, die Gütergemeinschast zerfällt, das Ver-

mögen kehrt, soweit dies noch möglich ist, in den früheren Stand

zurück, als wäre die Ehe nie gewesen, die beiden Teile haben

gegeneinander keine familienrechtlichen Ansprüche: aber der

fchuldige Teil muß dem fchuldlosen den ihm entstande-

nen Schaden ersetzen. Lenhoff (bei Klang 1, 674) meint,

der schuldlose Teil habe demnach zu erhalten, was ihm bei

Gültigkeit der Ehe zugekommen wäre. D. h., der schuldlosen Frau

stehe bis zu ihrem oder des Mannes Tode oder ihrer Wieder-

verheiratung der anständige Unterhalt zu; dem schuldloer Mann

gebühre im entsprechenden Falle von der schuldigen Frau Ersatz

für den-ihm entgehenden Genuß des Heiratsgutes unter Abzug

dessen, was er durch Aufhebung der Ehe erspart. Stets gebührt

der Ersatz für den Aufwand der Heirat und die durch die Heirat

i) Wenn eine verehelichte Person mit einer andern Person eine Ehe
schließt, so begeht sie das Verbrechen der zweifachen Ehe. Gleiches Ver-
brechen begeht diejenige Person, welche, ob sie gleich selbst unverheiratet ist,
wissentlich eine verehelichte Person heiratet.
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ausgegebenen Vorteile; der Mann kann einen Ersatz verlangen
fiir die Alimentation der Frau,1) wenn sie der schuldige Teil
ist, muß sich dann aber ausrechnen lassen, was sie für ihn durch
ihre Arbeit verdiente und ersparte. (Vgl. Entsch. OGH. 26.Fe-
bruar 1930, 2 Ob 161X30.)

§ 18. Scheidung von Tisch und Bett.

Die Ehe ist die Gemeinschaft des ganzen Lebens; Eheschei- Ehe-

dung ist ,,Scheiduug von Tisch und Bett«, das ist: Ans- EITHER
hebung dieser Gemeinschaft, soweit sie das tägliche Leben betrifft. 110 WEB-
Sie löst die Ehe nicht aus, sondern suspendiert, bei Aufrecht-
haltung ihres Bandes nur gewisse, aus der ehelichen Gemein-
schaft sich ergebende Rechte und Pflichten, insbesondere ver-
mögensrechtlicher Natur. Das folgt schon aus dem Gegensatze
der Marginalrubriken des bürgerlichen Gesetzbuches zu §§ 103
und 111(,,zeitlicheScheidung«-· »gänzliche Trennung«), aus der
Möglichkeit der jederzeitigen Wiedervereinigung der geschiedenen
Ehegatten u. a. m. (siehe unten). .

Durch Ehescheidung können Angehörige aller Konfessionen nnd
auch Konsessionslose —· u. zw. ziemlich auf dieselbe Weise und
unter denselben Bedingungen ihre Ehe lösen; während die
»Trennung«, die völlige Auslösung des Ehebandes, nur
Akatholiken freisteht, welche ihre Ehe grundsätzlich nicht mit der
Voraussetzung unbedingter Untrennbarkeit geschlossen haben.

Eigentlich hat Ehescheidung immer nur einen Grund: Zer- Grund-der
riittung der Ehe. Was das Gesetz »Ehescheidungsgründe« Pisa-H
nennt, sind die Ursachen, aus denen heraus die Zerriittung
entstand oder jene schweren Verfehlungen, derentwegen ein Dritter
erfahrungsgemäß aus das Bestehen einer Zerriittung schließen zu
dürfen glaubt. In Wirklichkeit ist solches Schließen immer sehr

gefährlich. Die eine Frau lacht, wenn man ihr von Seitenspriingen
des Gatten erzählt, die zweite findet sich selbst mit Brutalitäten ab

l) Der Mann kann die Alimentation der Frau nicht deshalb verweigern,
weil bereits das Ungültigkeitsversahren anhängig ist. Handle es sich um
ein Ungiiltigkeits-, Trennungs- oder Scheidungsversahrem der Frau ebührt
bis zur Rechtskraft des Urteils, mit dem das Gericht in der Sachle ent-
scheidet, die Alimentation durch iren Gatten. Während aber der Mann
keinerlei Ersatzansptüche sür den uswand, den er während der Dauer der
Ehe für die Alinientation gemacht hatte, geltend machen kann, wenn die Ehe
geschieden oder getrennt wurde, meinen einige Juristen, daß dies bei Un-
gültigkeitsertlärung der Ehe unter Umständen, wenn es sich um einen ganz
unverhältnismäßigeu Aufwand gehandelt habe, der Fall sein könne.
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und bei der Dritten ist die Ehe durch ein rauhes Wort unheilbar

zerriittet. Solche subtile psychische Empfindungen in ein juristisches

Netz einsaugen zu wollen, ist eigentlich aussichtslos, und dessen

waren sich die österreichischen Gesetzgeber auch bewußt. Deshalb

zählten sie die »Gründe«, derentwegen Scheidung verlangt werden

darf, nur beispielsweise aus nnd verzichteten bei einer einver-

ständlichenScheidung überhaupt, sie vor Gericht formulieren zu lassen.

Zerrüttung der Ehe äußert sich in dem Wunsche, die Ehe

zu lösen. Nicht jeder oberflächlichen und unberechtigten Motiven

entspringende einseitige Wunsch darf aber genügen, um einen

so ernsten und folgenfchweren Vertrag, wie die Ehe, aufzuheben.

Deshalb unterscheidet das Gesetz zwischen jenen Fällen, wo beide

Gatten in dem Wunsche nach Auflösung der Ehe übereinstimmen

und sich diese Ubereinstimmung auch auf die materiellen Folgen

der Lösung der Ehe erstreckt, und jenen Fällen, wo nur einer

der Gatten seine Bande lösen möchte.

Die gegenseitige Übereinstimmung erscheint schon äußerlich als

genügendes Zeichen für die Entsthaftigkeit der Zerrüttung des

Ehelebens. Wo nur einer der Teile die Lösung anstrebt, muß

er zeigen, daß er einen »wichtigen« Grund für seine Unzufrieden-

heit hat nnd muß diesen Grund vor Gericht erweisen. Nicht aber

muß das »Verschulden« eines Teiles oder gar einseitiges Ver-

schulden erwiesen werden. Denn es kommt nicht auf das Ver-

schulden, sondern auf die Zerrüttung an, damit eine Ehe unhalt-

bar werde. Indes kann nur jener Teil, der nicht der Allein-

schuldige ist, Auflösung der Ehe fordern.

Daher sind Voraussetzungen und Verfahren bei einer einver-

ständlichen und einer nicht einverständlichen Scheidung verschieden.

l. Die »einverständliche« Scheidung setzt, wie ihr Name

besagt, ein Einverständnis der Ehegatten voraus. Sie wird daher

auch im »außerstreitigen« Verfahren erledigt. Das Einverständnis

der Ehegatten soll umfassen: 1. die Ehescheidung an und für

sich, 2. die vermögensrechtlichen Folgen der Auflösung der Ehe

Kistddä die Regelung der Pflege, Versorgung und Erziehung der

n er.

l. Die Tatsache, daß sich die Ehegatten über die Ehe-

scheidung einig sind, ergibt sich schon daraus, daß sie vor

Gericht unverständlich die Scheidung verlangen. Der Richter

darf sie nicht über die Gründe befragen, welche sie dazu führen.

Selbst Minderjährige und beschränkt entmündigte Ehegatten dürfen

ohne Zustimmung ihrer gesetzlichen Vertreter die personenrecht-

lichen Fragen regeln, die sich aus einer Ehescheidung ergeben.
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2. Die vermögensrechtlichen Fragen sollen vor Ein-
bringung des Gesuches geregelt sein. Der Richter hat die Gatten
über die Art der Regelung nicht zu befragen und hat sich mit
ihrer Versicherung, daß alles in Ordnung sei, zufrieden zu geben,
selbst wenn ihm eine unrichtige Auskunft gegeben würde. Es
liegt aber im Interesse beider Ehegatten, hier genaue Verein-
barungen zu treffen und diese in nur einigermaßen komplizierteren
Fällen schriftlich niederzulegen. Einst war dazu Notariatsakt er-
forderlich. Heute genügt jede Form. Doch können auch geschieden-:

Ehegatten noch Ehepakte eingehen.

Minderjährige Ehegatten können zwar die Scheidung allein

verlangen, aber vermögensrechtliche Vereinbarungen nicht ohne
Zustimmung ihrer gesetzlichen Vertreter nnd des Gerichtes treffen.
Hat eine minderjährige Frau ohne diese Bewilligung auf ihren
Unterhaltsansprnch gegen den Mann verzichtet, so ist dieser Ver-

zicht ungiiltig; ihr gesetzlicher Vertreter (und nach erlangter Voll-
jährigkeit sie selbst) kann Bestimmung des Unterhaltes verlangen.
Allerdings muß sie sich dann auch eventuell eine Untersuchung

gefallen lassen, ob sie nicht der alleinschuldige Teil sei.

Z. Die Vereinbarung der Ehegatten über Pflege und Er-
ziehung der Kinder unterliegt der Bewilligung des Vormund-

schaftsgerichtes. Sie muß diesem daher bekanntgegeben werden

und wird bei gerichtlichen Vergleichen immer nur »vorbehaltlich

der Bewilligung des Vormundschaftsgerichtes« geschlossen. Hiebei
ist noch festzuhalten, daß auch durch Erteilung dieser Bewilligung
immer nur eine »vorläufige« Regelung geschaffen wird.

Wenn bei Scheidun oder Trennung der Ehe die Ehegatten nicht mit §142AVGB.
Zustimmung des Geri tes eine Vereinbarung über die Pflege und Erziehung
der Kinder ctrosfen haben, so hat das Gericht unter Berücksichtigung der
besonderen Zerhältnisse des Falles mit Bedacht auf die Interessen der Kinder,
ans Beruf, Persönlichkeit und Eigenschaften der Ehegatten und auf die Ur-
sachen der S eidung oder Trennung zu entscheiden, ob alle oder welche
Kinder dem ater oder der Mutter zu überlassen sind. Der andere Ehegatte
behält dessenungeachtet die BefuLgnis mit dem Kinde persönlich zn ver-
kehren. Das Gericht kann den etlehr näher regeln. Die Kosten der Er-
ziehung sind vom Vater zu tragen.1)

Bei geünderten Verhältnissen kann das Gericht ohne Rücksicht auf
seine früheren Anordnungen oder die Vereinbarungen der
Ehssegatten die im Interesse der Kinder notwendigen neuen Anordnungen
tre en.

1) Der Vater behält aber die väterliche Gewalt und bleibt gesäglicher
Vertreter des Kindes, auch wenn dieses der Pflege und Erziehung der utter
anvertraut wird.
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Die Ehegatten können die Regelung über Pflege und Erziehung

der Kinder auch einem späteren übereinkommen, eventuell richter-

licher Entscheidung vorbehalten. Versagt das Gericht einer solchen

Vereinbarung der Ehegatten seine Zustimmung und war sie für

das Zustandekommen der Scheidung wesentlich, so zerfällt die

ganze Scheidung (Ehrenzweig). Alle Vereinbarungen, sowohl die

vermögensrechtlichen wie die die Kinder betreffenden, sind un-

widerruflich.

Haben sich die Ehegatten also außergerichtlich über alle wich-

tigen Punkte geeinigt, so können sie sich entweder an ihren Seel-

sorger wenden, damit dieser mit ihnen die vorgeschriebenen drei

Versöhnungsversuche mache; oder sie können sogleich ein Gesuch

bei Gericht anbringen und sich dem (einzigen) Versöhnungsversuche

vor dem Richter unterziehen, je nachdem, was ihnen sympathisches-

ist. Zuständig ist das Bezirksgericht, wo der Ehemann seinen

ordentlichen Wohnsitz hat.

Beispiel: An das Bezirksgericht Margarethen.

Anna Müller, Schneiderin in Krems Nr. 1000,1)
Alois Müller, Malergehilse, Wien, V» Schönbrunnerstraße 111.

Scheidungsgesuch.

Wir haben am 2. Jänner 1928 in Wien in der Psarre St. Ullrich nach
römisch-katholischem Ritus die Ehe geschlossen.

«sl Beweis: Trauschein,2) welcher «,1 beiliegt.

Dieser Ehe ist ein Kind Anna entsprossen.

sj2 Beweis: Tausschein, welcher ss2 beiliegt.

Wir sind entschlossen, uns von Tisch nnd Bett scheiden zu lassen. Wir
haben uns über alle vermögensrechtlichen Fragen nnd auch dahin geeinigt,
daß vorbehaltlich der obervonnundschastlichen Genehmigung unser Kind Anna
bei meiner Gattin bleibe und ich sür das Kind einen monatlichen Unter-
haltsbeitrag, bestehend ans «25 Prozent meines jeweiligen monatlichen Ein-
kommens, bezahle. (Eventuell: Meiner Frau werde ich monatli im vor-
hinein am 2. eines jeden Monats ab .. . 35 Prozent meines jeweiligen
reinen Monatsgehalte-s als Unterhalt bezahlen.)

Wir beantragen daher, uns die einverständliche Scheidung zu bewilligen.

Anna Müller m. p.
Alois Müller rn. p.

War die Bescheinigung des Seelsorgers, daß durch ihn die

Versöhnungsversuche vorgenommen worden sind, dem Scheidungs-

gesuche nicht schon beigelegt, so hat nun das Gericht eine Tag-

1) Die Ehegatten hatten schon einverstandlich den gemeinsamen Wohnsitz
ausge oben-

2) r eine gültige Ehe kann geschieden oder getrennt werden. Daher
muß zunächst das Bestehen und die Gültigkeit der Ehe bewiesen werden.
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fatzung zu ,,einem« Versöhnungsverfuch auszuschreiben. Bei diesem
Versöhnungsversuche müssen beide Ehegatten persönlich erscheinen

(sie können sich nicht durch Anwälte vertreten lassen), weil sie der
Richter persönlich an ihr Treugelöbnis bei der Eheschließung er-
innern muß. Bleibt einer von ihnen aus, gilt das einverständ-
liche Gesuch als zurückgenommen Wohnen sie aber an verschie-
denen Qrten, so kann der Bersöhnungsveriuch auch abgesondert,

mit jedem an seinem Wohnort, vorgenommen werden.

Für frühestens acht Tage nach dem Bersöhnungsversuche wird

eine ,,Scheidungstagsatznng« ausgeschrieben, bei welcher die

Ehegatten nochmals vor« Gericht (persönlich oder jetzt durch einen

Anwalt vertreten) erklären müssen, daß sie »über die Bedingungen

in Absicht auf Vermögen und Unterhalt miteinander einverstanden«
seien. Bis zu diesem Zeitpunkt kann jeder der Gatten noch sein

Einverständnis zurückziehen. Jst diese letzte Erklärung erfolgt,

muß das Gericht, vorbehaltlich der obervormnndschaftlichen Ge-

nehmignng des übereinkommens bezüglich eventueller Kinder, die
angesuchte Scheidung bewilligen.

Il. Die streitige Scheidung beginnt mit einer Klage, die
bei dem Gerichtshose des letzten gemeinsamen Wohnsitzes1) schriftlich

oder zu Protokoll in der Geri tskanzlei eingebracht werden kann.

Trotzdem die nichieinverständli e Scheidung vor einem ,,Gerichts-

hofe« verhandelt wird, besteht kein Anlvaltszwang,2) wie über-

haupt im Eheverfahren in I. Instanz keiner besteht. Die Frau

kann mit der Scheidungsklage auch die Klage auf Unterhalts-

leistung und auf Ordnung aller anderen vermögensrechtlichen 9

Auseinandersetzungen verbinden. Dann ist fiir diese Angelegen-

heiten der Gerichtshof zuständig, bei dem der Ehestreit verhandelt

wird. Wurden die vermögensrechtlichen Auseinandersetznngen aber

nicht mit dem Scheidungsverfahren verbunden, was oft rätlich

ist, gehören sie vor das Bezirksgericht.

Jm Scheidungsverfahren wird sich oft das Bedürfnis geltend

machen, die Gemeinsamkeit des Haushaltes aufzuheben. Die Frau

1) Bestand im Jnland kein gemeinsamer Wohnsitz, kann beim Gerichtshof
des allgemeinen Gerichtsftandes des Klägers, in Ermanglnng auch eines
solchen beim Landesgericht Wien. die Scheidungsllage eingebracht werden.

Scheidungss
fass-hung.

Scheidung
ohne Ein-
verständnis,

1 .
ANYTHIN-
ordnan über
»Werft-herkam
streitigea Ehe-
angelean-

eiten«,
NGBL essj
1897; W 7 n,
4 , do, 76
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2) Trotzdem ist gerade Frauen sowohl als Klägerinnen wie als Bellagten.
im Scheidungsprozeß zu raten, sich der Hilfe eines Anwaltes, nötigenfalls
eines Amicnanivaltes, zu versichcrrr. Es geschieht gerade in Prozessein welche
familienrechtliche Fragen berühren, nur zu leicht, daß Frauen die Nerven
verlieren und übereilte Vergleiche schließen oder daß sie unrichtiges Material
vorbringen und ihre Lage dadurch verschlimmern.
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wird auch noch vor der Ehescheidung bisweilen die Ausmessung
des einstweiligen Unterhaltes brauchen. Sie kann zu diesem
Zwecke Antrag auf Erlafsung einer »einstweiligen Verfügung«
stellen. Jst die Scheidung bereits anhängig, so ist dieser Antrag
beim Gerichtshof einzudringen. Vor Anhängigkeit der Scheidung
(oder wenn die Frau gesondert auf Unterhaltsleistung klagt) ist
das Bezirksgericht des allgemeinen Gerichtsstandes des Beklagten
zuständig (vgl. S. 119, Anm. .1, und S. 130)..

Die Ehescheidungsklage muß ganz genaue Einzelheiten für die
Verfehlungen enthalten, die die Frau dem Manne vorwirft und
sie muß Beweise für ihre Behauptungen anbieten. Zeugen find
zu nennen, allenfalls Korrespondenz vorzulegen; Verwandte soll
man nur namhaft machen, wenn keine anderen Zeugen da sind;
Kinder nur im äußersten Notfall.

Als wichtige Gründe, aus denen auf die Scheidung geklagt
werden kann, gibt das Gesetz beispielsweise an: wenn der Ge-
klagte eines Ehebruches oder eines Verbrecheus schuldig erklärt
worden ist; wenn er den klagenden Ehegatten boshaft verlassen
oder einen unordentlichen Lebenswandel geführt hat, wodurch ein
beträchtlicher Teil des Vermögens des klagenden Gatten oder
die guten Sitten der Familie in Gefahr gebracht wurden; ferner
dem Leben oder der Gesundheit gefährliche Nachstellungenz schwere

Mißhandlungen oder nach dem Verhältnisse der Personen ssehr
empfindliche wiederholte Kränkungen; anhaltende, mit Gefahr der
Ansteckung verbundene Leibesgebrechen.

Dadurch, daß das Gesetz die erwähnten Scheidungsgründe
nur beispielhaft aufzählt, soll angedeutet werden, daß nicht nur
diese Ehescheidungsgründe, sondern« auch andere von ähnlich
großem Gewichte berechtigen, die Scheidung zu verlängert ; deshalb
spricht das Gesetz allgemein von »rechtmäszigen Gründen« zur
Scheidung. Im allgemeinen wird von der Praxis keine allzu strenge
Interpretation dessen, was als rechtmäßig gelten foll, geübt.

Jm einzelnen muß man aber doch fragen, was die einzelnen
Ausdrücke umfassen, was damit gemeint ist, und was die Praxis
darunter versteht.

»Ehebruch« z. B. ist der »normale Beischlas« des Mannes
mit einer andern Frau. Jeder andere sexuelle Verkehr des Mannes

bildet nicht den Ehefcheidungsgrund des Ehebruches.
Allerdings bildet aber nicht nur Ehebruch im engeren Sinne,

sondern auch andere sexuelle Verfehlungen, wie schwere »Ver-
letzungen der ehelichen Treue«, ein »Gschpusi«, wenn es auch nicht
bis zum äußersten gekommen ist, wider-natürliche Veranlagung
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und ihre Betätigung, ein Anstoß crweckender, vertraulicher, wenn-

gleich nicht ehebrecherischer Verkehr mit anderen Frauen, beharr-

liche und unmotivierte Verweigerung der ehelichen Pflicht u. a. m.,

einen Scheidungsgrundz nur eben nicht den Scheidungsgrund

des Ehebruches, sondern den des unordentlichen Lebenswandels

Das macht in der Praxis schon einen größeren Unterschied, als

man es auf den ersten Blick glauben möchte. Denn hat der

Mann einen Ehebruch begangen, kann sich die Frau auf die

erste Tat hin scheiden lassen; hat er sich aber zu einer anderen

Frau nur anstoßerregend zärtlich benommen, so ist ein solches

einmaliges Vorkommnis noch nicht genug, um daraufhin die

Scheidung zu erlangen. Vielmehr müßte daraus eine Art

,,Lebenswandel« werden; er müßte in diesen Verfehlungen Be-

harrlichkeit zeigen, ehe sie einen »rechtmäßigen Grund« zur

Scheidung bilden würden.

Der Ehebruch muß aber nicht etwa vor Einbringung der

Klage durch strafgerichtliches Urteil nachgewiesen sein. Es genügt,

wenn das Verfahren vor dem Zivilgericht ergibt, daß er vor-

gekommen ist. Man kann diesen Beweis auch durch »Geständnis«

des Mannes führen. Der Richter kann dann in freier Beweis-

würdigung entscheiden, ob er diesem Geständnis glaubt oder nicht.

Wurde Ehebruch zwischen zwei Personen vor dem Ableben derselben
gerichtlich (muß nicht strafgerichtlich sein) nachgewiesen, entsteht dadurch
Erbunsähigteit zwischen den beiden.

Verbrechen (nicht etwa Vergehen oder Ubertretuug) bildet

nur dann einen Scheidungsgrund, wenn eine ftrafgerichtliche

Verurteilung erfolgte. Kenntnis schon vorder Verheiratung

begangener Verbrechen schließt das Scheidungsbegehren nicht aus,

wenn der Mann später wiederum ein Verbrechen begangen hat.

Hat ihm aber die Frau vor der Verurteilung diese Tat ver-

ziehen gehabt, so kann sie sich nicht scheiden lassen, weil er dann

»verurteilt« wurde. Die ,,Tat«, nicht die »Verurteilung« ist

Scheidungsgrund.

»Boshaftes Verlassen« liegt vor, wenn der eine Ehegatte

den anderen ohne Nötigung und ohne Einverständnis mit der

Absicht verlassen hat, nicht wieder zu ihm zurückzukehren. Ver-

stoßung oder Verweigerung der Wiederaufnahme der Gattin steht

dem Verlassen gleich. Die Frau hat den Mann nicht »boshaft

verlassen«, wenn ihr zeitweise oder dauernd nicht zugemutet

werden kann, dem Manne zu folgen; und der Mann hat sie

nicht boshaft verlassen, wenn er sie zeitweise oder dauernd nicht

aufnehmen kann. Beim boshaften Verlassen muß die Absicht
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vorliegen, Unrecht zuzufügen. Glaubt die Frau — wenn auch in

einem Rechtsirrtum befangen —, daß ihr die Folgepflicht nicht

zugemutet werden könne, oder weist der Mann im guten Glauben

die Frau aus dem Hause, weil ihm durch ihre Zanksucht, ihren

sittenwidrigen Verkehr u. a. das Zusammenleben unerträglich

gemacht wird: dann ist durch solches Vorgehen auch dann nicht

der Scheidungsgrund des boshaften Verlassens gegeben, wenn

das Gericht späterhin findet, daß diese Ansicht nicht zutrifft.

Vorübergehendes Sichentfernen aus dem ehelichen Haushalt ist

kein Scheidungsgrund. Wenn sich z. B. die Frau ohne Zustim-

mung ihres Mannes zu ihren Eltern auf Besuch begibt und ihm

sogleich mitteilt, daß und wann sie zurückkommen werde, wenn

sie nach einem Streit aus dem Hause läuft nnd erst nach einiger

Zeit wiederkommt oder wenn der Mann insgeheim auf eine

Reise geht oder wenn er einmal im Streite sagt: »Jetzt geh’

ich fort, und du sie tmich nicht mehr wieder«, aber nach kürzerer

Zeit doch wieder ommt: dann ist noch kein »boshaftes« Ver-

lassen gegeben. Denn in der Erregung gesprochene Worte, zumal

zwischen Ehegatten, beweisen allein noch nicht, daß so Gesagtes

wirklich ernstlich gemeint war und nicht nur auf den Ehepartner

einen tieferen Eindruck machen sollte. Hat aber einmal die Ab-

sicht bestanden, nicht wieder zum Ehegatten zurückzukehren, dann

niitzt es nichts, wenn der Schuldige sich später eines Besseren be-

sinnt und wieder Aufnahme in den ehelichen Haushalt sucht. Die

Frau muß ihm diese Aufnahme nicht gewähren.

Unordentlicher Lebenswandel muß entweder einen be-

trächtlichen Teil des Vermögens des klagenden Ehegatten oder

die guten Sitten der Familie gefährden. Leidenschaftliches Börsen-

oder Kartenspiel eines Mannes, wenn dieser nicht etwa berufs-

mäßiger Börsenbesucher ist, bildet einen unordentlichen Lebens-

wandel. Sonst ist es kein Scheidungsgrund, wenn ein Mann

oder eine Frau ihr eigenes Vermögen verschwenden, ohne das

des anderen zu gefährden — wohl aber kann dann der andere

Ehegatte bei Gericht auf Entmündigung antragen.

Ein »unordentlicher Lebenswandel« liegt nicht vor, wenn

jemand einen einmaligen, wenn auch schweren Exzes; begeht. Er

setzt ein dauerndes (habituelles) Verhalten voraus. Er setzt auch

voraus, daß das Verhalten des Ehegatten nicht dem Standes-
üblichen und dem den Vermögensverhältnissen Entsprechenden

gemäß ist. Kartenspiel, Teilnahme an Rennen, Reisen und luxu-

riöse Vergnügungen können bei einem armen Angestellten einen

»unordentlichen Lebenswandel« bilden, während sie bei einem
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reichen Mann es nicht sind. Die ,,Vernachliissigung des Haus-

haltes« wird bei der Frau eines Arbeiters in anderen Ver-

fehlungen bestehen als bei der Frau eines hohen Beamten. Auch

Kindererziehung und Kinderpflege ist nicht gleich. (Jn jedem

Stande kann aber der Mann verlangen, daß die Mutter Pflege
und Erziehung der Kinder persönlich überwache, wenn auch die
reiche Frau sich hierbei bezahlter Hilfskräfte bedienen kann, welche

der armen nicht zur Verfügung stehen — denn dazu ist sie schon
nach dem Gesetze den Kindern gegenüber ausdrücklich verpflichtet.)

Die logische Grenze liegt immer darin, daß die Fran, normale

Verhältnisse, also Gesundheit aller Teilnehmer, regelmäßige Unter-

haltsleistungen des Mannes usw. vorausgesetzt, den standes-

gemäßeu Haushalt in Ordnung zu halten hat. Der Mann wieder

hat ebenso wie die Frau die Pflicht, dafür zu sorgen, daß den

Kindern kein schlechtes Beispiel gegeben werde, daß er durch

seinen Lebenswandel nicht die Standes- und Ehrbegriffe seiner

Gesellschaftsschichte verletze nnd auch nicht die Subsistenzmittel

der Familie gefährde; insbesondere hat die Frau das Recht,

vom Manne den ,,regelmäßigen Unterhalt« zu verlangen. Sorgt

er nicht für die materiellen Bedürfnisse seiner Familie, obgleich

ihm dies möglich wäre, begründet dieses Verhalten »unordent-
lichen Lebenswandel«.

Gesährliche Nachstellnngen sind Handlungen aller Art,

durch welche ein Ehegatte vom anderen in »Gefahr« gebracht

wird. Diese Gefahr braucht nicht gerade einen strafbaren Tat-

bestand zu bilden.

Wenn Frau Müller z. B. gehört hat, man könne einen Men chen mit
großen Mengen Speisesoda vergiten, und nun dieses unschädli e Mittel
ihrem Gatten ins Essen mischt, ist das keine strasbare Handlung, aber ein
Eheseheidungsgrund· Ebenso ist es ein Ehescheidungsgruud, wenn Herr
Müller seine Frau zu einem Spaziergang einlädt, um sie dabei in einen
Abgrund zu stürzen, es dann aber nicht einmal zu einem Versuche kommt,
etwa weil aus dem gewählten Wege kein Abgrund war oder weil Bekannte
sich den Ehegatten anschlossen. Die bloße Drohung, dem andern etwas
»anzutun«, mag sie auch ernstlich gemeint sein, bildet nicht diesen
Scheidungsgrund.

Schwere Mißhandlnngen sind Tätlichkeiten, die wenigstens

körperliche Merkmale hinterlassen haben müssen. Strafgesetzlich zu

ahndende Mißhandlungen bilden regelmäßig einen Scheidungss

grund. Aber auch geringere Mißhandlungen, z. B. ein Ausreißen

der aare, genügen für einen solchen, wenn dadurch auch der

Miß andelte nicht gerade am Körper ,,Schaden« nimmt.

Der Mißhandelnde mußte nur die Absicht haben, sich am anderen zu
vergreifen und ihm ein übel zuzufügen.
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Wenn also Herr Müller in der Trunkenheit aus seine Frau los eEt
und diese ihn ini Abwe rkainpf schlägt, liegt auf ihrer Seite keine Ni
handlung vor· Herr Mti er aber kann sich nicht damit verantworten, daß
er durch diä Volltrunkenheit in einein Zustand der Unzurechnungsfähigkeit
gewesen wäre, denn auch Mißhandlungen durch einen Unzurechnungsfähigen
genügen. Wenn aber Herr Müller seine Frau (weil sie sich an den Kindern
vergreift) an den Händen packt, festhält und ihr dabei unabsichtlich den
Knöchel verrenkt, ist das kein Scheidungsgrund.

Schon eine einzige schwere Mißhandlung kann als Scheidungs-

grund gewertet werden; in anderen Fällen wird eine einzige

Ausschreituiig, zumal wenn sie aus dem ganzen sonstigen Ver-

halten des Ehegatten heraussällh so daß man in ihr nicht den

Ausdruck einer dauernd seindseligen Gesinnung erblicken kann,

nicht als genügend erscheinen, um darauf eine Ehefcheidung zu
griinden.

Niemals aber besitzt einer der Ehegatten .dein anderen gegenüber das
Recht, die körperliche Jntegrititt durch Wort oder Tat anzutasten. Es gibt
kein Recht der ehelichen Zucht zwischen Mann und Frau. Jedes Hand-
anlegen ist eine Verletiung der ehelichen Pflicht der gegenseitigen an-
ständigen Begegnung. Freilich ist nicht jedes »Haiidanlegen« eine strafbare
Handlung. Eine strafbare Handlung liegt dadurch nur dann vor, wenn
der Verletzte am Körper Schaden leidet; ein Ehcscheidungsgrund bei einem
vereinzelten Fall nur dann, wenn es sich dabei um eine schwere Ver-
letzung der ehelichen Pflichten handelt. Aber auch eine leichtere Mißhand-
lniig, die sigz wiederholt, wird als ein Verschulden angesehen, das zur Aus-
lösung der he berechtigt. Man sieht es den Ehxattcn nach, wenn sie im
gerechten Zorn, vom anderen provoziert, sich u chmähnngen hinreiszen
lassen, aber keine Provokation entschuldigt ißhandlungenJ mag Provoi
kation und berechtigter Zorn auch als Mildemngsgmnd erscheinen, so daß
eventuell trotz der Tätlichkeit des Mannes der Richter aus beiderseitiges
Verschulden befinden kann, wenn die Frau etwa zuerst ihn grundlos schwer
beschimpft hat«

Empfindliche, wiederholte Kränkungen setzen eine
seelische Verletzung voraus. Der Ehegatte muß sie empfinden
können. Beschimpfungen, Herabsetzung vor anderen, Ehrenbe-

leidignngen, Kränkungen vor anderen, sie alle gehören hieher.

Bei diesem Scheidungsgrund kommt es nicht so sehr darauf an,

daß eine einmalige schwere Verletzung erfolgt sei, sondern daß

die Verletzungen sich wiederholten. Eine schwere Ehrenbelei-

digung bildet, auch ungerechtfertigt, keinen Ehescheidungsgrund;

hingegen bildet einen solchen andauerndes »Nichtsprechen« mit

dem anderen.

Die grundlose Verweigerung der ehelichen Pflicht bildet den Ehe-
scheidungsgrund der empfindlicgen wiederholten Kränkung; aber sie ist nicht
grundlos, wenn der andere eil die Erfüllung in abnormer Weise oder
abnorin gäusig verlangt. Jin Gegenteil, ein solches Verlangen selbst würde
einen S eidungsgrund bilden·

-
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Anhaltende, mit Gefahr der Ansteckung verbundene

Leibesgebrechen berechtigen zur Scheidung, wenn auch nur

die »Möglichkeit« einer Ansteckung besteht. Aber auch andere

Krankheiten bilden unter Umständen einen Scheidungsgrund, so
z. B. Epilepfiez eine durch Verschulden zugezogene Jmpotenz,

unter Umständen auch unverschuldete immerwährende Jmpotenz;

Wahnsinn bildet regelmäßig keinen Scheidungsgrund, wohl aber

dann, wenn durch ihn der andere Teil gefährdet wird, so daß

ihm die Fortsetzung der Ehe nicht zugemutet werden kann.

Andere schwere Verfehlungen, wie z. B. Diebstahl oder Betrug

eines Gatten an dem anderen, die Auflasfung eines Gewerbes,

können einen Scheidungsgrund bilden.

Die Scheidungsgriinde müssen, wie gesagt, in der Klage an-

geführt werden.

Leibes-
gebrechen.

Verfahren
bei Schei-
dungen ohne

Über diese Klage wird zunächst ein Versöhnungsversuch ange- w RGM
ordnet,1) bei dem der Kläger persönlich erscheinen muß, sonst

gilt die Klage als zurückgenommen Nach dem Versöhnungs-

versuch findet eine »Tagsatzung« statt. Bei dieser wird sich der
Richter bemühen, die Eheleute zu bewegen, sich zu einer ein-

verständlichen Scheidung zu vergleichen, wenn sie sich schon

nicht zu einer Aufrechterhaltung der ehelichen Gemeinschaft ver-

stehen wollen. Er hat diese Bemühungen um Herstellung eines

Einverständnisses durch das ganze Verfahren fortzusetzen (§ 204

Zioilprozeszordnung, § 3 RGBl. 283X1897). Gelingen sie ihm

nicht,b so wird dem Beklagten eine Frist zur Klagebeantwortung

gege en.

Wenn eine der Parteien von der ersten Tagsatzung ausbleibt,
kann die Gegenseite, wenn sie erschienen ist, beantragen, »Ver-

säumuisurteil« zu erlassen. Nur wenn der Ausgebliebene beweisen

kann, daß er durch ein ,,uuvorhergesehenes oder unabwendbares

Ereignis« dringlichster Art am Erscheinen gehindert wurde, kann

er hoffen, daß ihm Wiedereinfetzung in den vorigen Stand

werde bewilligt werden.

Bei einem Vers äumnisurteil — im Eheungiiltigkeitsverfahren

und im Ehetrennnnngsverfahren gibt es kein Versäumnisurteil —

hat der Richter beim Ausbleiben des Beklagten so zu urteilen, als

wäre die Richtigkeit aller Angaben der Klage erwiesen; blieb der

Kläger aus, so hat er die Klage abzuweisen. Unter Umständen

kann man aber dennoch mit Erfolg gegen ein der Klage statt-

» 1) Die Ehegatten können auch statt dessen drei Versöhnungsverfuche vor
Ihrem ,,ordentlichen« Seelforger vornehmen lassen.

9 Beth, Das Recht der Frau. 129
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gebendes Urteil berufen. Wenn der Kläger z. B. Scheidung

verlangt, weil seine Frau nicht tanzen kann, so müßte der Richter

auch dann die Klage abweisen, wenn der Beklagte ausbleibt.

Also in solchem Falle re tsfreundlichen Nat einholen!

Aber auch wenn die tlagebeantwortung nicht innerhalb

der gesetzten Frist eingebracht wird, kann der Kläger Schöpfung

eines Versäumnisurteiles verlangen.

Daher Pünktlichkeit und Aufmerksamkeit!

Während dieser Zeit wird über die Bewilligung des abge-

sonderten Wohnortes und den Alimentationsanspruch, wenn ein

solcher verlangt wurde, verhandelt. Ein einstweiliger abgesonderter

Wohnort wird bewilligt, wenn eine Gefährdung des Ansnchenden

durch den anderen Ehegatten durch Mißhandlnng, ansteckende

Krankheit, Sitten gefährdendes Verhalten u.dgl. vorliegt. Gehört

die Wohnung der Fran, so wird dem Mann ausgetragen, sie zu

verlassen; sonst kann die Frau die Wohnung verlassen und musz

vom Manne außerhalb des ehelichen Domizils aliinentiert

werden. Diese provisorische Verfügung ist, unabhängig von der

Schuldsrage, für die Zeit bis zur Rechtskraft des Urteiles zu erlassen«

Jn der Klagebeantwortung kann der beklagte Teil verschiedene

Standpunkte einnehmen. Er kann, wenn er die Aufrechterhaltung

der Ehe will, die Angaben der Klage bestreiten und beantragen,

die Klage sei abzuweisen; er kann, wenn er mit der Scheidung

einverstanden ist, aber nicht als der schuldige Teil erscheinen

will, die Angaben der Klage bestreiten und einredeweis e vor-

bringen, der Kläger habe sich selbst Ehescheidungsgriinde zu-

schulden kommen lassen, nnd es sei die Scheidung ans dem

alleinigen Verschulden des Klägers auszusprechen; er kann ein-

wenden, daß der Kläger die Ehescheiduugsgründe, welche tat-

sächlich zugegeben werden, verziehen und daher das Recht zur

Scheidungsklage verloren habe; oder, er gebe sein Verschulden zu,

doch sei die Ehe aus beiderseitigem Verschulden zu scheiden, weil

auch der Kläger sich gegen die Ehe vergangen habe; oder er

kann einwenden, Kläger habe sein Verhalten veranlaßt (z. B. den

Ehebruch durch Kuppelei).

Eine solche Verzeihung erscheint nicht schon dadurch gegeben, daß die

Ehe »sortgesetzt« wurde. Eine solche Fortsetzung kann von dem Wunsche
diktiert gewesen sein, zu versuchen, ob nicht eine Besserun des anderen
möglich wäre. Hat sich der Schuldige aber neuerdings Ehes eidungsgründe
zuschnlden kommen lassen, so kann auch ans die früheren, verzichenem wieder
zurückgegrissen werden. Eine ·Präklusivsrist silr Einbringung der Klage
ist na österreichischem Recht nicht gegeben, wohl aber nach burgenländischeni
(sechs onate nach Kenntnisnahme des Scheidungsgmndes).
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Uber Klage und Klagebeantwortung wird dann Beweis er-

hoben und das Bestehen von Ehescheidungsgrüuden kann auch

durch Geständnis der Ehegatten erwiesen werden. Zuletzt wird

mit Urteil ausgesprochen, ob die Ehescheidung bewilligt wird

oder nicht und wer von beiden Teilen oder ob beide Teile oder

ob kein Teil schuldig ist.

Der Anspruch auf Alimentation kann mit der Scheidungsklage Atti-sente-

zugleich oder auch erst später gesondert erhoben werden« Die III-May

Frau kann auch ausdrücklich oder »stillschweigend« auf Alimen- Schelms·

tation verzichten. Aber ein solcher »stillschweigender Verzicht« ist

nicht schon dann anzunehmen, wenn sie nicht sogleich das Ver-

langen nach Bestimmung des Unterhaltes stellt, sondern es muß aus

den Umständen klar hervorgehen, daß sie auf immer verzichten

wollte. Hat sie aber einmal verzichtet, kann sie sich später nicht

eines andern besinnen.

B· Jnsolge ihres eigentümlichen Charakters hebt die Scheidung Lotsen der

uur gewisse Rechte und Pflichten der Ehe auf. WMS

Bei geschiedenen Ehegatten hört die ,,Folgepflicht« der Frau

auf. Damit ist die Frau nicht nur nicht mehr verpflichtet, dem

Manne an seinen Wohnsitz und in seine Wohnung zu folgen,

sondern sie kann von nun an auch einen eigenen »Wohnsitz« im

rechtlichen Sinne begründen, d. h. an anderen Orten, alsan

denen ihr Mann seinen »ordentlichen Gerichtsstand« hat; sie
kann selbständig eine andere Landesbürgerschaft nnd eine andere

Staatsbürgerschast erwerben als jene war, welche ihr Mann ini

Zeitpunkte der Scheidung besaß, wenn sie diese auch bis auf
weiteres behält; von Veränderungen in der Landes- oder Staats-

zugehörigkeit ihres Mannes wird sie nach der Scheidung nicht
betroffen; sie nimmt an Namensänderungen des Mannes nicht —
teil, ob sie nun auf eine Adoption des Mannes oder auf eine

gesetzlich bewilligte Änderung zurückgehen; sie hat nicht mehr

das Recht, Ausnahme in die eheliche Gemeinschaft zu verlangen;

sie hat keine »Schlüsselgewalt«; sie braucht Anordnungen ihres

Mannes nicht mehr Folge zu leisten; Verjährungssristen, ins-

besondere jene, welche Geschenke zwischen Ehegatten betreffen,

eginnen zu laufen u. a. m.

Was nun den Ehemann betrifft, so hört nicht nur das »Leitnngs-

recht«, sondern auch seine »gesetzliche Unterhaltspflicht« auf. Zwar

hftt der schuldige Ehegatte seiner Frau, solange er lebt, den anstän-

digen Unterhalt zu reichen, und die schuldlos geschiedene Frau behält

auch gegen die Verlassenschaft des Ehegatten den Anspruch aus
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den Unterhalt. Aber nur deswegen, weil es entweder in einer

Vereinbarung mit dem Ehegatten (bei einverstandlicher Scheidung)
so geordnet wurde oder weil der Richter im Sinne des Gesetzes
die Verpflichtun des Ehegatten erst prinzipiell und dann auch
der Höhe nach feststellte

Gefchiedene Ehegatten sind einander nicht zur Beiftandsleiftung

verpflichtet. Arbeitet die geschiedene Frau im Geschäfte ihres
Mannes weiter, so kann sie Gehalt verlangen, respektive wird
angenommen, daß ihr der ortsübliche Gehalt (Lohn) zukomme.
Die Vertretungspflicht des Mannes hört auf. Er behält auch
nicht mehr das Recht, das freie Vermögen feiner Frau zu ver-
walten; es besteht keine »Vermutung« mehr zu seinen Gunsten.
Er hat — ganz unabhängig davon, wer als der schuldige Teil
erklärt wurde —- das ihm zur Verwaltung überlassene freie Ver-
mögen herauszugeben und vom Tage derRechtskrast des Scheidungs-
erkenntnisses an über dessen Einkünfte wie jeder andere Ver-
walter Rechenschaft zu legen.

Es verbleibt aber, wie oben ausgeführt, das »Eheband«.
Daraus folgt, daß bloß ,,geschiedene« Ehegatten sich mit anderen

Personen nicht wieder verehelicheu dürfen. Hingegen dürfen sie
ohne weitere Zeremonie (insbesondere ohne ueuerliche Trauung)
das eheliche Zusammenleben miteinander wieder aufnehmen;

allerdings ist ordnungshalber diese Versöhnung dem Gerichte
(dem für die S eidung zuständig gewesenen Gerichtshof l. Instanz)
anzuzeigen. Jnolgedessen behält auch die schuldlos geschiedene
Gattin den Pensionsanspruch nach ihrem Manne, das gesetzliche
Erbrecht, Anspruch auf Unterhalt gegenüber den Erben; sie gilt
der Krankenversicherung gegenüber als »Angehörige«. Anspruch
auf Mutterhilfe, Stillprämie usw. hat sie aber nur, wenn sie

« binnen 300 Tagen nach Rechtskraft des Scheidungsurteiles ein
Kind bekommt·

Es kann gar nicht dringend genug empfohlen werden, die Ordnungs-
vorschrist der Anzeige der Wiedervereiuigung an das Gericht zu
befolgen. Denn durch die Wiedervereinigung erlöschen alle Maßnahmen des
Scheiduugsprozesses (Ausmessung des Unterhaltes, Bestimmungen über Pflege
und Erziehung der Kinder u. a.). Durch die »rechtswirksame Wieder-
vereinigung« erhält die geschiedene Frau wieder die Landesbürgerschast
ihres Mannes.

Wird nachgewiesen, daß der Erzeuger eines von einer geschiedenen Frau
(aueh nach dem 300. Tage nach der Scheidung) geborenen Kindes der Ehe-
mann ist, so gilt dieses Kind als ,,ehelich«.

Besteht auch die Treuepflicht noch weiter? Bis vor einigen
Jahren hat Praxis und Lehre diese Frage bejaht. Als eine
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geschiedene akatholische Frau einen Ehebruch beging, wurde

daraufhin die Ehe aus ihrem, so nach der Scheidung begangeneu

Verschulden getrennt. Jn letzter Zeit wurde die Praxis schwankend.

Es kam vor, daß die Strafgerichte Ehebriiche der geschiedenen

Ehegatten nicht verfolgbar erklärten. Hingegen entschied der

Oberste Gerichtshof, daß die Unterhaltspslicht des Ehegatten

ruhe, solange die geschiedene Frau mit einem Lebensgefährten

in Gemeinschaft lebt. Aber sie verliert diesen Anspruch nicht

deshalb, weil jetzt ein anderer für ihren Lebensunterhalt aufzu-

kommen hat, wie es der Fall wäre, wenn sie eine zweite Ehe

schließen würde, sondern sie verliert ihn, weil (uud wohl auch

so lange?) »sie sich ihre Lebensführung auf eine Art und Weise

einrichtet, daß ihr Verhalten bei vollem Bestande der Ehe einen

Ehescheiduugsgrund bilden würde, der sie des Unterhaltsan-

spruches gegen ihren Ehegatten verlustig werden ließe« (Ent-

scheidung vom 13. April 1926, SZ. VIIIX117).

Die vermögensrechtlichen Folgen der Scheidung sind

verschieden, je nachdem, wie die Verschuldensfrage entschieden

wurde. Deshalb muß auch der Ausspruch darüber in das Urteil

aufgenommen werden.

Wurde die Ehe aus dem alleinigen Verschulden des

Mannes geschieden, so kann die Frau, je nachdem, was für sie

günstiger ist, verlangen, daß die Ehepakte aufgehoben werden oder

aufrecht bleiben. Werden sie aufgehoben, so ist das Vermögen in

den früheren Stand zurückzuversetzen, soweit es noch da ist. Hat

der Mann ein eiratsgut empfangen, so muß er es zurückstellen.

Die Frau verliert damit aber auch den Anspruch auf eine

etwa ausbedungenen Widerlage oder den Witwengehalt. Uber

die bezogenen Nutzungen braucht der Mann keine Rechenschaft

abzulegen. Für Aufwendungen, die er — über die Erträgnisse

des Frauengutes hinaus —« aus seinem eigenen Vermögen

zur Verbesserung und Wertvermehrung an das Franengut

gewendet hat, kann er Ersatz verlangen, muß dann aber auch

Rechnung legen. Bestand Gütergemeinschaft, so ist nicht etwa

nun das bisher gemeinsame Vermögen zu teilen. Dann könnte

ja der ärmere Teil die Ehescheidung durch sein Verschulden

provozierem um bei Aufhebung der Ehepakte einen Teil des

Vermögens des schuldlosen Gatten davouzutragenl Vielmehr

erhält jeder Teil das von ihm in die Gemeinsamkeit Eingebrachte

zurück und nur der inzwischen entstandene Gewinn oder Verlust

wird gleichmäßig geteilt. Die Befugnis des Mannes, das freie

Vermögen seiner Frau zu verwalten, ist erloschen; Verwaltungs-
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handlungen, die er nach der Scheidung unternimmt, sind wirkungs-

los. Außerdem kann die schuldlose Frau —- trotzdem es im§ 1264

ABGB. heißt: »Ist ein Teil schuldlos, so steht demselben frei,

die Fortsetzung oder Aufhebung der Ehepakte oder, nach Um-

ständen, den angemessenen Unterhalt zn verlangen« — den

anständigen Unterhalt bis zu ihrem Tode oder bis zu ihrer

Wiederverheiratung verlangen. Mit dem Tode des zur Unter-

haltsleistung verpflichteten Mannes erlischt dieser ihr Anspruch.

Aber sie kann,wie jede andere Witwe, ihren Anspruch auf anständigen

Unterhalt gegen die Verlassenschaft des Mannes geltend machen·

Faktisch wird dies nicht ganz auf das gleiche herauskommen. Denn

zu Lebzeiten des Mannes war regelmäßig mit größeren Einnahmen

aus seiner Arbeitstätigkeit zu rechnen. Dieser Grundlage ent-

sprechend wurde die Alimentation ansgemessen. Nach seinem

Tode ist das vorhandene Nachlaßvermögen die Basis. Dieses

kann bei einem Manne von hohem persönlichem Einkommen sehr

gering sein. Aber er kann es nicht durch Einsetzung anderer

Personen als Erben oder durch Legate so verringeru, daß er

die Rechte der Frau auf Unterhalt hinfällig macht. Jhr Recht

·ist vielmehr das Recht eines ,,Gläubigers« an den Nachlaß, ein

Recht, das vor den Rechten der Erben oder Legatare zu

befriedigen ist; nur die Rechte erziehungsbediirftiger oder

nuversorgter Kinder konknrriereu mit den ihren.

Die schuldlose Frau genießt die Vorteile der Pflichtversichernng des
Mannes; sie ist erbberechtigt, während der schuldige Teil sein gesetzliches
Erbrecht verliert; sie ist witwenbezngsberechtigt.

Schwierig ist die Wohnungsfrage. Selbstverständlich umfaßt

der Anspruch auf Gewährung des anständigen Unterhaltes auch

den Anspruch auf angemessene Befriedigung des Wohn-

bedarfes. Diese Befriedigung kann nun aber in der Regel

nicht dadurch verlangt werden, daß die geschiedeue Gattin nun

auch weiterhin in der ehelichen Wohnung zu verbleiben habe.

Sie war (nicht als Mieterin und nicht als Unterinieterin, sondern)

auf Grund ihrer ehelichen Rechte in der ehelichen Wohnung

gewesen — und eben diese ehelichen Rechte werden durch die

Scheidung beendigt. Sie müßte also ohne »Titel« dort ver-

bleiben. Auf der anderen Seite ist der Mann bei der derzeitigen

Wohnungsnot und Wirtschaftskrise häufig nicht in der Lage,

seine geschiedene Gattin so hoch zu alimentieren, daß sie sich

eine angemessene Befriedigung ihres Wohnungsbediirfuisses hiedurch
verschaffen könnte. Mit Rücksicht auf diese Zwangslage hat nun

der Oberste Gerichtshof in einigen Entscheidungen (ausnahms-
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weise) verfügt, daß die Frau auch nach der Scheidung noch

für einige Zeit in der Wohnung ihres Mannes verbleiben dürfe.

Diese Entscheidungen dürfen aber nicht verallgemeinert werden. Es wåre
gefä rlich, wollten sich Frauen, die eine Ehescheidung erwägen, der Frage
vers ließen, daß sie dadurch ihr Heim verlieren, wenn die Wohnung ihrem
Manne gehört-

Gehört die Wohnung der Frau, muß der Mann ausziehen.

Wurde im Scheidungsurteil ausgesprochen, daß die Frau der

allein schuldige Teil sei (der Mann schuldlos), hat die Frau

keinen weiteren Anspruch auf Aliniente. Der Mann kann aber

keineswegs verlangen, daß sie die bis zum Augenblicke der Rechts-

kraft des Urteiles bezogenen Unterhaltsbeträge zuriickstelle oder

ihm vergüte. Ob die Ehepakten aufzuheben seien oder weiter

bestehen sollen, bestimmt in diesem Falle der Mann. Er kann

also allenfalls verlangen, daß er im Genusse des Heiratsgntes

bleibe. Doch verbleibt dann auch der Frau alles, was in den

Ehepakten zu ihren Gunsten ausgemacht wurde.

Die aus ihrem Verschulden geschiedene Frau verliert die Rechte

als mittelbar Versicherte aus dem Pflichtversicherungsverhältnis

des Mannes (§ 3X2, Z. 1, AugVG. 1928, VGBl. 232X1928;

§ 3X2, Z 1, BKVG. 1928, BGBL 293X1928z §9:r AKVG.,

BGBL 117X1929). Heiratet ein unmittelbar Versicherten der

im Scheidnngsurteil als schuldlos erklärt worden war, neuer-

dings (Dispensehe), so genießt die Dispensehegattiu die Vorteile

einer ,,Angehörigen«. Die aus ihrem Verschulden geschiedene

Ehegattin hat keinen Anspruch auf Witweurente aus einer

Pensions- oder Unfallversicherung des Gatten. Sie hat kein

gesetzliches Erbrecht, keinen Anspruch auf das gesetzliche Voraus-

vermächtnis (§ 759 ABGB.), keinen Anspruch auf eine Witwen-

pension, wenn ihr Gatte im öffentlichen Dienste stand.

Inwiefern die Schuld an der Scheidung bei der Entscheidung des Vor-
mnndschaftsgerichtes über die Überlassung der Pflege und Erziehung der
Kinder an die Mutter ins Gewicht fallen wird, läßt sich nicht allgemein
vorherfagen. Das Vormundschastsgericht soll sich bei seinen Erwägungen
von der Rücksicht auf die Interessen der Kinder leiten lassen. Wenn es
dabei auf die Ursachen der Scheidung zurückgeht, so nur im Zusammenhang
mit der allgemeinen Berücksichtigung von Beruf, Persönlichkeit und Eigen-
schasteu der Ehegatten. Zeigt sich aber, daß die Ursache der Scheidung ein
unsittliches und das Wohl des Kindes gesährdendes Verhalten des einen
Teiles war, so wird dies wohl auf die Entscheidung des Pflegschastsgerichts
Eindruck machen. Auf der andern Seite wird auch ins Gewicht fallen, ob
der Vater das Kind alimeutieren würde, wenn es nicht in seiner Verpslegung
wäre, und ob die Mutter in einein solchen Falle es allein versorgen könnte.
Jn einem Falle wurde das Kind dem Vater überlassen, obgleich dieser als
an einer Geisteskrankheit leidender, zu Gewalttätigkeiten geneigter Mann,
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der schon am Steinhos untergebracht war, erwiesen war, nur weil man
befürchtete, die Alimentation des Kindes werde sonst nicht gesichert sein.
Hier spielen also sehr viele Faktoren mit.

Jedem Teil verbleibt auf alle Fälle sein Eigentum, auch

wenn er es in die eheliche Gemeinschaft eingebracht hätte.

Eigentum der Frau ist alles, was sie in die Ehe mitbrachte,

alles, was sie in der Ehe aus ihrem Arbeitsverdienst oder

sonstigem Einkommen anschaffte,1) alles, was ihr geschenkt wurde

oder sie geerbt hat, alles, was ihr ihr Mann tatsächlich oder,

wenn er es ihr nicht einhändigte, durch Notariatsakt geschenkt hat,2)

und alles, was sie sonst erworben hat. Selbstverständlich ihr

ganzes freies Vermögen, ob es nun während der Ehe der Ver-

waltung des Mannes überlassen war oder nicht.

Sind beide Teile für schuldig oder beide Teile für schuldlos

erklärt worden, so können beide die Aufhebung der Ehepakte

verlangen. Diese bleiben also nur aufrecht, wenn beide Gatten es

wünschen. Beide Gatten haben keine weiteren materiellen Ansprüche

gegeneinander. Jeder-Ehegatte kann nach Scheidung der Ehe

aus beiderseitigem Verschulden Schenknngen, die er dem andern

Teil während der Brautzeit machte, selbstverständlich auch jene,

welche während der Ehe gegeben wurden, wegen groben

Undanks (z. B. Ehebruch) widerrufen (SZ. Dcx89).

Eine aus beiderseitigem Verschulden geschiedene Gattin kann

aber doch um Bewilligung eines Unterhaltes ansuchen. Es bleibt

dem Richter überlassen, ob er »mit Berücksichtigung aller Ver-

hältnisse und der für sie sprechenden Billigkeitsgründe«

(nicht Rechtsgriinde) den Mann zur Verabreichung des an-
ständigen Unterhaltes verhalten wolle.

§ 19. Trennung der Ehe-

Trennung der Ehe ist ihre vollständige Auflösung

dem Bande nach. Eine Ehe, bei welcher zur Zeit der Ehe-

schließung auch nur ein Teil der katholischen Religion angehörte,

kann in Osterreich nur durch Tod oder Todeserklärung getrennt

1) Im Verhältnisse der Ehegatten untereinander gibt es nicht die der
Frau so gefährliche Vermutun , daß aller Erwerb vom Manne herrühre.
Hier th es überhaupt keine Zumutung

'-’) nch Schenkungen zwischen Ehegatten können wegen groben Undanks
widerrusen werden· Unter »grobem Undank wird eine Verletzung am Leibe,
an Ehre, an Freiheit oder am Vermögen verstanden«, welche einen straf-
baren Tatbestand bildet (§ 948 ABGB.), wenn sie zugleich Zeichen ciner
undankbaren »Gesinnung« ist, was nicht etwa jede im Zorn ausgesprochene
Ehrenbeleidigung sein muß.
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werden. Ebenso kann jener Eheteil, der später katholisch wurde,

nicht die Trennung seiner Ehe verlangen, solange er noch der

katholischen Kirche angehört — es sei denn, daß es sich um eine

»Judenehe« handelt. Der andere Teil bleibt in seinen Rechten

unbeeinträchtigt. Sind beide Teile während ihrer Ehe zu einer

anderen Konsession iibcrgetreten, gilt für sie das Recht der Kon-

fession, der sie zur Zeit der Trennung angehören. Jin Burgen-

lande allerdings kann aus den gesetzlichen Gründen die Trennung

der Ehe ohne Unterschied der Konfession von jedermann verlangt

werden. Burgenländisches Recht ist bei Beurteilung der Trennbar-

keit oder Scheidbarkeit einer Ehe anzuwenden, wenn der Ehe-

mann zur Zeit der Ehesehliefzung bnrgenläudischer Landesbürger

war und diese Landesbürgerschaft schon vor dem 29. August 1929

oder (wanu immer) durch Geburt erworben hatte (§ 9-2, BGBl.

135X1922z § 10, BGBl. 316X1922).

Jn Osterreich ist weiters zu unterscheiden zwischen Ehen von

»nichtkatholischen christlichen Religionsverwandten«, denen die

Ehen von Mohammedanern, Anglikanern, Konfessionslosen nnd

anderen nichtkatholischen Konfessionen gleichgestellt werden, und

den »Judenehen«. .

Für nichtkatholisehe christliche Religionsverwandte zählt das Trennung

Gesetz taxativ die Gründe auf, aus denen ihnen gestattet ist, ZNJMM

ohne Einverständnis des anderen Teiles die Trennung der Ehe III-IF

zu fordern. Solche Gründe sind: wenn der Ehegatte sich eines verwandter-

Ehebruches oder eines Verbrechens, welches die Verurteilung zu

einer wenigstens fünfjährigen Kerkerstrase nach sich gezogen,

schuldig macht; wenn ein Ehegatte den anderen boshaft verlassen

und, falls sein Aufenthaltsort unbekannt ist, auf öffentliche ge-

richtliche Vorladung innerhalb eines Jahres nicht erschienen ist;

dem Leben oder der Gesundheit gefährliche Nachstellungenz

wiederholte schwere Mißhandlnngen.

Die Gründe, aus denen die Trennung der Ehe gefordert

werden kann, sind ähnlich jenen, aus welchen die Scheidung der

Ehe verlangt werden kann. Nur wird in allen Fällen ein stren-

gerer Maßstab angelegt. Ehebruch, nicht auch schon Verletzung

der ehelichen Treue, ist erforderlich. Vor kurzer Zeit allerdings

hat der Oberste Gerichtshof eine schwere, strafbare, sittliche Ver-

fehlung dein Ehebruche gleichgestellt und die Trennung der Ehe

daraufhin ausgesprochen — ein sehr begrüßenswertes Urteil,

denn Schändung von Kindern verletzt noch tiefer das Gefiige der

Ehe als normaler Beischlaf. Nicht jedes Verbrechen, sondern

nur ein besonders schweres berechtigt zur Auslösung. Bei boshaftecn
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Verlassen muß eine gerichtliche Ladung öffentlich durch ein Jahr

erfolgen, wenn der Ehegatte unbekannten Aufenthaltes ist, ehe

das Urteil erfließen kann. Die zugefügten Mißhandlungen müssen

auch wenn jede an sich ,,schwer« ist, wiederholt worden sein-

Besonders eigenartig ist» die Rechtslage, wenn die beiden

Ehegatten sich in dem Wunsche nach Auflösung der Ehe einig

sind. (Dieser gemeinsame Wunsch ist bei der Scheidung maßgebend ;

das Gericht darf seine Gründe nicht zu erforschen trachten.) Bei

der Trennung fällt er (auch) schwer ins Gewicht, aber ausschlag-

gebend ist er allein noch nicht; vielmehr muß nachgewiesen

werden, daß er auf eine »unüberwindliche« Abneigung zurückgehe.

Dieser Nachweis muß also zweierlei umfassen: die Abneigung

und daß sie unüberwindlich sei. ’

Die Abneigung wird sich folgern lassen aus objektiven Merk-

malen, wie Zwistigkeiten zwischen den Ehegatten, Beschimpfungen,

langjährige Entfremdung (nicht sprechen, nicht verkehren, getrennt

leben), aber auch aus Gründen im beiderseitigen Charakter-, die

ein harmonisches Zufammenleben erschweren. Wenn der eine

Ehegatte lebenslustig, der andere von melancholisch-mystischer

Veranlagung ist, wird es dem Gericht einleuchten, daß hier aus

der Verschiedenheit der Lebensanschauungen ein Konflikt ent-

springen muß, ohne daß man dem einen oder andern Teil ein

»Verschulden« beimessen könnte. Aber der Konflikt muß tief-

gehend sein und es muß die Hoffnung verschwunden sein, daß

eine Wiederannäherung der Ehegatten möglich wäre. Daher muß

in einem solchen Falle »die Trennung der Ehe nicht sogleich

verwilligt, sondern erst eine Scheidung von Tisch und Bett,

u. zw. nach Beschaffenheit der Umstände auch zu wiederholten

Malen«, versucht werden.

WITH-»ein Das Verfahren bei einer nicht einverständlichen Trennung

Magd-; wird durch eine Klage des einen Eheteiles eingeleitet, in welcher

IF 723393332 genau die Umstände anzuführen sind, welche einen Ehetrennungs-

« grund bilden, selbstverständlich mit allen Beweisen. Zuständig ist

der Gerichtshof erster Instanz jenes Ortes, an welchem die Ehe-

gatten ihren letzten gemeinsamen Wohnsitz hatten. Sind die

Ehegatten österreichische Staatsbiirger, hatten aber im Jnlande

niemals einen gemeinsamen Wohnsitz, ist die Klage entweder

bei dem allgemeinen Gerichtsstande des Klägers (also au
f ein em Wohnsitz, nicht an dem des Beklagten) einzubringen —
während sonst gilt, daß die Klage bei dem Gerichtsstand des

Klägers einzubriugen ist. — Hat auch der Klüger keinen Wohnsitz
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im Jnlande, kann er die Klage auf Trennung (Scheidung, Un-

gültigkeitserklärung) der Ehe beim Laudesgerichte in Wien

als Hilfsgerichtsstande einbringen. Über diese Klage wird ein

,,Verteidiger des Ehebandes« bestellt und dem Veklagten

(bei der ersten Tagsatzung) eine Klagebeantwortung ausgetragen.

Jn dieser Klagebeantwornmg kann nun entweder die Stich-

haltigkeit der angeführten Ehetrennungsgründe bestritten werden;

oder es kann gleichzeitig angeführt werden, daß der klagende

Teil seinerseits sich eines Ehetrennungsgrimdes schuldig gemacht

habe, so daß die Trennung der Ehe aus dem Verschulden des

klagenden Teiles erfolgen solle; oder es kann auf geteiltes Ver-

schulden plädiert werden; oder es wird eingewendet, daß der

klagende Teil aus die Ehetrennnngsgründe verzichtet, bzw. sie ver-

ziehen habe.

Die Trennung der Ehe kann nur verlangen, wer schuldlos

ist und wer ein Verschulden des anderen geltend macht, das er

noch nicht ,,verziehen'« hat. Es kann also der Ehemann nur

klagen, wenn er der Gattin vorwirft, daß sie ihn boshaft ver-

lassen habe. Hat er die Frau aus noch so triftigen Gründen,

wenn sie nur keine Ehetrennungsgründe sind, verlassen, z. B.

wegen Zanksucht, so kann er die Trennung nicht verlangen. Hat

der Verletzte seine Verzeihung ausgesprochen —- oder hat er eine

Klage, auf diesen Grund gestützt, eingebracht und dann zurück-

gezogeu, womit er aus Geltendmachung dieses Trennungsgrundes

»verzichtete«, so kann er diesen Treunungsgrund nicht mehr

geltend machen. Anders ist es, wenn nachher ein nenerlicher

Trennungsgrund gesetzt wird. Man kann bei Gericht nicht etwa

kompensativ einwenden, daß der andere Teil auch einen Trennungs-

grund gesetzt habe, daß man also gewissermaßen zu seinem Vor-

gehen berechtigt gewesen wäre. Allerdings fällt ein solches Ver-

halten des Klägers schwer ins Gewicht, selbst wenn sein Ver-

halten durch Verzeihung oder Verzicht getilgt erscheint. Aber

eine »Kompensation« der Ehetrennungsgründe gibt es nicht.

Sind beide Teile schuldig geworden, wird das Gericht eben, von

wem immer die Klage ausgegangen ist, die Trennung aus beider-

seitigem Verschulden aussprechen (ebenso wie bei einer

Scheidung).

Die behaupteten Tatsachen sind vom Gerichte vouAints wegen

auf ihre objektive Richtigkeit zu untersuchen. Das Gericht kann

seine Wahrheitsforschung auch auf Tatsachen ausdehnen, von

denen es nicht aus den Anträgen der Parteien Kenntnis er-

Hielt — und Beweise erheben, ohne daß es dazu eines Antrages
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der Parteien bedürfte. Das Gericht kann aber auch die Parteien

vernehmen — und ihre Aussage nach freiem Ermessen werten.

Nach durchgefiihrter Streitverhandlung ist das Urteil zu fällen,

in welchem auszusprechen ist, wen das Verschulden an der Ehe-

trennung trifft. Ein Vergleich ist im Ehetrennungsprozeß nicht

möglich, soweit die personenrechtlichen Fragen reichen. Das Ge-

richt soll aber nach Tunlichkeit versuchen, einen Vergleich über

alle vermögensrechtlichen Streitigkeiten und auch über die Ver-

pflegung und Versorgung der Kinder herbeizuführen.

Gegen ein Urteil erster Instanz muß der Ehebandverteidiger

Berufung an das Oberlandesgericht einlegen. Zu einer Revisions-

erhebung ist er nicht verpflichtet.

kreist-Form b) Bei einverständlicher Trennung wird das Verfahren

stets-ZEIT in der Regel durch ein von beiden Ehegatten gefertigtes Gesuch

TMWO eingeleitet. (Zuständigkeit ist dieselbe, wie bei einer nicht einver-

stäudlichen Trennung.)

Der Oberste Gerichtshof hat in letzter ·Zeit entschieden, daß eine in
einem gerichtlichen Vergleich eingegangene Verpflichtung, ein einverständ-
liches Trennungsgesuch einzudringen, bindend sei, und daß der eine Teil
allein das Gesuch einbringen könne, wenn der andere sich nachträglich weigere.

Uber dieses Gesuch wird ebenfalls ein Ehebandverteidiger be-

stellt und eine Verhandlung angeordnet, in welcher die Beweise

fiir die uniiberwindliche gegenseitige Abneigung zu erheben sind.

Beim Urteil entfällt der Ausspruch über die Schuld aber nicht.

Judex-iden- 2. Judenehen werden grundsätzlich nur ,,niit wechsel-

iisluezølå seitiger freier Einwilligung« der Ehegatten getrennt. Die

Frau kann sich von ihrem Manne wider seinen Willen nicht

trennen lassen, er mag ihr welches Leid immer zufügen; der
Mann kann nur dann die Trennung von seiner Frau erlangen,

wenn sie» einen Ehebruch begangen hat.

Bei der einverständlichen Trennung haben die beiden Ehe-

gatten vor dem ordnungsmäßig bestellten Rabbiner am Wohnsitz

des Ehemannes Versöhnungsversuche vornehmen zu lassen. Der

Rabbiner hat den Ehegatten ein Zeugnis auszustellen, daß die

von ihm ordnungsmäßig vorgenommenen Versöhnungsversuche

erfolglos geblieben waren. Sodann hat das Gericht sie zu

hören und zu erforschen, ob noch ,,einige Hoffnung« auf Wieder-

vereinigung vorhanden sei. In einem solchen Falle kann das

Gericht das Gefuch der Ehegatten auf einige Monate zurück-

weisen. Während dieser Zeit kann noch jeder Ehegatte seine
Einwilligung zurückziehen. Jm Gegenteil, es obliegt dem Gerichte,
zu erforschen, ob die Einwilligung in die Trennung auch »frei«
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erfolgt war. Bei der Verhandlung vor dem Gerichte müssen die

Parteien persönlich erscheinen nnd vor dem Richter abermals

(zum drittenmal) ihr Einverständnis erklären. Der Richter

kann sodann sogleich die übergabe des »Scheidebriefes« ge-

statten. Es kommt aber nicht darauf an, ob diese symbolische

Handlung vollzogen wurde, sondern, wenigstens steht Lenhoff

ans diesem Standpunkte, die Ehe ist durch den Beschluß des

Gerichtes aufgelöst, mit welchem dem Manne gestattet wird, seiner

Frau den Scheidebrief einzuhändigem Mit diesem Beschlusse ist

die Ehetreunung perfekt geworden. Kein Teil kann jetzt mehr

zurücktreten. ,

Verlangt der Mann die Ehetrennung wegen eines Ehebruches

der Frau, hat er eine Klage auf Ehetrennung gegen sie ein-

zubringen. (Kein Anwaltszwang in diesem Verfahren; aber die

Klage kann doch nicht zn Protokoll gegeben werden.) Lenhoff

steht aus dem Standpunkt, der sicherlich dem Sinne des Gesetzes

am besten gerecht wird, daß auch hier durch das Urteil, das

nach Untersuchung der vorgebrachten Tatsachen die Trennung

aus Verschulden der Gattin ausspreche, die Ehe aufgelöst wird

und die nachherige übergabe des Trennungsbriefes durch den

Ehegatten nur ein symbolischer Akt sei, der nicht rechtsbildeud

wirke. Die herrschende Praxis ist vielfach anderer Meinung.

Z. Mit der Ehetrennung haben alle aus dem Wesen der Ehe Jota-u ver

entspringenden gegenseitigen Verpflichtungen ein Ende. Es besteht JZFZJM

keine Ehe mehr, folglich auch keine Unterhalts-, keine Treuepslicht, WEB-

keine Ehepakte, kein Erbvertrag, soweit nicht das Gesetz ein

anderes vorsieht.

Jst also bei einer einverständlichen Trennung nicht vor Fällung

des Urteiles über die Versorgung der Frau ein Vertrag zu-

stande gekommen, kann sie nachträglich nichts mehr verlangen.

(Lenhoff meint, daß dies für Judenehen nicht gelte-) Die Art,

wie das Erlöschen der Ehepakte sich bei Gütergemeinschaft aus-

wirkt, wurde oben auseinandergesetzt.

Anders ist es, wenn die Ehe wegen Verschuldens eines der beiden

Ehegatten getrennt wurde. Jn einem solchen Falle gebührt dem

schuldlosen Ehegatten ,,volle Genugtuung«, der Frau also

bis zu ihrer Wiederverheiratung der anständige Unterhalt und

daneben alles, was in den Ehepakten für den Fall des Todes

zu ihren Gunsten bedungen ist, also Widerlage und Witwen-

gehalt, zugleich die Herausgabe ihres Heiratsgutes. »Das Ver-

mögen, worüber eine Gütergemeinschaft bestanden hat, wird wie bei
dem Tode geteilt, und das Recht aus einem Erbvertrag bleibt
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Burgen-
liind sehes
Recht.

dem Schuldlosen auf den Todesfall gewahrt« (§ 1266 ABGB.).
Die gesetzliche Erbfolge kann ein getrennter-, obgleich schuldloser

Ehegatte nicht ansprcchen. Die getrennte Gattin ist keine Ange-

hörige im Sinne der Versicherungsgesetze; sie hat keinen Pen-

siousanspruch.

Z. Ehetrennungsgründe nach burgenländischem Rechte sind:

Ehebruch oder Unzucht wider die Natur oder (bewußte) Bigamie;

boshaftes Verlassen, wenn n) binnen sechs Monaten der Ver-

lassene einen Beschluß auf Wiederaufnahme des gemeinsamen

Lebens erwirkt und der Verpflichtete diesem Beschluß nicht nach-

kommt oder b) wenn er, unbekannten Aufenthaltes, einer öffentlichen

Aufforderung zur Rückkehr nicht nachkommt; gefährliche Nach-

stellungen; schwere Mißhandlungenz Verurteilung zu einer min-

destens fünfjährigen Kerkerstrafe. Bei Vorliegen einer allgemeinen

schweren Zerrüttung kann der Richter die Ehe auch trennen,

wenn der Schuldige in anderer Hinsicht die Pflichten der Ehe

schwer verletzte, wenn er ein zur Familie des Ehegenossen ge-

hörendes Kind zur Begehung einer strafbareu Handlung oder

zum unmoralischen Lebenswandel veranlaßte oder zu veranlassen

trachtete, einen unmoralischen Lebenswandel führt, nach Schließung

der Ehe zu einer Kerkerstrafe von weniger als fünf Jahren oder

wegen eines aus Gewinnsucht begangenen Vergehens oder einer

Übertretung zu strengem Arrest verurteilt wurde.

Außer bei dem Trennungsgrund des boshaften Verlassens ist

hier die Trennungsklage aber nur innerhalb von sechs Mo-

naten anzubringen, nachdem der Verletzte von der strafbaren

Handlung erfuhr oder im Falle strafgerichtlicher Verurteilung das

Urteil zu seiner Kenntnis gelangte. (Das österreichische Recht

kennt keine Fristen, innerhalb welcher Trennungsgründe geltend

gemacht werden müssen, solange nur nicht Verzeihung anzu-

nehmen ist.)

Die schuldlose Frau kann von ihrem Manne die anständige

Alimentation verlangen, insofern fiir einen derartigen Unterhalt

das Einkommen der Frau ungenügend ist. Der schuldige Teil

hat alle Geschenke dem schuldlosen zurückzustellen. Schenkungs-

versprechen verlieren ihre Gültigkeit. Die geschiedene schuldige

Frau kann nicht den Namen ihres Gatten führen. Die nicht-

schuldige Frau kann jedoch den Namen ihres Mannes auch nach

Lösung der Ehe beibehalten; sie muß diesen ihren Willen aber

im Prozeß zum Ausdruck gebracht haben und der Richter muß

dieses Recht der Frau in dem die Lösung der Ehe aussprechen-

den Urteil ersichtlich machen.
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Das burgenländische Gesetz hat« sich die Unterscheidung von

absoluten und relativen Ehetrenuungsgriinden zu eigen gemacht.

Bei relativen Ehescheidungsgründen (§ 80) hat der Richter stets

(für nicht weniger als sechs Monate nnd nicht mehr als ein Jahr)

zunächst die Trennung von Tisch und Bett auzuordneu. Wurde

wegen Ehebruchs, Unzucht wider die Natur, gefährlicher Nach-

stelluugen, schwerer körperlicher Mißhandlungen, Verurteiluug zu

« einer mehr als fünfjährigen Kerkerstrase die Trennung (burgen-

ländische Diktion schließt sich dem reichsdeutschen Sprachgebrauch

an und gebraucht den Ausdruck »Scheiduug«, wo wir von

Trennung sprechen; der Einheitlichkeit wegen wurde hier dieser

Unterschied aber nicht berücksichtigt) verlangt, so kann der Richter,

wenn noch Aussicht auf Versöhnung der Ehegatten zu bestehen

scheint, zunächst die Trennung von Bett und Tisch anordnen.

P. Die Witwe.

§ 20. Tod und Todcsetklärnng.

Der Tod des Gatten macht die Ehegattin zur Witwe. Beendet Die Witwe
nnd vie ehe-

ist das eheliche Verhältnis Veeudet sind die· gegenseitigen Rechte ich G

und Pflichten· Ein Mensch, dein man »für das Leben« ver-

bunden war, ist aus dem Leben geschieden und diese Verbin-

dung, welche eine Gemeinschaft des ganzen Lebens war, damit

aufgehoben·

Aber es wäre falsch, es widerspräche den Tatsachen des Lebens,

wenn damit auch alle Wirkungen dieser Verbindungen als

aufgehoben betrachtet würden. Unserem Gesetze liegt ja der

Standpunkt fern, der primitives Recht — nnd vielleicht auch

germanisches —- in seinen Frühtagen beherrscht hatte, daß der Mann

sein Weib über das Grab hinaus besitze und daß Gesetz oder

Sitte von ihr fordere, daß sie ihm in den Tod folge· Jedermann

kennt die Gestalt der Vriinhilde, die sich mit Siegfried ver-

brennen ließ. Jedermann kennt die Pflicht der indischen Witwe,

»san« zu begehen, d. h. dem Gatten auf den Scheiterhauer zu

folgen. Aber germanischer Brauch wendete sich —- vielleicht

Unter dem Einfluß des römischen Rechtes — bald davon ab: im

Gegenteil, die Volksrechte waren bestrebt, der Witwe die Wieder-

verheiratung zu erleichtern, mochten auch die Verwandten solches

Sichlösen ans dem Familienverbande des Ehemannes oft mit

scheelen Augen ansehen; man versuchte sogar, ihre Selbständigkeit

durch mancherlei Vorsichtsmaszregeln zu sichern, damit sie sich
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den zweiten Gatten nach eigenem Geschmack wählen könne.1) Der

Gotte schleift die Frau nicht als Anhängsel an seinem Leichnam

mit sich fort. Sie war frei für ein neues Leben, eine neue Ehe.

Judes ist sie doch eine andere Persönlichkeit als eine unver-
heiratete Frau und in vieler Hinsicht beeinflußt durch ihre einstige

Ehe, beeinflußt durch die Nachwirkungen der Rechtsversönlichkeit

ihres Mannes, die ja keineswegs mit dem Augenblick ver-
schwindet, da er seinen letzten Atemzug tat.

Schon hier ergibt sich oft eine nicht zu verkennende Schwierigkeit.

Witwe ist eine Frau nach dem Hinscheiden ihres Ehe-

iuannes. Aber oft weiß man nicht sicher, wann und wie der Tod

eintrat. Jst der Mann überhaupt gestorben? Er ist ins Aus-

land gewandert, in den Krieg gezogen, er ist nicht zurückgekommen,

er hat keine Nachricht gegeben; aber kann er deswegen nicht

doch noch leben? Darf man einen »Abwesenden«, der als solcher

unter dem besonderen Schutz der Gesetze steht, seiner Rechte

entkleiden? Auf der andern Seite: soll die Frau ihr Leben ver-

trauern, nur um der blasseu Möglichkeit willen, daß der Ab-

wesende einmal wieder auftaucht? Ein qualvolles Dilemma!

Die Gesetzgebung hat einen Mittelweg eingeschlagen. Dort,

wo nicht die offenbaren Beweise des Todes eines Menschen vor-

liegen (also wenn er in Osterreich starb, die Todfallsaufnahme,

der Totenschein oder wenn er im Auslande hingeschieden ist, die

dortigen Dokuniente), ist eine Todeserklärung notwendig, ehe

ein Verschollener als tot behandelt werden kann. Diese ist an

bestimmte Voraussetzungen gebunden, die es zu verhüten ver-
suchen, daß das »Enoch-Arden-Motiv« traurige Wirklichkeit

werde. «

Für tot erklärt kann nur ein Mensch werden, von dem fest-

steht, daß er gelebt habe, von dein aber auch zugleich feststeht,

daß seit einer Reihe von Jahren kein Lebenszeichen mehr ein-

getroffen sei. Er muß ,,abwesend« oder vermißt sein und man

muß nichts von ihm gehört haben. Handelt es sich um eine

Person unter 30 Jahren, so kann eine Todeserkläruug über-

haupt nicht erfolgen; man nimmt an, daß ein so junger Mensch

1)Freilich mußte die Witwe, welche den Witwenstuhl verrückte, auf
mancherlei pekuniäre Vorteile verzichten. Ihre Gemeinschaft mit den Kindern
hörte aus (diefe Institution besteht im österreichischen Recht überhaupt nicht);
sie mußte der Sippe des Mannes einen Teil ihrer Habe überlassen. Der
Aber-glaube erwartete an manchen Orten, daß Unheil sie treffen werde.
Aber sie war frei·
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nicht viel Bedürfnis habe, den Kontakt mit der Familie aufrecht-

zuerhalten, daß er auch nicht immer geschickt genug sein werde,

um etwaige Hindernisse in der Verständigung zn iiberbriickem

Jst der Abwesende schon älter als 30 Jahre und es sind seit

dem Schlusse des letzten Jahres, wo ein Lebenszeichen von ihm

eintraf, zehn Jahre verflossen, so kann die Todeserklärung ver-

langt werden. Nun gibt es aber eine Reihe von Fällen, wo diese

normale Frist der zehnjährigen Verschollenheit gekürzt wurde,

weil die Wahrscheinlichkeit des Todes aus natürlichen Gründen

so groß ist, daß das Interesse des Lebenden das eines voraus-

sichtlich Toten überwiegen muß. War der Abwesende über

70 Jahre alt, also der Grenze des menschlichen Lebens nahe,

genügt, wenn fünf Jahre vergingen, seit dem Schlusse des

Jahres, da er das letzte Lebenszeichen gab. Ebenso kann die

Todeserklärung drei Jahre seit Schluß des Jahres der Be-

endigung eines Krieges verlangt werden, wenn jemand in diesem

Kriege schwer verwundet oder vermißt wurde.

Für jene »Angehörigen der bewaffneten Macht« nnd für jene Zwil-
personen, die, »ohnc der bewaffneten Macht anzugchdrem sich bei dieser im
Felde aufgehalten haben oder ihr gefolgt sind oder in die Gewalt des
Feindes geraten sind oder sich zuletzt an einem Orte des Kriegsgebietes
aufhielten, an dem damals besondereKricgsereignisse (Gesecht, Sprcngung usw.)
stattfanden«, die im Weltlriege vermißt wurden, gilt eine kürzere Frist.
Sie können schon sür tot erklärt werden, wenn seit der letzten Nachricht
von ihrem Leben zwei Jahre, hievon ein Jahr feit dem Stichtage, dein
1. März 1918, verstrichcn sind.

Außer für die Kriegsteilnehmer gilt auch die kürzere Verschollen-

heitsfrist von drei Jahren für alle Personen, welche entweder in

,,Seenot«, auf einem untergegangenen Schiffe, bzw. aus einem

Schiffe sich befanden, das seinen Bestimmungsort nicht erreichte

oder sonst in einer anderen ,,nahen Todesgesahr« gewesen

waren. Selbstverständlich muß die Wahrscheinlichkeit bestehen, daß

sie in dieser Todesgefahr umgekommen sind. Wird nachgewiesen,

daß sie sie überlebt hatten, z. B. nach der Zeit des Schiffbruches

noch irgendwo gesehen wurden, so muß die längere Verschollen-

heitssrist abgewartet werden.

Mit der bloßen Tatsache, daß jemand sonndso lange ver-

schollen ist, ist aber nur das Recht gegeben, ein »Gesueh um

Todeserklärung« einzudringen. Erst der richterliche Spruch schafft

jene rechtlichen Voraussetzungen, welche das Hinscheiden eines

Menschen ausübt. Die Todeserilärung kann erst nach Ablauf der

Fristen erfolgen. Das Ansuchen darum kann aber schon früher

gestellt werden, denn das Verfahren nimmt eine beträchtliche Zeit
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in Anspruch und keineswegs sollen dadurch die Fristen überdas

im Gesetz vorgesehene Maß verlängert werden. - »

Berechtigt, ein solches Ansuchen zu stellen, ist jedermann-— der

ein vermögensrechtliche-Z oder sonstiges »Jnteresse« an der Todes-

erklärung hat. Also Eltern, Kinder, Verwandte, Erben und ins-

besondere die Witwe. Es ist an das Landes- oder Kreisgericht

zu richten, in dessen Sprengel der Verstorbene seinen letzten

Wohnsitz (Aufenthalt) hatte. Das Gericht bestellt zur Wahrung

der Rechte des Verstorbenen einen Kurator und erläßt ein

Ediit auf ein Jahr mit der Aufforderung an jedermann,

Nachrichten über den Verschollenen an das Gericht oder an den

Kurator gelangen zu lassen. Bei Teilnehmern am Weltkriege

beträgt die Ediktalfrist nur sechs Monate. Sodann wird der

Richter jene Personen einvernehmen, von denen nach der gewöhn-

lichen Lage der Dinge anzunehmen wäre, daß der Verschollene

ihnen Nachricht hätte zukommen lassen, wenn er noch am Leben

wäre (Freunde, Verwandte). Wenn er die Überzeugung gewonnen

hat, daß einer der Umstände vorliegt, wie sie das Gesetz als

Voraussetzung der Todeserklärnng vorsieht (er muß nicht die

Überzeugung haben, daß der Verschollene wirklich tot ist),1)

wird er die Todeserklärung aussprechen. Als Todestag ist jener

Tag anzusehen, an dem der Verstorbene vermutlich gestorben ist

(z. B. der Tag des Schiffbruches) oder den er vermutlich nicht

überlebt hat (eine gefährliche Bergpartie).

Aber mit der Todeserklärung ist nur eine rechtliche Vermutung

gegeben. Der Toterklärte wird bis auf weiteres behandelt, als

ob er tot wäre. Jst er tatsächlich nicht tot, so kann jedermann

diese Vermutung aus der Welt schaffen, und er wird in seine

Rechte wieder eingesetzt, als ob sie nie bestanden hätte. Aller-

dings bis aus weiteres löst sie Rechtsfolgen aus, wie ein durch

die Sterbematrik belegter Todesfall. Mit einer wichtigen Ans-

nahme; im Hinblick auf das wichtigste und persönlichste Recht

eines Menschen, auf sein Verhältnis zum Ehegatteu, ist noch

eine weitere Kautel eingeschaltet. Daß mechanisch die Bedingungen-

des Gesetzes erfüllt sind, daß also ein Mann über 30 und unter

70 Jahren seit mehr als zehn Jahren kein Lebenszeichen gegeben

habe, genügt nicht, um seiner Ehegattin die Freiheit zur

Wiederverheiratung zu verschaffen. Zu diesem Zwecke

bedarf es einer ,,feierlicheu« oder qualifizierten Todes-

erklärung. ’

1) Pislo bei Klang I 251.
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« Der Antrag muß in einem solchen Falle dahin gehen, »daß mit Mosch-
der Todeserklärung auch der Ausspruch verbunden werde, daß ZZZFMTZ
die Ehe als aufgelöst zu betrachten sei«. Weiter-s müssen Umstände A MI-
vorliegen, welche »keinen Grund zu Zweifeln iibriglassen,
daß der Abweseude verstorben fei«. Dieser Nachweis kann
durch Jndizien und mit jedem anderen Beweismittel geführt
werden. Nur der Ehegeuosse kann ,,feierliche« Todeserkliirnng
beantragen. «

Wird die Erlaubnis der Wiedcrverchelichung beantragt — dies kann mit
dem Antrag auf Todesertlärnng verbunden oder auch nachträglich verlangt
werden —, so hat das Gericht nicht nur einen Kurator sür den Abwesenden,
sondern auch einen »Verteidiger des Ehebandes« zu bestellen. Dieser Ehe-
bandverteidiger ist auf alle Fälle zur Einbringung eines, wenn auch offenbar
aussichtslosen Relnrses verpflichtet, wenn der Ausspruch des Gerichte-s auf
Auslösung der Ehe lautet.

Auch durch die feierliche Todeserklärung wird aber das Ehe-
band nicht »aufgelöst«. Es wird nur das Hindernis zur Wieder-
verheiratung weggeräumt. Jst nämlich die qualifizierte Todes-

erklärung zu Unrecht erfolgt, indem sich zeigt, daß der Ver-

schollene noch am Leben war, so ist nach österreichischem Rechte
die zweite geschlossene Ehe uichtig und die erste besteht auch

weiterhin zu Recht. Selbstverständlich kommen den Kindern

zweiter Ehe die Wohltaten der schuldlosen Unwissenheit ihrer

Eltern zugute und sie haben die Rechte ehelicher Kinder gegen

ihre beiden Erzeuger.) .

Jm Burgenland ist die Lage anders. Dort wird durch eine

zweite, auf Grund einer rechtmäßigen Todeserklärnng geschlossene

Ehe die erste »aufgelös «, es sei denn, daß ein zur zweiten Ehe
Schreitender gewußt hätte, daß sein für tot erklärter Ehegeuosse
noch lebt. Dann bleibt das Eheband der ersten Ehe lzwar be-

stehen, aber der erste Mann kann die Trennung der Ehe aus
dem Verschulden der Frau wegen dieser Wiederverehelichung

verlangen.

Kehrt also ein fiir tot Erklärter zurück, so ist in einem Ver-

fahren, das sich im wesentlichen auf die Feststellung seiner

Jdentität zu beschränken hat, die Todeserklärung aufzuheben und
er tritt in seine Rechte wieder ein. Sein Nachlaß ist ihm zurück-

zuftellen, Erben und Vertnäehtuisnehmer haben zurückzugeben,

was sie erhalten haben, allerdings mit der Einschränkung, daß

sie nur zurückgeben müssen, was noch da ist und daß sie den
Ersah des Aufwandes verlangen können, den sie machten; um
die Nachlaßgegenstände zu verbessern.

klingen.
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Hat A. aus dem Nachlaß des für tot Erllärten ein Gut geerbt und

darauf einen Neubau im Werte von 10.0008 errichtet, so muß sie das
Gut zurückgeben nnd kann verlangen, dasz ihr so viel ersetzt wird, als

der Wert des Gutes dadurch effektiv vermehrt erscheint, nicht also ihre
Aufwendungen für kostbare Freslen oder Mannorstiegenhüuser· Hat B.
eine Geldsumme erhalten nnd für eine Studien- oder Bergnügnngsrcise
verbraucht, so braucht sie nichts zurückzugeben Sind die Pferde, die D.
bekam, vor Alter gestorben, so ist nichts zurückznstellcn Hat er sie aber
verkauft, so muß er den Kanfvreis, die ,,Bereichcrung«, zurückstellen, falls
er sich noch in ihrem Besitz befindet-

§ 21. Nachlaßabhandlung.

Vermögen und Rechte des Toten verschwinden nicht sofort

mit seinem Hinscheiden Sie gehen auch nicht sofort an feine

Erben oder anderen »Nachfolger« über. Dazu ist eine Ermäch-

tigung des Gerichtes notwendig. Diese Ermächtigung wird erst

erteilt, nachdem in einem (ost sehr umständlichen) Verfahren die

Ordnung der Angelegenheiten des Verstorbenen durchgeführt

wurde, soweit es möglich war. Vor allem darf man nicht ver-

gessen, daß man beim Hinscheiden eines Menschen noch gar nicht

weiß, wer seine Erben sein werden. Da ist die Witwe; da sind

Kinder-. Aber wer weiß, ob die Erbfolge nach dem Gesetze statt-

haben wird? Und selbst wenn ein Testament vorhanden ist:

wer weiß, ob es gültig und nicht etwa durch ein späteres um-

gestoßen ist? Dies muß festgestellt nnd die Rechte aller Be-

teiligten, der bekannten und manchmal auch der unbekannten

Erben, gewahrt werden, ebenso die der Verlassenschastsglänbiger

und die des Baudesschatzes, der mit seinen Erbschaftssteuern

einen Anteil an jeder Erbschaft in Anspruch nimmt, einen um

fo größeren Anteil, je beträchtlicher der Nachlaß oder je entfernter

verwandt die Erben mit dem Erblasser sind.

Verlustes-. Dazu ist das »Bei-lassenfchastsgericht« in der »Ver-

EIN-II lassenschaftsabhandlnng« berufen.

SIEBEL-sk- Jeder Todesfall ist sogleich der politischen Behörde anzu-

IZZFH zeigen, damit sie die Totenbeschau vornehmen lasse und die «

Los-wen Erlaubnis zur Bestattung erteile. Diese Behörde verständigt dann

XENIEN-es das Bezirlsgericht. Jn Wien besteht ein Totenbeschanamt, welches

IFZIZkais tägliche Listen der Todesfälleweröffentlicht und dieses Nach-

richtenblatt an die Gerichte entsendet. Haben so die Gerichte

von einem Todesfall Kenntnis erhalten, ordnen sie einen Ge-

richtskommissär ab (z. B. den Bürgermeister des Sterbedorfes,

Notar in der Stadt), die ,,Todfallsaufnahme« vorzunehmen.

Diese dient dem Zwecke, in einer ersten übersieht festzustellen,

Die Ber-
lassenschast.
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welchen Umfang der Nachlaß hat und welcher Art er ist, wer
an erbberechtigten nahen Verwandten in Betracht käme, ob ein

Testament vorhanden ist n. a. m., insbesondere auch- welche
Sicherungsmaßuahmen eventuell im Hinblick aus den Beruf des
Verstorbenen angebracht sind.

Zur Abhandlung von Verlasseuschaften ist das Bezirksgericht
berufen, bei dem der Verstorbene seinen allgemeinen Gerichts-

staud in Streitsachen hatte. War der Verstorbene ein protokollierter

Handelsmann, so ist das Handelsgericht in Wien zur Abhandluugs-

pflege (uud zur Vorniundschaftspflege über seine Waisen) berufen,

wenn er in Wien seinen Standort hatte oder öffentlicher Gesell-

schafter einer hier domizilierenden Firma war (Art. Vill, Z. 2,

EG. zur JN.).

Jst ein schriftlicher ,,letzter Wille« vorhanden,« wird er von

dem Verwahrer dem Gerichte oder dem Gerichtskommissär über-

geben. Jst er offen, am besten gleich mit Abschrift.

War der letzte Wille versiegelt, wird ihn das Gericht in

Gegenwart des Uberbringers eröffnen. Jedenfalls wird er »kund-

gemacht«, auch wenn er offenbar auf den ersten Blick zeigt, dasz

es ihm au den gesetzlichen Erfordernissen mangelt, und darüber

ein Protokoll aufgenommen.

« A. Hier muß nun eine Eiufchaltnng vorgenommen werden·

Es wurde bisher des öfteren bereits von einem Testament oder

letzten Willen gesprochen und darauf hingewiesen, welchen Unter-

schied es für Frau und Kinder bedeuten kann, wenn ein Mann

ein Testament verfaßt hat oder nicht. »Letzter Wille« ist nun
nicht ideutisch mit ,,Testameut«. Sowohl ein Testament als ein
Kodizill wird letzter Wille genannt. Denn sie beide treffen An-

ordnungen für den Todesfall, sie sind der letzte Wille des Erb-

lassers. Aber ein Testament verfügt über die Erbschaft; es setzt

einen Erben, einen Rechtsnachfolger das Erblafsers ein; es kann

auch mehrere Erben und Rechtsnachfolger einsetzen; es kann

sie zum Ganzen (Universalerbe) oder zu einem noch so bescheidenen

Bruchteil des Nachlasses berufen. Aber ob groß oder klein: sie

sind Nachfolger der Gesamtversönlichkeit des Erblassers und sind

in sein Gesamtvermögen (mit Aktiven und Passiven) berufen.

Jm Kodizill werden Vermärhtnisse ausgesetzt. Legataren oder

Vermächniisnehmeru wird bestimmt, daß sie diesen oder jenen

bestimmten Gegenstand erhalten sollen; daß man ihnen eine

Schuld nachläßt, daß ihnen der Erbe eine jährliche Summe zu

bezahlen habe u. a. m. Aber immer«wird damit dem Erben
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Das eigen-
händlge
Testament,
§ 578 OlVGLL

Das allo-
Etappe

eitameur.
I 579 UBGV.

eine bestimmte-Last auferlegt. Ein Stück wird aus dem« Nach-.

laß iherausgenonnuen. Praktisch muß der Unterschied zwischen

Testament und Kodizill nicht so bedeutend sein, denn insbesondere

Zie.s cfzsbormeu (welche unbedingt einzuhalten sind) sind für beide

iee en.

Jeder letzte Wille ist ein Formalakt. Und jeder Zettel,
auf den man sich in einem letzten Willen bezieht, muß seinerseits

allen Formen entsprechen, sonst ist er uugiiltig.

n) Eine sehr gebräuchliche und bequeme Art, ein Testament

zu machen, ist das ,,eigenhändi.ge Testament«. Ein solches

Testament muß eigenhändig geschrieben und eigenhändig

nuterfertigt fein. Es kommt dabei nicht so sehr darauf an,

daß man sich mit Vor- und Zunamen und allen Titeln unter-

fertigt. Aber es kommt darauf an, datz auch jedes einzelne Wort

im Text und die (selbstverstäudlich numiszverftäudliche) Namens-

iiiiterschrift eigenhändig, in einer lebenden Sprache (nicht hebräisch)

geschrieben ist. Schreibmaschine darf nicht verwendet werden,

auch nicht für einzeer Worte.

Es ist nicht notwendig, aber tätlich, das Testament zu datieren. Denn
wenn der Erblasser ein späteres Testament verfaßt, so ist damit das frühere
widerruseu, auch wenn es nicht ausdrücklich im Text gesagt ist. Sind nun
die beiden Testamente oder eines von ihnen aber nicht datiert, must das
Gericht entscheiden, welches das gültige und welches das widerrufene ist.
Durch solche Unterlassung wird Erbschaftsstreitigkeiten, den widerlichsten
Konslilten, Tür und Tor geöffnet und zuletzt besteht nicht einmal die
Gewähr, dass der wahre Wille des Erblassers erkannt wird. -

Man möge aber die Ausgabe, ein Testament zu verfassen, auch nicht
für gar zu einfach halten. Wie schon in früheren Kapiteln gelegentlich hin-
gewiesen wurde, hat niemand unbeschränkte Freiheit, über seinen Nachlaß
zu verfügen. Die Rechte ·oer Noterben sind zu beachten, es ist zu achten,
daß die Absichten des Erblassers unmiszverständlich ausgedrückt werden, daß
nicht Bedingungen beigesetzt werden, die unmöglich oder unsittlich erscheinen
u. a. m. Jn komplizierten Fällen wird es sich also empfehlen, sich von
einem Rechtskundigen einen Entwurf machen zu lassen, den man später
nach Wunsch noch abändern kann.

Es wird-fis auch empfehlen, dafür zu sorgen, daß das Testament an
einem sicheren rte verwahrt werde. Man kann es einem Notar oder Anwalt
übergeben, man lann es einem vertrauten Freund oder Verwandten über-
lassen, man«’ kann es in ein Safe legen, man lann es dem Gerichte zur
Verwa rung übertragen. Aber jedenfalls soll man es nicht verstecken oder
mit si hernmtragen. Und man soll rechtzeitig für die Abfassung feiner
leytwilligen Verfügungen Sorge tragen, auner, wie. gesagt, man will und
sann-es bei der»»gesehlicheu Erdfolge bewenden lassen.

- "b):.Eine zweite und verbreitete Art, seinen letzten Willens zu-

machen, ist das »allographe Testame,nt«.« Der--Erblasser läßt

seinen letzten Willen von einer dritten Person«-.niederschreiben. -—.-«
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regelmäßig von einem Rechtsfreuud —, »ullograph« heißt auf

deutsch: von einem auderns«geschrieben. «

Der Vorteil bei dieser Form liegt in der rechtssreundlichen Beratung,
die sie erfordert Sie bietet Sicherheit, dasz genau gesagt wird, was gesagt
werden soll. Die Gefahr dabei liegt darin, dasz die Formvorschristen kom-
plizierter sind und leichter etwas versehen werden tann, wenn nicht ein
Anwalt oder Notar ihre Einhaltung überwacht, als beim ,,eigenhändigen«
Testament. «

Hiebei ist Formvorschrift, dasz der Erblasser das Testament

nnterschreibt (etgenhändig). vEr muß weiter-s vor drei fähigen

Zeugen» von denen zwar nicht alle drei gleichzeitig anwesend

sein müssen, aber doch wenigstens zwei, ausdrücklich, d. h.

durch Worte nnd nicht etwa nur durch ein Kopsnicken oder ein

bloßes »Ja«, auf die Frage des Testautentschreibers oder Zeugen,

ob er dieses vorliegende Schriftstück als seinen letzten Willen

anerkenne, erklären, daß dies sein letzter Wille sei. Er muß

diese Erklärung vor jedem einzelnen der drei Zeugen abgeben,

und zwar während das Testament im Zimmer ist. Und

die drei Zeugen müssen sich auf dem Testament selbst, nicht

etwa auf einem Umschlag unterschreiben und hinzufügen, daß sie

sich als Zeugen unterschreiben. Den Inhalt des Testaments zu

wissen, hat der Zeuge nicht nötig. Der Testameutsschreiber

selbst dars Zeuge sein.

( Kann der Erblasser vor Schwäche nicht mehr schreiben oder tanu er

nicht mehr sprechen, so kann nicht diese Form des Testameuts gewählt
werden. Ein Erblasser, der nur nicht »sehreibeu« kann, weil er es nicht
gelernt hat, hat sein »Handzeichcn« beiznsehetn und einer der Zeugen
schreibt dann vorsichtshalber seinen bürgerlichen Namen daneben. Kann der
Erblasser nicht lesen —- es wird ja stillschweigend vorausgesetzt, daß in
der Regel der Erblasser sich den Aussatz sorgsam durchliest, ehe er ihn
unterschreibt —, so muss ein Zeuge — niemals aber der Schreiber des

letzten Willens selbst —- diesen Aussatz in Gegenwart der anderen beiden
Zeugen dem Erblasser vorlesen, die beiden anderen Zeugen müssen in den

Inhalt Einsicht nehmen, und dann musz der Erblasser bekrästigen, dasz

dieser Aussatz seinem letzten Willen gemäß sei. .

Die Zeugen, gleichgiiltig ob männlichen oder weiblichen

Geschlechtes, müssen ,,sähig« sein. Personen unter· 18 Jahren,

Sinnlose, Blinde, Taube oder Stumme, dann Personen, welche

die Sprache des Erblassers nicht verstehen, können nicht Zeugen

eines letzten Willens — sei es Testament oder Kodtzill, da die

Formvorschriften für beide dieselben sind — sein. Außerdem ist

eine sonst fähige Person nicht imstande, Zeuge eines letzten

Willens zu sein, in welchem sie selbst oder ihre Eltern,·- Kinderz«

Geschwister, — Schwiegereltern, »Schwiegertmder, :·Schwiiger: oder

Ihre Dienstgeber zu Erben oder Legataren eingesetzt-werden« -—’-.8
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allerdings nur, soweit es die Einsetzung jeweils dieser Person

betrifft. Wenn jemand also die Eingesetzten zu Zeugen nehmen

will oder muß, was sich ja bisweilen ergeben mag, so muß er

vier Zeugen beiziehen. Dann bezeugen jeweils drei die Ein-

setzung des andern.

Jn Seuchenzeiten und im Kriege sind die Formvorsehristen weniger strenge-

o) Man kann auch »vor Gericht« schriftlich testieren. Diese

Form hat den Vorteil, daß der Aufsatz ganz zuverlässig bewahrt

wird und bei der Verlassenfchastsabhandlung zur Hand ist und

daß der Erblasser, wenn er will, die Ratschläge des Richters

einholen kann — es gibt Menschen, die nicht einmal einein

Notar volles Vertrauen schenken oder keinen Rechtsfreund besitzen.

Jn diesem Fall kann sich der Testierende mit einein fertig ge-

schriebenen verschlossenen Aufsatze zu Gericht begeben. Dieser

Aussatz muß nicht eigenhändig geschrieben sein — er kann mit

der Maschine getipt oder von einem Dritten niedergeschrieben

sein —, aber er musz eigenhändig unterschrieben sein. Der

Richter hat daher darauf noch ausdrücklich aufmerksam zu machen.

Aus den Umschlag wird der Name des Erblassers vermerkt,

sodann ist von dein am Orte zuständigen Richter in Gegenwart

einer zweiten Gerichts-person (der aber nicht Richterbesähignng

vorgeschrieben ist, es kann auch ein Kanzleibeainter als zweiter

Zeuge fungieren) oder zweier Zivilpersonen ein Protokoll über

den Vorgang aufzunehmen und der letzte Wille ·samt Protokoll

zu hinterlegen.

d) Das »müudlich·e Testament« setzt voraus, daß der
Erblasser vor »drei fähigen Zeugen«, welche alle drei zugleich
gegenwärtig sind und den Erblasser kennen, ernstlich seinen

letzten Willen erklärt.

Die Ernstlichkeit der Willenserklärung wird manchmal in Frage gestellt.
Es kommt darauf an, daß die Zeugen sich bewußt sind, daß sie bei einer
»letzten Willenserilärung« als »Zeugeu«, nicht als zufällige Teilnehmer

bei einer unverbiudlichen Rederei anwesend sind.
Deshalb ist es ein Gebot der Vorsicht, daß der Erblasser in einem

solchen Falle seiner Erklärung eine kurze Einleitung vorausschickt, etwa:
Liebe Freunde, ich will ein mündliches Testament machen und habe euch
gebeten, daß ihr dabei Zeugen seid. Also merkt bitte anf. Meine Frau
Jlse ist Universalerbin. Aber mein Vetter Franz Schüller bekommt meine
Mariensammlung.

» Es ist ein vom Gesetz empfohlenes Gebot der Vorsicht, daß
die Zeugen sogleich oder so bald als möglich den Inhalt dieser

letzten Willenserklärnng auszeichnen oder auszeichnen lassen
(Gedächtnisprotokoll).
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An diese Mahnung sei eine Bemerkung geknüpft. Der Laie überschätzt
gerne die Treue und Zuverlässigkeit des Gedächtnisfes. Tatsächlich gibt es
nichts Tritgerischeres. Es läßt aus; das wäre noch nicht so schlimm. Aber es
macht auch Zusätze, gibt Färbungen und Verschiebungen, die sich dann nicht
me r von dem echten Texte unterscheiden lassen. Deshalb gewöhne man sich
ni t nur in diesem Falle, sondern auch sonst in wichtigen Angelegenheiten
an, den ersten Eindruck sogleich schriftlich niederzulegen, wobei möglichst
wenig die eigenen subjektiven Stimmuugen nnd möglichst wörtlich aufzu-
schreiben ist, was jeder Anwesende sagte und tat. Jn Fällen, wo es sich um
einen letzten Willen handelt, ist es aber gut, auch hinzuzufügen, ob man
den Erblasser frisch oder schwach, ob matt ihn ernsthaft oder in einer
nervösen Stimmung gefunden habe, kurz, ob er wirklich frei und mit ernst-
licher Bestimmtheit gesprochen hat.

Diese Niederschrift kann jeder Zeuge eines mündlichen Testamentes
gesondert machen; am besten ist es, wenn sich alle drei Zeugen dazu ver-
einen uud alle ihre Unterschrift unter das Schriftstilck setzen.

a) Man kann auch miiudlich vor Gericht — vor einein

Richter und einer zweiten Gerichtsperson oder vor einem Richter

und zwei anderen Zeugen — testieren. Jtn Notfalle wird sich

auch der Richter zu dem Leideuden ins Haus begeben und

dort sein Testament aufnehmen. Der letzte Wille wird sodann

hinterlegt. .

Minderjährigc nnd beschränkt entmündigte Personen können

nur mündlich vor Gericht testieren, damit das Gericht ihren

Gemütszustand genau erforsche. Der Richter muß sich auch

besonders bemühen, festzustellen, ob der Minderjährige oder Ent-

müudigte ans echtem freiem Willen, ohne ungerechtfertigte Be-

einflussung oder ohne irgendeinen Jrrtum sich zu dieser Handlung

entschlossen habe.

Der Gerichtskommissär (Notar usw.) hat dem Gericht über

die Ergebnisse der »Todsallsaufnahme« Bericht zu erstatten. Jst

kein Vermögen vorhanden, erübrigt sich eine Verlassenschastss

abhandlung. Jst das Vermögen nur geringfügig, so daß nicht

einmal die dringendsten Verlassenschaftsschulden bezahlt werden

können, muß sich das Gericht über den Schuldenstaud und den

Stand des Vermögens nnterrichten und kann die wenigen vor-

handenen Vertnögensstiicke jener Person Hure ereeliti) überlassen,

welche für die Krankheits- und Leicheukosten aufgekommeu war.

Jst der Nachlaß überschuldet, aber doch auch bedeutendere Aktiven

vorhanden, oder suchen der Erbe oder Verlassenschaftslurator

— oder bei mindestens zwei voransgegangenen Pföndnngen — die

Gläubiger darum an, ist der Konkurs zu eröffnen.

Miiudlicheö
Testament

vor Gericht,
§§587 bis 590,
569 ABGB.7

em- .
mündtgnngsi
ordnung,
RGBL e07
v. 1916, § -t.
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Sohin ergeht an die Erben, wie sie sich aus dem Testament W

oder der Todfallsausnahme zeigen, die Aufforderung, ihre
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Inventar-
errichtung
von Gesenkt-
wegen.

,,Erbserklärung« abzugeben. Sie müssen sich ,,erkläreu«, ob sie die

Erbschaft annehmen oder ausschlagen. Und im Falle sie sie an-«

nehmen, müssen sie sich erklären, ob sie sie unbedingt übernehmen

und die Gläubiger allenfalls auch ans ihrem eigenen Vermögen

klag- und schadlos halten wollen; oder ob sie nur so weit für

etwaige Schulden des Nachlasses aufkommen, als diese durch die

Aktiven gedeckt sind. Die erstere Art heißt »nnbedingte Erbs-

erklärung«. Sie hat den Vorteil, daß die Kosten fiir die Anf-

uahme des Inventars durch den Notar erspart werden. Die

zweite Art heißt »bedingte Erbserilärung« oder auch ,,Erbs-

erklärnng mit der Wohltat des Jnventars«. Hier wird ein

genanes Verzeichnis aller Nachlaßgegenstiinde durch den Notar

als Gerichtskonnnissär anfgenonnnen, die Schätzung findet durch

Sachverständige statt. Der Vorteil dieser Art der Erbschafts-

·iibernahme liegt nicht nur darin, daß man vor unliebsamen liber-

raschungen geschützt ist — und wie oft hat man sich über die

Vermögensverhältnisse auch nahestehender Personen ein ganz

falsches Bild gemacht —, sondern auch darin, daß die Miterben

ganz sicher sind, daß ihnen nichts vorenthalten oder verschwiegen

und nichts zu einem unbilligen Schätzwerte angercchnet wurde-

Auch der Steuerbehörde gegenüber ist der Erbe gegen jede Un-

annehmlichkeit geseit, wenn über die Schätzungen Differenzen sich

ergeben sollten. Dieser Vorteil ist daher bei komplizierteren Nach-

lässen, wo mehrere Personen beteiligt sind, die Kosten, welche

eine Jnventur bereitet, wohl wert Bei Nachlässen, an denen

Minderjährige beteiligt sind, welche nicht unter väterlicher Gewalt

stehen, ist sie von Gesetzes wegen vorgeschrieben.

Stets ist ein Inventar des Nachlasses zu errichten, wenn, wie oben
ausgeführt, eine bedingte Erbserllärung abgegeben wurde, ein Pflichtteilsi
berechtigter es verlangt, ein Erbschaftsglänbiger, Legatar oder Noterbe ans
Absonderung der Verlassenschast vom Vermögen des Erben dringen, oder
amtstoegig, wenn ein Erbe oder sein Aufenthalt unbeiannt, er unter Vor-
inundschast oder Kuratel steht oder ein Verlassenschaftslnrator bestellt ist,
wenn die Erbschaft oder ein Teil derselben Armen, einer Stiftung, öffent-
lichen Korporationen oder Anstalten (Gemeinde, Kirche nsw.) oder dem
Staate zufällt, bei Nachlaßsubstitutioncn oder Fideilonnnissen und Lehein

Über die Art der Ausnahme des Inventars durch Gerichtsabgeordnete
oder Notare enthält das Gesetz bestimmte Anordnungen. Bei minder
bedeutenden Verlassensehaften ist das Inventar womöglich schon bei der
Todsallsaufnahme zu versassen

Jm Falle einer unbedingten Erbserkläruug hat der Erbe selbst

ein Juventar zu versassen, den Nachlaß nach seinen Bestand-

x teilen zu beschreiben nnd eidesstättig zu bestätigen, was ein

,,eidesstättiges Veruiögensbekenntnis« heißtx
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B. th kein Testament aufgefunden worden, so tritt die ge-
setzliche Erbfolge ein.

Sie umfaßt zunächst die, welche mit dem Erblasser durch ehe-
liche Verwandtschaft in nächster Linie verwandt sind (bei einem
ünehelichen Kinde die Familie der Mutter).. Erbfähige Linien
gibt es: l. Kinder und ihre Nachkommen, 2. Eltern und ihre
Nachkommen, Z. Großeltcrn und ihre Nachkommen, 4. llrgrofzeltem
(llber die dabei einzuhaltende Folge zwischen den einzelnen
Stämmen wurde im I. Kapitel ausführlich gehandelt.)

Die Witwe als Erbin nach dem Gesetze erhält neben
Kindern eiu Viertel des Nachlasses und als Vorausber-
tnächtnis diejenigen beweglichen Sachen ans dem gemeinsamen

« Haushalt, welche für ihren Bedarf notwendig sind.
Hat der Mann keine Kinder, aber Eltern nnd Geschwister oder

Neffen nnd Nichten oder Großeltern hinterlassen, so erhält die
Witwe die Hälfte des Nachlasses nnd als Vorausbermächtnis
alle beweglichen Sachen, welche zum ehelichen Haushalt gehört
haben, also die ganze Wohnungseinrichtung, nicht aber die
Kleider nnd Schmnckstücke des Mannes. Jeder Großelternteil
ist zu einem Achtel des Nachlasses erbberechtigt. Lebt aber eines
von den Großeltern nicht mehr, so fällt sein Achtel (nicht etwa
an seine Nachtounnem also an die Vettern nnd Basen des Ver-
storbenen, sondern) an die Witwe zur Vermehrung ihres Erb-
teiles. Lebt kein Großelternteil mehr, erhält die Witwe
den ganzen Nachlaß.

Dasselbe gilt, wenn eine Frau stirbt, ohne ein Testament zu machen-
Auch der Mann erhält dann das gesetzliche Erlneil in gleicher Höhe wie
die Frau nach dem Manne nnd das entsprechende Voraiisocrittächttiis·

Dieses »gesetzliche« Erbrecht kann aber ohne weiteres ausge-
schaltet werden, einfach indem der Mann ein Testament verfaßt
und eine andere Person als seine Frau hierin zu Erben einsetzte;
oder indem die Frau ein Testament macht und andere Personen
als ihren Mann zu Erben einsetzt. Eine förmliche »Enterbung«
ift gar- nicht notwendig. Denn Eheleute sind keine »Noterben«,
haben kein Anrecht auf einen Pflichtteil. Es braucht-daher auch
keiner Enterbnngsgründe, wenn man einander nichts hinterlassen will.

Sich gegen solche Enterbung zn schützen, hat die Frau
mancherlei Hilfsmittel. Das häufigfte ist die Abfassung von k,
Ehepaktem wo durch Bestimmung einer angemessenen »Wider-
Zage« und Morgengabe, durch Verabredung eines »Witwen-
ge-haltes«, allenfalls auch durch Errichtung einer ,,«Giiterge-«
Ineinschaft« dafür gesorgt wird, daß die Frau nicht durch den
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Tod des Mannes ans ihrem wirtschaftlichen Gleichgewicht gebracht

werde. Ein anderes Mittel ist der ,,Erbvertrag«, durch den

die Ehegatten einander zu Erben einsetzen können, aber nur, wie

schon bemerkt, vorbehaltlich der Rechte der Noterben und vorbe-

haltlich des der freien Verfügng vorbehaltenen reinen Viertteiles

des Nachlasses (§ 1253).1) Die Abfassung gemeinsamer Testamente

ist eine Erleichterung und Ersparnis, da man sich so gegenseitig

den schweren Entschluß erleichtert, der Zeit ins Auge zn sehen,

wo man nicht mehr da sein wird: aber eine Sicherung ist ein

gemeinsames Testament, wie schon bemerkt, für keinen Teil, denn

es liegt im ·Wesen des ,,Testanientes««, daß es jederzeit frei

widerruflich ist. Jst in ein gemeinschaftliches Testament, wie es

meist als Ergänzung eines Ehevertrages Pemacht wird, die

Klansel aufgenommen, daß es ·ein »wech elbezligliches« sei,

so ist damit nur gesichert, daß nicht etwa der Mann die Frau

enterbeii aber selbst ihr Erbe bleiben könne. Vor der Enterbung

durch bloßen Widerruf des Testament-? ist die Frau dadurch

nicht geschützt.

Das gesetzliche Erbrecht der Witwe besteht auch, wenn in Ehepalten
für den Fall des überlebeus Vorsorge getroffen ist. Aber es besteht nicht
einfach daneben.

Die Widerlage z.B. wird mit dein Ableben des Gatten freies Eigentum
der Witwe. Sie hat eine Forderung an den Nachlaß auf Herausgabe dieser
Summe. Aber sie muß sich in ihren Erbteil eiiirechnen lassen, »was ihr
gemäß der Ehepatten oder eines Erbvettrages aus dem Vermögen des
Erblafsers ziitommt«.

Beispiel: Franz Schiffer hinterläszt 80.000 s. Dabei ist aber bereits
abgerechnet die 20.000 s der Widerlage. Nun wird das gesetzliche Erbteil
so berechnet, als ob Feine Widerlage ausgesetzt wäre. Die Witwe erhält
also (neben Kindern) ein Viertel des so erhöhten Nachlasfes, also 25.000 s,
davon aber 20.000 s als Widerlage und 5000 s als gesetzliches Erbteil.

War ein Erbvertrag geschlossen, so erhält sie ein gesetzliches Erbteit
nnr dann, wenn dieses und insofern dieses höhere Ziffern aufweist als das
ihr im Erbvertrag ansgesedtr.

»Ein Ehegatte, welcher aus die eFriichtiiießung der ganzen Verlassen-
fchast des andern Ehegatten oder eines Teiles derselben Anspruch macht,
hat kein Recht, den ihm in dem Falle der gesetzlichen Erbfolge von dem
Gesetze ausgemefsenen Anteil zu fordern« (§ 1258 ABGB. .

Daraus ergibt sich, daß die Witwe aus Widerlage, Witwengehalt, Erb-
vertrag,Advitalitätsrecht nur dann besser gestellt ist als durch die gesetzliche
Erbfolge, wenn die so vereinbarten Summen höher angesetzt sind als das
gesetzliche Erbteil. Dennoch liegt ein« gewisser Vorteil aber darin: denn
sie ist wenigstens sicher, daß ihr ein Minimum nicht entzogen werden kann-

·1)Haivek Ekoiassek üoek das fkkie Viekteii nicht vekfa t, so kenn es
doch nicht dein Vertragserben, obschon die ganze Verlassens ast versprochen
worden wäre, sondern den gesetzlichen Erben zu.
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War Gütergemeinschaft vereinbart, wird nach dem Tode des Mannes
ebenso wie nach dem Hinscheiden der Frau) das vorhandene gemeinsame

ermögen geteilt. Nur die eine Hälfte fällt in den Nachlaß. Die andere
wird als Eigentum des Uberlebcnden betrachtet. Von der anderen Hälfte
erhält die Frau dann noch den gesetzlichen ErbteiL

Es wurde oben gesagt, daß Kinder als Pflichtteil, als

»Forderung« gegen den Nachlaß, die Hälfte jener Summe ver-

langen köunen, welche sie als gefetzliches Erbteil erhalten hätten.

Sie können dies auch verlangen, wenn sie nicht enterbt wurden,

sondern wenn ihnen auch etwa testanientarisch ein Erbteil oder

Vermächtnis ausgesetzt ist, wofern es eben nur nicht den fo

bestimmten Wert erreicht, u. zw. als Ergänzung des Fehlenden

zu dem ihnen ausgesetzten Erbe oder Vermächtnis. Zur Erhöhung

ihres Pflichtteiles können nun pflichtteilsberechtigte Kinder ver-

langen, daß auch Vorausempfänge (das berührt aber nur die

anderen Kinder) und Geschenke znr Anrechnung gelangen. Als

Geschenk an die Gattin wird z. B. die Morgengabe betrachtet,

Schmuck und andere Zuwendungen. Bei der Berechnung des

Nachlasses werden aber zu ihren Lasten nur solche Schenknngen

berücksichtigt, welche der Ehegatte aus dem Grundstock seines

Vermögens machte, nicht etwa aus dem laufenden Ertrage.

Anderen Geschenknehmern kommt eine zweijährige Frist zugute,

nach deren Ablaufe sie nicht mehr herangezogen werden können.

Bei der Gattin beginnt eine solche Frist aber erst mit der

Trennung oder Scheidung zu laufen.

Solche Pflichtteilserhöhung kann es herbeiführen, daß die Witwe als
Testamentserbin ganz leer ausgeht. Neicht der Nachlaß zur Deckung des
erhöhten Pflichtteiles nicht aus, kann der Noterbe vom Veschenkten die
Herausgabe des Gefchenkes zur Deckung des Fehlbetrages verlangen.
Der Beschenkte kann die Herausgabe durch Bezahlung des Fehlbetra es
abwenden. Besitzt er die Sache ohne sein Verschulden nicht mehr, haFtet
er nur, soweit er durch sie bereichert ist.

c. Es werden aber auch Fälle vorkommen, wo die Frau oder

auch andere gesetzliche Erben die testatnentarischen Verfügungen

anfechten werden müssen. Ein Testament, das zwar auf den

ersten Blick untadelig erscheint, kann doch nichtig oder zumindeft

anfechtbar sein.

a) Es kann eine Formvorschrift übersehen worden sein, auch

ohne daß sich dies sogleich ergibt. Jedenfalls muß dieser Mangel

von dem durch das Testament Benachteiligten geltend gemacht

werden. - «

Es kann z. B. der Erblasser nur einem der Zeugen gegenüber aus-
drücklich erklärt haben, daß das vorliegende Dokument sein letzter Wille
sei, während er bei den anderen nur genirkt hat oder das Dokument nicht
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im selben Zimmer war. Es kann bei einem eigenhändigen Testament ein
Teil von anderer Hand geschrieben sein, ohne daßder Unterschied der
Handschristen ins Auge springen müßte. Die Zeugen haben sich bei einem
sremdhandigen Testament ans dem Umschlag unterschrieben u. a. m.

b) Der Erblasser kann zur Zeit der Abfassung des Testameutes

nicht voll bei Besinnung gewesen sein. Er kann dieses Testament

unter Zwang oder im Jrrtum verfaßt haben. Er kann es unter

dem Eindruck betrügerischer Vorspiegelungeu gemacht haben. «

o) Es kann ein Irrtum obwalten — etwa er meint, die

Erbin sei seine Tochter, während sie in Wirklichkeit eine

Fremde ist.

Bei einem Irrtum mnsz es aber tatsächlich so sein, daß die Person, die
bedacht werden soll, oersehlt wird oder die Sache, die vermacht wird· Jst
sie nnr salsch benannt oder inkorrelt beschrieben, die Jdentitüt aber er-
weislich, so ist das Testament gültig und wird so durchgeführt, wie der
Erblasser es wollte.

d) Der eingesetzte Erbe (oder die eingesetzten Erben) können

erbnnfähig sein. Darauf wurde schon hingewiesen, weil solche

Personen nicht nur nicht aus einem Testamente, sondern auch

nicht ans der gesetzlichen Erbsolge ein Erbteil antreten können.

Erbunfähig ist, wer den Erblasser zur Erklärung des letzten

Willens gezwungen oder betrüglicherweise verleitet, an der

Erklärung oder Abänderung des letzten Willens gehindert oder

einen von ihm bereits errichteten letzten Willen unterdrückt hat;

er bleibt für allen einem Dritten dadurch angerichteten Schaden

verantwortlich. Erbnnsähig aus dem Testamente (nicht aus gesetz-

licheu Erbfolgen) sind gegeneinander Personen, welche des Ehe-

bruches oder der Blutschande gerichtlich geständig oder über-

wiesen sind. Erbunwürdig ist, wer gegen den Erblasser ein Ver-

brechen begangen hat, es sei denn, daß der Erblasser es ihm ver-

ziehen hat.

Erbunsähigleit unterscheidet sich von Erbunwürdigkeit dadurch, daß die
;,Verzeihung« des Erblassers die Erbunwürdigkeit behebt; während Erb-
nusähigkeit unabhängig von seinem Willen besteht und bestehen bleibt.
Wieder ein anderes ist die «rechtmäszige Enterbnng«, durch welche einem
Noterben in einem letzten Willen der Pflichtteil entzogen wird-

e) Es kommt auch vor, dasz der Erblasser seinen Erben »Be-

dingungen« auferlegt. Er kann von ihnen z. B. verlangen, daß

sie sich verpflichten, der altgedienten Hansgehilfin N. lebens-

länglich Unterhalt zu gewähren und sie bei sich wohnen zu lassen;

er kann auftragen, daß der Erbe seine Landwirtschaft fortsiihre

oder sie auflöse; er kann die Bedingung stellen, daß er eine be-
stimmte Person heirate oder nicht heirate; er kann auch anordnen,
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daß der- Erbe erst. in den Genuß der Erbschaft trete, nachdem

er ein bestimmtes Alter erreicht habe u. a.m. Der Erbe hat die

Bedingungen anzunehmen nnd durchzuführen —- oder er muß

auf die Erbschaft Verzicht leisten. Die Übergabe der Erbschaft

erfolgt erst, nachdem nachgewiesen ist, daß die Bedingungen er-

füllt sind.

. Es kann sich aber auch ereignen, daß der Erblasser eine un-

mögliche Bedingung beigesetzt hat —- es kann erst später auch

die Unmöglichkeit eingetreten sein, eine Bedingung zu erfüllen,

welche zur Zeit der Abfassung des Testamentes möglich war.

(Z. B. Theodor soll die Anna heiraten, aber das Mädchen stirbt

vor dem Erblasser.) Da ergibt sich nun ein gewisser Unterschied,

je nachdem der Erblasser gesagt hat: »Wenn Theodor die Anna

heiratet, soll er mein Erbe sein«, oder ob er gesagt hat: »Mach-

dem Theodor die Anna geheiratet hat, soll er mein Erbe werden«

Jm ersteren Falle sagt man, d. i. eine »unmögliche«, auf-

lösende Bedingung, über die man hinweggeht, wie wenn sie nicht

dastünde. Ebenso geschieht es, wenn eine ,,unsittliche« Be-

dingung gestellt wurde, z. B. die Bedingung, eine nnverheiratete

Person dürfe nicht heiraten, oder jemand dürfe seine Religion

nicht wechseln, oder wenn ein Befehl steht, den niemand ver-

steht, weil er ganz unverständlich ist. Der Theodor bekommt

also die Erbschaft, obgleich Anna gestorben ist und nie seine Braut

werden kann.

Hat es aber geheißen, er bekomme die Erbschaft nur, nachdem

das Mädchen von ihm heimgefiihrt ist, so bekommt er nichts.

Man ersieht hieraus, wie sehr es bei einem letzten Willen oft ans ein
Wort ankommt. Darum Vorsichtl Und Ubertegnngl

Wenn oben gesagt wurde, die Anordnung, durch welche jemand einem
andern eine Erbschaft oder ein Legat unter der Bedingung aussetze, dass
er nnverehelichtbleibe, gelte als nicht beigeseht, so bezieht sich das nur
darauf, wenn es sich um eine unverehelichte oder tinderlose Person handelt.
Anders ist es, wenn der bedachte Erbe schon verheiratet war und außerdem
Kinder hat.

Der Mann kann seiner Frau sehr wohl ein Erbe oder ein
Legat mit der Beschränkung auf die Zeit des Witwenstandes
zuwenden. Aber auch für dritte Personen kann er so für die Zeit ihres
Witweustandes Vorsorge treffen.

Solche Differenzen, sei es, daß mehrere Testamente vor-

handen sind, von denen das eine das andere aufhebt, sei es,

daß trotz Vorhandenseins eines Testamentes die gesetzlichen Erben

behaupten, daß sie zu berufen seien, weil das Testament aus

einem der angeführten Gründe nicht gültig sei, werden dem Ge-

richte in Form von (widersprechenden) Erbserkliirungen zur
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Kenntnis gebracht. Das Gericht nimmt alle Erbserklärungen, sofern

sie nur äußerlich richtig sind, zur Kenntnis und weist dann nach

bestimmten Regeln den einen oder andern an, Klage zu erheben

nnd zu beweisen, warum sein Erbrecht das bessere sei.

Das Gericht setzt meist einen bestimmten Tag an, wo die ver-

schiedenen aus dem Testamente oder aus der gesetzlichen Erbfolge

berufenen Erben zur Erklärung aufgefordert werden, ob sie die

Erbschaft annehmen oder ausschlagen oder ob sie sie unbedingt

annehmen oder nur mit der Rechtswohltat des Inventars-. Man

kann aber nicht nur bei dieser Gelegenheit, sondern auch früher

(znr Beschleunigung der Abhandlung) oder später, nur eben vor

Einhändignug des Nachlasses an die Erben, eine Erklärung ab-

geben. Indessen kann man ein Testament auch noch nach dieser

übergabe anfechten und die Herausgabe des Nachlasses von den

Erben durchsetzen, wenn man später von seiner Unrichtigkeit er-

fährt. Und ebenso kann man die Herausgabe des Nachlasses von

den gesetzlichen Erben verlangen und erreichen, wenn sich später

ein gültiges Testament findet. Wer eine Erbschaft in Anspruch

nehmen will, muß sich stets darüber ausweisen, auf welchen

Grund er seinen Anspruch stiitzt.- Verlangt er sie aus dem Gesetz,

muß er nachweisen, daß er in dem erforderlichen Verwandt-

schaftsverhältnis zu dem Erblasser stand; verlangt er sie aus

dem Testament, musz er einen entsprechenden letzten Willen vor-

weisen.

Die zur Erbserklärung aufgeforderten Erben können »aus er-

heblichen Gründen« eine Frist zur Abgabe der Erklärung ver-

langen. Ein Vormund kann ohne Genehmigung des Gerichtes

keine Erbschaft ausschlagen oder unbedingt annehmen

(§ 233 ABGB.).

Wohl aber gilt eines strenge zu beachten. Binnen drei

Jahren sind verjährt die Rechte, eine Erklärung des

letzten Willens umzustoßen (uicht das Recht, aus einem

erst später gefundenen letzten Willen die Herausgabe des Nach-

lasscs von Personen zu den verlangen, denen er irrtümlich eingeant-

wortet wurde), den Pflichtteil oder dessen Ergänzung zu

fordern, eine Schenkung wegen Undankbarkeit des Be-

schenkten zu widerrufen oder den Beschenkten wegen

Verkürzung des Pflichtteiles in Anspruch zu nehmen.

Diese dreijährige Frist beginnt mit dem Tage, da das Testak

ment bei Gericht ,,kundgemacht« wird, allerdings nur für den

Fall, als derjenige, der die Ungültigkeit des Testaments be-

hauptet, als Kläger austreten muß, insbesondere wenn der
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Nachlaß schon eingeantwortet wurde und man gegen den Erben
oder Vermächtnisnehmer die Herausgabe durchsetzen will. Jeden-

falls aber halte man sich vor Angen, daß jede Verzögerung zu
vermeiden ist.

Angenommen, daß alles in Ordnung ist, kein Streit um

die Erbschaft entsteht und die Witwe entweder aus dem Gesetze
oder aus einem Testamente zur Erbin neben minderjährigeu

Kindern berufen ist; angenommen, daß die Jnventur bereits mit

aller Strenge gemacht ist, wie es das Gesetz gebietet; die

Schätzung der Nachlaßgegeustäude ist erfolgt; die Aufstellung

der Nachlaßpassioen (Schulden und von der Verlassenschaft zu

bezahlende Lasten, welche den Nachlaß treffen, wie z. B. der

llnterhalt für ein uneheliches Kind) ists erfolgt; die Erbs-

erklärungen sind abgegeben und zu Gericht angenommen: so

beginnt nun die Arbeit, die Einantwortung vorzubereiten.

Ausnahmsweife, wenn die Interessen der Erben miteinander

in Konflikt stehen, wenn sie es selbst verlangen oder wenn

die Nachlaßgläubiger die Befiirchtuug aussprechen, daß ihre

Rechte durch die Verwaltung des Erben gefährdet werden

könnten, kann ein Kurator bestellt werden; die Regel ist

dies nicht.

Des die Verwaltung besorgenden Erben Aufgabe ist es vor allem,

die Verlasseuschaft zu verwalten uud zu besorgen. Auf der einen

Seite muß er die Unternehmungen der Verlassenschaft so weiter-

führen, wie es die ordnungsmäßige Verwaltung erfordert. Auf

der andern Seite muß er, wenn es im Sinne des Testaments

notwendig ist, für die Bezahlung der Legate Vorsorge treffen;

er muß die Krankheits- und Leichenkosten bezahlen; er muß

Rechnungen begleichen, aber auch Zahlungen in Empfang nehmen

uud die erhaltenen Gelder entsprechend anlegen. Jn allen Fällen

aber, wo es notwendig wird, etwas von den Gütern oder Fahr-

nisseu zu veräußeru, oder Zahlungen entgegenzunehmen u. a. m.,

darf der Verwalter, ob ihm gleich die Verwaltung übertragen ist,

sich nicht eigenmächtig benehiuen, sondern er muß die Zustim-

mung des Gerichtes einholen, das seinerseits an gewisse Regeln

gebunden ist.

Sein besonderes Augenmerk hat der den Nachlaß Verwaltende
darauf zu richten, daß rechtzeitig die Zahlungen eingestellt
werden, wenn die Befürchtung sich ergibt, daß der Nachlaß

nicht zur Begleichung aller Schulden oder aller Vermächtnisse
ausreiche. .
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Einberufung Besteht der Verdacht, daß der Nachlaß überschuldet sei, hat

HEFT-»s- der Erbe, welcher die Verwaltung führt (z. B. die Witwe mit

g Jst-M- minderjährigen Kindern), an das Gericht den Antrag zu stellen;

815 AVGVJ ein ,,Edikt«, eine öffentliche Bekanntmachung, zu erlassen, in

Ethik welcher die Gläubiger aufgefordert werden, innerhalb einer ge-

208il1854· gebenen Frist sich zu melden und zu einer Tagsatzuug zu er-

scheinen. Während dieser Ediktalfrist darf der Erbe (z. B. die

Witwe) die Befriedigung von Gläubigern nicht fortsetzen. Zeigt

sich bei der Verhandlung vor dem Gerichte, daß der Nachlaß

nicht ausreicht, um alle zu Recht bestehenden Forderungen zu be-

zahlen, wird der ,,Nachlaßkonkurs« eröffnet.

Anders ist es aber, wenn der Erbe (z. B. die Witwe)

einige Gläubiger zuvor voll befriedigt hat und andere nun aus

diesem Grunde unverhältnismäßig weniger erhielten. Dann büßt

fie, ob sie sich gleich nur mit der Wohltat des Inventars erbs-

erklärt hätte, für diese Voreiligkeit, indem sie den Gläubigern

mit ihrem ganzen Vermögen für jene Beträge haftet, die sie er-

halten hätten, wenn es rechtzeitig und ordnungsmäßig zu einer

Einberufung der Gläubiger gekommen wäre.

Aus diefer Gefahr für den Erben ergibt sich die Notwendigkeit einer
Jnventur der Nach aßpaisivcn. .

Das alte deuts c Recht kannte den Brauch, daß die Witwe, welche den

überschuldeten Na laß i res Mannes nicht annehmen wollte —- damals gab
es noch nicht die Einri tung der bedingten Erbserklärung und der Ein-
berufung der Gläubiger —, ihm ihren Gürtel und die Schlüssel auf das
Grab legte.

Es kann aber auch vorkommen, daß der Erblasser mehr an

Vermächtnissen hinterließ, als an Aktiven im Nachlasse ist.

Dann muß sich jeder Vermächtnisnehmer eine entsprechende

Kürzung gefallen lassen. Und wieder hat der Erbe dafür Sorge

zu tragen, daß dies rechtzeitig geschieht. Die Vermächtnisse

können den ganzen Nachlaß erschöpfen. Nur der ,,Noterbe« hat

ein Recht auf einen Teil des Nachlasses. Jeder andere Erbe

kann, wenn fiir ihn nichts übrigbleibt, nur Ersatz für feinen

Aufwand und feine Bemühung verlangen.

Evssåsweks Sind alle diese Fährden glücklich überstanden, sind auch

un m· Steuern und Gebühren bezahlt und der eventuelle Endausweiswsc Ils-

FIHUITZJT erstattet, so kommt es zur Emantwortuug.

Smillachms über die Verlassenschaftsgebühren wurde ausführlich im lI. Ka-

pitel, § 17, am Ende gesprochen. Zu ihrer Bezahlung pflegt das

Verlassenschaftsgericht, wenn es notwendig ist, zu gestatten, daß

einzelne Stücke des Nachlasfes realisiert werden. .
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Mit der Einantwortung wird der Erbe Eigentümer. s Er kann

als gutgläubiger Besitzer mit den Gegenständen des Nachlasfes

nach seiner Willkür umgehen.

Bei der Witwe als Mutter und Vormünderin minderjähriger Witwe ais

Kinder ergibt sich nun aber eine Doppelstellung, über die schon WITH

kurz gesprochen wurde. Jhr eigenes Erbteil wird ihr als freies IIIng

Eigentum eingeantwortet, soweit es nicht etwa durch eine letzt- « . «

willige Verfügung zugunsten eines Nacherben gebunden ist. Das

Erbteil der Kinder wird ihr zur Verwaltung unter beständiger

Aufsicht des Gerichtes überlassen.

Juwelen, andere Kostbarkeiten und die Schuldbriefe kommen so wie
alle wichtigen Urkunden in gerichtliche Verwahrung. Von den ersteren
erhält der Vormund ein Verzeichnis, von den letzteren die zu feinem Gebrauch
notwendigen Abschriften.

Vom baren Gelde soll nur so viel in den Händen des Vormundes ver-
bleiben, als zur Erziehung des Waisen und zum ordentlichen Betrieb der
Wirtschaft notwendig ist. Das übrige muß »mündelsicher« angelegt werden.

Das übrige bewegliche Vermögen, welches weder zum Gebrauche des
Minderjährigen noch zum Andenken der Familie oder nach Anordnung
des Vaters auszubewahren ist, noch auf eine andere Art vorteilhaft ver-
wendet werden kann, muß im allgemeinen öffentlich feilgeboten werden.
Das Hausgeråt kann man den Eltern und den Miterben zu dem gericht-
lichen Schätzungspreise überlassen·

Ein unbewegliches Gut kann nur im Notfalle oder zum offenbaren Vor-
teile des Minderjährigen verkauft werden.

Uber diese ihre Verwaltung muß die Witwe als Vormünderin

alljährlich dem Gerichte Rechnung legen, znmindeft über das

Kapital, wenn schon die Abrechnung im einzelnen erlassen wird,

wenn vermutlich die Einnahmen für die Deckung der Auslagen

für das Kind aufgehen. Längftens zwei Monate nach geendigter

Vormundfchaft muß dem Gerichte die ,,Schlußrechnung« über-

geben werden. Das Vermögen selbst ist entweder dem volljährig

gewordenen Kinde selbst oder — wenn ein anderer Vormund

an die Stelle der Witwe tritt — diesem gegen »Einpfangs-

schein« zu übergeben. Von dieser Übergabe ist das Gericht zu

verständigen.

6. Außerdem aber hat die Witwe noch Ansprüche an den Der-»stei;

Nachlaß. Wenn ihr Lebensunterhalt nicht durch ein Erbteil oder Um If

ans einem Erbvertrage gedeckt ist, wenn sie auch nicht Anspruch MFMZU

auf einen »Witwengehalt« hat, so behält sie doch das Recht §796ABGB.

auf den »anständigen Unterhalt«. Dieses Recht geht über

gesetzliches Erbrecht hinaus. Wenn ihre Bedürfnisse aus ihrer

Erbschaft noch nicht gedeckt sind, kann sie darüber hinausgehende

Ansptüche erheben.
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Ebenso wie jener Ehefrau, welche mit ihrem Gatten im

gemeinsamen Haushalte lebte, stehen alle erwähnten Ansprüche

einer Frau zu, die faktisch, aber nicht rechtlich getrennt von ihm

lebte. Jnsbesondere das Recht aus den anständigen Unterhalt

kann von einer solchen (verlasseneu) Frau geltend gemacht werden.

Es kann durch keine Euterbung ihr genommen werden.

Der Ehesrau gleichgestellt ist auch die geschiedene schuldlose

Gattin. Bei einer einverständlichen Scheidung wird Schuldlosigkeit

vorausgesetzt.

Eine aus ihrem Verschulden geschiedene oder aus wessen

Verschulden immer getrennte Frau hat keinerlei Ansprüche an die

Verlassenschaft ihres Mannes.

Der Witwe gebührt noch durch sechs Wochen nach dem

Tode des Mannes die gewöhnliche Verpflegung aus der Ver-

tassenschaft. Jst sie schwanger, so genießt sie dieses Vorrecht bis

nach Verlauf von sechs Wochen nach ihrer Entbindung. Das

bedeutet, daß sie auf Kosten der Verlassenschastsmasse durch die

bestimmte Zeit ihre gewohnte Lebensweise fortsetzen kann, ohne

Rücksicht darauf, wie hoch sich die Verlassenschast beläust und

wie die Erbschaftsverhältnisse geordnet sind. Während dieser Zeit

kann sie aber nicht noch daneben einen Witweugehalt beziehen,

wenn ein solcher vereinbart war.

§ 22. Witwenkonzessiom

War der Ehemann vor seinem Hinscheiden der Inhaber eines
konzessionierten oder handwerksmäßigen Gewerbes gewesen, so

bleibt nach seinem Tode sein Handwerk, sein Unternehmen zurück.

Hier ist nnu ein Dreifaches zu unterscheiden. Zurück bleibt einmal

die physische Einrichtung des Betriebes. Soundso viele Maschinen,

soundso viele Waren auf Lager, soundso viele Außenstände und

Schulden. Maschinen und Waren sind Aktiva, die Schulden

Passiva der Verlassenschast. Aber ein Unternehmen ist mehr als

die bloße Summe der einzelnen Gegenstände, die seinem Dienste

gewidmet waren oder die bereitstanden, unt-verarbeitet zu werden.

Das lebende Unternehmen als solches ist das eigentlich Wertvolle:

der gesammelte Kundenstock, die vielfältigen Erfahrungen iu Absatz

und Kundenbedienung, der gute Rus, all das, was der Engländer

»goo(l—will« nennt und was nicht greifbar, aber doch ein Wert-

objekt ist. Dazu kommt aber bei handwerksmäßigen oder kon-

zessiouierten Gewerben (vgl. § 32) noch ein drittes Moment von

ausschlaggebender Bedeutung: die handwerksmäßige Befähigung-
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die von dem Inhaber verlangt wird, oder die Konzession, welche

zu dem Betriebe erforderlich ist. So wie man eine Fabrik sowohl

in ihren Teilen wie auch als ganzes Unternehmen verkaufen kann

und jeder, der den Kaufpreis bezahlt, Herr über sie ist und sofort

mit dem Betriebe beginnen kann; so fallen auch Unternehmungen

in den Nachlaß und sind Gegenstand der Erbteilung wie jedes

andere Vermögensstück. Bei handwerksmäßigen Betrieben ist damit

den Interessen der Erben aber noch nicht ganz gedient. Sie hätten

nun zwar die Unternehmung (Laden, Lager, Maschinen, Kunden

und alles, was dazu gehört), aber eines fehlt ihnen, die Erlaubnis

von diesem ihrem Reichtume den einzig zweckmäßigen Gebrauch

zu machen.

Darum wird der Witwe oder den erbberechtigten minderjährigen

Kindern oder Enkeln eines Gewerbetreibenden erlaubt, daß sie

sein Gewerbe nach seinem Tode weiterführen.

Der Witwe steht dieses Recht auch dann zu, wenn sie (nicht

aus ihrem Verschulden) geschieden war, und auch, wenn sie weder

Erbin noch Vermächtnisnehmerin ist. Selbstverständlich aber nur

für die Dauer des Witwenstandes. Es kann nun geschehen, daß

ihr, wenn sie nicht Erbin ist, nichts von dem alten Unternehmen

übergeben wird, nicht der Laden, nicht das Lager, nicht die

Kundschaft. Dann bleibt ihr doch die nackte Konzession. Und sie

kann sich, wenn sie will, mit dieser ihrer Konzession ein neues

Unternehmen aufbauen.

Sind neben einer Witwe auch minderjährige Kinder zurück-

geblieben, kann der Mann und Vater in einem letzten Willen

bestimmen, wem von ihnen die Konzession zukommen soll. Hat er

dies unterlassen, so betreibt sie die Witwe gemeinsam mit den

Kindern. Verzichtet die Witwe oder schließt sie eine zweite

Ehe, können die Kinder das Gewerbe des Vaters allein fort-

setzen, solange eines· von ihnen minderjährig ist; verzichten in

einem solchen Falle die Kinder auf die Konzession oder haben

alle die Großjiihrigkeit erreicht, so behält sie die Witwe bis

zur Wiederverehelichung. Dieses gewerberechtliche Nachfolge-

kecht kann der erblasserische Gewerbeinhaber nicht beschränken

(Praunegger).

Die Fortführung des Gewerbes im Umfange der Konzession

und Berechtigung des Erblassers bedarf nur einer (stempelfre1en)

Anzeige an die Gewerbebehörde. Allenfalls muß die Witwe einen

geeignäten Geschäftsführer anstellen und diesen bei der Behörde

unmel en.
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§ 23. Die pensionsbcrcchtigte Witwe.

Jedes Mannes natürliches Bestreben ist es, seine Frau nach

seinem Hinscheiden versorgt zu wissen. Nicht jedem ist es aber

gegeben, einen Nachlaß anzusammeln, groß genug, daß die Zinsen,

auch wenn er auf Leibrenten angelegt würde, die bescheidensten

Bedürfnisse nach anständigem Unterhalt decken würden. Daher

war seit jeher einer der lockendsten Vorteile des öffentlichen Dienstes,

daß er für den Bediensteten selbst in seinem Alter Pensions-

berechtigung brachte und für Frau und Kinder das Anrecht auf

Versorgungsgenüsse. Allmählich wurde dieser Grundsatz von

den verschiedenen Sozialversicheruugen übernommen, so daß heute

die Frau des Privatangestellten, unter gewissen Umständen auch

schon die Frau des Arbeiters, mit einer Pension nach dem Hin-

scheiden ihres Mannes rechnen kann.

Alle diese Versorgungsberechtigungen haben gewisse gemeinsame

Züge, die hier zuerst hervorgehoben werden sollen. Versorgungs-

berechtigt ist regelmäßig die Ehefrau oder die nicht aus ihrem

Verschulden geschiedene Frau. Vor allem ist aber Voraussetzung

für die Versorgungsansprüche der Witwe, daß der Mann selbst

zu einem Ruhegenuß berechtigt gewesen wäre, es sei denn, daß er

durch einen Unfall im Dienste hingerafft wurde. Aber auch wenn

die Witwe noch nicht zu einem fortlaufenden Veksorgungsgenuß

berechtigt ist, erhält sie doch eine Abfertigung, die um so größer

wird, je mehr Anwartschaften ihr Mann schon besessen hat. Auch

wenn sie sich wieder vermählt, erhält sie eine Abfertigung. Jm

einzelnen sind freilich recht bedeutende Unterschiede

a) Die Witwe des Hilfsarbeiters bezieht derzeit noch

keinen Versorgungsgenuß, wenn ihr Mann eines natürlichen

Todes gestorben ist. Allerdings ist ein solcher in dem Arbeiter-

versicherungsgesetz vom l. April 1927, BGBl. 125X1927, vor-

gesehen. Aber dieses Gesetz ist in dieser Hinsicht noch nicht in

Kraft getreten. Doch sind die Arbeiter in gewissen Betrieben

unfallversicherungspflichtig. Und sind sie dann einem

solchen Unfall oder einer Berufskrankheit zum Opfer gefallen-

so bezieht die Witwe das Begräbnisgeld und für die Dauer des

Witwenstandes eine Hinterbliebenenreute von 20 Prozent des

Jahresarbeitsverdienstes des Verstorbenen, zu welcher noch die

Renten fiir die versorgungsbedürftigen Kinder kommen.

Nicht nur die ehelichen oder legitimierten Kinder, sondern

auch die unehelichen Kinder nach einer getöteten weiblichen

Person oder einer männlichen Person, wenn deren Baterschaft
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schon bei Lebzeiten gerichtlich festgestellt oder außergerichtlich an-

erkannt worden ist oder wenn, falls das Kind erst nach dem

Tode des Verletzten geboren wurde, die Vaterschaft gerichtlich

festgestellt ist, erhalten bis zum zurückgelegten 15. Lebensjahr eine

Rente im Betrage von 15 Prozent des Jahresarbeitsverdienstes

des Vaters. Sind Kinder, Enkel (allenfalls auch Geschwister) bei

Vollendung des 15. Lebensjahres mit einem körperlichen oder

geistigen Gebrechen behaftet, das sie gänzlich erwerbsnnfähig

macht, können sie den Rentenbezug noch länger, u. zw. für die

Dauer der Erwerbsunsähigkeit, behalten.

Die Renten der Witwe nnd der Kinder dürfen zusammen

Zwei Drittel des Jahresarbeitsverdienstes des Mannes nicht über-

teigen.

Jn der Regel bezieht der Witwer nach einer versicherungspslichtigen Frau
keine Hinterbliebenenrentr. Denn die Hinterbliebenenrente ist der Ersatz für
den den Hinterbliebenen entgehenden gesetzlichen Unterhalt, zu dem die
Frau gegen den Mann berechtigt gewesen wäre. Der Mann ist aber seiner
Frau gegenüber nicht unterhaltsberechtigt5 oder wenigstens nur im Falle
voller Bedürftigkeit. Aus diesem Gesichtspunkte ist es nur zu verstehen, daß
der Witwer nach einer durch einen Unfall oder eine diesem gleichgestelltc
Berufstrankheit getöteten Frau nur dann eine Rente erhält, wenn nnd
solange er erwerbsunfühig ist. (§ 7s2 UVG.1929.)

Hat sich der Ehemann einer durch einen Unsall getötetcn

Frau ohne gesetzlichen Grund von der häuslichen Gemeinschaft
ferngehalten nnd seiner Unterhaltspflirht gegen die Kinder
entzogen, so kann die Anstalt ihm die nach den Bestimmungen

des Unfallversicherungsgesctzes gebührenden Renten entziehen
und sie statt dessen den Kindern geben. (§ 7s7 UVG.1929.)

Wenn sich die Witwe wieder verheiratet, erhält sie eine ein-

malige Absertignng, u. zw. einen Betrag in der Höhe von drei

Jahresrenten.

d) Die Witwe eines nach dein Angestelltenversichernngsgesetz Wåmedeö

Versicherten, also die Witwe eines Angestellten im engeren LIMka

Sinne, eines Schauspielers, eines Journalisten (versichert

durch die Versicherungsanstalt der Presse), eines freiwillig

versicherten Privatlehrers u. a. ni. hat ebenfalls Anwart-

schaften auf eine Versorgungsrente, wenn ihr Mann durch einen

Unsall hingerafft wurde; außerdem hat sie aber auch in bestimmten

Fällen Anspruch auf eine Witwenpension, wenn er eines natür-

lichen Todes gestorben war.

1. Jst ein nach dem Angestelltenversicherungsgesetz versicherter g§ gutem-

Chegatte infolge eines Unfalles gestorben, erhält seine Witwe KYFZTZZZF

eine Rente im Ansmasze eines Drittels der Vollrente ihres MS IM-

Mannes.
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Die Witwe hat keinen Anspruch aus die Witwenrente, wenn bei Ab-
leben des Verletzten die Ehe gerichtlich getrennt oder aus dem alleinigen
Verschulden der Ehegattin gerichtlich geschieden war (sie hat also den
Anspruch aus die Rente, wenn die Ehe aus geteiltem Verschulden oder ohne
Verschulden eines Teiles oder aus dem alleinigen Verschulden des Gatten oder
einverstäudlich geschieden war); oder wenn eine anspruchsberechtigte Witwe
aus einer früheren Ehe vorhanden ist. Die Dispensehegattiu hat
also nur dann Anspruch ans die Pension, wenn die Ehe mit
der früheren Gattin aus dem alleinigen Verschulden der Frau
geschieden worden war.

Die Witwe erhält weiter-s keine Reute, wenn die Ele erst nach den-
Uusalle geschlossen wurde, es sei denn, daß in dieser Ehe ein Kind geboren
oder legitimiert wurde oder daß die Witwe sich im Zeitpunkte des Todes
des Versicherten erwiesenermaßen im Zustande der Schwangerschast be-
funden hat.

Kinder (eheliche, legitimierte und Wahlkinder, uneheliche

Kinder, wenn die Vaterschaft des Verletzten durch Eintragung

im Tauf- oder Geburtsbnche gemäß § .1.64 ABGB. nachgewiesen

ist) erhalten eine Waisenrente bis zum vollendeten 18. Lebens-

jahre. Ebenso Stieskinder ehelicher Geburt und eheliche Enkel,

andere uueheliche Kinder und die gemäß § 165 ABGB. den

Namen des unmittelbar Versicherten tragenden Stiefkinder männ-

licher unmittelbar Versicherter, aber unr, wenn sie das 18. Lebens-

jahr noch nicht erreicht haben, ständig und regelmäßig in der

Hausgemeinschast des Versicherten lebten und von ihm vorwiegend

erhalten werden mußten — oder wenn sie sich ans berechtigten

Gründen nur zeitweise außerhalb der Hauswirtschaft aufhielten.

Die Waisenrente beträgt nicht ganz 12 Prozent des Durch-
schnittsgehaltes des Verstorbenen während der letzten 12 Monate.

Bei mutterlosen und vaterlosen Waisen wird eine Rente von

rund 17 Prozent gewährt·

Witwen- und Waisenreuten zusammengerechnet dürfen aber

nicht mehr ausmachen als die Vollrente, die der Verletzte erhalten

hätte, wenn er am Leben geblieben wäre. Uberstiegen sie diesen

Betrag, erhalten alle verhältnismäßig weniger.

Heiratet die Witwe, erhält sie eine »Absertigung« im

dreifachen Jahresausmaß ihrer Witwenrente. Damit ist dann

jeder Anspruch gegen die Bersicherungsgesellschast erloschen. Wird

sie abermals Witwe, kann sie nicht wieder auf ihre alte Renten-

berechtigung zurückgreisen.

2. Jst ein versicherter Angestellter eines natürlichen Todes

gestorben, so ist zunächst die Frage auszuwerfen, ob er selbst zu

einem Renteubezug (Jnvaliditätsrente oder Altersrente) aus der

Pensionsversicherung berechtigt gewesen wäre. Dieses Recht ist an
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die Voraussetzung geknüpft, daß innerhalb des »Anrechnungszeit-

raumes« 60 anrechenbare Beitragsmonate, als Pflicht- oder frei-
willige Versicherung, geleistet worden waren.

War die Wartezeit vollendet, hat die Witwe Anspruch auf

eine Rente, welche die Hälfte jener Rente ist, auf die der Ver-

storbene im Augenblicke des Todes Anspruch gehabt hätte.

Die Höhe dieser Rente hängt nicht nur von der Höhe des Gehaltes ab,
wie es zuleht bezogen wurde, sondern es kann auch ein ,,Steigernngs-
betrag« dazu kommen, je nachdem mehr anrechenbare Veitragsmonate
erworben wurden; und es kann auch, wenn es für den Versicherten günstiger-
ist, der Durchschnitt der Gehalte während der letzten 60 Veitragsnconate
vor dem »Vemessungszeitpunlte« zugrunde gelegt werden, vor jenem Zeit-»
punlte nämlich, da der Versicherte nach vollendeten 60 Veitragsmonaten
das 45· Lebensjahr erreichte, oder nach erreichtem 45. Lebensjahre die
60 Veitragsmonate vollendete. Dieser Vorschrift liegt die Erfahrng zu-
grunde, dasz ältere Angestellte ein niedrigeres Gehalt zn beziehen pflegen
als in der Vollkrast der Jugend stehende und daß man sie nicht darunter
leiden lassen darf.

Die Frau soll deshalb darauf drängen, daß der Mann rechtzeitig, inner-
halb von zwei Jahren, nachdem die Berechtigung eingetreten ist, die
»Bemessungsgrundlage« für den »Veniessungszeitpunlt« feststellen
lasse. Später ist es zwar nicht ausgeschlossen, das Recht geltend zu machen,
daß jene höheren Gehalte aus der Jugend der Bemessung zugrunde gelegt
werden, aber bedeutend schwierigen

Die Witwenrente gebührt nicht, wenn seit der Eheschließung

noch nicht sechs Monate verstrichen sind oder wenn die Ehe erst

nach Vollendung des 50. Lebensjahres des Versicherten geschlossen

wurde und noch nicht drei Jahre gedauert hat. Aber auch in

diesem Falle ist sie zu gewähren, wenn der Mann infolge

eines nach der Eheschließung erlitteuen Unfalles starb, wenn in

der Ehe ein Kind geboren oder durch sie legitimiert wurde oder

die Frau im Zeitpunkte des Todes nachweislich schwanger war.

Die Rente gebührt nicht, wenn der Versicherte erst nach dem

55. Lebensjahre in die Versicherung eingetreten ist und erst nach

seinem Eintritt in die Versicherung geheiratet hat.

Die Rente gebührt nicht, wenn die Ehe erst, nachdem der

Mann in den Bezug einer Invaliditäts- oder Altersrente getreten

war. geschlossen wurde nnd nicht drei volle Jahre bis zu seinem

Tode gedauert hatte.

Jn allen diesen Fällen bekommt die Witwe aber eine »Ab-

fertigung« im eineinhalbfachen Jahresbetrage der Witwenrente.

Keine Rente und keine Abfertigung bekommt eine Witwe,

deren Ehe gerichtlich getrennt, aus ihrem alleinigen Verschulden

gerichtlich geschieden ist oder die durch ein rechtskräftiges straf-

gerichtliches Urteil überwiesen ist, den Tod des Versicherten durch
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eine vorsätzliche Handlung verschuldet oder mitverschuldet zu

haben. Keine Rente und keine Abfertigung erhält auch die

Dispensehegattin, wenn die Pension der ersten Frau gebührt.’

Jst die Wartezeit nicht vollendet, bekommt die Witwe

keine Rente, aber eine Abfertignng im dreifachen Jahres-

betrage jener Summe, die ihr gebührt hätte, wenn die Warte-

zeit vollendet gewesen wäre.

War die Wartezeit vollendet, haben die Kinder Anspruch aus

eine Waisenrente. Jst keine anspruchsberechtigte Witwe da, so

können sie an ihrer Stelle, auch wenn die Wartezeit nicht vollendet

war, eine Abfertigung bekommen.

Geht die pensionsberechtigte Witwe eine neue Ehe ein, erhält

sie eine Abfcrtigung im dreifachen Jahresbetrage ihrer Bezüge;

damit ist jeder Anspruch gegen die Versicherung erloschen.

Jst der Ehemann verschollen, kann die Witwe, noch bevor sie«

um Todeserklärung (siehe§19) einkommen kann, um den Bezug

der Witwenpension einkommen. -

Der Versicherte gilt nach dem Angestelltenversicherungsgesed als verschollen
wenn während eines Jahres von ihm keine glaubhaften Nachri ten ein-
gegangen sind und die Umstände seinen Tod wahrscheinlich ma en. Von.
den Hinterbliebenen kann die eidesstättige Versicherung verlangt werden,
daß sie von. dem Leben des Versicherten keine anderen als die angezeigteu
Nachrichten erhalten haben. Der Anfallstag für die Hinterbliebenenrentm
wird nach billigem Ermessen bestimmt·

«3. Der Witwe eines Angestellten, der im Zeitpunkte seines

Todes in Stellung war, gebührt die Hälfte jenes Betrages,

den der Angestellte als Abfertigung zu bekommen hätte, wenn

ihn der Dienstgeber im Augenblicke des Todes gekündigt hätte.

Jst keine Witwe vorhanden oder war der Mann bei seinem Ableben
wegen Scheidung oder Trennung der Ehe nicht verpflichtet sie zu erhalten,
so fällt diese Absertigung an die Kinder, eventuell an die Eltern.

Hatte der Angestellte eine Dienstwohnung inne, so sind diese,

Räume binnen 14 Tagen nach seinem Tode zu räumen; führte

er in ihnen aber einen selbständigen Haushalt, so beträgt die«

Räumungssrist vier Wochen. Bei- Gefahr der Obdachlosigkeit

kann das zuständige Vezirksgericht die Ränmungsfrist um zwei

(allerhöchstens drei) Monate für die Angehörigen verlängern.

Der Dienstgeber kann aber verlangen, daß ein Teil der Wohnung

sogleich geräumt werde.

4. Das Begräbnisgeld gebührt vorerst jener Person, welche

die Kosten des Begräbnisses selbst getragen hat. Wurden diese

aber von einer Versicherung oder sonst einer juristischen Person-
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bestritten, so gebührt es der Witwe, bzw. den Kindern und Eltern,

für deren Unterhalt der Verstorbene faktisch gesorgt hat.

e) Die Witwe eines Bundesangestellten ist nur dann

pensionsberechtigt, wenn ihr Mann die Pensionsberechtignng

erworben hatte, d. h. wenn er bei seinem Hinscheiden bereits

mehr als zehn Dienstjahre zurückgelegt hatte.

Die Pensionsbezüge eines Bandes-angestellten betragen nach zehn

Dienstjahren 40 Prozent der als Ruhegenuszbemessungsgrundlage

anrechenbaren Aktivitätsbeziige. Diese Ruhegennfzbentessungsgrund-

lage umfaßt 78«3 Prozent des Diensteinkomniens (d. i. Gehalt

samt Ortsznschlag) und der anrechenbaren Zuschläge, z. B. der

Zuschläge für Kriegsbeschiidigte. Nicht anrechenbar sind die

Kinderznlage nnd der Haushaltungszuschnß u. a. Die Pensions-

bezüge steigen mit jedem weiteren Dienstjahr, u. zw. bei An-

. gestelltenkategorien, fiir welche volle Hochschnlbildung Erfordernis

ist, schneller. Nach 40 Jahren, für Beamte mit voller Hochschul-

bildnng nach 35 Jahren, ist also die Höchstsumme der Bezüge

erreicht.

Die »Witwenpension« beträgt jeweils die Hälfte des Ruhe-

genusses, den der Mann bezogen hatte, oder aus den er Anspruch

gehabt hätte, mindestens 35 Prozent des Attivgehaltes. Die

»Erziehungsbeiträge« betragen ein Fünftel der Witwenpension.

(Vollwaisen erhalten eine »Waisenpension« in der Höhe der

halben Witwenpension). Erziehungsbeiträge nnd Witwenpension

zusammen diirsen nicht mehr als den Pensionsanspruch des

Mannes erreichen. "

Die Erziehungsbeiträge werden in erster Linie für eheliche (aus

der Ehe mit dem verstorbenen Vundesangestellten stammende)

nnversorgte Kinder nnter 21 Jahren gewährt. Für ein eheliches

Kind kann, wenn es unversorgt ist, auch bis zum 24. Jahre

Kinderznlage oder-Erziehungsbeiträge gewährt werden, wenn es

wegen seiner gründlicheren Ausbildung noch nicht die Selbst-

erhaltnngsfähigkeit erlangt hat. Eheliche Kinder, welche infolge

körperlicher oder geistiger Gebrechen oder infolge schwerer Krank-

heit nicht selbsterhaltnngssähig sind, können bei Bemessung von

Kinderzalage (Erziehungsbeitrag) auch noch bis in ein höheres

Lebensalter berücksichtigt werden. Für solche Kinder, welche zwar

ehelich, aber nicht zu einer Kinderzulage berechtigt sind, weil sie

bereits das 21. Lebensjahr überschritten haben, ferner für un-

versorgte Stiefkinder, Wahlkinder, uneheliche Kinder (des Mannes)

kann eine »Aushilfe« bewilligt werden, wenn sie (wenigstens
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iu der Regel) im gemeinsamen Haushalt leben und von der

Witwe erhalten werden. »

Hatte der Mann noch nicht die Pensionsberechtigung erreicht,

gebührt der Witwe (eventuell den Waisen unter 21 Jahren) eine

einmalige Abfertigung in der Höhe von einem Viertel des letzten

in die Berechnungsgrimdlage einzurechnenden Jahresaktivitätss

bezuges des Verstorbenen.

Der »Todsallsbeitrag« beträgt bei einem aktiven Bundes-

angestellten das Dreifache des letzten Monatsaktivitätsbezuges

ohne Familienzulagen, bei einer Pensionierten das Dreifache des

letzten monatlichen Ruhegenußbezuges ohne Familieuzulagen.

Haben die Gatten die Fheliche Gemeinschaft ausge-

geben sp- es sei denn, daß« ne nur wegen der Erziehung der

Kinder, aus Gesundheitsrücksichten aus wirtschaftlichen oder ähn-

lichen nicht in ihren persönlichen Beziehungen gelegenen Gründen

abgesondert gelebt haben —, so hat die Witwe keinen An-

spruch auf den Todsallsbeitrag.

Durch das Publikum wird oft der Todfallsbeitrag mit dcr Pension ver-
wechselt. Die Pension gebührt auch einer geschiedenen Witwe, wieviel mehr
einer, die nur saltisch von ihrem Manne getrennt lebt, u. zw. aus dem
Titel der Versorgungspflieht auch des geschiedenen Mannes seiner Frau gegen-
über, selbst nach seinem Tode; dieser Versorgungspslicht kommt für den
Bundesangestellten eben der Bund nach, indem er Versorgnngsgentisse be-
willigt. Nur wenn die Ehe getrennt oder aus dem Verschulden der Frau
geschieden wurde, verliert die Frau die »Pension«.

Der »Todfallsbeitrag« soll aber jenem zugute kommen, der den Ver-
storbenen in seiner letzten Krankheit gepflegt hat. Und das Gesetz statuiert
die ,,Vermutung«, allerdings eine unwiderlegliche, daß dies die Witwe war,
wenn das Ehepaar in gemeinsamem Haushalt gelebt hat«

Deshalb ordnet die Dienstpragmatit weiter an, daß der Todfallsbeitrag,
wenn keine anspruchsberechtigte Witwe da ist, den ehelichen Nachkommen
zukommt, die in der Obsorge des verstorbenen Beamten gestanden waren;
in Ermangelung solcher denjenigen ehelichen Nachkommen, welche die Kosten
des standesgemäßen Begräbnisses aus eigenen Mitteln bestritten haben; und
wenn das Begräbnis aus anderen Mitteln bestritten wurde, so gebührt der
Todfallsbeitrag jenen ehelichen Nachkommen, welche den Verstorbenen in
seiner letzten Krankheit gepflegt haben·

Bei einem kinderlosen ledigen oder verwitweten Beamten erhalten den
Tadfallsbeitrag die gesetzlichen Erben·

Will eine Witwe nach einem Bundesbearnten als öffentliche

Angestellte tätig sein, muß sie für tdte Zeit Ihrer aktiven Dienst-

leistung auf ihre Versorgungsgeniisse verzichten. Nach ihrer Pen-

sionierung hat sie die Wahl, ob sie ihre Ruhegenüsse oder ihre

Versorgungsgenüsse beziehen will.

Wenn sich die Witwe wieder verehelicht, so kann sie nach einem

alten Hofkanzleidekret aus dem Jahre 1832 sich eine einmalige
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Absertigung aus ihre Versorgungsgeniisse geben lassen. Diese Ab-

fertigung beträgt das Einundeinhalbfache ihrer Jahresbeziige,

wenn der verstorbene Bundesbeamte außer dieser Witwe noch

versorguugsberechtigte Kinder unter 24 Jahren hinterlasseu hatte;

sie beträgt bei einer Witwe, mit deren Anspriichen keine Kinder

konkurrieren, das Dreisache ihrer Jahresbeziige. Sie kann sich

aber auch nicht abfertigen lassen, sich für den Fall abermaliger

Witwenschaft vielmehr lieber ihre Versorgungsgenüsse vorbehalten.

Hat sie abermals einen Bundesangestellten geheiratet, so bekommt

sie bei abermaliger Witwenschaft nur einen der beiden Ver-«-

sorgungsgeniisse, nach ihrer Wahl.

Wenn sie sich um die Abfertiguug bewerben will, muß sie

unter Beischluß des Trauscheines binnen drei Jahren vom Tage der

Wiederverehelichung an bei der zur Pensionsanweisung berufenen

Behörde einreichen. Der Umstand, daß der zweite Mann ein

Bundes- oder anderer öffentlicher Angestellter ist, schließt nicht

aus, daß sie eine Absertigung erhält. (Ah. Hofreskript vom 18. Sep-

tember 1817, Ofner Sammlung Bd. 6.)

Eine Abfertignng an Stelle der »Erziehungsbeiträge« und der
Waisenpensioneu findet nach den bestehenden Vorschriften nicht statt. Denn
diese Versorgungsgeuüsse werden nicht, wie die Versorgungsgenüsse der Witwe,
auf Lebenszeit, sondern nur für eine bestimmte Zeit gewährt-

Wurde aber Waisen von Bundesangestellten aus irgendwelchen Gründen
ein Versorguugsgenusz entweder aus unbestimmte Zeit oder bis zur Her-—-
stellnng ihrer Gesundheit oder bis zu ihrer allsälligen Versorgung oder auf
Lebenszeit verliehen: dann kann die Waise, wenn sie sich verehelicht, sich
entweder eine Absertigung geben lassen oder sich die Versorgnngsgeuüsse
für den Fall allsälligen Witweustandes vorbehalten-

b) Die Witwe des Volks- oder IHauptschullehrers unterliegt

den gesetzlichen Bestimmungen, wie sie im betreffenden Bundes-

lande bestehen. Beispiels-weise seien die Vorschriften einiger

Landesgesetzgebungen angeführt.

1. Jm Burgenlande z. B. sind Witwen und Waisen dann

versorgungsberechtigt, wenn der Gatte und Vater zur Zeit seines

Todes entweder im Bezuge eines Ruhegenusses stand oder zu

einem solchen doch berechtigt war (mindestens 10 Dienstjahre

hatte). Der Anspruch auf Versorgung steht der Witwe dann

nicht zu, wenn die Ehe mit Nachsicht vom Hindernisse des

bestehenden Ehebandes geschlossen wurde, nnd die Witwe ans

einer früheren Ehe beim Ableben des Gatten den Anspruch auf

Versorgungsgenuß besitzt. Witwen, die aus ihrem Verschulden

geschieden wurden, erhalten keinen Versorgungsgenuß. Besitzen

die Witwen selbst einen Ruhegennß oder Aktivitätsbezüge aus
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öfsentlichen Mitteln, so brauchen sie nicht auf die eine oder

andere Pension zu verzichten, sondern sie erhalten nur die

Differenz, um welche ihr Versorgungsgenuß höher wäre als diese

Bezüge, als »Ergänzungszulage« slüssiggestellt. Was praktisch

auf dasselbe hinaus-kommt

Witwen von Lehrern, welche ihren Mann erst geheiratet

haben, nachdem er das 65. Lebensjahr iiberschritten hatte, erhalten

nur dann eine Pension, wenn der Mann tatsächlich 15 Dienst-

jahre zurückgelegt hatte und die Ehe entweder eine gewisse

Zeit gedauert hatte oder durch sie ein Kind legitimiert oder

während der Ehe ein Kind geboren wurde u. a. m. Wurde die

Ehe erst während des Ruhestandes des Lehrers geschlossen, wird

eine normaltnäßige Witwenpension, bzw. Erziehungsbeiträge,

Waisenpensionen gewährt, wenn »der Gatte im Zeitpunkt der

Eheschließung das 65. Lebensjahr noch nicht überschritten,

15 Dienstjahre tatsächlich zurückgelegt hatte, der Altersunterschied

der Ehegatten nicht mehr als 25 Jahre beträgt und entweder

die Ehe mindestens 3 Jahre gedauert hat oder in dieser Ehe

ein Kind geboren wurde oder die Witwe sich im Zeitpunkte des

Todes des Gatten erwiesenertnaßen im Zustande der Schwanger-

schaft befunden hat oder durch die Ehe ein Kind legitimiert

wurde«. (Bei Kriegsschäden halber Pensionierten Begünstigungen.)

Die Witwe verliert die Pension, wenn sie die österreichische

Staatsbürgerschast verliert, wenn sie wegen eines Verbrechens

oder wegen einer aus gewinnsüchtigen Motiven begangenen liber-f

tretung verurteilt wird. Weiters bei Wiederverehelichung. Sie kann

sich dabei aber den Weiter-bezug für den Fall abermaliger Witwen-

schast vorbehalten. Sie kann aber auch auf ihre Versorgungs-

genüsse verzichten und sich statt dessen eine einmalige Absertigung

geben lassen — es sei denn, daß sie einen öffentlichen Angestellten

heiratet.

War der Verstorbene noch nicht ruhegenußberechtigt, erhält

die Witwe nur eine »Abfertignng«.

Die Witwe erhält auch den Todfallsbeitrag.

2. Jn Niederösterreich ist der Anspruch der Witwe aus

Pension auch in analoger Weise bedingt.

»Im Falle einer Wiederverehelichung verliert die Gattin für

sich den Anspmch aus die fortlaufende Witwenpension und allsällige

Erziehungsbeiträge Sie kann sich jedoch für den Fall eines

abermaligen Witwenstandes die Versorgungsgenüsse vorbehalten

oder, wenn der abermalige Witwenstand eintritt und ihr ans
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zweiter Ehe kein neuerlicher Pensionsanspruch aus Bandes-,

Landes- oder Gemeindemitteln erwachsen ist, einen zweijährigen

Betrag ihrer Witwenpension im seinerzeitigen Ausmaße als

Abfertigung anfprechen« (§ 51, BGBl. 165J1930). Ansprüche

verjähren binnen 1 Jahre.

Steht sie selbst in öffentlichen Diensten oder will sie in solche

eintreten, so besitzt sie keinen Anspruch ans Witwenpension. Eine

solche gebührt ihr erst von dem Zeitpunkt an, wo sie den

öffentlichen Dienst ohne Anspruch auf einen Ruhegenuß

verläßt. Gebührt ihr ein Ruhegenuß und ein Versorgungs-

gennß, beide aus den Mitteln der Länder Wien und Nieder-

österreich, so erhält sie nur den höheren. Gebührt er ihr ans

den Mitteln anderer Länder, so gebührt ihr der Unterschied.

Die Witwe hat um ihre Pension einzuschreiten nnd hierbei

nachzuweisen, daß die Bedingungen erfüllt sind. «

3. In Oberösterreich hat die Witwe keinen Anspruch auf

Pension oder Abfertigung, wenn die Ehe erst während des

Ruhestandes des Lehrers eingegangen wurde oder wenn die

ehelgche Gemeinschaft aus Verschulden der Gattin aufgehoben

wnr e. s

Jm Falle der Wiederverehelichung verliert die Witwe den

Versorgungsanspruch

5. Während die bisherigen Gesetze sich im großen ganzen in

den gleichen Bahnen bewegten nnd bei manchen Unterschieden

im einzelnen doch dieselben Grundgedanken zu verwirklichen

strebten, unterscheidet sich das Recht fiir Witwen der Wiener

Angestellten in einem wichtigen Punkte von dem aller anderen

Länder.

Die Witwe hat nur dann einen Versorgnngsansprnch, wenn

sie znr Zeit des Ablebens ihres Gatten mit diesem im gemein-

samen Wohnsitz gelebt hat oder ihr vorn Gericht ein abgesonderter

Wohnort bewilligt oder die Ehe aus Verschulden des Mannes

geschieden worden war. Jn den beiden letzten Fällen jedoch nur

dann, wenn der Angestellte keine spätere Ehe mit Nachsicht vom

Ehehindernis des bestehenden Ehebandes geschlossen hat.

Während also in anderen Bundesländern die Witwe einen

Versorgungsansprnch besitzt, wenn die Ehe nur nicht aus ihrem Ver-

schulden geschieden war, und nicht die Dispensehegattin, ist in

Wien die Dispensehegattin pensionsberechtigt und die geschiedene

Frau auch dann nicht pensionsberechtigt, wenn die Ehe aus

beiderseitigem Verschulden oder ohne Verschulden eines Teiles

geschieden worden war.
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Die Witwe aus einer Ehe, die mit Nachsicht vom Ehebande
geschlossen wurde, hat unter denselben Voraussetzungen einen

Anspruch auf Witwenversorgung wie sonst eine Witwe: nämlich
wenn ihr Mann vor seinem Tode einen Anspruch auf Ruhegenuß

hatte, oder wenn er vor zuriickgelegtem zehnten Dienstjahr

infolge eines Unfalles im Dienste oder infolge einer in unmittel-

barer Ausübung des Dienstes erworbenen Krankheit gestorben

ist. Wurde die Ehe erst während des Ruhestandes geschlossen,

so hat die Witwe nur dann einen Anspruch auf Versorgungs-
genuß, wenn die Ehe mindestens drei Jahre gedauert hat.

Die Witwe hat unter Beibringung der Nachweise um Flüssig-
machuug der Witwenversorgung einzuschreiten.

III. Kapitel.

Die berusstätigc Frau.

§ 24. Kinderarbeit.

l. Erwerbsarbeit des Kindes ist bis zum Alter von

zehn Jahren unbedingt verboten.

Kinder zwischen 10 und 12 Jahren dürfen nur in der Land-

wirtschaft und im Haushalt zu leichten Arbeiten verwendet werden.

Erst Kinder zwischen 12 und 14 Jahren dürfen in etwas weiterem

Maße zur Arbeit herangezogen werden.

Als »Kiuderarbeit« gilt hiebei die entgeltliche und wenn
auch nicht besonders entlohnte regelmäßige Verwendung von

Kindern zu Arbeiten jeglicher Art. Die Beschränkungen, welche

der Kinderarbeit ausgelegt sind, gelten nicht für Veschäfligungen,

die ausschließlich zu Zwecken der Erziehung und des Unter-

richtes erfolgen. Das ist insofern wichtig, als z. B. die Aus-

bildung der Kinder zu Schauspielern oder Tänzern nngehemmt

erfolgt und selbst ihr Auftreten im Rahmen von Schulveranstal-

tungen, während sie um des Erwerbes willen bei »öffentlichen

Schaustellungen« weder verwendet noch sonst beschäftigt werden

dürfen. Als »Kinderarbeit« gilt es auch nicht, wenn Kinder von

ihren Verwandten oder Verschwägerten (bis zum vierten Grad)

von ihren Wahleltern, Vormündern oder Pslegeeltern, voraus-
gesetzt, daß sie mit diesen im gemeinsamen Haushalt leben, zu,
wenn auch regelmäßigen, Leistungen von geringer Dauer im ge-
meinsamen Haushalt verwendet werden. Aber auch solche »eigene«
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Kinder dürfen nicht zu verbotenen Arbeiten verwendet werden

oder in einem weiteren als dem oben gezogenen Rahmen.

Nur in der Landwirtschaft oder im Haushalt dürfen sie

—- auch da erst nach vollendetem zehnten Lebensjahre — zu

leichten Arbeiten verwendet werden. Kinder im Alter zwischen

12 und 14 Jahren dürfen in einer Reihe von Berufen, z. B.

beim Ausschank und Kleinverschleiß gebrannter geistiger Getränke,

im Bergbau, im Hausierhandeh in Ziegeleien, Metallschleifereien

und vielen anderen gesundheitsgefährlichen Gewerben, welche

durch Gesetz einzeln namhaft gemacht sind, oder bei regelmäßigen

gewerblichen Beschäftigungen in fabriksmäszig betriebenen gewerb-

lichen Unternelnnuugen nicht beschäftigt werden. Aber auch iu

Landwirtschaft,- Haushalt nnd erlaubten Gewerben diirfen sowohl

eigene als fremde Kinder zur Arbeit nur herangezogen werden.

wenn sie ,,dadurch in ihrer Gesundheit nicht geschädigt, in ihrer

geistigen und körperlichen Entwicklung oder in ihrer Sittlichkeit

nicht gefährdet nnd in ihrer Schulpflicht nicht behindert werden«.

An Schultagen dürfen Kinder nicht mehr als drei Stunden zur

Arbeit verwendet werden; an schulfreien Tagen darf die Arbeits-

zeit nicht mehr als vier, in Landwirtschaft und Haushalt

nicht mehr als sechs Stunden dauern; Arbeit an Sonntagen

und an den für das Glaubensbekenntnis des Kindes gebotenen

Feiertagen ist überhaupt verboten. Jm Betriebe des Gast- und

Schankgewerbes dürfen Kinder iiber zwölf Jahre nicht zum

Einfüllen der Getränke und zur Bedienung der Gäste verwendet

werden. Sie dürfen bei öffentlichen Schaustellungen oder Auf-

fiihrungen weder verwendet noch beschäftigt werden. Nur im ein-

zelnen (berückfichtigungswürdigen) Falle kann die Vezirksschul-

behörde eine Ausnahme von diesem allgemeinen Verbote gestatten,

nicht aber für Spezialitäten, Akrobaten- oder Artistenvorstellungen,

wo ein schützeuswertes Interesse der Kunst nicht in Frage kommen

kann.

Bei Verwendung fremder Kinder (Kinder, welche mit dem Yes-m

Dienstgeber nicht im gemeinsamen Haushalt leben und nicht ver- um«

wandt oder verschwägert, bzw. Wahl- oder Pflegekinder desselben

sind) zu einer regelmäßigen Beschäftigung hat der Dienstgeber

eine Reihe von gesetzlichen Vorschriften zu befolgen. Er muß ein

Verzeichnis der beschäftigten Kinder anlegen und jederzeit den

Aufsichtsvrganen vorweisenz er muß eine Anzeige an die Ge-

meindebehörde seines Wohnsitzes unter genauer Angabe der Art

des Betriebes, der Verwendung und der allfälligen Arbeitsstätte

der Kinder erstatten; er muß für jedes einzelne Kind, bevor er
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es einstellt, eine ,,Arbeitskarte« ansprechen, die zu verweigern ist,

wenn durch die Arbeit das Wohl des Kindes aus irgendwelchen

Gründen gefährdet würde, sei es nun, daß das Kind ihr körperlich

oder geistig nicht gewachsen wäre oder die Arbeit selbst oder die

Person des Dienstgebers eine solche Gefährdung befürchten ließen.

Einzelnen Personen kann die Erlaubnis, Kinder zu beschäftigen,

generell verweigert werden. Jm Bedarfsfalle hat die Gemeinde

aus Kosten des Dienstgebers das Kind durch den Amtsarzt unter-

suchen zu lassen, ehe sie die Karte ausfolgt. Jedesmal ist die

Schnlbehörde zuvor zu hören. Die »Arbeitskarte« wird immer

mtr auf ein Jahr ausgestellt.

§ 25. Arbeitende Jugendliche.

Zeig-uma- Anch jugendliche1) Hilfsarbeiter unter 16 Jahren, die

FULL-. nicht mehr einen so weitgehenden Schutz wie die »Kinder« ge-

nießen, sind vom Arbeitgeber in einem besonderen Verzeichnis zu

führen. Sie dürfen in fabriksmäßigen gewerblichen Unternehmungen

nur zu leichteren Arbeiten verwendet werden. Hausgehilfen unter

16 Jahren muß eine tägliche Ruhezeit von mindestens elf

Stunden gewährt werden, die in der Regel in die Zeit von

8 Uhr abends bis 7 Uhr früh zu fallen hat. Außerdem ist ihnen.

täglich eine Ruhezeit von insgesamt drei Stunden einzuräumen

G nah-e Jn gewerblichen Betrieben dürfen weibliche Hilfsarbeiter

www ohne Unterschied des Alters nicht zur Nachtzeit, d. i. in den

Stunden von 8 Uhr abends bis 5 Uhr früh, beschäftigt werden

(§ 1, StGBl. 281J1919). Diese Regel erleidet eine Reihe

von Ausnahmen Jn gewerblichen Betrieben z. B» in welchen

bei einer Arbeitszeit von höchstens acht Stunden in zwei oder

mehr Schichten gearbeitet wird, kann für Hilfsarbeiter, welche

das 16. Jahr iiberschritten haben, der Beginn der Nachtruhe auf

10 Uhr abends verlegt werden. Jn gewissen außerordentlichen

Fällen können (gegen Anmeldung beim Gewerbeinspektorat)

weibliche Hilssarbeiter, die das 18. Jahr vollendet haben, auch

zur Nachtzeit beschäftigt werden (§§ 2ff., StGBl. 281X1919).«

Jm Gast- und Schankgewerbe diirfen auch Jngendliche beiderlei

Geschlechts im Alter zwischen 14 und 16 Jahren bis 10 Uhr

abends beschäftigt werden, wenn ihre Nachtruhe mindestens neun

1) Man beachte, daß in der Arbeitsschutzgesetzgebung das schuybebürstige
Alter in der Hauptsache mit 16 Jahren begrenzt wird, während nach jugend-
gerichtlichen Gesichtspunkten unter Jugendlichen immer an Knaben und
Mädchen unter 18 Jahren gedacht ist-
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aufeinanderfolgende Stunden umfaßt und ihnen im Laufe des

Tages eine mindestens zweistündige Ruhezeit gewährt wird. Nach

vollendetem 16. Jahre sind Hilfsarbeiterinnen beziiglich der Re-

gelung der Nachtruhe von den oben angeführten Begrenzungen

ausgenommen, wenn gewisse Bedingungen erfiillt sind (StGBl.

108X1920).

Jugendlichen Arbeitern vor dem vollendeten 16. Lebensjahre

gebührt (§ 1X2 Arbeiterurlaubsgesetz StGBl. 395X1919) schon

nach einjähriger Dauer des Dienstverhältnisses ein Urlaub von

zwei )Woehen (nicht aber jugendlichen Hansgehilfinnen, siehe

§ 26 .

2. Andere Grundsätze herrschen, wo es sich um eine Arbeits-

leistung des Jugendlichen handelt, welche organisch mit seiner

Berufsausbildung verbunden ist. Für Kinder kann eine solche

Arbeit nicht in Betracht kommen; denn Kinder unter 14 Jahren

sind schulpflichtig, und eine künftige Berussansbildnng könnte

nur durch den Besuch besonderer Schnlgattungen (Gyinnasium,

Realschule) angebahnt werden; da diese Schulen aber einen

staatlich geregelten Lehrvlan haben, erübrigt sich ein weiterer

Schutz der Kinder vor Uberlastung oder unrichtiger Behandlung.

Infolgedessen können auch nur ausnahmsweise schon vor voll-

endetem 14. Lebensjahre Konflikte wegen der Berufswahl ent-

stehen; das Kind kann denn auch erst nach dieser Zeit die Hilfe

des Vormundschaftsgerichtes anrusen.

Wohl aber sollte schon früher das Interesse des Kindes auf bie künftige
Berufswahl hingelcnkt werden. Man sollte sich auch nicht allzusehr von
zufälligen äußerlichen Möglichkeit-tu die die ersten Schritte erleichtern, be-
stimmen lassen, so daß es z. B. Schuster werden tunsz, weil der Onkel, der
Schuster ist, es in die Lehre nehmen will. Man sollte auch beachten, daß
die derzeitig günstig erscheinende Konjunktur sich ganz geändert haben kann,
ehe das Kind erwerbstätig wird. Niemals versaume man, sich der mancherlei
Möglichkeiten der öffentlichen oder privaten Berufsberatung zn bedienen.

Soll ein Mädchen siir ein Handwerk ausgebildet werden, muß

es in der Negel1) ein »Lehrverhältnis« eingehen. Dieses Lehr-

verhältnis wird durch einen Vertrag mit dem »Lehrherrn« ab-

geschlossen.

Den Lehrvertrag — ebenso wie andere Verträge, durch die

er sich zu Dienstleistungen verpflichtet — kann der Minderjährige

auch selbst abschließen nnd nicht nur durch seinen gesetzlichen

Vertreter. Hiebei ist ein Unterschied zu beachten. Ein Minder-

l) Jn manchen Beruer gibt es Schulen, deren Besuch die Ausbildung
durch die Meisterlehre ganz oder teilweise ersetzt.
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jähriger, der unter väterlicher Gewalt steht und im Elteruhause

verpflegt wird, kann einen solchen Vertrag nicht ohne aus-

drückliche oder stillschweigende Einwillignng des Vaters eingehen.

Ein Kind, das außer der Verpflegung der Eltern steht, kann,

ebenso wie ein unter Vormundschaft stehendes Kind, sich auch

selbständig zu Dienstleistungen verpflichten. Der Vater, ebenso

wie der Vormund, können einen solchen aus wichtigen

Gründen nur vom Minderjährigen geschlossenen Vertrag vor-

zeitig lösen. Ob der Minderjährige damit einverstanden ist, kommt

nicht in Frage, wenn die Gründe nur vom erziehlichen Stand-

punkte her objektiv »wichtig« sind.

Als »Lehrling« wird angesehen, wer bei einem Lehrherrn zur

praktischen Erleruung des Handwerks in Verwendung tritt. Diese

Absicht, durch die Arbeit beim Meister für seine »Ausbildung«

Gewinn zu ziehen, die Ausbildung als Zweck aller Tätigkeit-

unterscheidet den Lehrling vom »Hilfsarbeiter«, der als Hand-

langer des Meisters für sich selbst als Ertrag der Arbeit nur

das Entgelt betrachten darf, welches er bezieht. Daher darf jeder-

mann Hilssarbeiter beschäftigen; Lehrlinge aber nur solche Meister,

von denen zu erwarten ist, daß sie ihnen eine entsprechende Aus-

bildung angedeihen lassen können. Sie dürfen auch nur eine

bestimmte Anzahl von Lehrlingen im Verhältnis zu den beschäf-

tigten Gehilfen ausbilden.

Jn handwerksmäßigen Gewerben steht das Recht, Lehrlinge

zu halten, denjenigen, die das Gewerbe nach dein 30· April 1922

angemeldet haben, nur dann zu, wenn sie die Meisterpriifnng

mit Erfolg abgelegt haben (BGBl. 129X1922).

Jene Gewerbeinhaber, welche a) wegen eines Verbrechens

überhaupt oder b) wegen eines ans Gewinnsucht begangenen

oder gegen die öffentliche Sittlichkeit gerichteten Vergebens oder

einer derlei Ubertretung ver-urteilt wurden, verlieren damit auto-

matisch und fiir immer das Recht, Lehrlinge zu halten. Darüber

hinaus kann die Gewerbebehörde noch — nach Anhörung der

betreffenden Genossenschaft — durch eine administrative Ver-

fiignng Gewerbeiuhabern das Recht, Lehrlin e zu halten, ent-

ziehen, wenn sie aus anderen Gründen in sittlickJer oder moralischer

Beziehng als ungeeignet für die Pflichten eines Lehrherru

erscheinen, oder wenn sie nicht die erforderlichen Fachkenntnisse

besitzen, oder nach Einrichtung und Ausübung des Gewerbes

nicht in der Lage sind, die gewerbliche Ausbildung vou Lehrlingen

entsprechen zu leiten.
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Die Festsetzung der Lehrzeit erfolgt meist durch die Gewerbe-

genossenschafteu innerhalb der gesetzlichen Grenze von zwei und

vier Jahren. Bei fabriksmäszig betriebenen Gewerben kann sie

höchstens drei Jahre betragen. Für einen Lehrling, der durch

eigenes Verschulden unterhalb der vorgeschriebenen Zeit das

Lehrziel nicht erreichte, kann die Dauer der Ausbildung um

höchstens sechs Monate verlängert werden.

Der Lehrherr hat nicht nur die sachliche Ausbildung des

Lehrlings zu leiten und zu überwachen, er hat auch eine Art

Aufsicht, welche mit der des jeweiligen gesetzlichen Vertreters

konknrriert; er hat die »Sitten« des Lehrlings auch außerhalb

der Werkstätte zu überwachen, er ist verpflichtet, ihn zum Besuche

der Fortbildungsschulen anzuhalten,. er darf ihn durch Arbeit

nicht überanstrengen, aber er darf ihn, soweit dadurch der Lehr-

erfolg nicht gefährdet ist, auch zu Arbeiten verwenden, die nicht

direkt mit dem gewählten Handwerk zusammenhängen, also zum

Zustellen der Waren, eventnell auch zum Trausport derselben nnd

zu verschiedenen Haudlaugerdiensten. Er darf ihn das Handwerk

aber nicht etwa im Umherziehen und ohne eine beständige Aufsicht

ausüben lassen; denn der Lehrling soll nicht nur im Handwerk

beschäftigt werden, sondern durch das Zusammenarbeiten mit

einem tüchtigen Meister des Faches sich beständig vervollkomnnien,

bis er über Rohstoffe, ihren Einkauf, ihre Behandlung nnd Auf-

bewahrnng und die sonstigen theoretischen Fragen ebenso kundig

ist wie bezüglich der rein mauuellen Fertigkeiten.

Der Lehrling ist dem Lehrherrn zur Folgsauikeit, Treue und

Verschwiegenheit, zu Fleiß und auständigem Betragen verpflichtet.

Er muß sich nach den Anweisungen des Meisters im Gewerbe

verwenden lassen.

Zuerst pflegt der Lehrling (im Gegensatz zum Hilfsarbeiter)

kein Entgelt zu beziehen, vielmehr muß oft dem Lehrherrn noch

ein Betrag bezahlt werden, um ihn für die Mühen der Aus-

bildung zu entschädigen. Nach dem ersten Drittel der Lehrzeit

gebührt dem Lehrling aber eine Entschädigung für seine Arbeit.

Diese ist ihm auch dann einzuhändigen, wenn daneben der Vater

oder sonst ein Dritter dem Meister weiter die ausbedungene

Lehrentschädigung bezahlt. Der Lehrling ist von Beginn seiner

Beschäftigung an automatisch krankenversichert. Während des

letzten Jahres der vorgeschriebenen oder vereinbarten Lehrzeit

muß er auch gegen Arbeitslosigkeit versichert werden; doch trägt

m diesem Falle der Meister die ganze Versicherung allein.
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erwarb. Die Absolvierung dieses dritten Jahrganges an einer

dazu privilegierten Schule ersetzt zwei Jahre Gehilfenarbeit, so
daß daneben nur noch ein Jahr als Gehilfe oder Fabriksarbeiter

gearbeitet werden muß, ehe die Absolvent(inn)en einer solchen

Schule sich zur Meisterprüfung stellen können. Die ,,höhere Fach-

schule für das Dameukleidermachergewerbe« in Wien z. B-

verlangt den Nachweis der vollständigen Erlernung des Gewerbe-J

bei der Aufnahme und bevorzugt solche Aufnahmswerberinneu,

Zvelxche bereits das erforderliche Jahr Gehilfenpraxis erworben

a en.

Die früher bestehenden weitergehenden Privilegien für die

»Frauengewerbe« wurden im Jahre 1929 aufgehoben.

Nach dreijähriger Tätigkeit als Gehilfe (Geselle), bzw. nach

dem entsprechend langen Besuch einer privilegierten Lehranstalt

kann man das Gewerbe selbständig ausüben. Bei handwerks-

mäßigen Gewerben kann man sich zur »Meisterprüfung« melden

(§ 1148 GewO.).

3. Die Ausbildung zu den freien Berufen und die Zulassung

zu ihnen ist durch gesetzliche Vorschriften geregelt. Sie verlangen

meist ein über die Mündigkeit hinausgehendes Studiqu und im

übrigen auch eine strenge Scheidung zwischen Vorbereitung und

Berufstätigkeit, bzw. Verdienstmöglichkeit. Daher erübrigt sich an

dieser Stelle ein näheres Eingehen auf sie. Bemerkt sei nur, daß

von der Pflicht zur Krankenversicherung befreit ist, wer während

seiner Vorbereitung auf einen wissenschaftlichen Beruf Unter-

richt erteilt.

4. Der Jugendliche kommt als Lehrling oder Hilfsarbeiter

zu eigenem Einkommen. Bezüglich dieses Verdienstes gilt, daß er

sein unbestreitbares Eigentum ist. Die Eltern können und dürfen

von ihm nicht verlangen, daß er Teile desselben für die Bedürfnisse

anderer Familienmitglieder hergebe. Doch muß er daraus seine

eigenen Ausgaben bestreiten, wenn die versorguugspflichtigen

Personen dies verlangen.

Hiebei ist zu beachten, daß bei einem in Verpflegung der

Eltern stehenden Kinde die Verfügungsgewalt über das verdiente

Entgelt dem Vater zukommt. »Er kann den Erwerb des Kindes

in seine Verwaltung nehmen, daraus den Unterhalt des Kindes

bestreiten und den Überschuß, wenn ihm dies vom Gerichte

gestattet wurde, für sich verwenden, andernfalls muß er ihn gesetz-

mäßig anlegen« (Bartsch). Dem Kinde darf er ihn nur soweit

überlassen, als dies zur Bestreitung seiner Bedürfnisse notwendig

ist. Das in Verpflegung der Eltern stehende Kind hat also nur

184



ein Recht auf Bestreitung seiner Bedürfnisse aus dein eigenen
Einkommen, aber nicht auf liberlassung größerer oder kleinerer
Geldbeträge.

Das außer der Verpfleguug der Eltern stehende Kind, das also
weder im elterlichen Haushalt wohnt noch vorwiegend von den
Eltern erhalten wird, hingegen hat das Recht, über seine Einkünfte
frei zu verfügen. Es kann bezüglich ihrer auch dritten Personen —
nnd sogar den eigenen Eltern gegenüber ohne Kurator —- rechts-

gültig selbständig Verpflichtungen eingehen, die aus erst künftig

fällig werdenden Einkomiiieiibestaudteileii gedeckt werden müssen,

wenn diese Verpflichtungen »unter Berücksichtigung ihres Zweckes
und ihrer Wirtschaftlichkeit in einem angemessenen Verhältnis zur

Höhe feines Einkommens und zu seinen Bedürfnissen stehen
müssen, also die nach den Verhältnissen des Minderjährigen
normale Aiisgabengrenze nicht iibersteigeii«. Entscheidung des

Obersten Gerichtshoses vom 21. Dezember 1929, 3 Ob 1061,-29.)

§ 26. Die gewerbliche Hilssarbeitcrin.

Die der Gewerbeordnung Unterstehendeii Hilfsarbeiter umfassen

ohne Unterschied des Geschlechtes Gehilfen, Gesellen, Fabrik-
arbeiter, Lehrlinge, schließlich die ungelernten Hilfsarbeiter im

engeren Sinne, nicht aber Taglöhner. ·

Der Dienstvertrag zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber kann

grundsätzlich jeden beliebigen Inhalt haben, z. B. auch den, daß
kein Entgelt in bar verlangt werde; aber diese priiizipielle Freiheit
ist in vielen Hinsichten beschränkt. Es kann nichts vereinbart
werden, was gegen die »guten Sitteii«, gegen bestehende ,,Kollektiv-
verträge« oder gegen gesetzliche Vorschriften ver-stieße, also z. B.
nicht, daß die Arbeitszeit zwölf Stirn en zu dauern hätte. Wird

es doch vereinbart, braucht sich niemand daran zu halten. Es ist
ungültig. Als ob es nicht da wäre.

Kollektivverträge nennt inaii Vereinbarungen, die zwischen Berufs-
vereinigungen von Arbeitern (oder Angestellten) mit einem oder mehreren
Arbeitgebern oder Berufsvereiuigungcn von Arbeitgebern abgeschlossen
werden und die wichtigsten Fragen des Arbeitsverhältnisses regeln. Bei
gewerblichen Betrieben kommt es auch vor, daß von der Genossenschafts-
versainiuliing im Einvernehmeii mit der Gehilfenschast allgemeingeltende
Bestimmungen festgesetzt werden. Jeder Kollektivbertrag ist binnen 14 Tagen
beim Einigungsamt zu hinter-legen. Das Eiiiigungsanit veranlaßt die Kund-
machung. Von da an gelten die Bestimmungen des Kollektivvertrages als
Inhalt jedes Dienstvertrages, der zwischen den Kollektivvertragsangchörigen
geschlossen wird. Kollektivvertragsange örig find, sofern der Kollektivvcmag
nicht etwas anderes bestimmt, inner alb des von ihm bezeichneten räum-
lichen und sachlichen Geltiingsbereiches l. die Arbeitgeber, die Kollektiv-
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vertragsparteien sind, 2. die Arbeitgeber nnd Arbeitnehmer, die zur Zeit des
Vertragsabschlussee Mitglieder der am Vertrag beteiligten Berufsvereinis
gungen waren oder später werden, 3. die Arbeitgeber, auf die der Betrieb
eines des im Punkt 1 uud 2 bezeichneten Arbeitgeber übergeht. Nun gehören
aber nicht immer alle Arbeiter, welche in einem Betriebe tätig sind, jener
ArbeitnehmersBerufsvereinigung an, mit welcher der Kollektivbertrag ge-
schlossen wurde. Dennoch soll in der Regel auch der Inhalt der Arbeits-
verträge für diese nicht Kollektivvertrags angehörigen Arbeitnehmer durch den
Kollektivvertrag bestimmt werden — es sei denn, daß diese Regelung durch
Einspruch des Betriebsrates außer Kraft gesetzt wird. Für den Einspruch
steht dem Vetriebsrat eine Frist von 14 Tagen offen, gerechnet vom Tage
der Kundmachung des Kollektivvertrages in der »Wiener Zeitung«. Die bei
den Einigungsämtern hinterlegten Kollektivverträge und die von den Eini-
gnngsämtern und dein Obereinigungsamt beschlossenen Satzungen können
während der Amtsstunden von jedermann eingesehen werden. (§ 3 Anti-
terrorgesetx,BGBl. 113!1930). Der individuelle Arbeitsvertrag kann
daneben nur für den Dienstnehmer günstigere Bedingungen
enthalten.

Einzelne Bestimmungen bewährter Kollektivverträge kann das Einigungss
amtl) zur »Satzung« erheben. Dann gelten sie nicht nur zwischen den
den Kollektivvertrag schließendeu Parteien, sondern für alle gleichartigen
Arbeitsverhältnisse. Sie regeln besonders die Art der Arbeits-
leistung, Arbeitszeit nnd Entgelt.

Bezüglich der Arbeitszeit gilt grundsätzlich, daß Männer in

der Woche 48 Stunden zu arbeiten haben, Frauen (und männ-

liche Jugendliche) 44 Stunden. Da aber oft Frauen mit

Männern zusammen so beschäftigt werden, daß ihre Tätigkeiten

wechselseitig abhängig find, wurde bestimmt, daß in Betrieben,

wo nicht mehr als zwei Drittel der Beschäftigten Frauen oder

Jugendliche sind, dieser besondere Schutz der Frau entfällt, wenn

seine Geltung durch Kollektivnertrag oder, soweit ein solcher nicht

gilt, durch Einzelvertrag ausgeschlossen ist. Ebenso kann die Ver-

kürzung der Arbeitszeit in Orten mit mindestens 6000 Ein-

wohnern für das Handelsgewerbe durch Kollektivvertrag abge-

dnugeu werden. Keine Anwendung findet sie für das Handels-

gewerbe in Orten von weniger als 6000 Einwohnern, für das

Gast- und Schankgewerbe, für Kreditinstitnte nnd Bankgeschäfte.

(Erfte Ansnahmeverordnung zum Achtstundentaggesetz.) Außerdem

kann das Bundesministerinm für soziale Verwaltung noch für

andere Gruppen von Betrieben Ausnahmen gewähren.

Eine Verlängerung der Arbeitszeit über die 48-Stunden-Woche

hinaus ist aber regelmäßig durch Kollektivbertrag oder, entgegen

dem Kollektivvertrag, gelegentlich zulässig. Doch muß in letzterem

1) Einignngsämter sind zur Schlichtung von Streitigkeiten
aus dem Dienstverhältnis, zur Regelung des Arbeitsverhältnisses und zur
Förderung der kollektiven Arbeitsverträge berufen.
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Falle immer das zuständige Gewerbeinspektorat sofort verständigt

werden. Soll wegen vermehrter Arbeit durch mehr als drei Tage

im Monat die Arbeitszeit ausgedehnt werden, muß das Gewerbe-

iuspektorat hiezu die Bewilligung erteilen. Niemals darf die

Arbeitszeit mehr als zehn Stunden betragen. Die Entlohnung

solcher überstunden muß mindestens um 50 Prozent höher sein

als das gewöhnliche Stundeuentgelt (kann durch »Kollektiv-

vertrag« anders bedungen werden). Der Ausschluß einer liber-

stuudenentlohnmig im vorhinein ist unzulässig. Nachträglich

kann aber der Arbeiter auf seine Entlohnung fiir Überstunden wie

auf jedes andere erworbene Recht verzichten (§ 1444 ABGB.).

Bei regelmäßig länger als acht Stunden im Tage dauernder

Beschäftigung kann die Entlohnung für die Überstunden im

Pauschale enthalten sein. Das ist der Fall, wenn die Arbeitszeit,

also die Zahl der überstnudein und die Gesamtentlohnung bei

Abschluß des Dienstvertrages bekanntgegebeu wird (SZ. XlX178).

Die Mindestrnhezeit für Hilfsarbeiter (im Handelsgewerbe, im Mindest-

Warenverschleiß der Erzengmigsgewerbe und in den Kontoreu nnd Eilet-EIN

Magazineu des Speditionsgewerbes) muß einerseits eine ununter- IMP-

brochene (Nacht-) Ruhezeit von zwölf Stunde111) und anderseits www-

cine Mittagspause umfassen. Die Mittagspause muß mindestens

, eine halbe Stunde dauern, dann nämlich, wenn bei nicht mehr

als siebenstiiudiger Arbeitszeit spätestens nm 3 Uhr Arbeitsschluß

ist; gewöhnlich dauert sie eine Stunde; wenn aber bis nach

4 Uhr uaehmittags gearbeitet wird und der Dienstuehiner

das Mittagessen außerhalb des Hauses, wo der Betrieb statt-

findet, einnimmt, dauert sie zwei Stunden. Jm übrigen ist fiir

die verschiedenen Gewerbe in verschiedener Weise gesorgt worden.

Die Sonntagsruhe hat an jedem Sonntag spätestens um Sei-mes-

6 Uhr morgens zu beginnen nnd mindestens 24 Stunden zu sinnst

dauern. Jin Großhandel, ferner iu der Regel iu den Kontoreu ZZLZPZHH

der Erzengungsgewerbe beginnt sie bereits am Samstag um Ell-inde-

2 Uhr: für jene Arbeiterinneu, welche Säuberungs- und Jn- MM

staudhaltungsarbeiteu vorzunehmen haben, um 4 Uhr. Doch MADE-»

ist diese Regel von vielen Ausnahmen durchlöchert. Es gibt see-IM-

Gewerbe, bei denen die Rohstoffe verderben würden, weun sie

nicht sofort ausgearbeitet würden; bei anderen herrscht ununter-

brochener Betrieb; bei anderen ist der Sonntag der stärkste

Mw-

1) Jm Kleinl auch mit Lebensmitteln kann sie auch Flur els Stunden
betragen. Die Liorsehristen sind im einzelnen sehr tzerschiedem weil der
Eigenart der Betriebe Rechnung getragen werden muß.
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Geschäftstag. Jn diesen Fällen muß Sonntag-Z zwar Arbeit ge-

leistet, von dem Dienstgeber aber eine Ersatzruhezeit gewährt

werden. (Verweigerung von Leistung der im Kollektivvertrag

bedungeuen überstanden ist Entlasfmigsgrnnd.)

zuletzt-« Nach Vollendung des ersten Dienstjahres ist der Arbeiterin in

THE-THE « jedem Jahre je eine Woche Urlaub zu gewähren ; wenn ihr Dienst-«

FZLFFZGVL verhältnis ununterbrochen schon fünf Jahre gedauert hat, hat sie

III-Um Anspruch auf zwei Wochen Urlaub. Während des Urlanbes gebührt

die regelmäßige Entlohnung ; an Stelle einer von der Beurlaubtcn

etwa nicht in Anspruch genommenen Verpflegnng ist ein Ersatz in

der Höhe des täglichen Krankengeldes zu gewähren. Wird einem

Arbeiter gekündigt nnd sind bereits zehn Monate des jeweiligen

Dienstjahres verflossen, hat er Anspruch auf Urlaubsentschädigung

für das laufende Dienstjahr. Hat er den ihm bereits für das

vergangene Dienstjahr zustehenden Urlaub noch nicht angetretew

kann er wider seinen Willen nicht dazu verhalten werden, den

Urlaub während der Kündigungszeit zu absolvieren. Vielmehr

muß der Dienstgeber den Arbeiter (Arbeiterin) während der

Kündigungszeit beschäftigen und sodann bei Austritt außer dem

ins Verdienen gebrachten Lohn die Geldbezüge auszahlen, welche

sie bei Antritt des Urlanbes erhalten hätten. .

Beispiel: Anna M. ist am 4. Oktober 1927 eingetreten. Jhr erstes

Dienstjahr ist am Z. Oktober 1928 vollendet. Sie hat ihren erworbenen
cinwöchigen Urlaub noch nicht angetreten, als sie am b. August 1929 gei-
kündigt wurde. Sie hat jetzt Anspruch auf doppelten Urlaubsersatz für das
Dienstjahr 1928 und für das Dienstjahr 1929, also auf Gehalt für zwei
Wochen und eventuell, wenn sie Naturalverpflegung bezog, auf zwei Wo en
Krankengeld. Während der Kündigungszeit darf sie arbeiten nnd wird ür
ihre Arbeit entlohnt.

Man will dem Arbeiter nicht zumuten, während der Kündigungsfrist

auf Urlaub zu gehen, weil der Urlaub, ans sozialhygienischen Beweggründen
eingeführt, dem Arbeiter eine Zeit sorgenloser Entspannung bieten soll, die
nicht etwa durch die Sorgen der Arbeitssuche getrübt werden darf-

Kündigt die Arbeiterin selbst oder wird sie aus triftigen

Gründen entlassen, verliert sie ihren Anspruch auf Urlaub.

Flüktåszna Regelmäßig gilt für Hilfsarbeiter(innen) die 14tägige Kündi-

islmmg « gungssrist für beide Teile. Wurde nichts über die Kündigung aus-

ZJBEFWA gemacht, so gilt diese Frist als bedungen. Hilssarbeiterinnen und

22x188·5, Hilfsarbeiter, welche im Stücklohn arbeiten, ebenso Akkordarbeiter

Gewo; dürfen, wenn über Kündigung nichts vereinbart ist, erst aus-

372«FF,-25« treten, wenn sie die übernommene Arbeit ordnungsmäßig beendet

haben. Es kann aber eine kürzere oder längere Frist und selbst

,,Kündignngsausschluß« bedungen werden.
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Jn allen fabriksmäßigen Betrieben sowie in allen anderen Betrieben, in
denen mindestens 20 Arbeiter beschäftigt sind, sollen Vetriebsräte bestehen. Jn
kleineren Betrieben, in welchen aber mindestens fünf Arbeiter nnd Ange-
stellte über 18 Jahre dauernd beschäftigt sind, werden Vertrauensleute be-
stellt- Sie haben bei Erlassung der »Arbeitsordnung«, bei Durchführung der
hygienischen Schutzmaßnahmem bei der Lohnauszahlnng u. a. m. mitzuwirken.

Der Betriebs-rat (nicht die gekiindigte Arbeiterin oder An-

gestellte selbst, auch nicht ihre Standesvereinigung) kann eine

sonst ordnungsgemäße, d. h. mit Einhaltung der Kündigungs-

frist in unzweideutiger Weise ausgesprochene Kündigung binnen

acht Tagen beim Ciniguugsamte mit der Begründung anfechten,

daß sie ans politischen Gründen oder wegen der Tätigkeit des

Gekiindigten als Betriebsrat erfolgt sei.

Ein Mitglied des Betriebsrates darf nur gelündi twerden, wenn
es sich einer Handlung schuldig macht, die nach den bestehenden Gesetzen
die »Entlassung« rechtfertigen würde. Sonst ist zur Kündigung die Zu-
stimmung des Einigungsamtes notwendig.

Die Gründe, aus denen von beiden Teilen ein Arbeits-

verhältnis vorzeitig gelöst werden kann, sind in der Gewerbe-

ordnung erschöpfend angegeben.

Der Hilfsarbeiter kann fristlos entlassen wesrden, wenn er

n) bei Abschluß des Arbeitsvertrages de·n Gewerbeinhaber durch Vor-
zeigun falscher oder verfälschter Ausweisiarten oder Zeugnisse hintergangen
oder ils-n über das Bestehen eines andern, den Hilfsarbeiter gleichzeitig
verpflichtenden Arbeitsverhältnisses in Jrrtum versetzt hat;

b) zu der mit ihm vereinbarten Arbeit unfähig befunden wird (aber
nicht etwa, nachdem man es mit ihm längere Zeit »versucht« hatte, ob
er sich ,,einarbeiten« wird);

e) der Trunksucht verfällt und wiederholt fruchtlos verwarnt wurde;
ei) sich Diebstahles, Vernntreuung oder einer sonstigen strafbaren Hand-

lung schuldig macht, welche ihn des Vertrauens des Gewerbeinhabers un-
würdig erscheinen läßt;

o) ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis verrät oder ohne Einwilligung
des Gewerbeinhabers ein der Verwendung beim Gewerbe abträgliches
Nebengeschäft betreibt;

k) die Arbeit unbefugt verlassen hat oder behairlich seine Pflichten ver-
nachlässigt oder die übrigen Hilfsarbeiter oder die Hausgenossen zum Un-
gehorsany zur Auflehnung gegen den Gewerbeinhaber, zu unordcntlichem

ebenswandel oder zu unsittlichen oder gesehwidrigen Handlungen zu ver-
leiten sucht;

g) sich einer groben Ehreubeleidigung, Körperverletzung oder gefährlichen
Drohung gegen den Gewerbeinhaber oder dessen Hausgenossen oder gegen
die übrigen Hilfsarbeiter schuldig macht oder ungeachtet vorausgegangener
Verwarnun mit Feuer und Licht unvorsichtig umgeht;

h) mit einer ansteckenden Krankheit behaftet ist oder durch eigenes Ver-
schulden arbeitsunfähig wird oder wenn die unverschuldete Arbeitsunfähig-
keit über vier Wochen dauert;

i) durch länger als 14 Tage gefänglich angehalten wird.
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Der Hilssarbeiter kann sristlos die Arbeit verlassen,

a) wenn er ohne erweislichen Schaden an seiner Gesundheit die Arbeit
nicht fortsetzen kann;

b) wenn der Gewerbeinhaber sich einer tätlichen Mißhandlung oder einer
groben Ehrverletzung gegen ihn oder dessen Angehörige schuldig macht;

a) wenn der Gewerbeinhaber oder dessen Angehörige den Hilssarbeiter
oder dessen Angehörige zu unsittlichen oder gesetzwidrigen Handlungen zu
verleiten sucht;

ti) wenn der Gewerbeinhaber ihm die bedungenen Bezüge ungebührlich
vorenthält oder andere wesentliche Vertragsbestimmungen verletzt;

o) wenn der Gewerbeinhaber außerstande ist oder sich weigert, dem Hilfs-
arbeitet Verdienst zu geben. "

Bei Beschäftigung von Frauen und Mädchen ist gebotene

Rücksicht auf die Sittlichkeit zu nehmen. Außerdem ist die Ver-

wendung der Frau in einigen besonders gesundheitsgesährlichen

Betrieben, z. B. im Bergbau unter Tag, bei Regiebauten der Eisen-

bahn zu schwereren Arbeiten, in der graphischen Industrie, im

Anstreicher-, Maler- und Lackierergewerbe und zu anderen Ge-

werben mehr, und zu einer Anzahl gefundheitsgefährlicher Arbeiten

untersagt.

Jede(r) berufsmäßige Hilfsarbeiter(in) ist krankenverfichert. Diese

Tatsache ist nicht davon abhängig, ob ihre Anmeldung erfolgte

oder nicht; doch sind die Arbeitgeber bei Strafe verpflichtet, jeden

bei ihnen beschäftigten Versicherungspflichtigen binnen drei Tagen

nach Eintritt anzumelden und binnen drei Tagen nach Austritt

aus der Beschäftigung wieder abznmelden. Die Arbeitgeber sind

verpflichtet, die Beiträge an die Kassen abzuführen. Doch haben

von den Beiträgen die Versicherten selbst zwei Drittel, die

Arbeitgeber nur ein Drittel beizustellen. Nur wo das ver-

sicherungspflichtige Mitglied keinen Geldlohn bezieht, hat der

Arbeitgeber die Versicherung zur Gänze selbst zu bestreiten. Doch

iuusz der Arbeitgeber, wenn er der Arbeiterin ihren Beitrag vom

Lohn abziehen will, wozu er an sich das Recht hat, dies bei

jeder regelmäßigen Lohnanszahlung oder spätestens innerhalb

eines Monates tun.

Als erster Krankheitstag gilt im allgemeinere der Tag der

Krankheitsanmeldung (hat durch die Arbeiterin selbst zu geschehen).

Für Zeiträume vor diesem Tag ist, sofern sie mehr als szwei Wochen
zurückliegen, die Krankenunterstützung überhaupt nicht, sonst aber nur dann
zu gewähren, wenn der Versicherte an der rechtzeitigen Meldung verhindert
war und den früheren Beginn der mit Arbeitsunfähigkeit verbundenen
Erkrankung und der ärztlichen Behandlung in zweifelloser Art nachweist.

Das erkrankte Mitglied hat vom Beginn der Erkrankung an

Anspruch auf ärztliche Hilfe (auch Geburtshelfer, Hebamme)
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und die notwendigen Heilmittel und therapeutischen Behelse

(freie Krankeupslege). Wird der Kranke arbeitsunfähig so bezieht

er Krankengeld, wie lange dieses gewährt wird, bestimmt die

Satzung seiner Krankenkasse innerhalb der gesetzlichen Grenzen.

Schwangere und Wöchnerinnen, die sich der Lohn-

arbeit enthalten,1) beziehen, sofern sie nicht wegen einer Erkrankung

Anspruch ans Krankengeld haben, durch sechs Wochen vor nnd

durch sechs Wochen nach der Entbindung als Mutterhilfe das

volle Krankengeld, wenn sie innerhalb der letzten zwölf Monate, vom

Tage der Entbindung an gerechnet, wenigstens durch sechs Monate

in einer versicherungspflichtigen (versicherungsberechtigendeu) Be-

schäftigung gestanden sind. Außerdem beziehen stilleude Mütter

eine Stillprämie.

Der Arbeiter (die Arbeiterin) ist auch gegen Arbeitslosig-

keit versichert. Die Leistungen der Versicherung sind daran

gebunden, daß der Arbeitslose durch eine gewisse Zeit be- »

schäftigt war, daß er arbeitsfähig ist, jedoch keine entsprechende

Beschäftigung sinden kann und eine gewisse Karenzfrist über-

standen hat.

Jst die Arbeitslosigkeit die Folge eines durch Arbeitseinstellnng oder
Aussperrung verursachten Betriebsstillstandes, so steht während dessen Dauer
dem Arbeitslosen ein Anspruch auf die Unterstünung nicht zu-

Wurde der Arbeitslose aus dem Arbeits- oder Dienstverhältnis infolge
eigenen Verschuldens entlassen oder hat der Arbeitslose das les-te Arbeits-
oder Dienstverhältnis freiwillig ohne triftigen Grund gelöst, so kann das
Arbeitslosenatnt die Karenzfrist auf vier bis acht Wochen ausdehnen.

Weigert sich der Arbeitslose eine ihm durch das Arbeitslosenamt zuge-
wiesene entsprechende2) Beschäftigung anzunehmen, verliert er den Anspruch
aus acht Wochen.

Behufs Geltendniachung des Ansprnches hat der Arbeitslose

sich unter Vorlage einer »Bestätignug« des Dienstgebers iiber

die Dauer und Art des Dienstverhältnisses nnd die Art der Lösung

(Kiindignng, freiwilliger Austritt, sristlose Entlassung) bei dem

für ihn zuständigen Arbeitslosenamt (gemeinnützigen Arbeitsnach-

1) Die Schwangere muß ihr Dienstverhältnis lösen, wenn sie sich der
Arbeit enthalten will (die Angestellte z. B. nicht) und Anspruch aus die
Wöchnerinnennnterstütznng erhebt. Wöchnerinnen dürfen erst sechs Wochen
nach ihrer Niederkunft in gewerblichen Betrieben beschäftigt werden, müssen
sich also der Lohnarbeit enthalten.

T) Als »eutsprechend« ist jede Beschäftigung anzusehen, die den körperlichen
Fähigkeiten des Arbeitslosen angemessen ist, seine Gesundheit nnd Sittlich-
keit nicht gefährdet, angemessen entlohnt ist nnd dem Arbeitslosen eine
künftige Verwendung in dem erlernten Berufe nicht wesentlich erschwert.
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weis, Gemeindeamt) zu melden. Weiterhin hat er, wenn ihm nicht

sogleich Arbeit vermittelt werden kann, sich unter Vorweifung
einer ,,Bescheinigung zum Bezüge der Unterstützung« zweimal
wöchentlich beim Arbeitslosenainte zu melden.

Verioeigert der Dienstgeber die richtige Ausftellung der »Beståtigung«,
so wird er schadenersatzpflichtig für den Nachteil, der dem Arbeiter
(Arbeiterin) dadurch erwachsen ist. Doch ist in einein solchen Falle auch ohne
Bestätigung die Anzeige an das Arbeitslosenaint zu erstatten, welches im
Verfahren von Amts wegen die näheren Umstände der Entlassung soioiefo
zu überprüfen hat.

Bei Lösung des Dienstverhältnisses muß der Dienstgeber
außer der erwähnten für die Arbeitslosenversicherung bestimmten

»Bestätigung« über Verlangen der Hilssarbeiterin noch ein
(gestempeltes) »Zeugnis« über ihre Dienstleistung und Leistungen
aus-stellen.

§ 27. Die Hansgrhilfin.

Am .26. Februar 1920 wurde das Hausgehilfengesetz

erlassen. Es gilt jetzt für ganz Osterreich, für kleine und große

Gemeinden. Dieses Gefetz regelt die Dienstverhältniffe von

Personen, die zur Leistung von Diensten für die Hauswirtschaft
des Dienstgebers oder für Mitglieder des Hausstandes angestellt

sind und in die Hausgemeinschaft aufgenommen wurden. Dieses

Gesetz findet keine Anwendung auf Personen, die auch für den
landwirtschaftlichen oder gewerblichen Betrieb ihrer Dienstgeber
Dienste leisten.

Hausgehifinnen sind z. B. Köchinnen, Stubenmädchen, Extraniädchen,
Mädchen für alles; dem Hausgehilfengesetz unterliegen ferner als »Pe:foneii,
welche Dienste höherer Art leisten«, Erzieverinnen, Gefellfchafterinnen,
Kindergärtnerinnen u. a. Aber auch Bedienerinnen, Wäscherinnen, Kinder-
fräiileim Privatleärerinnen unterliegen ihinz wenn sie entweder den größten
Teil ihres Erwer seinkonimens in dem einen Haufe verdienen oder den
größten Teil ihrer Arbeitszeit dort zubringen,

Jede Hausgehilfin (auch die zur Leistung höherer Dienste
aiigestellte Person) muß mit einer »Dieiistkarte« iiiit Lichtbild

versehen fein. Man kann außerdem die Vorlage von Dieiift-
zeugniffen verlangen. »Wer eine Dieiiftperson ohne Zeugnis

aufnimmt oder wissentlich eine durch ihre Leibes- oder Gemüts-
beschaffenheit gefährliche Person im Dienste behält oder ihr
Aufenthalt gibt, haftet . . . für den Ersatz des durch sie ver-
ursachten Schadens-« (§ 1314 ABGB.). Wer eine Hausgehilfin
ohn; Dieiiftkarte anstellt, kann mit Geldstrafe oder Arrest bestraft
wer en.
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Mit Antritt des Dienstes ist die Hausgehilfin krankenversichert arm-imper-

(siir Hausgehilfiunen besteht noch keine Arbeitslosenversicherungs- Wer-IMM-
pflicht)·, u. zw. im ilnifaiige der Versicherungseiiirichtungen, V
wie sie fiir. die Arbeiterverficheruiig oder die Angestelltenver- 1
sicheruiig (siehe §8)· vorgesehen sind. Für Hausgehilsinnen, v
welche iiiaiiuelle Arbeiten leisten, oder denen einfache Körper-

pflege obliegt »(Kinderpfle»gerinnen), ist u.a. die entsprechende Gebiets-

krankenkasfe (in Wien die »Wiener Arbeiter-Krankenversicherungs-

anstalt« oder die »Wiener Vereinskrankenkasse«, V» Kriehuber-

gaffe) zuständig. Für Hausgehilfinnen,·welche mit Erziehung,

wissenschaftlichein « oder arztlichem Hilfsdienst beschäftigt sind
falfo z. B. Erzieherinnen, Privatfekretäriinieii, Assisteiitinnen)

ist eine Angestelltenversicherung (z. B. u. a. in Wien die »Kolle-
gialität«) zuständig. «

Die meisten Vorschriften dieses Gesetzes finden auch auf das Dienst-
verhältnis non Personen Anwendung, welche nicht in die Hausgetneins aft
des Dienstgebers aufgenommen wurden, aber zur Leistung von Dieiifsten
für die Hauswirtschaft des Dienstgebers aiigestellt sind, wenn ihre
Erwerbstätigteit durch dieses Dienstverhältnis vollständig oder hauptsächlich
in Anspruch genommen ist.

Zu beachten ist auch, daß für Personen, welche in die Hausgenieinschast
aufgenommen wurden, um dort Dienste höherer Art zu leisten, gewisse
Sonderrcgelungcn gelten, besonders bezüglich Ruhezeiten, Urlaub, Kündigungs-
frist. Wenn solche Personen zur Leistung höherer Dienste für die Haus-
wirtschaft oder für Mitglieder des Hausstandes angestellt wurden, ohne daß
sie in die Hauswirtschaft aufgenommen wären, so sind auf sie die Bestim-
mungen des Hausgehil engefetzes sinngemäsz anzuwenden, wenn ilre Erwerbs-
tätigleit durch dieses ienstverhättnis vorwiegend oder hauptsä lich in An-
spruch enominen wird. .

Versicherungspflichtig sind auch Bedienerinnen (XXllI. Novelle),
welche täglich, wenn ·anch nur für einige Stunden, in einein Haushalte
beschäftigt sind. Nichtversicherungspflichtig sind Krankenpslegerinnem
Näherinnen, Wäscherinnen, welche nicht mindestens 24 Stunden in der
Woche bei demselben Arbeitgeber arbeiten oder durchschnittlich einen Bar-
lohn von mindestens 40 s bei ihm erhalten.

Diese Frauen können aber freiwillig der Versicherung beitreten.

Die Beiträge sind zu zwei Drittel von der Hausgehilfiu, zu

einem Drittel von der Dienstgeberin zu tragen.

Jn Wien ist von Haushaltungen, welche mehr als eine e

Hausgehilfin beschäftigen, eine »Hauspersonalabgabe« ziis

bezahlen.

Dieser Abgabe unterliegen z. V. Mädchen für alles, Köchiiiiieii, Stuben-
mädchen, Haus- und Kammerdieiier, Lalaien, Gärtner, Privatkutscher,
Chauffeure, Erzieher und Erzieherinnen, Sprach- und Hauslehrer, wenn sie
aus ihrem Einkommen in der betreffenden einzelnen Hauswirtschaft ihren
hauptsächlichen Lebensaufwand bestreiten.
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Fieso- Art und Umfang der Dienstleistung kann durch

« «"· Dienstvertrag frei geregelt werden, sofern hiedurch

nicht gegen zwingende Vorschriften des Gesetze-ZU ver-

stoßen wird.

Bei Abschluß des Vertrages kann die Hausgehilfin einen

»Dienstschein« verlangen, in welchem Dienststellung (ob als

Köchin oder Stubenmädchen und ähnliches), Abmachuugen, bzw.

Lohn,Verpflegung,Kündigungsfristen,eventuellAufnahmeaufProbe,

Landaufenthalt u. dgl. angeführt werden.

Höhe Pes Die Höhe des Lohnes unterliegt freier Vereinbarung. Man

««"""· kann auch ausmachen, daß gar kein Geldlohn gezahlt wird. Jn

Wien werden zufolge des Beschlusses des Gemeinderatsausschnsses,

Gruppe IV v. 1. Dezember 1925, »Richtlinien« herausgegeben;

die städtischen Dienstvermittlungsstellen weisen Hansgehilfinnen

nur zu, wenn mindestens die den Richtlinien entsprechenden

Mindestlöhne angeboten werden. Das hindert aber nicht, daß

rechtsgültig auch niedrigere Löhne vereinbart werden können.

Wenn aber über den Lohn nichts ausgemacht wurde und der

Richter den ortsüblichen Lohn, der in solchen Fällen als

bedungen gilt, festzustellen oder zuzusprechen hat, wird er

gewöhnlich seinem Spruch die Ansätze der Richtlinien zugrunde legen.

unten-mir Einer in die Hausgemeinfchaft aufgenommenen Hausgehilfin

Mägiiimw ist eine gesunde Unterkunft und zur Unterbringung ihrer Habe

Ocspss ein sicher verschließbares Behältnis zu bieten. Jhr Schlaf-

raum muß von innen verschließbar sein. Einer Diensmehmeriu,

welche Dienste höherer Art» leistet, ist nach Möglichkeit ein

Wohnraum zur Verfügung zu stellen, wo sie tagsüber ihre freie

Zeit ungestört verbringen kann. -

Die Dienstgeberin hat lein Recht, die Habseli leiten der Hausgehilsin
zn untersuchen oder über ihren Kasten zu gehen. esteht der Verdacht, daß
eine Entwendung vorgekommen sei, ist die Polizei zu verständigen, welche
die Untersuchungshandlungen vorzunehmen hat.

Kot-. Die Kost muß gesund, hinreichend und in der Regel der-

jenigen der erwachsenen Familienmitglieder gleich sein (§ 5).

Zigbxitszelti Die Arbeitszeit beträgt für jugendliche Personen (Haus-

Lxxsxgkhiksw gehilfinnen unter 16 Jahren) höchstens 10 Stunden, für

WH- erwachsene höchstens 13 Stunden und für jene Personen, welche

Dienste höherer Art leisten, 12 Stunden täglich.

1) Die wichtigsten sind im folgenden aufgezählt; insbesondere gehören
dazu die über Ruhezeit, Urlaub, Unterlunft, Kündigungsfristen, Fristen,
wann das Gehalt zu zahlen ist, Fürsorgepflicht, Dienstverhinderung, vor-
zeitige Auflösung des Dienstverhältnisses Abfertigung, Zeugnis n. a. m.
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Diese Arbeitszeit wird durch Pausen unterbrochen. Die täg-

liche ununterbrochene Ruhezeit beträgt bei Jugendlichen

11 Stunden, von 8 Uhr abends bis 7 Uhr früh, für Erwachsene

9 Stunden, von 9 Uhr abends bis 6 Uhr früh. Außerdem

sind während des Tages Arbeitspausen zu gewähren. Diese

sollen insbesondere zum Einnehmen der Hauptmahlzeiten dienen;

für sie ist keine bestimmte Zeit ins Auge gefaßt. Die Zeit

hiefür ist einverstiindlich festzusetzen. An Tagen, wo sonst voller

Dienst geleistet wird, dauert sie für erwachsene Hansgehilsinnen

zwei Stunden, für Jngendliche und Personen, welche höhere

Dienste leisten, drei Stunden. An Tagen, wo die Hansgehilfin

Ausgang hat oder freie Zeit erhält, um sich einen neuen Posten

zu suchen, beträgt sie eine Stunde.

Für Mehrdienstleistungen, durch welche die Ruhezeiten erheblich ver-
kürzt werden, ist eine Vergütung zu leisten. Die Richtlinien sehen für Uber-
ftuuden in der Zeit bis 11 Uhr abends je 50 g für spätere Nachtstunden
je 1 s als Entschädigung vor. Für verlürzte Nachtruhe ist am nächsten
Tage Gelegenheit zum Ausruhen zu geben.

Die Hausgehilfin hat an jedem zweiten Sonntag eine (späte-

stens um 3 Uhr nachmittags beginnende) freie Zeit von 8 Stunden.

Während dieser Zeit kann sie sich, auch ohne Mitteilung an den

Dienstgeber, vom Hause entfernen. Will sie länger ausbleiben,

muß sie dies aber mit dem Dienstgeber vereinbaren. Außerdem

gebührt ihr an einem Wocheutag eine freie Zeit von 4 Stunden.

Deren Beginn muß in die Zeitz wischeu 2 und 5 Uhr nachmittags

fallen. An Stelle dieses Wochentages kann auch eine achtstiindige

Ruhezeit an einem Sonntag, wo sonst Dienst zu tun wäre,

gegeben werden. Neben diesen Freizeiteu hat die Hansgehilfin

noch Anspruch auf jene freie Zeit, welche sie zur Erfüllung ihrer

religiösen Pflichten braucht.

Hansgehilfen, die zur Leistung von Diensten verwendet werden,

deren Natur eine regelmäßige Unterbrechung ausschließt, gebührt

eine entsprechende freie Zeit nach Vereinbarung

Nach »dem vollendeten ersten Dienstjahr ist der Hausgehilfin

alljährlich ein Urlaub zu gewähren. Dieser dauert nach dem

ersten Dienstjahre 1 Woche, nach dem zweiten Dienstjahr 2 Wochen

und nach dem vollendeten fünften Dienstjahr 3 Wochen; Personen,

Urlaan
§ 9 Duns-
gehilseiigesey.

welche Dienste höherer Art leisten, bekommen nach dem ersten-

Dienstjahr 2 Wochen Urlaub, nach Vollendung des zweiten Dienst-

lahres 4 Wochen. ,

Der Urlaub ist ununterbrochen zu gewähren. Nur der vierwöchige
Urlaub der Hausgehilfcn höherer Kategorie kann über Vereinbarung geteilt
werden. "
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, Während des Urlaubs gebührt der Hansgehilsin 1. der gewöhn-

liche Lohn1) nnd 2. der Urlaubsznschusz. Der Urlaubszuschuß

beträgt per Urlaubswoche je einen halben Monatsgehalt. Er ist

auch dann zu bezahlen, wenn die Hausgehilfin während des

Urlaubs ihre Naturalverpflegung weiter genießt.

Personen, welche nicht in die-Hausgemeinschaft aufgenommen

wurden, steht ein Urlaub im gleichen Ausmaße zu wie in die

Hausgemeinschaft aufgenommenen Dienstnehmern bei gleich langer

Dienstzeit. Während der Urlaubszeit haben sie ihre Bezüge an

Lohn zu erhalten. Der Anspruch auf Urlaubszuschusz steht ihnen

aber daneben nur zu, wenn sie vertragsgemäß die Verpslegung

erhielten (also z. B. Bedienerinnen mit Kost, die vorzüglich für

das eine Haus arbeiten).

Die Hausgehilsin muß den Urlaub verlangen, u. zw. während

des Jahres, für welches der Urlaubsanspruch gilt. Der Zeitpunkt

des Urlaubsantrittes ist einvernehmlich festzusetzen, d. h. es

muß auf die Bedürfnisse beider Teile Rücksicht genommen werden.

Wird der Urlaub nicht innerhalb des Dienstjahres, für welches

er gilt, angetreten (also der Urlaub für das vollendete erste

Dienstjahr innerhalb des zweiten Dienstjahres), gilt der Anspruch

als ver-wirkt, es bleibt aber, wenn der Urlaub angesprochen war

und nur aus irgendeinem Grunde nicht angetreten werden konnte,

der Anspruch auf die Urlaubsentschädigung (Verjährungszeit

drei Jahre!). Nachdem ihr gekündigt wurde, kann die Hausgehilfin

verlangen, daß man sie den erworbenen Urlaub antreten lasse;

die Dienstgeberin kann dieses Begehren aber aus triftigen Gründen

ablehnen.

Der Anspruch auf Urlaub ist weiters auch verwirkt, wenn die Haus-
gehilsin selbst kündigt. ehe sie ihn angetreten hat, oder wenn sie aus einem
wichtigen Grunde, z. B. auch wegen über die festgesetzte Zeit dauernder
Erkrankung, entlassen wird.

Anspruch (zwar nicht auf Urlaub, aber) auf Urlaub-Zent-

schädigung kann auch entstehen, ehe ein volles Dienstjahr

erreicht ist. »Ist mit Rücksicht auf die Zeit der Kündigung des

Dienstverhältnisses durch den Dienstgeber und die Umstände des

einzelnen Falles anzunehmen, dasz das Dienstverhältnis nur des-

halb gelöst wurde, um zu vereiteln, dasz der Hausgehilfe den

I) Der Barlohn, welcher in der Regel im nachhinein spätestens am Ersten
des folgenden Kalendermonats zu bezahlen ist. Vereinbartes Kostgeld ist im
vorhinein halbmonatlich zu bezahlen. Doch gebührt der Hansgehilfin während
des Urlaubestcin Kostgeld. An dessen Stelle erhält sie eben den Urlaubs-
zuschusz.
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Anspruch auf Urlaub erwirbt, so kann dieser Entschädigung

in der Höhe der ihm während des Urlaubes gebührenden Be-

träge verlangen.« Eine solche Forderung kann aber nur gestellt

werden, wenn bereits acht Monate des Dienstjahres verstrichen sind.

Jst die Kündigung der betreffenden Hausgehilfin erfolgt, nachdem acht
Monate des Dienstjahres verflossen find, aber aus anderen Gründen, nämlich
z. B. ihres Unfleißes willen oder weil sie sich weigerte, dein Arbeitgeber aus
das Land zu folgen, oder weil die Familie für eine Hausgehilfin keine
Verwendung mehr hat oder aus ähnlichen »tristigen« Gründen, welche aber
keine »Entlasfuiigsgründe« zu sein brauchen. ist Urlaubsentfchädiguug nicht
zu ersetzen. Die Dienstgeberin wird aber beweisen müssen, dasz solche objektive
Gründe bestehen.— Sie wird z. B. beweisen müssen, daß die Hansgehilfin
trotz wiederholter Ermahnungen ihren Anordnungen nicht Folge leistete, daß
sie ihren Dienst nicht ordnungsgernäß versah oder versehen konnte u. dgl-

Wird einer Hausgehilfin der erbetene Urlaub verweigert und

sie fügt sich darein: bleibt ihr Anspruch auf Urlaubsentsehädi-

gung dadurch unberührt.

Wichtige Gründe (z. V. Krankheit eines Faniilienniitgliedes,

Ladung zu Gericht) können eine Hansgehilsin (auch die Monats-

bedienerin, die Privatlehrerin) verhindern, ihre regelmäßigen

Dienste zu leisten» Hat das Dienstverhältnis schon mehr als

14 Tage gewährt, ist durch längstens eine Woche unter Weiter-

zahlung des Entgeltes die benötigte freie Zeit zu gewähren.

Längere Dauer der Behinderung bietet einen Grund zu stift-

loser Entlassung.

Erkrankt eine Hausgehilfin ohne eigenes Verschulden, behält

sie Anspruch auf Gehalthost und Quartier durch zwei Wochen,

wenn das Dienstverhältnis bereits 14 Tage (durch vier Wochen,

wenn es uiehr als sechs Monate gedauert hat). Längere Dauer

der Erkrankung ist ein Entlassungsgrund.

Wurde die Hausgehilfin in eine Krankenanstalt aufgenommen, behält
sie gegen den Dienstgeber doch den Anspruch auf Barlohn. Geniefzt sie aber
häusliche Verpflegung, so kann ihr der Dienstgeber das während dieser Zeit
Bezogene auf den Barlohn ausrechnen.

An die zuftändige Krankenkasse ist von der Hausgehilfin selbst unver-
zügliel Mitteilung von einer Erkrankung zu machen. Krankengeld gebührt-
wenn ie Arbeitsunfähigkeit mehr als drei Tage dauert —- vom ersten
Krankheitstage an —, abgesehen von der unentgeltlichen Krankenpflege.
Wurde die Meldung nicht rechtzeitig erstattet, kann nur höchstens für einen
Zeitraum von zwei Wochen im nachhinein Krankengeld geza lt werden
und da nur, wennnachgcwiefen wird, daß es unmöglich war, die Meldung
zu erstatten. «

Bei Unterbringung in einer Heilanftalt bezieht die Hausgehilsin kein
Krankengeld. Ihren Angehörigen aber, die sie aus 2Breni Arbeitsverdienst
erhält —- z. B. ein uneheliches Kind oder eine alte iitter —, wird eine
Unterstützung gewährt.
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Enthält sie sich durch sechs Wochen vor irer Entbindung und durch
sechs Wochen nachher der Arbeit, bezieht sie ochenhilse wie die gewerb-
liclåe Hilfsarbeiterim stillt sie ihr Kind selbst, bekommt sie auch eine Still-
pr mie.

Wenn der Dienstgeber sich für längere oder kürzere Zeit an

einen andern Ort begibt, braucht ihm die Hausgehilfin dahin

nicht zu folgen. Er kann sie dieser Weigerung wegen nicht ent-

lassen, wohl aber kündigen. Das heißt: wenn die Hausgehilfin

erst im letzten Augenblick vor dem Umzug, von dieser Forderung

der Dienstgeberin verständigt, sich weigert, mit ihr etwa auf den

Landaufenthalt zu gehen, so bleibt nichts anderes übrig, als sie

für die übliche oder ansgemachte Frist zu kündigen. Kann die

Dienstgeberin während der Kündigungszeit von ihren Diensten

keinen Gebrauch mehr machen oder kann sie ihr der Abreise

wegen auch keine Unterkunft mehr gebeu, so musz sie dessen-

ungeachtet ihr den Lohn für die Kündigungszeit bzw. auch Kost-

nnd Quartiergeld bezahlen, wenn sie ihr nicht die Naturalver-

pflegung leisten kann oder will.

Die Kündigungsfrist muß gleich lang bemessen sein für

Hansgehilfiu und Dienstgeberin. Sie kann beliebig lang ver-

einbart werden. Sie muß aber zumindest 8 Tage lang sein.

Das ortsübliche ist die 14tägige Kündigungsfrist, die auch gilt,

wenn über Kündigung nichts Besonderes vereinbart wurde. Bei

Personen, welche Dienste höherer Art verrichten, beträgt die gesetz-

liche Kündigungsfrist sechs Wochen und kann nicht auf weniger

als auf vier Wochen vereinbarungsgemäß herabgesetzt werden.

Man kann eine Hausgehilfin auch auf bestimmte Zeit (über die ,,Snison«,
auf sechs Wochen n. a. m.) aufnehmen. Dann endet das Dienstverhältnis
am bestimmten Tage, ohne daß weitere Erklärungen notwendig wären.
Wurde aber nicht ein sixes Datum namhaft gemacht oder eine sixe Zeit-
spanue von allgemein bekannter Länge genannt, sondern etwa erklärt, die
Hausgehilfin sei »nur zur Aushilfe« aufgenommen, »folange unsere Köchin
krank ist«, »solange es so viel zu tun gibt«, gilt ein solches Dienstverhältnis
unr als von unbestimmter Dauer nnd muß durch Kündigung beendet werden.
— Diese Erklärungen haben einen Zweck, sofern sich das aufgenommene-
Mädchen keinen ungerechtfertigten Hoffnungen hingibt, einen Dauerposteu zn
bekommen; rechtlich sind sie belanglos.

Einer Hausgehilsin, welche nach mehr als 10jähriger Dienst-

zeit gekündigt wird (oder welche man entläßt oder die selbst

austritt, weil sie über das gesetzliche Maß hinaus krank ist oder

auf andere Weise unverschuldet verhindert ist, ihre Dienste zu leisten),

gebührt ein außerordentliches Entgelt von 25 Prozent ihres Jahres-

gehaltes. Hat das Dienstverhältnis mehr als 10 Jahre gedauert,

so kommt für jedes folgende Jahr noch 5 Prozent mehr vom
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Jahresgehalt dazu, bis die Höchstsumme von 100 Prozent des

Jahresgehaltes als Abfertignng erreicht ist. Die Absertignng

steht ihr auch zu, wenn sie aus dem Verschulden des Dienst-

gebers vorzeitig austritt.

Liegt infolge Verschuldens der Hausgehilfin ein wichtiger

Grund für die Lösung des Dienstverhältnisses vor und wird sie

aus diesem Grund gekündigt oder entlassen, verliert sie den

Anspruch auf das außerordentliche Entgelt.

Wird der Hausgehilfin also gekündigt oder wird sie wegen unver-
schuldeter Krankheit oder Dienstbehinderung entlassen oder tritt sie wegen

« Verschuldens der Dienstgeberin aus, so steht ihr eventuell zu: n) das außer-
ordentliche Entgelt bei mehr als zehnjähriger Dienstzeit, b) für einen durch das
verslossene Dienstjahr erworbenen und noch nicht angetretenen Urlaub die
Urlaubsentschädigung, wenn sie es nicht vorzicht, die Kündigungsfrist als
Urlaub zu verbringen, e) hat das laufende Dienstjahr bereits mehr als
acht Monate gedauert, die Urlaubscntschädigung auch für dieses. Jst sie
aus dem Verschulden der Dienstgeberin ausgetreten, so hat sie auch noch
eventuell Anspruch auf Schadeners a h, außerdem stets auf Lohn und Kostgeld
für die Zeit der vereinbarten oder gesetzlichen Kündigungsfrist- Die Beträge
für das Kostgeld sind so auszumessew wie es ortsüblich ist. Jn Wien sind
,.illitichtliuieu« erschienen, welche mangels anderer Vereinbarung als Norm
gc cu-

Kündigt die Hausgehilfin selbst, verliert sie den Anspruch auf

Abfertigung, auf Urlaub und Urlaubszuschuß für das vollendete

letzte Dienstjahr, auch wenn sie ihren Anspruch auf Urlaub schon

angemeldet hatte,1) und (selbstverstc·indlich) den Anspruch anf

Urlaubszuschuß für das laufende Jahr.

Nach Kündigung sind auf Verlangen an zwei Werktagen je

vier Stunden für die Stellungsuche freizugeben (Verkiirzung der

Ruhezeit an diesen beiden Tagen).

Vei Eintritt in eine neue Stellung können Hausfrau und

Hausgehilsin miteinander eine a chttäg i g e P ro b e f rist vereinbaren,

innerhalb welcher beide Teile ohne weiteres, ohne Angabe von

Gründen, sofort das Dienstverhältnis wieder lösen können. Diese

acht Tage dienen dem gegenseitigen Kennenlerneu. Erst nach

ihrem Ablan beginnt das definitive Dienstverhältnis Ebenso

wie beide Teile vor Beginn dieserProbefrist ohne Begründung es

ablehnen können, sich aneinander zu binden, können sie es auch

während dieser libergangszeit. Jst die Bedenkfrist aber vorüber,

so kann das reguläre Verhältnis nur bei Vorhandensein wichtiger

Gründe anders als durch Kündigung gelöst werden.

1) GGSlg. 3377; vgl. auch OGH. v. 25. September 1923, 0b ll 666s23s1,
Und GGSlg. 34175 frühere Entscheidungen, z. B. GGSlg. 320.s'), 3216.
3267 und 3278 hatten entgegengesetzte Rechtsanschauungen vertreten.
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Die Hausgehilfin kann ohne Kündigungsfrist die Stelle"ver-

lassen, vorzeitig austreten, wenn wichtige Gründe vorliegen,

welche die Fortsetzung des Dienstverhältnisses als unerträglich

erscheinen lassen. Was fiir Gründe das sein sollen, ist im Gesetz

nicht angeführt. Sie ergeben sich aber aus der Analogie mit

den in der Gewerbeordnung (vgl. § 26) und im Angestellte-irgeer

(vgl. § 28) angeführten. Sie kann also austreten, wenn sie an

ihrer Ehre, Gesundheit, Sittlichkeit oder am Leben geschädigt

oder bedroht ist, wenn zwingende Vorschriften des Gesetzes, wie

die bezüglich Unterkunft, Kost, Ruhezeit,iibertreten werden, wenn .

ihr der Lohn geschmälert oder vorenthalten wird, wenn sie

beleidigt wird, mögen die Verletzungen nun vom Dienstgeber

direkt ausgehen oder von einem Hausgenossen oder Mitdienst-

nehmer, ohne dafz der Dienstgeber Abhilfe schafft.

Beispiel: Der Sohn des Hauses sagt der Köchin ein Schimpfwort.
Daraufhin darf die Köchin nicht ohne weiteres austreten. Sie mus; sich
vielmehr an die Hausfrau oder an den Hausherrn um Abhilfe wenden.
(Ter Mann ist nämlich an sich für die häusliche Ordnung verantwortlich,
nnd insbesondere gilt er als mitverantwortlich für die Anstellung oder Ent-
lassung einer Hausgehilfin, wenn auch diese Aufgabe meist zum Bereiche der
Schlüsselgewalt gerechnet wird, wo die Frau für den Mann Verpflichtungen
eingeht· Aber jedenfalls ist auch, wenn die Frau allein die Hausgehilfiu
aufgenommen hat, der Mann, wenn sie mit ihm im gemeinsamen Haus-
halt lebt, für den Lohn verantwortlich.) Wird nun Abhilfe geschaffen, ist
die Angelegenheit erledigt. Weigern sich die Dienstgebcr aber, den Sohn
zurechtzuweifen, oder weisen sie ihn erfolglos zurecht, da cr ihnen nicht
gehorcht, und wiederholt sich die Beleidigung: dann kann die Hansgchilsin
austreten und ihre gesetzlich begründeten Ansprüche stellen.

Weiters kann die Hausgehilfin auch vor-zeitig austreten, wenn
sie die Dienste nicht fortsetzen kann (ohnc daß den Dienstgeber

ein Verschulden daran träfe),z. B. wegen ihrer Erkrankung, ihrer

Familienverhältnisse und gleich wichtiger Tatsachen. Doch ergibt

sich in diesem Falle für die Hausgehilfin nur ein Anspruch auf

Lohn und eventuell aufUrlaubsentschädigung für bereits erworbenen

Urlaub, soweit sie faktisch Dienste geleistet hat, aber weder auf

Lohn siir die Kündigungsfrist noch auf Kostgeld, noch auf Urlaubs-

entschädigung für das laufende Dienstjahr noch auf Schaden-

erfatz. Aber auch der Dienstgeber kann nicht Ersatz für den ihm

entstehenden Schaden verlangen, da ja die Hausgehilfin keine

Schuld trisst.

Alle Handlungen und Unterlassungen, durch welche sich eine

Hausgehilfin des Vertrauens ihrer Dienstgeber unwiirdig macht,
bilden wichtige Gründe zur vorzeitigen Entlassung. Im

einzelnen wird viel von der Beurteilung des Gerichtes abhängen,

200



da auch sie nicht im Gesetze aufgezählt sind. Zu den hänsigsteu

Gründen gehören Verletzungen der Ehre oder Sittlichkeit gegen

Dienstgeber, Hausgenossen oder Mitbedienstete, mögen diese auch

nicht gerade einen strafbaren Tatbestand bilden. Ferner die

wiederholte Weigeruug, dienstlich berechtigte Anordnungen des

Dienstgebers zu befolgen — diese Weigetung muß nicht aus-

gesprochen werden, es genügt, wenn öfters, trotz Verwarnung-

Anordnungen tatsächlich nicht befolgt werden, während im Gegen-

teil ein unwilliges Hinwerfeu des Werkzeuges, ein nngezogenes

Verlassen des Zimmers nach einer Ermahnung keinen Entlassungs-

gruud bildet —,trotz Verwarnung wiederholtes Ausbleiben iiber

die Ausgehstunde hinaus, Verstöße gegen die Sicherheit des

Eigentums oder gegen die Sicherheit der anvertrauten Personen

(Kinder n. a. m.). Die Landarbeiterordnuugeu erwähnen aus-

drücklich, daß. die Hausgehilsin vorzeitig entlassen werden kann,

wenn sie Fremde in der Wohnung übernachten läßt, keines-

wegs aber, wenn sic bei Tage Besuch empfängt. Die Hausfrau

oder der Hausherr können aber der Hansgehilfin ebenso wie

jeder anderen im Hansverbande lebenden Person generell oder

siir eine bestimmte Person verbieten, den Besuch fremder Personen

zu empfangen.

Weiters kann eine Hausgehilfin auch entlassen werden, wenn

sie durch wichtige in ihrer Person liegende Gründe länger als

durch eine Woche an der Leistung ihrer Dienste verhindert ist;

oder wenn sie länger als 14 Tage (4 Wochen) krank ist.

Bei verschuldeter Entlassung ist der Hansgehilfin nur der

laufende Lohn bis zum Tage des Austrittes zu bezahlen; hin-

gegen hat sie dem Dienstgeber den Schaden zu ersetzen, der ihm

z? B. dadurch entsteht, daß er sich, plötzlich ohne Hilfe, nun

teurere Kräfte nehmen muß. Bei unverschuldeter Entlassung hat

sie den Lohn im gleichen Ausmaß zu fordern, daneben aber noch

eventuell die erworbene Abfertigung und Urlaubsentschädigung

für einen nicht angetretenen Urlaub für das vergangene Dienstjahr.

Auf Verlangen ist der Hausgchilfin ein Zeugnis (Stempel!)

auszustellen. Dieses darf nur Art und Dauer der Dienstleistung

bestätigen.

Beispiel: Zeugnis.

Katharina Maier ist bei mir am Z. Februar 1916 eingetreten. Sie
diente zuerst als Mädchen für alles, später als Stubenmädchen. Am
8. Mai 1918 ist sie ausgetreten.

Anna Schulz-
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Wahrheitsgetreue Auskünfte dürfen an Personen, welche

ein Interesse daran haben, erteilt werden. Man darf also in

wahrhafter Weise, weder in der Form beleidigend noch über-

treibend, Dienstgeberinnen, welche Erkandigungen einziehen, weil

sie die Hausgehilfin anstellen wollen, ihre Vorzüge und Fehler

sagen. Doch darf man nicht zu Bekannten oder Unbeteiligten

ohne Veranlassung etwas äußern, was der Hansgehilfin abträg-

lich fein könnte. Ausstreuungen, welche ihr erschweren, eine andere

Stelle zn erhalten, ebenso wie die Weigernng, ein Zeugnis recht-

zeitig auszustellen, würde die Dienstgeberin ihr gegenüber schaden-

ersatzpflichtig machen.

Lohnforderungen verjähren in drei Jahren; Forderungen

wegen Schadenersatzes,wegen vorzeitigen Austrittes oder wegen

vorzeitiger Entlassung verjähren schon in 6 Monaten.

Für Streitigkeiten ans dem Dienstverhältnis ist das Gewerbe-

gericht zuständig.

Diebstahl im Werte von mehr als 25 s ist ein Verbrechen,

wenn er von Hausgehilfen an ihren Dienstgebern oder deren

Hausgenossen oder von Dienstgebern an ihren Dienstleuten

verübt wird.

Hausgehilfinnen sind derzeit noch nicht gegen Unfall oder

Arbeitslosigkeit versichert. Über 60 Jahre alte, arbeitslose

Hansgehilfinnen können aber in den Bezug von Altersfürsorge-

renten treten, wenn sie a) in besonderer Notlage sind nnd

b) während der letzten sechs Jahre durch zwei Jahre als Hans-

gehilfin Beschäftigung gefunden hatten.

§ 28. Die Angestellte

Als Angestellte gelten nach dem Angestelltengesetz alle jene

Personen, welche bei den Dienstgebern, die kategorienmäßig

im Gesetze aufgezählt sind, in deren Geschäftsbetrieb wenigstens

vorwiegend zur Leistung kaufmännischer oder höherer nicht-

kanfinännischer, etwa technischer Dienste, gegen Entgelt angestellt

sind, unter der Voraussetzung, daß deren Erwerbstätigkeit durch

dieses Dienstverhältnis hauptsächlich in Anspruch genommen ist.

Angestellte beispielsweise sind Buchhalter nnd Buchhalterin, Ver-

käuferin, Kassierin, Reisende, Korrespondentin, welche im Betriebe

eines Kaufmannes, einer der Gewerbeordnung unterliegenden

Unternehmung, einer Sparkasse, einer Tabaktrafik oder Lotto-

kollektnr, bei Handelsmäklern, Zivilingenieuren, Zeitungsredak-

tionen n. a. m. beschäftigt sind. Dieses Dienstverhältnis muß

202



aber die Erwerbstätigkeit des Angestellten hauptsächlich in

Anspruch nehmen, so daß daneben für eine selbständige Tätigkeit

kein ins Gewicht fallender Raum bleibt. »Angestellte« sind

auch die in Anwaltss oder Notariatskanzleien beschäftigten Kräfte,

welche höhere Dienste leisten. Ebenso die höheren Hilfskräfte von

Ärzten, Zahntechnikern, Pflegeanstalten u. a. in.

Wenn eine Frau von höherer Vorbildung oder Tätigkeit hauptberuflich
von einem Dienstgeber in seinem Betriebe beschäftigt ist, fo gelten für sie
die Bestimmungen des Angestelltengeseth Leistet sie die gleichen Dienste
für denselben Mann in seinen privaten Angelegeuleiteu, z. V. als Privat-
sekretärin, Korrespondentin u. dgl., so gelten die estiniimiiigen des Hans-
gehilfeiigesehes. Jst sie bei ihm nur stundeniveise tätig, gilt das allgemeine
bürgerliche Gesetzbuch. Diese Unterscheidung ist für die Bestimmung der
Kündigungsfristen, der Abfertigung, der Dauer der Entschädigung, wenn
sie an der Leistung ihrer Dienste verhindert ist,u. a. in. von Wi tigteit.

Für alle diese Dienstnehmeriuneu gelten aber ohne Unter-
schied, ebenso wie für Schanspielerinnen, Lehrerinnen, Für-
sorgerinuen usw. die Bestimmungen des Angestelltenversichei
ruugsgeseßes 1928.

Jm Dienstvertrag werden die Dienstleistungen der Angestellten

und die Gegenleistungen des Dienstgebers geregelt. Die prinzi-

pielle Freiheit ist hier weitgehend eingeschränkt. Das bürgerliche

Gesetzbuch und das Angestelltengesetz mit seinen zwingenden

Vorschriften, vielfache Kollektivverträge, aber1) »auch Arbeitsord-

iinngen nnd andere generelle Regelnngen bringen es mit sich,

daß die individuellen Abniachungen meist nur einen kleinen Raum

einnehmen. Doch wollen Gesetz nnd Kollektivvertrag nur insofern

binden, als nicht siir die Angestellte ,,ungünstigere« Verein-

barungen sollen getroffen werden können. Jn Zeiten, die nicht

von schweren Wirtschaftskrisen heimgesucht sind, pflegen die

Kollektivvereinbarnngen denn auch wirklich nnr Miniinallöhne zu

enthalten, über die hinaus sich die tiichtigeren Kräfte ihr Schick-

sal verbessern können. ·

Das Entgelt der Angestellten besteht in der»s)iegel ans

regelmäßigen (festen) Geldbeziigen nnd periodischeiu Re-

in n n eratio nen, z. B. Nenjahrs-, Bilanzremunerationen, Bilanz-

geldern, Kainpagneprämien u. a. Die festen Geldbeziige sind am

15. nnd Letzten eines jeden Kalendermonates auszuzahlen; die

periodischen Remunerationen jeweils nach Leistung oder am

bestimmten Datum. Naturalbezüge können daneben vorgesehen sein.

Manchmal wird ein Teil des Entgeltes (oder«das ganze) in

der Form gewährt, daß dem Angestellten ein »Anteil am Gewinn«

1)« Vgl. § 9.
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zugestanden wird. Jn anderen Fällen erhält er ,-Provisionen«

(d. h. eine prozentmäßige Vergütung) für die von ihm ab-

geschlossenen Geschäfte. Jn solchen Fällen ist es oft nicht leicht,

zu unterscheiden, ob es sich um Angeftellte oder nm Gesellschafter

der Firma handelt oder ob der einzelne ein Handelsagent ist,

der als selbständiger Kaufmann für die Firma Geschäfte ver-

mittelt. Der Unterschied zwischen einem Angestellten nnd einem

Gesellschafter liegt vor allem darin, daß der Angestellte eben von

der Firma angestellt ist, entlassen werden kann und auf ihre

Führung und Leitung keinen Einfluß gewinnt, während der Gesell-

schafter an der Firma beteiligt ist. Der Haudelsagent wieder ist

,,selbstc·indig«, der Angestellte unselbständig. Der Handels-agent kann

grundsätzlich, wenn es nicht ausdrücklich abgednngen wurde,

auch Vertretungen anderer Betriebe übernehmen. Der Angestellte

aber darf grundsätzlich weder ein selbständiges kaufmännisches

Unternehmen betreiben noch im Geschäftszweige des Dienst-

gebers fiir eigene oder fremde Rechnung Handelsgefchäfte

machen. 1)

Mangels Vereinbarung wird über erworbene Provisionen am

Ende eines jeden Kalendervierteljahres abgerechnet. Der Angestellte

kann verlangen, daß ihm zwecks Abrechnung ein »Buchauszug«

vorgelegt werde. Die Provision gebührt gewöhnlich (nämlich, es

sei denn, daß dies besonders ausgemacht wurde) nicht nur von

jenen Geschäften, welche direkt durch den Angestellten abgeschlossen

wurden, sondern auch von jenen, die mit der von ihm zuge-

führten oder vorbereiteten Kundschaft getätigt wurden; ja, wenn

der Angestellte als alleiniger Vertreter des Dienstgebers fiir einen

Bezirk bestellt ist, gebührt sie ihn bei allen Geschäften, welche

von wem immer in diesem Bezirke gemacht werden.

Bei Verlaufsgeschästen gilt mangels Vereinbarung der Anspruch auf
Provision als ,,erworbcn«, wenn eine Zahlung eingegangen ist, n. zw. nur
nach dem Verhältnis der eingegangenen Zahlung. Bei anderen Geschäften
mit dem Abschlnsse des Geschäftes.

Jst über das Entgelt keine Vereinbarung getroffen worden,

so sind gegen das »angemessene« Entgelt »angemessene« Dienste

zu leisten.

Jst der Angestellte am Gewinn beteiligt, so findet die Ab-

rechnung für das abgelaufene Geschäftsjahr auf Grund der

Z) § 7 (Konturrenzverbot) verbietet jede Betätigung inc Geschäfts-
zwetge des Dienstgebcrs für eigene oder fremde Rechnung. Angestellte dürfen
ohne Genehmigung des Dienstgebers auch kein selbständiges laufmännisches
Unternehmen betreiben.
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Bilanz statt. Soweit dies zur Prüfung der Richtigkeit der Ab-

rechgung erforderlich ist, kann Einsicht in die Bücher verlangt

wer en.

Dem Angestellten gebührt in jedem Jahr ein Urlaub.

Während der ersten 5 Dienstjahre dauert dieser 2 Wochen,

nach 5 Dienstjahren je 3 Wochen, nach 10 Dienstjahren

je 4 Wochen, nach 15 Dienstjahren je 5 Wochen. Der

Anspruch auf Urlaub ist gegeben, sobald das Dienstverhältnis

sechs Monate gedauert hat. Dabei muß der Dienstnehmer nicht

die ganze Zeit, welche für die Berechnung des Urlaubes in

Betracht kommt, als »Angestellter« im Betriebe zugebracht haben.

Es kann auch die als Arbeiter oder Lehrling in diesem Betriebe

in ununterbrochener Dienstleistung verbrachte Zeit eingerechnet

werden — aber nur bis zu der Höchftdauer von fünf Jahren.

Nach dem zweiten Dienstjahre kann auch die Dienstzeit, welche die

Angestellte bei anderen inländischen Unternehmern zubrachte, wenn

sie jeweils mehr als sechs Monate betrug, bis zur Höchstdauer

von fünf Jahren eingerechnet werden. Ebenso wird dem Ange-

stellten, der aus Hochschulstudieu verweisen kann, diese Studienzeit

bis zur Höchstdauer von fünf Jahren sogleich eingerechnet, wenn

das Dienstverhältnis ununterbrochen sechs Monate gedauert hat.

Der Urlaub darf nicht abgelöst werden. Der Dicnstnehmer

muß ihn ansprechen, indem er einen konkreten Vorschlag macht,

für welche Zeit er ihn erbitte. Nach Meinung anderer hat der

Dienstgeber der Angestellten vorzuschlagen, wann sie in« Urlaub

zu gehen habe. Aus jeden Fall muß die Vereinbarung so getroffen

werden, daß auf die billigen Bedürfnisse beider Teile Rücksicht

genommen scheint.

Der Urlaub ist ein »Erholungsurlaub«. Jst also die Angestellte

während des Dienstjahres durch Krankheit oder aus anderen

wichtigen Gründen von ihrem Dienst ferngeblieben, ist dies kein

Grund, ihr den Urlaub zu verkürzen.

Grundsätzlich gilt für die Dauer der Arbeitszeit der Ange-

stellten dasselbe wie für die der Hilssarbeiterin (vgl. § 27).

Wird die Angestellte nach Antritt des Dienstes durch wichtige

ihre Person betreffende Gründe an der Verrichtung ihrer Leistungen

behindert, so behält sie »während einer verhältnismäßig kurzen

Zeit« den Anspruch auf ihr ungeschmälertes Entgelt. Diese Zeit

kann unter Umständen länger als eine Woche sein. Es bildet

aber einen Entlassungsgrund, wenn die Angestellte ohne einen

rechtmäßigen Hinderungsgrund während einer den Umständen

nach erheblichen Zeit ihre Dienstleistungen unterläßt. Diese Zeit
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dauert höchstens so lange, als sie bei unverschuldeter Krankheit

oder bei Unsall Anspruch aus Entgelt und Zuwarten behalten

würde.

Erkrankt sie nach wie kurzer Dienstleistung immer, so behält

sie ihr volles Entgelt durch sechs Wochen. Hat das Dienst-

verhältnis 5 Jahre gedauert, so behält sie den Anspruch ans

Entgelt durch 8 Wochen; nach 15 Jahren durch 10 Wochen

und nach 25 Jahren durch 12 Wochen. Durch je weitere

4 Wochen behält sie den Anspruch ans das halbe Entgelt. Und

durch weitere 2 Wochen uiuß der Dienstgeber zuwarten, ehe er

das Dienstverhältnis lösen kann.

Der Dienstgeber kann dann die Angestellte ,,entlassen«. Durch eine solche
Entlassung werden die Ansprüche aus Absertigung und Urlaubsentschädigung
nicht berügrh da sie ja nicht durch ein ,,Vcrschulden« der Angestellten
herbeigesü rt wurde.

War die Angestellte bereits gekündigt, als sie erkrankte, so endet ihr
Dienstverhältnis mit der Zeit der Kündigung, auch wenn sie zu dieser Zeit
noch krank sein sollte. Wird sie aber erst während der Erkrankung gekündigt,
so bleibt sie lohnberechtigt, solange es eben ihrer Dienstdauer entspricht
— sie soll nicht durch eine Kündigung niii die sozialen Wohltaten des
Gesetzes gebracht werden können.

Tritt innerhalb von sechs Monaten nach einer Erkrankung

eine neue Dienstunsähigkeit ein, ist der Anspruch auf Gehalt und

Wartedauer etwas anders zu berechnen.

Angenommen, die Erkrankung tritt nach vier Dienstjahren cin: dann
wäre bei einer ersten Erkrankung sür sechs Wochen das volle und sür
weitere vier Wochen das halbe Entgelt zu bezahlen. Jst die Angestellte
beim ersten Male bereits nach zwei Wochen genesen, während welcher sie
das volle Entgelt erhielt, so bekommt sie bei nberuialiger Erkrankung sür vier
Wochen das volle Entgelt, für vier und sechs, zusammen zehn Wochen das
halbe Entgelt und vier Wochen lang ein Viertel des Entgeltes ausgezahlt,
so als o)b beide Krankheiten je zehn Wochen gedauert hätten. (Gri·iiiberg
S. 105.

Jede Dienstverhinderuug ist sogleich, womöglich init Unter-

lagen versehen, dein Dienstgeber anzuzeigen. Zugleich hat die

Angestellte bei einer Erkrankung die Aiizeige au die Kranken-

kasse zu richten. · · « .

Jeder Angestellte ist durch die Tatsache, daß er eine

versicheriingspflichtige Stelle antrat, für Fälle der

Krankheit, Stellenlosigkeit, Berufsunfähigkeit, des

Alters und Todes versichert. ·

Anmeldung (ebenso wie bei Dienstaustritt die Abmeldnng) hat

der Dienstgeber bei Strafe binnen drei Tagen nach Dienstautritt

an die zuständige Krankenkasse zu erstatten. Sie ist von der

Angestellten mit zu unterfertigen. Unterläßt der Dienstgeber, die
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Anmeldung zu erstatten, kann es die Angestellte an seiner Stelle
tun. Sie kann sich auch vorbehalten, die auf ihre Familien-
verhältnisse bezüglichen Daten selbst bekanntzngeben. Verspätung
oder Unterlassung der Anmeldung können an Dienstgeber und
Dienstnehmer bestraft werden. Dienstgeber können außerdem noch
zur Nachleistung der für die Zeit des Dienstverhältnisses fälligen

Beträge und überdies noch zu ,,Nachzahlungen« verhalten werden.

Treffen also die vermögensrechtlichen Folgen bei einer ver-
späteten oder versäumten Anmeldung in der Hauptsache den

Dienstgeber — so hat die Angestellte selbst doch ein direktes
Interesse, daß sie rechtzeitig und in vollem Umfange erstattet
werde. Die Vorteile der Krankenhilfe kommen ihr im Erkran-
kungsfalle zwar ziemlich vollständig zugute — ob sie nun ange-

» meldet war oder nicht —, nur die Dauer, während welcher sie
Krankengeld bezieht, hängt davon ab, wie lange die Beiträge einge-

zahlt worden waren— jedoch eine Versäumnis der Anmeldung rächt

sich mn so schwerer bei der Pensions- und Unfallversicherung Denn
hier entsteht ein Anspruch auf Pension erst nach Ablauf der

»Wartezeit«, d. i. nach 60 anrechenbaren Beitragswocheu.

Die Anrechnung der Beitragszeiten für die Pensionsverficherung
beginnt, wenn die Meldung nicht rechtzeitig oder überhaupt nicht

erstattet wurde, von jenem Monat an, innerhalb dessen sie nach-

träglich erfolgte (oder durch Bescheid oder von Amts wegen die

Versicherungspflicht festgestellt wurde), dann aber ohne Rücksicht

darauf, ob nach diesem Zeitpunkte die Versicherungsbeiträge auch

wirklich gezahlt wurden. Die zurückliegende Zeit kann nur inso-
fern angerechnet werden, als innerhalb von sechs Jahren nach

Fälligkeit die Nachzahlung der Versicherungsbeiträge erfolgte, und

durch solche Nachzahlung kann die Wartezeit nur um 24 Monate

gekürzt werden. Überdies muß (§ 90X2) die Wartezeit in den

.,Anrechnungszeitraum« fallen. Unter Anrechnungszeitraum ist

der längste unmittelbar vor Anfall des Anspruches gelegene Zeit-

raum zu verstehen, der noch zu drei Vierteln durch derartige

anrechenbare Dienstzeiten ausgefüllt war. Will ein ans dem Dienst

ansscheidender Angestellter sich seine Anwartschaften erhalten, kann

er die Versicherung freiwillig fortsetzen.

Deshalb sollte die Angestellte nicht deshalb, weil sie auch einen Teil der
Versicherungsvrämien tragen muß (nämlich die Hälfte, nur bei Angestellten
unter 17 Jahren zahlt der Dienstgeber die ganze Prämie), sieh gegen die
Versicherung wehren.

Die Krankenversicherung umfaßt unmittelbar die Ver- Ums-ess-

sicherte selbst. Mittelbar versichert sind ihre ehelichen und msich""""’

207



außerehelichen Kinder, ihre in die Haus-gemeinschaft aufgenom-

menen nnd vorwiegend von ihr erhaltenen Stiefkinder und Wahl-

kinder bis zum 18. Lebensjahre, ihre Eltern (Groszeltern), wenn

sie in der Hausgenieinschaft leben und vorwiegend von ihr er-

halten werden; unter gewissen Bedingungen auch die Wirtschafts-

fiihrerin -—7 alle diese Personen aber nur dann, wenn sie nicht

selbst versicheningspflichtig oder selbständig erwerbstätig sind.

Jin Falle der Erkrankung steht der unmittelbar Versicherten

ärztliche Hilfe durch den Vertragsarzt, Heilmittel und Heilbehelfe,

Zahnersatz usw» eventuell freie Kur in einer Heil-v und Pflege-

anstalt zu. Angestellte, welche ihr Entgelt beim Dienstgeber

weiter beziehen, erhalten in den ersten vier Krankheitswocheu

kein Krankengeld, in der vierten und fünften nur das halbe

Krankengeld.

Etwa bezogencs Krankengeld darf der Dienstgeber niemals aus die Be-

züge ausrechnen. "

Eine Angestellte, welche mehr als fünf Dienstjahre anfzuweisen

hat, erhält also in der siebenten Krankheitswoche das volle Ent-

gelt und das volle Krankengeld. Das Krankengeld wird für die-

selbe Erkrankung durch 30 Wochen gezahlt. Waren 12 (60) Bei-

tragsinonate zurückgelegt, erhält sie· es durch 52 (78) Wochen.

Dauert die Krankheit über diese Zeit hinaus, treten jene Ange-

stellten, welche bereits 60 Beitragsnionate auszuweisen haben, in

den Genuß der Invalidität-Brenta auch wenn sie nicht

dauernd berussunsähig geworden sind.

ji«-teuflis- Für Dienstnehmerinnen, welche den Bestimmungen des bürgerlichen
totae nach Gesetzes oder des Hausgehilfengesetzes unterworfen sind (Privatselretäriunen,
IJZUVZFZZJ Vuehhalterinnen bei einem Rentner, Vorleserinnen), gelten etwas andere

- , Bestimmungen. Sie alle sind zwar auch versicherungspflichtig und genießen
IVle bis die Begünstigungen der Sozialversicherung, wie sie nach dem Angestelltenvers

ZZHZD sicherungsgesetz der Versicherungsträgcr, die Krankenkasse, zu bieten hat,
also Krankengeld, ärztliche Hilfe, Jnvalidenrenten usw. Aber dem Dienstgeber
gegenüber behält der Dienstne mer nach § 1154b ABGB. (nicht zwiiigendes
Recht) feinen Anspruch auf ntgelt nur durch längstens eine Woche-
iind nur, wenn das Dienstverhältnis schon 14 Tage gedauert hat, ob
seiiie Berussuiifähigkeit nun durch Krankheit, Unsall oder wichtige Be-
hinderuiigsgründe verursacht wurde. Weiters kann der Dienstgeber Beträge,

welche der Dienftnehmer ans einer öffentlich-rechtlichen Versicherung bezieht,

mit jenem Teil zum Abzug bringen, der dem Verhältnis feiner tatsäch-
lichen Leistung zu dem Gesamtverficheriingsbetrag entspricht — in der Regel
für Dienftnehmer über 17 Jahren die Hälfte (§ 107s2 AngVG. 1928).

Jst der Dienstnehnier niederer oder höherer Kategorie bei einein
Dienstverhältnisse, das seine Erwerbstätigleit hauptsächlich in Anspruch
nimmt, in die Hausgenossenschaft des Dienstgebers ausgenommen, so hat
ihm dieser im Falle einer weder vorsätzlich noch durch grobe Fahrlässigkeit
herbeigeführten Erkrankung nebst den Geldbezügen die erforderliche Ver-
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pflegung und ärziliche Behandlung und die uotwendi en Heilmittel bis zu
14 Tagen u gewähren, wenn das Dienstverhältnis s on14 Tage, und bis
zu vier Wo en, wenn es schon ein halbes Jahr gedauert hat. ,,Barauslagen«
für die ürztliche Behandlung nnd die Beschaffung der Heilmittel nnd ähn-
liches können auf die Geldbezüge ausgerechnet werden.1)

Wenn eine Angestellte in eine Krankenanstalt aufgenommen
wird, hat sie keinen Anspruch auf Krankengeld; ihren bedürf-

tigen Angehörigen wird aber ein »Familiengeld« in der halben
Höhe des Krankengeldes gewährt.

Bei Schwangerschaft hat die Angestellte das Recht, ihre
Arbeit einzustellen, wenn sie ein ärztliches Zeugnis vorweist, daß
ihre Niederkunft voraussichtlich innerhalb sechs Wochen statt-
finden werde. Während dieser Frist kamt sie nicht entlassen

werden. Doch steht ihr von ihrem Dienstgeber (auszer sie wäre
zugleich erkrankt) kein Gehalt zu. Sie erhält nur von der Kranken-
kasse die Wochenhilfe (Krankengeld).

Zur Entbindung stellt die Krankenkasse geburtsärztlichen und
Hebammenbeistand nebst Peilbehelfenz die Überweisung in eine
Gebär(Wöchnerinnen)anstat ist nur mit Zustimmung der

Schwangeren zulässig. Nach der Entbindung hat ihr der Dienst-

geber durch sechs Wochen das volle Entgelt zu bezahlen; zur

Arbeit darf sie nicht zugelassen werden. Zugleich bezieht sie von
der Krankenkasse die Wochenhilfe (bei Erkrankung statt derselben

das Krankengeld) und eine einmalige Zuwendung von 120 s.

Eine Stillprämie wird stillenden Müttern noch nach Ablauf
dieser sechs Wochen und nach Wiederaufnahme der Arbeit ge-
währt. Der Dienstgeber hat ihnen täglich zwei je halbftündige
Stillpaufen einzuräumen.

Während die Hilfsarbeiterin nur dann unfallversichert ist, wenn
sie gewissen gefährdeten Betrieben angehört nnd die Hausgehilfin

gar nicht (wohl aber Land- und Forstarbeiter, §§ 56 bis 88 Land-

arbeiterversicherungsgefetz, BGBl. Nr. 235X1928): ist jeder Ange-

stellte und jede Angestellte gegen Unsall vers ichert. Und zwar

gelten alsUnfälle nicht nur eine dauernde Gefundheitsstörung hervor-

rufende Ereignisse im Betriebe: sondern auch Unfälle, die sich bei

häuslichen oder anderen Verrichtungen ergeben, zu denen

die Angestellte »als Dienstnehmerin« herangezogen wurde (wenu
z. B. eine Buchhalterin im Dienst beauftragt wird, Kleister zu
kochen oder auch für sich oder das andere Dienstperfonal Kassee
zu bereiten, so ist sie gegen einen ihr dabei zustoßenden Unfall

I) Mit diesen Vorschriften berühren sich §§11und 13 des Hausgehilfeu-
gesetzes·
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versichert), und auch Unfälle, die sich auf dem Wege von oder

zur Betriebsstelle ergeben. Bestimmte Bernfskrankheiten werden

tvie ein Unfall behandelt.

Sie sind, wenn sie eine mehr als drei Tage dauernde Berufs-

verhinderung zur Folge haben, vom Dienstgeber binnen fünf

Tagen der Krankenkasse anzuzeigen (§ 89X2). Doch darf sich der

Dienstnehmer mit dieser Vorschrift nicht beruhigen. Vielmehr

mnfz er sich selbst vergewissern, ob diese Anzeige auch tatsächlich

erfolgt ist.

Der Anspruch auf Leistungen aus der Unfallversicherung verjährt binnen
zwei Jahren nach dem Unfall, bzw. nach Beendigung der Beschäftigung
in der die Schädigung durch Berusslranlheit eingetreten ist (§ 41). Für
Zeiträume, die mehr als ein Jahr vor der Anmeldung zurückliegen, werden
Leistungen nur dann nachgezahlt, wenn der Anspruchswerber verhindert
war, die Anzeige zu erstatten, und wenn er binnen drei Monaten nach
Wegfall des Hindernisses sie erstattete (§ 38s2). .

Ter Dienstgeber oder Betriebsleiter ist den Angestellten nicht schaden-
ersntzpflichtig, wenn er verabsäumt, die llnfallsanzeige zu erstatten, weil ja
der Angestellte das Recht und die Pflicht hat, selbst die ordnungsntäszigen
Meldungen zu machen. Entscheidung OGH. v. 9. Februar 1926, Ob lls1.)

Zunächst wird der durch den Unfall Betroffene der an-

gemessenen Heilbehandlung zugeführt und im Krankenstande

geführt. Zeigt sich aber nach Beendigung der Heilbehandlung,

bzw. nach Beendigung des Zeitraumes, während welchem Kranken-

pslege gewährt wird (längstens 78 Wochen), daß die Erwerbs-

fähigkeit noch immer um mehr als ein Viertel gemindert ist,

erhält der Versicherte eine »Verletztenrente«, die um so höher

angesetzt wird, je stärker seine Berussunfähigkeit auftritt. Die

»Vollrente« beträgt 70 Prozent des Gehaltes, welchen der

Versicherte im zweitletzten Monate vor seinem Unfalle bezogen

hat. Sie wird regelmäßig den völlig Erwerbsunfähigen zuge-

sprochen. Ausnahmsweise kann sie aber auch nur beschränkt Er-

werbsunfähigen gewährt werden: danu nämlich, wenn sie der

Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit dienstbar gemacht werden

kann, sei es als ,,Erholungsrente«, sei es als »Umschnlungs-

reute«. Die Heilbehandlung ist während der Zeit des Renten-

bezuges, wenn nötig, fortzusetzen. Der Kranke kann auch in einer

Kur- und Heilanstalt untergebracht werden ; während einer

solchen Zeit beziehen seine Angehörigen eine Unterstützung-

Stirbt der Verletzte, so gebühren seiner Familie (abgesehen

von dem Begräbnisgelde, welches aus der Krankenversicherung

fließt) Hinterbliebenenrenten. Die »Witwenrente« beträgt

ein Drittel der Vollrente des Verstorbenen (Näheres vgl. §22).

Die Kinder erhalten ,,Waisenrenten« in der Höhe eines Sechstels
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der Vollrente; doppelt verwaiste Kinder ein Viertel der Voll-

rente. Stirbt ein Verletzter, ohne eine Witwe oder Kinder zu

hinterlassen, können auch Eltern nnd Geschwister (letztere nur bis

zum 16.Lebensjahre) eine »Hinterbliebenenrente« erhalten, wenn

sie bedürstig sind und vom Verstorbenen vorwiegend erhalten

worden waren.

Aus der Pensionsversichernng kann der Anspruch auf »Jnva-

liditätsrente« oder ein solcher auf »Altersrente« entstehen.

Fiir weibliche Versicherte, welche nach Erfüllung der Wartezeit

binnen einer gewissen Zeit heiraten, entsteht der Anspruch ans

einen »Ausstattnngsbeitrag«.

Die ,,Jnvaliditätsrente« erhält der Versicherte, wenn er,

nachdem er 60 anrechenbare Beitragsmonate erworben hat,

irgendwie, aber nicht durch einen Betriebsunsall,1) wegen körper-

licher Gebrechen oder wegen Schwäche seiner körperlichen oder

geistigen Kräfte dauernd außerstande ist, den Pflichten seiner

letzten Bernssstellung nachzukommen oder eine andere Stellung,

die ihm billigerweise zugemutet werden kann, auszuüben. Die

Altersrente steht (nach 60 anrechenbaren Beitragsmonaten)

männlichen Versicherten, die das 65., und weiblichen Versicherten,

die das 60. Lebensjahr vollendet haben, zu, wenn sie in keinem

nach diesem Gesetz versicherungspflichtigen Angestelltenverhältnis

stehen. Haben sie aber 120 anrechenbare Beitragsmonate er-

worben, so erhalten sie, wenn sie nicht als Angestellte beschäftigt

sind, die Anwartschaft aus die Altersrente schon mit dem

60. Lebensjahre siir Männer nnd mit dein 55. fiir Frauen.

Stirbt ein Versicherter, der bereits Anwartschaft ans eine

Jnvaliditätsrente oder Altersrente erworben hatte, so stehen

seiner Witwe-) nnd seinen nicht selbständig erwerbstätigen oder

krankenversicherten Kindern unter 18 Jahren Hinterbliebenen-

renten zu. Sind aber keine Personen vorhanden, welche Anspruch

auf Hinterbliebenenrenten hätten — sind die Kinder z. B. in

einem Lehrverhältnis —, so erhalten folgende Personen eine Ab-

fertigung, n. zw. in der·angesiihrten Reihenfolge: unversorgte

Pensions-
versicherung,
Fi§ 26 bis 87
?lngVG.
1928.

Kinder über 18 Jahre, die Mutter-, zu deren Unterhalt der Ver- .

sicherte wesentlich beigetragen hat, der Vater, die Großeltern,

elternlose Geschwister.

1) Entsteht seine Erwerbsunfähigkeit oder deren Minderung dnrch einen
Unfall, so erhält er »Verletztenrente« — übrigens ist für die Unfallver-
sicherung keine Wartezeit vorgeschrieben.

2) Ein Witwer bekommt nach dem Tode seiner unmittelbar versicherten
Frau nur für die Zeit seiner »Bedürstigteit« eine Witwcrrente.
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Mist-»inne- Man vergesse nicht, daß auch für den Versicherten selbst, wie

Mich-m für seine Angehörigen die Leistungen aus der Pensionsver-

sicherung verjähren, wenn sie nicht binnen zwei Jahren ange-

sprocheii werden, nachdem der Anspruch entstand. Ebenso wie

bei der Unfallversicherung wird nur auf ein Jahr im nachhiiieiii

und niir unter gewissen Einschränkungen Ersatz für nicht angesprocheiie

Renten geleistet, selbst wenn der Versicherte nachweisen kann, daß er

ohne seinen Willen verhindert war, rechtzeitig seine Ansprüche

geltend zu machen. Also Achtung!

Brot-eint- Eiii Dienstverhältnis kann auch auf Probe eingegangen

NATURW- werden. Während dieser Probezeit, die längstens auf einen

Monat vereinbart werden darf, kann das Verhältnis von beiden

Teilen jederzeit gelöst werden«

Man kann eine Angestellte auch auf eine bestimmte Zeit

anstellen. Dann endet das Dienstverhältnis, wenn der Zeitpunkt

herangekommen ist, der von Anfang für die Beendigung

bestimmt war.

Vtzdgiäuxg War die Angestellte aber auf unbestimmte Zeit· (d. h. ohne

»etwas«-g daß sogleich bei Abschluß des Vertrages ein bestimmter End-

terniin genannt worden wäre) angestellt, so wird es regelmäßig

durch Kündigung beendet.

Die Kündigungsfristen müssen stets für den Dienstgeber mindestens

ebensolang wie für den Dienstnehiner sein. Nach dein Gesetz dauert die
Kündigungsfrist für die Angestellte vier Wochen und endet mit dem Letztcii
eines jeden Kalendermouates.

Für den Dienstgeber muß sie mindestens sechs Wochen

umfassen. So lange dauert sie auch, wenn nichts anderes ans-

gemacht ist. Für den Dieiistgeber verlängert sie fi praktisch

aber noch dadurch, daß er nur zum Ende des alender-

vierteljahres das Dienstverhältnis lösen kann. Diese letztere

Bestimmung kann freilich im Einzelvertrag abgedungen werden.

Überdies verlängern sich die »gesetzlichen« Kündigungsfristen

für den Dienstgeber, je länger die Dienstzeit dauerte, wenn dies

nicht ausdrücklich abgedungen wurde.

Beschließt der Dienstgeber, am ö. Jänner etwa eine Angestellte mit

· fünfjähriger Dienstzeit (gesetzliche Kündigungsfrist drei Monate) zu kündigen,

so kann er die Kündigung nur für den Zo. Juni aussprechen. Es kann

aber vereinbart werden, dasz die Kündigungsfrist am 15. oderLetzten jedes
beliebigen Monats endet.

Jm Falle einer Kündigung stehen dem Angestellten zu:

1. die Lohn- und Naturalbeziige bis zum Ablauf der Kündigungs-

frist, 2. die entsprechenden Teile der periodischeii Remunerationen,

Z. eventuell die entsprechenden Teile der Provisionen und des
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Anteiles am Gewinn. Hat der Angestellte für das abgelaufene

Dienstjahr noch keinen Urlaub genossen, so kann er diesen ein-

verständlich während der Kündigungsfrist absolvieren. Jst aber

der Dienstgeber aus billigen Gründen nicht in der Lage, den

Urlaub zu gewähren, oder der Angestellte nicht willens, ihn

anzutreten, so ist ihm eine ,,Urlaubsentschädigung« in der Höhe

seiner Geldbezüge für die Urlaubszeit noch besonders auszu-

zahlen. Wurde die Kündigung durch den Betriebsinhaber aus-

gesprochen, nachdem schon mehr als sechs Monate des laufenden

Dienstjahres oerstrichen waren, erhält die Angestellte auch

Urlaubsentschädiguug für das laufende Dienstjahr.

Wurde einen Monat vor der Bilanz gekündigt, gebühren elf Zwölftel

der Bilanzreinuneration; bei einer Kündigung per 30. Juni gebührt die

Hälfte der Neujahrsremuneratiom

Eine Abfertigung gebührt der Angestellten, welche mehr als

drei Jahre in einer Stellung war. Sie gebührt nicht, wenn die

Angestellte selbst gekündigt hat oder aus ihrem Verschulden vom

Dienstnehmer vorzeitig entlassen wurde oder wenn sie ohne

wichtigen Grund austritt.

Jm Falle der Auflösung eines Unternehmens entfällt die Verpflichtung
zur Gewährung einer Abfertigung ganz oder teilweise dann, wenn sich die
persönliche Wirtschaftslage des Dienstgebers derart verschlechtert hat, dasz

ihm die Erfüllung dieser Verpflichtung zum Teil oder zur Ganze billiger-

weise nicht zugemutet werden kann.
Wird ein Unternehmen an einen andern übertragen, so besteht ein

Anspruch auf Abfertigung nicht, wenn der Angestellte die Fortsetzung des
Dienstverhältnisses ablehnt, obwohl ihm der über-nehmer anbot, ihn zu den
frghereu Bedingungen zu übernehmen und ihm die Bordienstzeit anzu-
re nen.

Die Abfertigung beträgt nach drei Dienstjahren zwei Monats-

gehalte. Sie steigt, je länger die Dienstzeit dauerte. Nach

25 Jahren erreicht sie das höchste Ausmaß von 12 Monats-

gehalten.

· Aus wichtigen Gründen kann die Angestellte ohne Einhaltung

einer Kündigungsfrist austreten.

Sie kann beispielsweise austreten, wenn sie zur Fortsetzung ihrer Dienst-
leistuu unfähig wird oder diese ohne Schaden für ihre Gesundheit oder
Sittli leit nicht fortsetzen kann; wenn der Dienstgeber das ihr gebührende
Ent elt un ebührlich vorenthält oder fchmälert, sie bei Naturalbezügen
dur Gewäsrung ungesunder oder unzureiehender Kost oder ungesunder
Wohnung enachteiligt oder andere wesentliche Vertragsbestimmungen
verletzt: wenn der Dienstgeber den ihm zum Schutze des Lebens, der
Gesundheit oder der Sittlichkeit gesetzlich obliegenden Verpflichtungen nach-
zukommen tch weigert; wenn der Dienstgeber sich Tätlichkeiten, Verletzungen
der Sittli keit oder erhebliche Ehrverletzungen gegen den Angestellten oder

213

Adiertignnth
§ 23 AngG.

Batzeittge
Lösung es
Dienstver-
höltnisseö.
§ 25 An e-
stellteuge e H.



Folgen der
vorzeitigen
Lösung des
Dieunver-
stimmen

dessen Angehörige zuschulden kommen läßt oder es verweigert, den Ange-
stellten gegen solche Handlungen eines Mitbedieusteten oder eines Ange-
hörigen des Dienstgeberö zu schützen·

Der Dienstgeber kann Dienstnehmer ebenfalls aus »wichtigeu«

Gründen vorzeitig entlassen. "

Als solche zählt das Gesetz beispielsweise aus: wenn die Angestellte im
Dienste untreu ist, sich in ihrer Täti leit ohne Wissen oder Willen des
Dienstgebers von dritten Personen un ere tigtc Vorteile zuwenden lässt
oder eine Provision oder eine sonstige Belo nung annimmt oder wenn sie
sich einer Handlung schuldig macht, die sie des Vertrauens der Dienstgeber
nnwürdig erscheinen läßt; wenn sie unfähig ist, die versprochenen oder die
den Umständen nael angemessenen Dienste zu leisten; wegen Ubertretuug
des »Konk11rrenzver otes«; wenn sie ohne rechtmäßigen Hindernngsgrund
während einer den Umständen nach erheblichen Zeit die Dienstlestuug
unterläßt oder sich beharrlich weigert, ihre Dienste zu leisten l) oder sich den
ldurch den Gegenstand der Dienstleistung) gerechtfertigten Anordnungen des
Dienstgebers zu fügen, oder wenn sie andere Bedienstete Nun Ungchorscnn
gegen den Dienstgeber zu verleiten sucht; wenn die n estellte durch
Krankheit oder Unglückssall über die vom Gesetz vorgesehene eit (wåhrend
welcher ihr erst das volle, dann das halbe Entgelt gebührt und über die
beiden daran anschließenden zwei Wochen, wo sie keinen Gehalt bezieht)
hinaus oder durch eine längere Freiheitsstrase oder durch Abwesenheit
während einer den Umständen nach ergleblicheu Zeit an der Verrichtung
ihrer Dienste ehindert ist; wenn die ngestellte sich Tätlichleiten, Ver-
letzungen der - ittlichleit oder erhebliche Ehrverletzungen gegen den Dienst-

gebcr, dessen Stellvertreter, deren Angehörige oder gegen Mitbedienstete

zuschulden kommen läßt.

Wurde die Angestellte aus ihrem Verschulden entlassen, so

verliert sie den Anspruch aus Absertigung und Urlaubsentschädigung

für das verflossene Dieiisnahr (auch wenn sie den Urlaub verlangt

und nur über Wunsch des Dienstgebers noch nicht angetreteu

hatte) und «selbstverständlich auch für das laufende Dienstjahr;

und der Dienstgeber kann Ersatz eines ihm etwa entstandenen

Schadens verlangen. Aus den erwähnten wichtigen Gründen

kann eine Angestellte, auch nachdem ihr schon gekündigt worden

war, noch entlassen werden; auch nach Ablauf der Kündigungs-

zeit kann noch, wenn sich Entlassuugsgründe herausstellem die

Zahlung der Absertignng eingestellt und die bereits gezahlte

Summe zurückverlangt werden. · ·

Wird die Angestellte ans wichtigen Gründen, aber ohne ihr

Verschulden entlassen, oder tritt sie aus wichtigen, aber nicht

vom Dienstgeber verschuldeten Gründen aus, so behält sie die

1) Dieser Entlassungsgrund ist schon durch wiederholtes Zuspätlommen
gegeben, oder wenn der Dienstgeber von einer (unverschuldeten) Uberschreitung
des Urlaub-s nicht umgeleud verständigt wird, wenn sie sich weigert, nach
6 Uhr eine dringende rbeit sertigzustellen n. a. m.
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ihrer Dienstzeit entsprechenden Ansprüche auf Abfertigiiiig und auf

Urlaiibsentschädiguug für iiicht geiiosseiieii Urlaub für das ver-

flossene Dienstjahr, ohne daß ein Teil gegen den anderen Anspruch

aus Ersatz des beiderseitigeii etwaigen Schadens hätte.

Tritt die Angestellte wegen Verschuldens des Dienstgebers

vorzeitig aus, so hat sie Anspruch: 1. auf das volle Entgelt

für die Zeit, die biszur Kündigung durch den Dieiistgeber

hätte verstreichen müssen (init gewissen Eiiischräiikungen), eventuell

2. auf die Absertigung, Z. auf die etwaigen Urlaubseiitschädi-

gniigeii für das verflossene und für das laiiseiide Dienstjahr,

4. auf Ersatz etwaigen darüber hinausgehenden Schadens.

Wenn die Angestellte selbst kiiiidigt oder ohne ivichtigen Grund

austritt oder ans ihrem Verschulden entlassen wird, so iibt dies

nicht nur im Verhältnis zum Dienstgeber einschneidende Wir-

kungen: sondern vor allein werden dadurch ihre Ansprüche aus

der Arbeitslosenversicherung berührt.

Sie tritt dann erst nach einer längeren Kareiizfrist in den

Bezug der Arbeitslosenunterstützuiig Deshalb muß der Dienst-

geber auch »wahrheitsgemäß« auf der auszustelleuden Be-

scheinigiing die Art der Lösung des Dienstverhältnisses angeben.

Er wird aber nicht schadenersatzpflichtig, wenn er, den Tatsachen

entsprechend, angibt, daß die Aiigestellte ,,entlassen« worden sei,

obgleich sich später ergibt, daß nach Ansicht des Gerichtes kein

»wichtiger: Grund« zur vorzeitigen Entlassung vorgelegen habe.

Die Vorschriften bezüglich der Arbeitslosenversicherung sind für Angestellte
dieselben wie für Arbeiter. Wichtig zu merken ist, daß der Anspruch auf
Arbeitsloseuuntcrstützung während des Zeitraumes, für welchen die Ab-
fertigung lauft (zwei bis zwölf Monate, je nach Dauer des Dienst-
verhältnisses), ruht und ebenso während jener Zeit, während welcher
Kranken- oder Mutterhilfe bezogen wird. Der Arbeitslose ist aber
weiterhin bei seiner Kasse lrankeiiversichert, ii. zw. solange er das Recht
aiif die gesetzliche Arbeitslosenversicherung hat, auch wenn er sie strafweise
oder mit Rücksicht auf eine erhaltene Absertigung im Augenblicke der Er-
krankung nicht bezieht. Er erhält dann Kranteuhilse und Krankengeld;
letzteres aber dann nicht, wenn er entweder sich hatte abfertigeii lassen,
oder ihm strafiveise die Arbeitslosenuuterstützuiig entzogen ioorden war-

Besonders bedürftigen Arbeitslosen (Jnläudern, welche die Arbeitslosen-
unterstühung während der vollen zulässigen verlängerten Höchstdauer
bezogen hatten), sogenannten »Ausgesteuerten«, kann fortlaufend oder

falligeise eine außerordentliche Notstaiidsiiiiterstützuiig zugebilligt
ch kli· .

Stirbt eine Angestellte ini Dienste uiid hinterläszt gesetzliche

Erben, zu deren Erhaltung sie verpflichtet war (Kiiider oder

Eltern), so erhalten diese die Hälfte der Absertiguiig, welche ihr

gebührt hätte, wenn sie iin Augenblicke des Todes voin Dienst-
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geber gekündigt worden wäre. Der Witwer ist nicht berechtigt,

diese Abfertiguug zu verlangen ; denn die Frau ist nicht gesetzlich

verpflichtet, den Mann zu erhalten; wohl aber steht sie, wenn

ein männlicher Angestellter stirbt, seiner Witwe (nebeu den Kindern

und vor den Eltern) zu.

Auch nach dem Tode eines Angestellten bleiben seine An-

gehörigen, welche eine Hinterbliebenenrente beziehen (oder deren

Hinterbliebenenrente ruht) krankeuversichert.

Der Angestellten muß auf Verlangen ein Zeugnis ausge-

stellt werden. In diesem niusz Art und Dauer der Beschäftigung

angeführt sein. Andere Bemerkungen sind grundsätzlich nicht ver-

boten. Aber »Eintragungen uud Anmerkungen im Zeugnis,

durch die dem Dienstgeber die Erlangung einer neuen Stelle er-

schwert wird, sind unzulässig«.

Wahrheitsgemäße Anskünfte an interessierte Personen dürfen

auch Abfälliges enthalten, soweit sie nicht im Widerspruch zu

lobenden Bemerkungen im Zeugnis stehen.

Rückständige Forderungen wegen Lohn, Provision, Urlaubs-

entschädigung, Ersatz für Naturalleistungen, überstanden, Re-

munerationen, Auslagenersatz, d. h. alle Arten des Eutgelts für

geleistete Dienste, verjähren in drei Jahren.

Ersatzansprüche fiir Dienste, welche der Dienstuehmer nicht

geleistet hat (bei vorzeitiger Entlassung oder vorzeitigem Austritt

oder-Nichtantritt des Dienstes), verjähren binnen sechs Monaten.

Ebenso alle Schadenersatzansprürhe.

Zuständig ist für alle Streitigkeiten zwischen Dienstgeberu und

Dienstnchmern, welche dem Angestelltengesetz unterliegen, das

Gewerbegericht. Bei Dienstnehmern, deren Dienstverhältnis

durch das bürgerliche Gesetzbuch geregelt ist, ist das Bezirks-

gericht zuständig.

§ 29. Die Biihuenkünstleriu.

Die Schauspieleriu ist nicht eine »Angestellte« im Sinne des

Angestelltengesetzes Sie kann auch nicht eine selbständig berufs-

tätige Frau genannt werden. Denn sie wird bei einem Unter-

nehmer beschäftigt und sie erhält von ihm Gehalt und Zulageu

auf Grund eines »Dienstvertrages«. Da ihre Leistungen nnd

Aufgaben jedoch verschieden von dem sind, was man sonst von

einer Angestellten verlangt, war es notwendig, ein eigenes Gesetz,

das »Schauspielergesetz«, BGBl. 441X1922, zu schaffen.

Dieses Gesetz bezieht sich auf die »Mitglieder«, die sich einem

«Theaternnternehmen« zur Leistung künstlerischer Dienste als
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Darsteller, Spielleiter, Draniaturg, Kapellnieister, Musiker ver-

pflichten, sofern das Dienstverhältnis die Eriverbstätigkeit des

Mitgliedes hauptsächlich in Anspruch nimmt.

Das Schanspielergesetz regelt den Bühiiendienstvertrag für die

Eiiizeldarsteller, Schauspieler(innen), Sänger(innen) nnd Tänzer-

(innen), aber auch für die Mitglieder des Chors, die Komparsen

und Statisten.

Jene Personen, welche nicht künstlerisch tätig sind, sondern im Betriebe
eines Theaterunternehniens kaufmännische oder höhere nicht kaufmännische
Dienste leisten, wie Sekretärinnen, Kasfieriniien, Buchhaltcrinnen, Schreib-
ftiiuleins u. dgl., sind ,,Angeftellte« im Sinne des Angestellteiigesesges wie
es der vorhergehende Paragraph darlegte. Für die Theaterarbeiter, ulisseiis
schieber, Garderobiers gelten die Vorschriften des bürgerlichen Gesetzes über
den Dienstvertrag.

Der Bühnendienftvertrag ist ans Verlangen des Mitgliedes

setzlichen Vertreters) zu seinem Abschluß ist erforderlich, wenn

eine Minderjährige unter 18 Jahren ihn eingehen will; oder

wenn die Minderjährige zwar das achtzehnte Jahr schon über-

schritten hat, aber eine Vertragsstrafe ausgemacht werden soll,

welche die festen Bezüge eines Monates überschreitet

Bühnen-
dtenstvers

schriftlich aufziizeichnem Die Zustimmung des Vaters (oder ge- «
§ s Schan-
spielergefey.

Die Verabredung einer »Probezeit«, welche nach dem An- neu-be i

gestelltengesetz auf einen Monat vereinbart werden kann, ist bei BEIDE

Schanspieleriiinen unwirksam. Wird sie trotzdem vereinbart, wird NEMATH-

dadurch aber nicht etwa der ganze Vertrag unwirksam. Sondern

diese oder andere, gegen zwingende Vorschriften verstoßende einzelne

Verabreduiigen sind aufgehoben. Hingegen können sich beide Teile,

aber nur, wenn beide Teile gleichmäßig dies dürfen, das Recht
vorbehalten, später endgülti zu erklären, ob der Vertrag in

Kraft treten solle oder ni t. Wenn es sich uin ,,Gastspiele«

oder um Verträge mit hochbezahlten und nnr zu weniger als

60 Vorstellungen verpflichteten Mitgliedern handelt, kann anch

ein einseitiges Rücktritts-recht stipuliert werden.

Die Entlohnung besteht aus Gage nnd Spielgeldern

(eventuell einem Benefiz). Bezahlung der Schaiispielerin ist

ein notwendiger Bestandteil des Vertrages; sonst kommt ein

Bühnendienstvertrag überhaupt nicht zustande. Spielgelder müssen

nicht ausgemacht werden. Sind Spielgelder vereinbart, gebühren

sie für jede Vorstellung, an der die Schauspielerin beteiligt war.

Man kann sie auch in einem beliebig hohen oder niederen

Mindestniaß von Vorstellungen für den Monat gewährleisten.

Sind Spielgelder vereinbart, sonst aber nichts weiter ausgemacht
worden, so hat die Schanspielerin Anspruch auf Spielgeld,
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u. zw. für je 15 Tage im Monat, ob sie nun so oft beschäftigt

wurde oder nicht.

Unter »festen Beziigen« eines Mitgliedes werden die Gage

und das entweder durch Vereinbarung oder durch das Gesetz

gewährleistete Mindeftmaß der Spielgelder verstanden.

Einer der Unterschiede zwischen einer Schanspielerin nnd einer

anderen Angestellten besteht darin, daß man sonst den Ange-

stellten vor ,,Ausbeutnng« (vor übermäßiger Beanspruchung

seiner Kraft) schützen muß; während die Schauspielerin ein

Interesse daran hat, daß sie beschäftigt wird, nnd daß sie in

einer ihren Gaben nnd Talenten ins einzelne angepaßten Art

und möglichst intenfiv beschäftigt werde. Deshalb ist die Schau-

spielerin berechtigt, ihren Vertrag zu lösen, wenn ihr der

Direktor trotz schriftlicher Beschwerde nnd trotz schriftlicher

Setznng einer Frist, während deren er das Versäumte nachholen

kann, ohne wichtigen Grund keine Rolle zuweist, die ihrer Eigen-

sart oder dem Fache, für das sie verpflichtet ist, angemessen ist

nnd die weder ihre Gesundheit noch ihre Stellung gefährdet.

Denn auch dies spielt hier eine wichtige Rolle, daß die Schan-

spielerin bei Übernahme einer Rolle in Gefahr steht, ihren

kiiustlerischen Ruf zn gefährden; so, wenn die Rolle zu klein

nnd unbedeutend ist, oder wenn die Künstler-in findet, daß sie

ihr nicht »liegt« nnd sie einen »Durchfall« zu befürchten hat.

Solche unangepaßte Rollen kann sie dann zurückweifen. Hat sie

dies aber ohne äußerste Notwendigkeit getau, kann der Direktor
sie daraufhin vorzeitig entlassen. Die Einzeldarstellerin hat das

Recht, ihren Namen im Theaterzettel angeführt zu sehen,

nicht die Statistin.

Wichtig ist auch das »Konknrrenzverbot«. Jn »derselben«

Stadt und in einem ,,gleichartigen« Theater darf eine ganz-

jährig angestellte Bühnenkünstlerin auch während des Urlaubs

sich nur mit Erlaubnis ihres Direktors betätigen. Jn einer

andern Stadt kann sie während des Urlaubs ohne besondere

Erlaubnis anftretenz in einem andersartigen Unternehmen kann

sie auch während der Spielzeit spielen (z. B. kann eine Theater-

sängerin gleichzeitig in einem Kabarett auftreten).

Wird ein Mitglied durch unverschuldete Krankheit oder einen

Unglücksfall dienstunfähig, behält es bis zur Höchstdauer von

sechs Wochen den Anspruch auf die vollen Bezüge, aber nur bis

zur Höchstgrenze von 18 S im Tage. Durch weitere vier Wochen

behält es den Anspruch auf die halbe Gage. Der Anspruch auf
Spielgeld während der Zeit der Krankheit entfällt jedoch, so-
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weit die Zahl der für den Monat gewährleisteten Spielgelder

trotz der Dienstverhinderung erreicht wurde.

Eine Künstlerin darf wegen ihrer Schwangerschast nicht ent-

lassen werden. Sie selbst kann den Vertrag vorzeitig lösen, wenn

der Unternehmer nicht die vollen festen Bezüge dnrch die ganze

Zeit der hiedurch verursachten Dienstverhindemng weiterbezahlt.

Sie erhält nach dem Gesetz vor der Niederkunft dieselben Be-

züge, wie wenn ihre Dienstnnfähigkeit durch Krankheit verursacht

würde — durch sechs Wochen die vollen Bezüge nnd durch vier

Wochen die halben, beide Male mit der erwähnten Höchstgrenze —,

und durch sechs Wochen nach ihrer Niederkunft ihre vollen festen

Bezüge. Während sechs Wochen nach ihrer Niederkunft darf

sie nicht beschäftigt werden. (Vgl. § 12X1 Schaiispielergesetz.)

Wird während einer Dienstverhindermig gekündigt, können die

Anspriiche des Mitgliedes nicht geschmälert werden. War aber

schon früher gekündigt worden oder endet der Vertrag mit Ablauf

der Zeit, für die er eingegangen war, so kann das Mitglied keine

weitergehenden Ansprüche stellen. «

Vühnenverträge werden sehr oft für eine feste Zeit, eine ganze

Spielzeit, eine Reihe von Monaten oder auch nur eine bestimmte

Zahl von Ausführungen geschlossen. Solche Verträge (Gastfpiel-

verträge ausgenommen) sind unkündbar, wenn sie nicht für länger als

ein Jahr geschlossen werden. Auf längere Zeit geschlossene Verträge

können für das Ende einer Spielzeit aufgekündigt werden ; und die

Kündigung muß spätestens am lö. Februar des Jahres erklärt sein,

in dem diese Spielzeit endet. Längere Kündigungsfristen können

ausbedungen werden. Sie müssen fiir beide Teile gleich lang sein.

Wurde in Ubertretnng dieser Bestimmung eine ungleiche Frist

ausgemacht, gilt für beide Teile die längere. Die Kündigung

muß schriftlich erfolgen. Jn einem Dienstverhältnis, das für

bestimmte Zeit nnd für mindestens ein Jahr eingegangen wurde,

kann die Schanspielerin umgekehrt aber dem Unternehmer auch

bis längstens 15. Jänner den Antrag stellen, das Dienstverhältnis

fortzusetzen. Wenn der Unternehmer nicht bis längstens 15. Fe-

bruar schriftlich abgelehnt hat, gilt das Dienstverhältnis als

für ein weiteres Jahr verlängert.

Verehelicht sich eine Darstellerin (nicht eine Statistin)

während der Vertragsdaner, so kann sie, wenn es der Ehemann

verlangt — aber nicht der Ehemann für sie —, binnen

zwei Monaten nach der Eheschließung mit einer vierwöchigen

Kündigungsfrist kündigen. Der Unternehmer kann sie wegen

ihrer Verehelichnng nicht entlassen. Hat das Mitglied wegen
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ihrer Verehelichniig den Vertrag gelöst, kann es zwar an einem

anderen Orte, wenn der Eheniaun dort wohnt, an einem

Bühnenunternehnien tätig sein; denn es ist verständlich, daß
der Eheniann seine Frau bei sich wohnen haben soll. Aber

sie kann nicht an einem anderen Orte als am Wohnsitz ihres

Gatten während der restlichen Vertragszeit ein Engagement an-

nehmen; die Verehelichung soll nicht ein Mittel werden, einen

unbequem gewordenen Vertrag aufgeben zu können. Wohnt ihr

Ehemann am selben Orte wie das Unternehmen, bei dem sie

zuerst tätig war, so kann sie keine andere Anstelliing wo immer

während der Zeit annehmen, für welche der frühere Vertrag ge-

laufen wäre. Will und muß sie aber doch wieder zur Bühne

zurückkehren, so hat sie zuerst dem alten Dienstgeber die Fort-

setzung des Vertrages anzubieten. Erst wenn er ablehnt, ist

sie frei, ein anderes Engagenieut anzunehmen.

Aus wichtigen Gründen können beide Teile ihr Vertragsver-
hältnis auch vor Ablauf der Vertragsdauer lösen.

Ein wichtiger Grund, der den Unternehmer zur vorzeitigen Entlassung
berechtigt, ist insbesondere vorliegend:

1. wenn das Mitglied bei Abschluß des Vertrages den Unternehmer über
das Bestehen eines anderen Bühneiidienstvertrages, der mit dem abge chlossenen
Ver-trage unvereinbar und nicht schon gelöst ist, in Jrrtuni geführt hat;

2. wenn das Mitglied unfähig ist, die versprocheneu oder den verein-
barten Kunstgattungen entsprechenden Dienste zu leisten;

Z. wenn das Mitglied (außer durch Erkrankung, Unglücksfall, Schwangerx
schaft oder durch die in der weiblichen Natur begründeten regelmäßigen
Störungen) durch einen in seiner Person liegenden Grund dauernd oder
doch durch längere Zeit an der Leistung seiner Dienste verhindert ist;

4. wenn das Mitglied die Mitwirkung bei einer ihm rechtzeitig mitge-
teilten Ausführung böswillig oder wiederholt fahrlässig versäumt. Es genügt
eine einmalige fahrlässige Versäumnis, wenn das Mitglied wußte oder wissen
mußte, daß die Versäumnis für den Unternehmer mit einem erheblichen
Schaden verbunden ist;

ö. wenn das Mitglied ohne rechtmäßigen Grund andere wichtige Vertrags-
pflcihchten trotz wiederholter schriftlicher Aufforderung oder Ermahnung
ni t erfüllt-

6. wenn ’das Mitglied durch Verletzung des Gesetzes, der Sittlichleit
oder des Anstandes offenkundig derart Anstoß erregt, dasz seine weitere
Verwendung entweder nicht oder nur mit erheblicher Schädigung des Unter-
nehmers möglich ist; ,

7. wenn das Mitglied ein erhebliches vermögensrechtliche-Z oder künst-
lerisches Interesse des Unternehmers durch groben Vertrauensmißbrauch
ernstlich gefährdet;

8. wenn das Mitglied sich Tätlichleiten, Verletzungen der Sittlichkeit
oder erhebliche Ehrverletzungen gegen den Unternehmer, dessen Stellvertreter
oder ein anderes Mitglied zuschulden kommen läßt.

Außerdem auch noch, wenn das Mitglied in unberechtigter Weise die
Ubernahme einer ihm zugewiesenen Rolle verweigert.
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Die Schauspielerin kann ihr Engagenielit ohne Einhaltuiig einer
Kündigungsfrist sofort lösen, wenn sie nicht angemessen beschäftigt wird,
weiters insbesondere auch:

1. wenn der Unternehmer sie über die.behördliche Erlaubnis zum Betriebe
seines Unternehmens irregeführt hat,

2. wenn sie zur Fortse uiig iirer Dienstleistungen unfähig wird; oder
die Dienste nicht ohne S aden für die Gesundheit fortsetzen kann;

Z. wenn der Unternehmer nicht die Pflichten erfüllt, die ihm zum Schutze
des Lebens, der Gesundheit und der Sittlichleit seiner Mitglieder vorge-
schrieben sind;

4. wenn der Unternehmer ihr Gehalt ungebührlich schmälert oder vor-
enthält, wenn er fällige Forderungen l) trotz Aufforderung nicht spätestens
ani dritten Tage nach der Fälligleit bezahlt oder bei Streit über die Höhe
der Forderungen oder die Zuläfsigleit von Abzügen den bestrittenen Betrag
nicht auf Verlangen ungesäumt hinterlegt oder andere wesentliche Vertrags-
pflichten trotz wiederholter Aufforderung nicht erfüllt;«

5. wenn der Unternehmer oder seiu Stellvertreter sich Tätlichleiten, Ver-
letzungen der Sittlichleit oder erhebliche Ehrverletzungen gegen sie zuschnldeii
kommen lassen oder sich weigern, eine Künstlerin gegen solche Handlungen eines
andern Mitgliedes oder eines seiner Angehörigen zu schützen;

6. wenn das Unternehmen an einen anderen Ort verlegt wird uiid
das Mitglied nicht vertraglich verpflichtet ist, auch an einein anderen Orte
zu spielen.

Nach der Kündigng hat die Schauspielerin bei voller Be-

zahlung einen Gastspielurlaub von acht Tagen zu erhalten.

Jm Vertrage kann aber auch vorgesehen werden, daß nicht mit

der vorzeitigen Entlassung oder dein vorzeitigen Austritt vor-

gegangen werden muß, wenn ein schuldhaftes Verhalten ein-

tritt, welches nach dem Gesetze einen Grund zur vorzeitigen

Lösung des Vertrages bieten würde. Für einen solchen Fall kann

auch eine ,,Vertragsstrafe«« verabredet werden. Eine solche

Verabredung darf aber nicht nur einseitig zu Lasten der Schalt-

spieler(in) abgeschlossen werden. Sie muß beide Teile binden und

für beide Teile gleich sein. Als Höchftgrenze ist die Höhe des

einjährigen Entgeltes angenommen. Aber auch da unterliegt die

Vertragsstrafe dein richterlichen Mäßignngsrecht. Daneben gibt

es noch ,,Ordnungsstrafen« (fiir die Fälle der· Ubertretung

der »Theaterbetriebsordnnng«), die aber für den einzelnen Fall

die Höhe der halbmonatlichen festen Bezüge nicht übersteigen

dürfen und die zum Besten der Mitglieder des Biihnenunter-

nehmens verwendet werden.

I) Die Bezüge sind, wenn nichts anderes ausgemacht ist, dreimal monatlich
auszuzahlen· Spielgelder sind spätestens ain letzten Tag eines Kalender-
monates abzurechnen und zu entrichten. Bei vertragsmäßigen Reisen ist das
Reisegeld und die Verpflegslosten vor Antritt der Reife zu entrichten oder
sicherzuftellen.

221

Vertrags-
-ftrasen und
Ordnungs-
strafen,

§ 27, 28
Schauspielers
gesen-



Gattin-be-
14 Schau-

spielergesetz·

Fassung für
. leider und
Schmuck-
§ 24 Schau-
Meter-gesetz

Versäumnis-,
§ « Schau-
spielt-meng-

Wet ist
Innrualiü ?

1
Journalistens
ge en-

Der Unternehmer hat der Schauspielerin die zur Ausführung
eines Bühneuwerkes erforderlichen historischeu, mythologischeu,
Phantasiekleider, Volks- und Nationaltrachten, Sport-, Turn-,

Strand-, Spiel-, Jagdkleider und Uniformen einschließlich der
dazugehörigen Fuß-, Hand- nnd Kopsbekleidnngen sowie die
Tracht des anderen Geschlechts, ferner die zur Aussiihrung eines

Bühnenwerkes erforderlichen Ausriistungs- nnd Schmuckstücke

sowie Trikots, Perücken und Frisureu, endlich, soweit dies not-

wendig oder iiblich it, Ankleider oder Aukleideriunen kostenlos

beizustellen. Der Unternehmer hat auch auf seine Kosten ch

besorgen, daß die ans der Bühne gebrauchten Kleider wieder

instand gesetzt, gereinigt, ausgebiigelt werden usw.

DerUnternehmer haftet für die Gegenstände, welche der (die) Schau-
spieler(in) in der Garderobe abgelegt hat. Aber nur insoweit es

üblich ist, derartige Gegenstände zu tragen. Also hastet er zwar

für Uhr und Brieftasche, bei letzterer samt Inhalt, aber nur so-

weit man iiblicherweise Geld bei sich trägt. Für Schmuck hastet

er uur so weit, als es üblich ist, dergleichen aus der Straße zu

tragen. Anders, wenn der Unternehmer selbst angeordnet hat, daß

besonders kostbare Stücke bei der Ausführung verwendet werden

sollen. Für Kostbarkeiten, welche die Künstlerin manchmal trotz

aller Vorsicht ins Theater mitnehmen muß, musz der Unternehmer

eine bestimmte Person bestellen, die sie in Verwahrung nehmen

kann. Allerdings muß die Schauspielerin sie dann auch auf den

Wert der ihr übergebeuen Sachen ausdrücklich aufmerksam machen.
Hat der Unternehmer niemand dazu besonders beauftragt, so gilt
der Kleiderbewahrer als berechtigt und verpflichtet, auch Kostbar-
keiten zu übernehmen. Die Künstlerin muß aber ihre Sachen binnen

sieben Tagen nach der letzten Ausführung, bei welcher sie gebraucht

wurden, abholen lassen, sonst erlischt die Haftung des Unternehmers-.

Ersatzansprüche wegen vorzeitiger Entlassung oder vorzeitigen

Austrittes oder wegen Rücktritts vom Vertrage müssen binnen

sechs Monaten nach dem Tage, an welchem der Anspruch

geltend gemacht werden konnte, erhoben werden. Das Honorar

muß binnen drei Jahren eingeklagt werden.

§ 30. Die Journalistiu.

Der Dienstvertrag der Journalisten ist durch das Journalisten-

gesetz(RGBl.N1-. 88X1920) geregelt, das freilich durch das

Angestelltengesetz gewissen Abänderungen unterlag. Als Jour-

nalist im Sinne dieses Gesetzes gelten alle ,,niit der Ver-

fassung des Textes oder der Zeichnung von Bildern
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betrauten Mitarbeiter eines Zeitungsunternehmens, die

mit festen Beziigen angestellt sind und diese Tätigkeit

nicht bloß als Nebenbeschäftigung ausüben«.

Die Vorschriften des Journalistengesetzes über Urlaub und

Kündigung sind ini wesentlichen analog den für Dienst-

verträge in anderen Gesetzen vorgesehenen. Die Besonderheit der

Stellung der Journalistin zeigt sich aber darin, daß sie

auf ein Danerverhältnis zu ihrem Blatt nnd ihrem Publikum

angewiesen ist. Dadurch ist sie gefährdet, wenn ihre Zeitungs-

unternehmung den Besitzer wechselt. Dieser Besitzer kann

— er wird es meistens sogar tun — eine andere politische

Richtung vertreten als jene, welche bisher durch das Blatt ver-

treten wurde. Nun wird er entweder die Journalistiu aus dem

Redaktionsstab entfernen wollen oder aber er wird von ihr ver-

langen, daß sie bleibe, aber eine ihrer bisherigen Überzeugung ent-

gegengesetzte Anschauung vertrete. Diese Meinung der Journalistin

ist aber ihre ,,llberzengung«. Sie ist Gewissenssache. Daß sie

dies ist, davon hängt das persönliche Ansehen jedes einzelnen

und auch das Ansehen des ganzen Standes, »ja die Stellung

der Zeitung in der Offentlichkeit ab. Deshalb tuuß diese per-

sönliche Freiheit einer Journalistin in besonderer Weise geschützt

werden.

Das Journalisteugesetz ordnet nun an, daß der Neuerwerber

einer Zeitungsunternehninug innerhalb eines Monates den Redak-

teuren und Redakteurinuen gegenüber eine ausdrückliche Erklärung

abgeben muß, wenn er in ihren Vertrag, den sie mit dein früheren

Besitzwechsel
bei einer
Zeituugss
unter-
nehmung,
S
Journalisteus
g .Besitzer gehabt hatten, nicht eintritt. Entläßt also der Neuerwerber das csev

alte Personal oder einzelne Personen, so kann der (die) Redakteur(in)
außer dem für die Kündigungsfrift1) entfallenden Entgelt noch
eine ,,Entschädiguug« verlangen. Diese Entschädigung beträgt

bei weniger als fünfjähriger Dauer des Dienstverhältnisses ein

volles Jahresentgelt. Sie erhöht sich, wenn die Anstellung länger

gedauert hate, nnd zwar um jedes augefangene Jahrfiinft um je

ein halbes Jahresentgelt.

Wenn der Neuerwerber nicht ausdrücklich erklärt hat, daß er

Redakteur(in) nicht weiter anstelle, oder erklärt hat, daß er sie

übernehme, kann er innerhalb eines Jahres nicht kündigen.

Redakteur(in) kann in solchen Fällen den Vertrag unter Ein-

haltung der gesetzlichen oder vereinbarten Kündigungsfrist kündigen.

1) Die gesetzliche Kündigungsfrist beträgt je nach der Dauer des vorau-
gkgangenen Dienstverhältnisses zwischen drei Monaten und einem Jahr.
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Ergeben sich nachträglich wichtige Gründe zur sofortigen Auflösung,

ist natürlich niemand behindert.

Wird das Unternehmen ausgelassen, muß die Kündigungs-
frist mindestens sechs Monate betragen.

Wechsel ver Wechselt eine Zeitungsunternehmung die von ihr bisher
ZÆZMJ eingehaltene politische Richtung, so kann eine Redakteurin,
EIN-Käf der eine Fortsetzung ihrer Tätigkeit ohne Änderung ihrer Gesin-
geietz. uung nicht zugemutet werden kann, innerhalb eines Monates,

nachdem sie davon erfahren hat, ohne Kündigung austreten. Sie

behält aber den Anspruch auf ihr Entgelt für die ihr zustehende

Kiindigungszeit und außerdem auf dieselbe Entschädigung, wie

wenn die Zeitung verkauft worden wäre und der Neuerwerber

hätte den Vertrag nicht erneuern wollen. Es ist bei einem solchen

Richtungswechsel gleichgültig, ob die Zeitung zu diesem Behufe

verkauft wurde oder nicht. Wohl aber kann nur eine solche

Redakteurin daraus so weitgehende Konsequenzen ziehen, welche
in ihrer Tätigkeit politisch tangiert ist. Die hanswirtschaftliche
oder die Modereferentin werden kaum durch einen Wechsel der
politischen Richtung beeinflußt Sie können deshalb in der Regel

auch nicht ausscheiden.

Über die Frage, ob ein Richtungswechsel der Zeitung vorliegt
und ob das Redaktionsmitglied die Tätigkeit nur fortsetzen könnte,

wenn es einen Gesinnungswechsel durchführte, der ihm nicht zuge-

mutet werden kann, entscheidet ein Schiedsgericht. Ju dieses

Schiedsgericht entsendet das Redaktionsmitglied zwei Schieds-
richter; zwei Schiedsrichter nominiert der Zeitungsuntemehmer,
nnd die vier Schiedsrichter haben mit Stimmenmehrheit einen
Obmann zu wählen. Dieser Qbmann muß dem Nationalrat an-
gehören. Können sich die Schiedsrichter nicht mit Stimmenmehr-

heit einigen, so nominiert der Präsident des Nationalrates eines

der Mitglieder des Nationalrates als Obmann des Schiedsgerichtes.

§ 31. Die öffentliche Angestellte.

Zeit ne Die öffentliche Angestellte steht in Diensten einer öffent-
UTFITFFZH licheuKörperschaft, des Bundes, eines Landes oder einer Gemeinde.

Nicht alle jene Personen aber, welche von diesen Körperschaften

beschäftigt werden, hat man im Auge, wenn man von »öffent-

lichen Angestellten« oder, wie das Volk lieber sagt, von ,,Beamteu«

spricht. Denn es gibt in ihren Diensten auch eine ganze Reihe von
Männern nnd Frauen, welche etwa dem Schauspielergesetz, dem
Journalistengesetz unterworfen sind; bei denen der Unterschied
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zu anderen Angestellten gleichen Pflichtenkreises nur darin besteht,

daß ihr Dienstgeber eben Bund, Land oder Gemeinde ist — aller-

dings - ist " dies praktisch ein großer Unterschied. Die Rechts-

lage. der Vertragsangestellten des Bundes wurde durch die

»Vertragsangestelltenverordnung« (BGBl. 37X1925 und«

BGBI. 136X1927) geordnet.

Ein Vertragsangestellter des Bnndes ist grundsätzlich

auf bestimmte oder unbestimmte Zeit (aber nicht auf Lebenszeit

wie der Beamte) und auf Grund eines Dienstvertrages (nicht auf

Grund der Dienstpraginatih angestellt. Das Dienstverhältnis

wird durch Zeitablanf, Kündigung, Entlassung oder durch Ab-

leben aufgelöst.

Die Kiindigungsdaner ist verschieden, je nachdem das Entgelt

täglich oder mouatlich gezahlt wird. Bei im Taglohn stehenden

Vertragsangestellten kann während des ersten Monates der Dienst-

zeit fiir den nächsten Werktag gekündigt werden (von beiden

Seiten). Hat die Dienstzeit länger gedauert, so kann nnr 14tägig

zum l. oder 15. eines jeden Monates gekündigt werden. Bei

Vertragsangestellten, deren Gehälter monatlich ausgezahlt werden,

kann während der ersten drei Monate der Dienstzeit nur unter

Einhaltnng einer einmonatigen, dann einer zweimonatigen, nach

fünf Verwendungsjahren unter Einhaltnng einer dreimonatigen

Frist, nach 15 Berwendnngsjahren viermouatig gekündigt werden.

Na mehr als dreijähriger Verwendung gebührt dem voll-

bes äftigten Vertragsangestellten eine »Abfertigung«.

Das Vertragsverhältnis kann ans ,,wichtigen Gründen« vor-

zeitig gelöst werden. Darunter ist insbesondere angeführt,

daß es gelöst werden kann, wenn die (der) Vertragsangestellte eine

Nebenbeschäftigung betreibt, welche dem Anstand wider-streitet

oder sie in der vollständigen nnd genauen Erfüllung ihrer Dienst-

pflichten behindert; ferner wenn sich nach Anstellung von Ange-

hörigen des »Rnhestandes« herausstellt, daß der Bezug des

Ruhegenusses ans öffentlichen Mitteln (handle es sich um den

Bund, ein Land, einen Bezirk, eine Gemeinde oder eine von

diesen Körperschaften betriebene Anstalt) nicht angezeigt wurde.

Eine Vertragsangestellte hat keinen Anspruch, in das Beamten-

verhältnis übernommen zu werden; sie hat auch keinen Anspruch

auf Ruhe- oder Verforgungsgenüsse. Wenn sie aber den Bedin-

gungen, welche für die Aufnahme in den Beamtenstand vor-.
gesehen sind, entspricht, hat sie vor anderen Bewerber(inne)n den

orzug. -
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Die Bundesangestellte, die ,,Beamtin« im engeren

Sinne, ist der »Dienstpragmatik« und dem »Gehaltsgesetz«

unterstellt. Diese Dienstpragmatik gilt heute im wesentlichen noch

fo, wie sie im Jahre 1914 (RGBl. 15X1914) erlassen wurde.1)

Die mannigfachen Wandlungen, welche die Zwischenzeit brachte,
insbesondere die Verleihung der Gleichberechtigung an die Frau,

haben kaum einen Niederschlag in gesetzlichen Bestimmungen

des Dienftrechtes für Bundesangestellte gefunden. Soweit die

Frauen in den Dienst des Bundes aufgenommen wurden — dies

geschah keineswegs gleichmäßig für alle, sondern faktisch nur für

einzelne, meist die untergeordneteren Kategorien, während z. B. in den

höheren Posten der Ministerien sehr wenige Frauen zu finden

sind —, wurden die einst für männliche öffentliche Ange-

stellte getroffenen Bestimmungen ohne viel Unterschied anf sie

angewendet. Die wenigen Ausnahmen werden unten genauer

angeführt werden, nachdem die allgemeinen Grundsätze dar-

gestellt sind.

Die Aufnahme in den Bundesdienst ist an Bedingungen

geknüpft. Einmal muß die Bewerberin österreichische Staats-

biirgerin sein, nnbescholten und nicht entmiindigt — wenn sie

noch minderjährig ist, muß sie die Einwilligung ihres gesetzlichen

Vertreters beibringen. Außerdem aber werden noch von den ver-

schiedenen Dienstzweigen verschiedene Anforderungen an die Vor-

bildung der Beamtin gestellt, denen man entsprechen muß.

Bisweilen ist auch nach einer probeweisen Anstellung als »Be-

auitenanivärterin« erst noch eine Prüfung abzulegen, ans der im

Zusammenhalt mit der Art, wie sie sich in der Praxis bewährte,

geschlossen wird, ob sie den Anforderungen des Dienstes gewachsen

sein wird.

Bundesangestellte sind aber nicht nur, wie man annehmen

könnte, die eigentlichen ,,Beamtinnen« nnd »Beamteu«. Diese

bilden vielmehr nur die Gruppe der »Beamten der allgemeinen

Verwaltung«. Neben ihnen ehören zu den Bandes-angestellten die

»Richter und staatsanwalts aftlichen Beamten«, die ,,Lehrer und

Beamten des Schulaufsichtsdienstes«, die »Wachebeamten«, die

,,Angehörigen des Bundesheeres« und die Beamten der Tabak-

regie, der Staatsdruckerei und der »Wiener Zeitung«. Frauen

haben in der Kategorie der »Nichter und staatsanwaltschaftlichen

Beamten« noch keine Ausnahme gefunden, ebensowenig wie unter

l) Für Lehrperionen an staatlichen mittleren und niederen Unterrichts-
anstalten gilt die Lehrerdienftpragmatik (RGBI. 319J1917).
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den Angehörigen des Bundesheeres Frauen zu finden sind. Seit

einigen Jahren haben wir einige wenige Polizeisürsorgerinnen und

Polizeibeamtinnen, die aber noch nicht Angehörige des höheren

Konzeptsdienstes wurden, von dem ans der Aufstieg in die eigentlich

leitenden Stellen stattfindet. Die Mehrzahl der weiblichen Bundes-

angestellten arbeiten im Lehr- oder im Verwaltungsberuf.

Um sich einen Vegriff zu machen, welch weiter Spielraum an Berufs-
tätigkeit von »öffentlichen Angestellten« umfaßt erscheint. seien nur einige
Beispiele von Anstellungen angeführt, welche ,,besonder—5« von Frauen be-
kleidet zu werden pflegen. Das Gehaltsgesetz 1927 nennt als besondere Frauen-

berufe: bei den Vundesangestellten Gurtenhilfsarbeiterinnen nnd Wäschcrinuen,
Aufseherinnen im Gefangenenhause der Polizeidircition Wien, Oberanf-
sehcrinnen im Waschhause und Wäschevertvahrerinnen, Krankenpflegerinnen
nnd Schulhebammen, wozu dann die vielen als Schreiblräfte, Manipu-
lantinnen, Kanzleihilfslräfte beschäftigten Frauen kommen-

Die Beamten nnd Veatntinnen der allgemeinen Verwaltung

sind in acht »Verwcndungsgruppen« eingeteilt. Schon bei

der Aufnahme in den Vundesdienst wird die Beanttin, je nach

ihrer Vorbildung oder je nachdem, für welchen Platz sie sich

meldet, einer bestimmten ,,Verwendungsgruppe« als ,,Beamten-

anwärterin« zugewiesen und später für diese Verwendungsgruppe

aufgenommen. Das bedeutet nicht, daß sie nun zeit ihres Lebens

in dieser Verwendungsgruppe bleiben muß. Will sie aber einen

Posten in einer besser gestellten, »höheren« Gruppe erreichen, so

nmß sie, falls fiir diese eine höhere Vorbildung erforderlich ist,

zuvor nachweisen, daß sie eine solche Vorbildung hat oder die

vorgeschriebenen Prüfungen ablegen.

Zunächst wird sie als ,,Veanitenanwärterin« aufgenommen.

Die Dauer dieses »Vorbereitungsdienstes« beträgt rnnd zwei Jahre.

Sodann findet, wenn der Vorbereitungsdienst zur Zufriedenheit

geleistet wurde, die endgültige (oder in manchen Fällen provi-

sorische) Anstellung statt, und zwar stets für einen Dienstposten

der niedrigsten ,,Dienstklasse« jenes ,,Dieustzweiges«, für den

die Veamtiu aufgenommen, geprüft und tatsächlich ausgebildet ist.

»Dienstzweig« und »Verwendnngsgruppe« ist nicht dasselbe.

Innerhalb derselben Verwendungsgruppe · bestehen verschiedene

Dienstztveige und innerhalb derselben Dienstzweige gibt es meist

verschiedene »Dienstllassen«. Der Verwendungsgruppe 1 gehören

z. B. sowohl jene Personen au, die einfache Handlungerdienste

leisten (Kohlenführer und Heizer), wie solche, die Hilfsdienst in

Laboratorieu versehen. Aber diese verschiedenen Kategorien ge·

hören nicht derselben Dienstklasse und auch nicht demselben Dienst-s

zweig an.v
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Bei Anstellung eines Bundesangestellten wird kein ,,Dienst-

vertrag« geschlossen. Der öffentliche Angestellte wird ernannt,

und zwar bei definitiver Anstellung für Lebenszeit ernannt.

Und die-Bedingungen, unter denen seine Ernennung stattfindet

nnd unter denen sich auch fein weiteres dienstliches Leben

abspielen wird, sind durch generelles Bundesgefetz festgelegt. Nur

ausnahmsweise (z. B. bei Berufung eines Gelehrten ans dem

Auslande oder bei Übernahme bedeutender Persönlichkeiten aus

dem Wirtschaftsleben in den öffentlichen Dienst und in ähnlichen

Sonderfällen) können durch Verfügung des Bundespräsi-

deuten über Vorschlag der Bundesregierung von dem

Normalen abweichende Vereinbarungen, insbesondere bezüglich

der Bezüge, getroffen werden. Aber auch diese Personen unter-

liegen in allen anderen Beziehungen der »Dienstpragmatik«.

Es gibt verschiedene Arten der Vorriickung im Dienste.

Die eine findet durch ,,Zeitablauf« statt. Wenn bei dem ein-

zelnen Vundesangestellten die Vorriickung nicht durch ein schwe-

bendes Disziplinarverfahren aufgeschoben; oder durch ein Dis-

ziplinarurteil durch eine schlechte Qualifikation oder durch einen

nicht einrechenbaren Urlaub gehemmt ist und ähnliches: findet

nach Ablauf einer bestimmten Anzahl von Jahren eine Erhöhung

des Gehaltes statt; d. h. nach einer im Gesetz bestimmten Anzahl

von Jahren, je nach Verwendungsgruppe, Dienstklafse usw. ver-

schieden, kommt es zur »Zeitvorrückung« — immer aber nur

bis zu einer bestimmten durch die Verwendungsgruppe gegebenen

Höchstgrenze. Unabhängig von den Fristen der Zeitbeförderung

nnd Zeitvorrückung kann auch durch ,,freie Beförderung« ein

Posten in einer höheren Dienstklasse verliehen werden.

Definitive Angestellte aller Kategorien aber — und dadurch

unterscheiden sie sich sozial von allen anderen Gruppen — er-

halten je nach ihrem Familienstande ,,Familieuzulagen« —-

allerdings nur sehr bescheidene — nnd sie sind prinzipiell

,,ruhegeuußberechtigt«, während ihre Witwen und Waisen ,,pen-

sionsgenußberechtigt« sind.

Nicht nur die Tatsache der ,,definitiven« Anstellung, sondern

auch die Tatsache, daß man nach dem Austreten aus dem

aktiven Dienst auf ein versorgtes Alter für sich selbst und auf

eine Unterstützung seiner Angehörigen rechnen konnte, lockte so

viele, in den öffentlichen Dienst zu treten, ob es gleich immer

galt, daß der »Beamte nichts hat, aber das sicher«.

Jn der Regel bekommt der Beamte (von der Beamtin schweigt

das Gesetz) für jedes eheliche Kind unter 21 Jahren, das m
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seinerVersorgung steht, eine »Kinderznlage«. Jst eine Bundes-

beamtin verheiratet, hat ihr Mann aber ein entsprechendes Ein-

kommen, so daß« er seiner gesetzlichen Pflicht znr Versorgnng

seiner Kinder nachkommen kann, so wird nicht angenommen, daß

die Mutter, die Veamtin, das Kind versorge, und sie erhält für

dieses Kind weder während ihrer Aktivität noch nach ihrem Aus-

scheiden aus dein aktiven Dienst als Pensionistin eine Kinder-

znlage, noch hat ein solches Kind Anspruch anf eine Waisen-

pension oder sein Vater Anspruch auf einen Erziehungsbeitrag

Jn »berücksichtigungswürdigen Fällen« aber, wenn der Vater

des Kindes seinen gesetzlichen Pflichten nicht nachkommen kann,

kann sie für jedes in ihrem Hanshalte lebende, von ihr

erhaltene eheliche Kind eine »Anshilfe« bekommen. Eine solche

Aushilfe kann anch Beamten nnd Beamtinnen für eheliche

Kinder, welche sonst nicht eine Kinderznlage erhalten, für Stief-

kinder und Wahlkinder gewährt werden. Sind eheliche Kinder,

welche sonst für eine Kinderzalage in Betracht kämen, älter als

21 Jahre geworden, aber aus triftigen Gründen noch nicht selbst-

erhaltungsfähig, sei es, daß ihre Fachansbildnng noch nicht

vollendet wurde, sei es, dasz sie durch Krankheit gehemmt sind, so

können sie bei der Bemessung der Kinderznlage berücksichtigt werden.

Der Veamtin muß um des Standes willen, dem sie angehört, Beamten-

zngemutet werden, mancherlei Pflichten auf sich zn nehmen, die pflkchf·"'

andere Angestellte nicht kennen. Sie muß sich, wenn das

Jnteresse des Dienstes es verlangt, »versetzen« lassen. Sie kann

auch strafversetzt werden, wenn sie sich in ihrer letzten Dienst-

verwendnng einen Fehler zuschnlden kommen ließ. Eine solche

Strafversetzung hat zur Folge, daß sie die Ubersiedlungskosten

nicht, wie sonst bei Versetznngen üblich, ersetzt erhält.

Die Beamtin (wie ihr männlicher Kollege) hat alles zn ver- sein-neun-

meiden, was die Achtung und das Vertrauen, das ihre Stellung MWM

erfordert, schmälern könnte. Jhr ist die Teilnahme an einem

Verein untersagt, wenn diese wegen der Bestrebungen des Vereins

oder wegen der Art der Vereinsbetätignng den Pflichten einer

Beamtin widerstreitet. Ebenso ist das Eingehen von Verbindungen

untersagt, welche den Zweck verfolgen, Störungen oder Hemmnngen

des Amts- oder Dienstbetriebes herbeizuführen. Kein Beamter

darf einer ausländischen, politische Zwecke verfolgenden Gesell-

schaft angehören. s » - « « s «

. Beamte, welche ihre Pflichten verletzen, können nicht ohne XVIII-'

weiteres entlassen werden wie andere Angestellte. Sie können ges-n "

auch nicht gekündigt.werden.s Bei ihnen tritt ein »Disziplinar- III-Zink.
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verfahren« ein, selbstverständlich vorbehaltlich ihrer strafrecht-

lichen Verantwortlichkeit. Zur Durchführung eines solchen Diszi-

plinarverfahrens bestehen Disziplinarkommissionen und Disziplinar-

oberkommissionen. Die Angeschuldigte kann sich eines Verteidigers

bedienen; dieser kann entweder eine in die »Verteidigerliste«

eingetragene Person (Rechtsanwalt oder Verteidiger in Straf-

sachen) oder ein aktiver Beamter sein. Die Disziplinarkommission

hat ihr Erkenntnis nur in freier Würdigung der Beweise und

Umstände zu fällen, welche vor ihr in der mündlichen Verhand-

lung vorgebracht wurden.

Disziplinarstrafen sind der Verweis, die Ausschließung

der Vorrückung in höhere Bezüge (siehe oben), Minderung des

Diensteinkommens, die Versetzung in den Ruhestand mit gemindertem

Ruhegenusz, die Entlassung (selbstverständlich ohne Ruhegehalt).

Auf Ausschließng von der Vorrückung und auf Minderung

des Diensteinkommens kann nicht auf mehr als auf drei Jahre

erkannt werden. Während einer Disziplinarmttersuchung kann eine

Vorrückung nicht stattfinden. Wurde die Beamtin aber frei-

gesprochen, so hat der Staat die Kosten des Verfahrens zu tragen

und selbstverständlich tritt die verlorene Zeit in Anrechnung.

Von einem Urlaub, der dem Bundesangestellten übrigens

regelmäßig alljährlich zu gewähren ist, kann ans dienstlichen

Rücksichten eine Riickberufnng stattfinden. Deshalb hat die öffent-

liche Angestellte stets ihrer Dienststelle ihre Adresse bekannt-

zngeben, wenn sie, auch im Urlaub, ihren gewöhnlichen Ans-

enthaltsort verläßt. Die Erteilung eines Urlanbes von mehr als

drei Monaten kann an die Bedingungen geknüpft werden, dasz

für jenen Zeitraum, der die gesetzliche Urlaubsdauer übersteigt,

die Bezüge entfallen und daß er für die Zeitvorrückung nicht

angerechnet werde. Hat das Urlaubsverhältnis bereits ein Jahr

’ ohne anrechenbare Unterbrechung bestanden, so kann ein weiterer

Urlaub nur gewährt werden, wenn die Beamtin, solange er dauert,

auf ihre Bezüge und auf die Anrechnung dieser Zeit fiir die Zeit-

vorrückung verzichtet. Dieser einjährige Urlaub wird durch eine

aktive Dienstleistung unterbrochen: aber nur dann, wenn diese

mindestens die Dauer der Hälfte des vorhergehenden Urlaubes

erreicht hat. .

Zwischen Urlaub nnd Fernbleiben vom Dienste ist zu unter-

scheiden. Der Beamte und die Beamtin sind grundsätzlich ver-

pflichtet, das Amt zu besuchen, ihren Pflichten nachzukommen,

es sei denn, daß jemand ausdrücklich enthoben (z. B. »Urlaub«)

oder seine Abwesenheit vom Dienste »gerechtfertigt« ist. -
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Als solche »Rechtfertignng« gilt insbesondere Krankheit. Sowohl

die allgemeine Dienstpragmatik (§ 29) wie die Lehrerdienst-

pragniatik (§ 33) sprechen davon, dasz entweder ,,Kraukheit«

oder andere »stichhaltige Gründe« eine Dienstverhinderuug

herbeiführen können. Unter diesen ,,andereu stichhaltigen Gründen«

wird man all jene Verhinderuugen verstehen dürfen, welche nach

den anderen, Dienstverhältnisse regelnden Gesetzen als gerecht-

fertigte Entschuldiguugeu für Ausbleibeu vom Dienste gelten.

Jusbesondere aber wird man darunter auch Verhiudernngeu an

der Dienstleistung verstehen dürfen, wie sie sich für Beamtiuueu, ins-

besondere für Lehrerinuen, aus einer vorgeschritteneren S ch w an g er-

schaft und der Niederkunft (Wochenbett) ergeben können.

Eine gerechtfertigte, insbesondere eine durch Krankheit oder

sanitätspolizeiliche Anordnungen begründete Abwesenheit vom

Dienste (z. B. wenn eine Person des Hanshaltes der öffent-

lichen Angestellten an einer ansteckenden Krankheit leidet) hat

eine Schmälerung der Bezüge oder eine Beeinträchtigung der

Zeitvorrückung nicht zur Folge. Auch während der Zeit, da

nach überstehen der eigentlichen akuten Krankheit eine Heil-

behaudluug zur Überwindung ihrer Folgen durchgeführt wird,

befindet sich der Kranke nicht eigentlich auf Urlaub, obwohl hier

mißbräuchlich von Krankenurlaub gesprochen wird; vielmehr

handelt es sich noch immer um eine durch Krankheit gerecht-

fertigte Abwesenheit.

Indessen hat der öffentliche Angestellte jede Dienstverhiudemng,

also auch eine Krankheit, so bald als möglich der vorgesetzten

Dienststelle anzuzeigen. Und diese Dienststelle kann anorduen,

daß Beamte oder Lehrer(iunen) sich einer amtsärztlichen Unter-

suchung unterziehen. (ngerechtsertigtes Ferubleiben vom Dienst

durch mehr als drei Tage macht disziplinär verantwortlich und

zieht den Verlust der Bezüge siir die Dauer der Abwesenheit

nach sich.)

Alle öffentlichen Angestellten des Bundes sind krankenversichert

bei der Krankenversicherungsanstalt der Bundesangestellten.

Eine Bundesangestellte kann wegen Dienstunsiihigkeit, bei der

aber eine Wiederherstellung nicht ausgeschlossen erscheint, oder wenn

sie wegen Krankheit länger als ein Jahr beurlaubt werden mußte, ,

in den »zeitlichen Ruhestand« versetzt werden. Jn den

.,dauerndeu Ruhestand« kann sie versetzt werden, wenn sie

dienstunsähig wurde ohne Hoffnung auf Wiederherstellung, nnd

diese Versetzung selbst anstrebte. Sie kann von Amts wegen

pensioniert werden, wenn die Gesamtbeurteilung ihrer Qualifikation
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durch drei auseinanderfolgende Jahre »uicht entsprechend« gelautct

hat. Sie kann weiters von Amts wegen pensioniert werden, wenn

sie das 60. Lebensjahr überschritten und den gesetzlichen Anspruch

auf den vollen Ruhegemisz (nach 40 Dienstjahren, bei Beamtinnen

mit Hochschulbilduug schon nach 35 Dienstjahren) erlangt hat.

Die Beamtin selbst kann, wenn sie das 60. Lebensjahr er-

reicht hat, die Pensionierung verlangen, auch wenn sie noch

nicht dienstunfähig ist und noch nicht so viele Dienstjahre zurück-

gelegt hat.

Beamte, welche 10 Dienstjahre zurückgelegt haben, sind pensions-

berechtigt geworden. Wenn sie sich nach dieser Zeit pensioniereu

lassen müssen, erhalten sie einen Ruhegenuß von 40 Prozent

der Ruhegeuußbeinessungsgrundlage. Die Ruhegenuszbe-

messungsgrnndlage beträgt 78·3 vom « undert des Diensteinkommeus

und der aurechenbaren Zulagen (ni )t der Kinderzulage). Später

wächst der Nuhegennß, bis er nach 40 (35) Dienstjahren die

volle Bemessungsgrundlage erreicht. Auch Pensionisteu beziehen

Kinderzulage und Aushilfen.

Werden Bundesangestellte infolge eines Unsalles im Dienste

dienstunstihig, erhalten sie einen Ruhegeuuß, auch wenn sie noch

nicht 10 Dienstjahre hatten.

Jn bezug auf ihre Verehelichung ist die Beamtin ebenso frei

und unabhängig wie ihr männlicher Kollege. Sie hat nur jede

Veränderung in ihrem Fauiilienstande binnen 14 Tagen ,,auzn-
zeigen«, auch ihre Verehelichung.

Indes wurde doch für Frauen eine Ausuahineversiigung
geschaffen. Jn der 3. Angestellten-Abhangesetznovelle, Art. l

(VGBl· 12 X1925), heißt es: Eine weibliche Bundesangestellte

kann neben ihrem Aktivitätsbezug oder fortlaufenden Ruhebezug

nicht zu gleicher Zeit eine ihr als Witwe nach einein im Bundes-

(Vnndesverkehrs- oder sonstigen öffentlichen) Dienste gestandenen

Angestellten gebührenden Versorgungsgeuuß beziehen. Weibliche

Bundesaugestellte, die einen derartigen Versorgungsgeuuß beziehen

oder künftig infolge Ablebens ihres Ehegatten den Anspruch auf

einen solchen Versorgungsgennß erwerben, können nur dann im

Dienste belassen werden, wenn sie für die künftige Dauer ihres

aktiven Dienstverhältnisses aus den Versorgungsgenuß verzichten;

andernfalls sind sie unverzüglich gegen Abfertigung . . . aus

dem Bundesdienste auszuscheiden, n. zw. auch noch nach dem

Ende-Dezember 1925 (zu welcher Zeit nämlich der Abban

aufhörte).« . « - . « « « -.
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C. Die Rechtsverhältnisse der Beamten und Angestellten der

einzelnen Bundesläuder werden durch Dienstordnnngen ge-

regelt, welche von den einzelnen Landtagen erlassen werden.

Diese Dienstordmmgen nehmen oft auf die »Dienstpragmatik«

für Bundesangestellte und auf die anderen für Bundesangestellte

geltenden Vorschriften Bezug. Aber auch wenn dies nicht ans-

driicklich geschieht, so ist doch überall stillschweigend in den

Richtlinien die Anlehnung gegeben. Die Grundsätze sind die

gleichen, wenn auch im einzelnen, eben um diese Grundsätze

dUFchführen zu können, andere Bestimmungen getroffen werden

miifen.

Was iiber die Anstellung von Frauen -nnd ihre Behandlung

im Bundesdienste gesagt wurde, gilt auch hier. Differenzieruugeu

werden faktisch gemacht, insbesondere in der Zulasfung zum Dienste.

Die Gesetze gehen auf die eigentlich strittigen Probleme, die sich

während der Dienstleistung ans der Eigenart der Frau und ihrer

familienrechtlichen Stellung ergeben, nicht immer näher ein.

Um einen allgemeinen Begriff einer solchen Dienstordnnng zu

gebeu, seien beispielshalber einige Bestiunnungeu einer jüngst

ueugeregelten Dienstordnung, der des Landes Vorarlberg

(1. Beilage im Jahre 1930 zu den stenographischen Sitzungs-

berichten des XIlL Vorarlberger Landtages), hervorgehoben.

Die Anstellung der Anwärter und Vertragsangestellten ob-

liegt der ,,Landesregierung«. Die feste Anstellung hat sich der

,,Landtag« vorbehalten. Vordienstzeiten, welche .in einem

öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisse zum Bunde in einem dem

in Vorarlberg versehenen Dienstzweige gleichznhaltenden zurück-

gelegt wnrden, werden angerechnet auf die Dienstzeit. Jeder An-

gestellte muß sich zu jedem Dienst nach Maßgabe seiner Fähig-

keiten verwenden lassen.

Die festangestellten Beamten des Landes werden bei der

Krankenverficherungsanstalt für Bundesangestellte versichert, die

Vertragsangestellten für Krankheit nnd Arbeitslosigkeit (allenfalls

im weiteren Umfange der Augestelltenversichernug) bei den zu-

ständigen allgetneinen Versicherungsanstalten.

Jm übrigen gelten Dienstpraginatik, Gehaltsgesetze, Pensions-

regelungen, wie sie die derzeitigen Bundesgesetze regeln. Die

Anwendung künftiger Vorschriften des Bundes »ist dem Land-
tage vorbehalteu«.

D· Einer Sonderbehandlung neben den anderen Landes-

angestellten werden in den meisten Ländern (nicht in Wien) die
Lehrer und Lehrerinnen der Volks- und Hauptfchulen unterzogen.
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Dieser Beruf hatte für das weibliche Geschlecht seit alters

her große Bedeutung.

Die Volls- und Hauptschnllehrerin ist ,,Landesangestellte«, ihr Dienst-
verhältnis ist nach Landesrecht geregelt. Sie untersteht einer Dienstpragmatik
und einem Gehaltsgesetzr. Seit dem Jahre 1918 wurde außerordentlich viel
hier novelliert und reformiert.

Jm großen ganzen lehnen sich die einzelnen Dienstpragmatiken

an den Aufbau der Dienstpragmatik fiir Bandes-angestellte an,

wie sie oben skizziert wurde. Aufnahme nur gegen entsprechende

Vorbildung, bei Minderjährigen ist die Einwilligung des gesetz-

lichen Vertreters erforderlich, definitive Anstellung nach einer

gewissen Vordienstzeit,.Urlaub, Disziplinarversahren, Beurteilung

in Qualifikationen, Versetzung in den zeitweisen und in den

dauernden Ruhestand, Ruhegenufz und Versorgnngsgeiuisz finden

sich auch hier als Grundsätze des Dienstverhältnisses

Aber hier zeigt sich deutlicher als bei den Bundesangestellten

nnd anderen Landesangestellten eine Differenzierung zwischen

männlichen imd weiblichen Angestellten, und beispielsweise soll

einiges von dem Wichtigsten hier angeführt werden.

Eine Sonderrolle nehmen überall die Handarbeitslehrerinnen

ein, welche oft nicht voll beschäftigt, bisweilen auch nicht ruhe-

genuszberechtigt sind. Sie bilden ein Mittelding zwischen Ver-

tragsangestellten und definitiven Angestellten.

Der »Zölibat der Lehrerinnen« ist eine der nmstritteusten

Fragen. ,
u) Jn Wien (Allgemeine Dienstordnung für die Angestellten

der Gemeinde Wien, § 32) besteht die volle Freiheit der Ver-

ehelichung einer Lehrerin, mit wem immer sie will. Sie ist nur

ebenso wie ihr männlicher Kollege, verpflichtet, nachträglich die

geschehene Verehelichung unter Vorlage des Trauscheines

binnen Monatsfrist ihrem unmittelbaren Vorgesetzten anzuzeigen. l)

Bei einer Erkrankung, welche über ein Jahr dauert, wo aber

Hoffnung auf eine Wiederherstellung noch besteht, ist ein Ange-

stellter oder eine Angestellte mit den normalmäszigen Ruhegeniissen

in den zeitlichen Ruhestand zu versetzen. Handelt es sich nicht um

eine Erkrankung, so kann die gemeinderätliche Personalkommission

1) Bei einer öffentlichen Angestellten — dies gilt ebenso für eine Bundes-
angestellte oder die Angestellte einer Gemeinde — ist aber zu beachten, daß
sie durch Verehelichung mit einem Auslönder selbst Ausländerin
würde und als solche aus dem öffentlichen Dienst ausscheiden müßte, weil
die österreichische Bundesangchörigkeit Voraussetzung ihrer Anstellung
Und Tätigkeit ist. -
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einem Angestellten oder einer Angestellten einen Urlan von

höchstens einem Jahr gegen Karenz der Bezüge und der Zeit-

vorrückung gewähren.

Jn berücksichtigungswürdigen Fällen (aber nicht in der Regel)

kann auch den leiblichen Kindern einer weiblichen Angestellten

die »Waisenversorguug« bewilligt werden, wenn ihre Ver-

sorguug von der Verstorbenen bestritten wurde.

b) Jm Burgeulaud ist »die Verehelichung weiblicher

Lehrkräfte mit Lehrversonen der öffentlichen Volks- und Haupt-

schulen des Burgenlandes« uneingeschränkt gestattet. Ehen

weiblicher Lehrversonen mit anderen als den vorgeuannteu Per-

sonen sind an die Bewilligung der Laudesregiernng

gebunden. Diese Bewilligung darf nur mit Rücksichtnahme anf

die Zahl der stellenlosen, reifegeprüsten burgeuliiudifchen Lehr-

personeu erteilt werden. Eine Verehelichuug ohne die früher

erwähnte Einwilliguug der Laudesregieruug gilt als freiwillige

Dienstentsagmig. ,,Freiwillige Dienstentsagimg« macht aber des

Ausprnches auf Ruhegenusz oder Abfertignug (je nach Dauer

der Dienstzeit gebührt das eine oder das andere) verlustig.

e) Jn Kärnten ist eine andere Regelung versucht worden.

Für widerrufliche weibliche Lehrkräfte nnd Kindergiirtnerinneu

gilt die Verehelichuug (mit wem immer) als freiwillige Dienst-

entfaguug. Für die dauernd angestellten weiblichen Lehrkräfte

und Kindergärtneriunen mit einer für die Ruhegeuuszbemesfnng

aurecheubaren Dienstzeit von weniger als 15 Jahren gilt die

Verehelichnng ebenfalls als sreiwillige Diensteutsaguugz doch

erhalten diese beim Verlassen des Dienstes eine Abfertigung,

die für jedes volle zur Ruhegeuuszbemessmig anrecheubare Dienst-

jahr ein Zwölftel der für die Dauer eines Jahres berechneten Ruhe-

gemiszbemesfinigsgrundlage beträgt. Das Dienstverhältnis endet in

diesen Fällen mit dem Ende des Monates, in dein die Verehelichung

stattfand. Dauernd angestellte Lehrkräfte nnd Kindergärtneriimen

mit einer zur Ruhegennßbemessnng aurecheubaren Dienstzeit von

mehr als 15 Dienstjahren verbleiben auch nach ihrer Buche-

lichuug im Schnldienste. Sie sind jedoch anch ohne Nachweis

der Dienstimfähigkeit vom Laudesschnlrate in den dauernden

Ruhestand zu versetzen, wenn sie entweder darum ansuchen oder

wenn sie den Anforderungen des Berufes nicht mehr genügen.

Das Dienstverhältnis der Lehreriunen und Kindergärtuerinnen

begründet keinen Anspruch auf Dienstzulageu oder Versorgnngs-

genüsfe für ihre Kinder.
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·(1) In Steiermark herrschen ähnliche Grundsätze wie im

Burgenland. Die Verehelichnng weiblicher Lehrkräfte mit Lehr-

personeu der Volks- und Hauptschulen Steiermarks ist unein-

geschränkt gestattet. Ehen mit Personen, welche nicht dem

Landeslehrerstande angehören, sind an die Bewilligung der

Laudesregiernng gebunden, welche erst den Landesschulrat zn

hören hat. Die Landesregierung darf diese Bewilligung »nur

nach Billigkeit« erteilen nnd hat hiebei in erster Linie auf

die Zahl der ftellenlosen definitiven oder reifegeprüften Lehreriuneu

Rücksicht zu nehmen« Eine Verehelichnng ohne die früher erwähnte

Einwilligung der Laudesregiernng gilt als freiwillige Dienst-

entsagnng. Bei einer solchen verliert sie den Anspruch auf Ruhe-—-

geunß oder Abfertigung.

Die Kosten eines sogenannten Schwangerschaftsurlaubes, bzw.

der dadurch notwendig werdenden Vertretung trägt die Lehrerin

ans eigenem. Diese Kosten diirfen aber nicht die monatlichen

Bezüge der Beurlaubten übersteigen

Auch besitzen weibliche Lehrkräfte, welche nach einer aurecheu-

baren Dienstzeit von weniger als 15 Jahren und nach dem

28. Februar 1923 ans dem Dienste scheiden, im Falle ihrer

später erfolgeuden Verehelichung keinen Anspruch auf einen Ruhe-

geuußz denselben steht nur eine einmalige Abfertigung im Ans-

masze des Einfachen der Ruhegennßbemessungsgrundlage zu. Abferti-

gnngen in diesem Ausmaße erhalten sonst Lehrpersonen, welche nach

einer Dienstzeit von weniger als fiianahren ans dem Dienste scheiden.

e) Jn Vorarlberg gilt jede Verehelichung einer weiblichen

Lehrverfon als freiwillige Dienstentsagung. Damit verliert sie

alle aus dem Dienstverhältnis sich ergebenden Rechte nnd Au-

spriiche für sich und ihre Angehörigen.

f) Jn Qberösterreich wurde die Regelung getroffen, daß

bei einer provisorischeu Lehrkrast, gleichgültig welchen Geschlechtes,

Verehelichung ohne vorher eingeholte Genehmigng des Bezirks-

schulrates als Dienstaustritt gilt. »Die Landesregierung ist

ermächtigt, sallweise für eine jeweils von ihr zu bestimmeude

Zeit anzuordnen, daß die Verehelichung aller weiblichen Lehr-

personen mit Ausnahme der Handarbeitslehrerinnen einer frei-

willigen Dienstentsagnng gleichzuhalten sei. Diese Ermächtigung

für die Landesregierung erlischt nach Ablauf von vier Jahren

nach Inkrafttreten dieses Gesetzes. Nach Ablauf dieser Zeit

beschließt der Landtag, ob die Ermächtigung zu erneuern ist

oder nicht.«
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§ 32." Die Haiidclsagentiii.

Der (die) Handelsagent(in) ist nicht «aiigestellt« und steht zu

niemandem in einem Dienstverhältnis wird vielmehr von einem

(oder mehreren) Geschäftsherreii unt dein Abschluß oder der Ver-

mittlung von Handelsgeschäften ständig betraut, arbeitet wohl

im Namen nnd überAiiftrag des Geschäftsherrii, aber selbständig

nnd gewerbeniäszig

Die Handelsagciitin kommt zu der Kundschast iiud erklärt ihr, dasi die
Firma N. N. Wäsche verkaufen- wolle. Sie behauptet ni t, das; sie die
Wäsche habe; sie behauptet nicht, dasz man mit ihr den anfvertrag ab-
schließe. Sondern jeder weisi von vornherein, dasi die Firma N. N. die
Wäsche liefern wird und dasi man auch an dieselbe Firma wird zahlen
müssen. Sie kann in der Regel auch andere Firmen vertreten Sie braucht
bei ihrer Vertretung nicht ins einzelne gehende Anordnungen des Geschäfts-
herrn einzuholen. Sie zahlt selbständig Steuern.

Natürlich aber ist nicht etwa Handelsagentin, wer sich ein« oder zweimal
gelegentlich um eiii Geschäft bemüht hat. Wenn Frau A Blumen inaelt und
Frau B kommt sie besuchen nnd sagt: »Mein Vetter könnte solche lninen
brauchen, ich werde ihn zu dir fchicken«, so ist Frau 13 auch dann keine Handels-
agentiii, wenn ihr die Berkäiiferiii eine Provision für ihre Bemühung gibt.
Denn sie hat ja nicht gewerbemäszig diese Verbindung zwischen Angebot
uiid Nachfrage, zwischen Berläufer und Kaufen hergestellt, was eben die
Ausgabe der Agentin ist.

Die Handelsagentiii ist Kaufmann, bzw. Handelsfrau. Sie

bedarf also zur Ausübung ·ihres Vernfes der Erlaubnis ihres

Gatten. Jhr Entgelt besteht in der«Regel ans der »Provision«

oder ans einem Anteil ani Gewinn. Diese Bezahlung hat sie

vom Geschäftsherrii zu erhalten. Bou Dritten darf sie nichts

annehmen. .

Nicht jede Agentin hat Vollmacht, Geschäfte ,,abznschließen«.

Sehr oft hat sie nnr den Auftrag, die Kundschaft aiizuiverben,

mit ihr in Verbindung zii treten, den Markt zii sondieren, sie

auf das Unternehmen des Geschäftsherrn aufmerksam zu machen,

während der Geschäftsherr es sich vorbehalt, die Lage des Kansas-

seine Kreditwiirdigkeit zu prüfen nnd die näheren Bedingungen

des Geschäftes selbst auszuhandelii. Noch weniger darf man von

vornherein annehmen, daß jede Agentin das Recht hat,

Zahlungen eiitgegenzunehinen. Ehe man also mit einer

Agentiii abschließt oder gar Angabe zahlt oder ihr sonst

Zahlungen leistet, muß man sich ihre Vollmacht zeigen lassen.

Beste t nur der leiseste Zweifel, lasse man sich einen Erlagschein

des eschästsherrn ausfolgen; oder niaii zahle ihm per Post-

anweisnng ein, was man zu zahlen hat. steinesfalls aber ver-

zögere man die Zahlung.
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Bei Handelsagentinueu, welche zugleich als Handelsreisende

tätig sind, darf man annehmen, dasz sie ermächtigt sind, Zahlungen

anzunehmen, welche die Ware betreffen, welche sie verkaufen.

Solche Handelsreisende (die also an einem andern Orte Geschäfte

machen, als wo sich die Unternehmung des Gefchäftsherrn be-

findet), dürfen auch Zahlungsfristen oder Raten bewilligen. Bei

andern Agentinnen ist auch dann nicht anzunehmen, dasz sie

Rateu bewilligen dürfen oder Nachlässe gewähren können, wenn

sie selbst zum Jukasfo berechtigt sind.

Der Geschäftsherr kann die Vollmacht seiner Agentin natürlich beliebig
erweitern. Diese Erweitemng kann sie der Kundfchaft sehr leicht beweisen,
indem sie ihr ihre Vollmacht vorweist. Anders ist es, wenn der Geschäfts-
herr ihre Vollmacht eingeschränlt hat, z· B. einer Handlungsreisenden das
Jukasso verboten lhat. Da ist die gutglänbige Kundschaft insofern gedeckt,
daß der Geschafts err stets die geschehene Zahlung gegen sich gelten lassen
muß, wenn sie an eine Reisende geschah, die er mit dem Kundenbesuch
beauftragt hatte, und kann sich nur an die Agentin halten.

Jederzeit aber kann die Kuudschaft der Haudelsageutin gegen-

iiber wirksam eine Bemänglung der Ware aussprechen. Man

kann die Ware an sie zuriickstellen. Man kann die Faktura

beanstanden. Und der Geschäftsherr muß alle diese Rügen

so gelten lassen, als wären sie ihm selbst gegenüber geschehen.

Trotzdem wird man in wichtigeren Fällen gut tun. sich von der

Agentin bestätigen zu lassen, wann und worüber man sich ihr

gegenü)ber beschwert hat. (Datum und Unterschrift nicht ver-

gessen! - .

Die Handelsagentiu erwirbt, wenn nicht durch Vereinbarung

eine andere Bestimmung getroffen wurde, bei einein Kauf, den

sie vermittelte, den Anspruch auf ihre Provision, sobald das

Geschäft abgeschlossen ist« Hat sie etwas verkauft, bekommt sie

einen Anspruch aus Provision nur, wenn nnd insoweit Zahlimg

für das von ihr vermittelte Geschäft einläuft. Der Geschäftsherr

hat das Recht, die Durchführung des von der Agentin vermittelten

Geschäftes abzulehnen. Tut er dies aus triftigen Gründen,

z. B. weil die eingeholten Auskünfte zeigen, daß der Käufer

nicht kreditwiirdig ist, hat die Agentin keinen Anspruch auf

Entgelt. Sie hat dann umsonst gearbeitet, aus eigener Schuld

oder durch einen ihr unglücklichen Zufall. Hat aber der Geschäfts-

herr die Durchführung der Aufträge ohne wichtige Gründe in

der Person des Kontrahenten abgelehnt, oder weil sich die

Marktlage geändert Ahat und. er seine Ware anderswo vorteil-
hafter verkaufen kann,. so muß er der Agentin ihre Provision
zahlen, als ob das Geschäft in Ordnung erledigt worden wäre.
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Fällig wird die Provision erst am Tage, an dem die

Abrechnuug nach Gesetz oder Vertrag stattfinden sollte. Abznrechnen

über die Provisionsansprüche ist nach dem Gesetz mit Ende eines

jeden Vierteljahres; wenn aber das Vertragsverhältnis vor Ab-

lauf eines Kalendervierteljahres gelöst wurde, innerhalb eines

Monates, nachdem der Anspruch unbedingt wurde. Hat der

Geschäftsherr dem Kunden nach Abschluß des Geschäftes Nach-

lässe gewährt, so diirfen diese mangels abweichenden Brauche-

gebrauches bei Berechnung der Provision nicht berücksichtigt

werden« Hat der Geschäftsherr wie immer (z. B. auch dadurch,

daß er sein Unternehmen veräußerte, oder einem Kartell beitrat)

die Agentin verhindert, die vereinbarten oder zu erwartenden

Provisionen zu verdienen, so gebührt ihr eine angemessene Ent-

schädigung

Hiebei ist zu beachten, daß Provision für alle Geschäfte

gebiihrt,- welche zwischen dem Geschäftsherrn und der von der

Agentin zugefiihrten Kundschaft oder der Kundschaft aus dem ihr zu-

gewiesenen Gebiete (Gebietsagentin) zustande kamen, auch

wenn. die Agentin am Abschlnsse nicht beteiligt war, solange

das Vertragsverhältnis dauert. Wird während der Ver-

handlungen über ein Geschäft der Vertrag mit der Agentin gelöst,

so ist sie nicht etwa um den ganzen Ertrag ihrer Mühen gebracht.

Jhr gebührt vielmehr eiu verhältnismäßiger Anteil an der

Provision, wenn das Geschäft dann doch noch zustande kam

nnd der Abschluß hauptsächlich auf ihre Bemühung zurück-

zuführen war, auch wenn noch ein anderer Agent dabei arbeitete.

Die Provision wird dann im Verhältnis ihrer Anstrengungen

zwischen den mehreren Beteiligten ausgeteilt. -

Die Agentin kann einen »Vorschnß« verlangen, aber nur

in der Höhe ihrer unbedingt erworbenen Forderungen und ihrer

Barauslagen, soweit sieihr vom Geschäftsherrn vergiitet werden

müssen, also für Telegramme, Porti, Musterkoffer, Ferngespräche,

und was sie infolge besonderen Auftrages fiir ihn nufwenden

mußte. Jhre laufenden Geschäftsspeseu trägt sie als selbständige

Unternehmerin selbst.

« Behufs Kontrolle ihrer Provisionssorderuugeu kann die Agentin

einen Buchauszug bezüglich jener Geschäfte fordern, für die ihr

Provision gebührt. Glaubt die Agentin an der Richtigkeit des

ihr eingehändigten Bnchauszuges zweifeln zu müssen, so kann sie,

no bevor ein Prozeß eingeleitet wird, verlangen, daß die Handels-

büZer des Geschäftsherrn dem Bezirksgerichte, in dessen Sprengel

sie sich ; befinden, vorgelegt werden. Sie muß aber glaubhaft
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machen können, daß der ihr eingehändigte Bnchauszug nicht stimmt.

Sie muß also z. B. auf ein Geschäft verweisen, dessen Abschluß

feststehe und das in dem Auszug nicht angeführt sei n. dgl. Bei

Gericht hat der Richter sich zu überzeugen, daß die Bücher

ordnungsmäßig geführt seien; der Agentin ist nicht etwa erlaubt-.

nach Belieben in sie Einblick zu nehmen — enthalten doch die

· Handelsbiicher die gewichtigsten Geheimnisse eines Kaufmannes -—,

Dauer des
Vertrages
und
Kündigung,
§§ 19, 20
Handels-
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sondern nur, soweit sie von den Eintragnngen direkt betroffen

wird, kann sie in sie Einsicht nehmen. Erhebt der Geschäftsherr

aber auch dagegen Einspruch, muß sie sich damit begnügen, daß

ein Vertrauensmann oder Buchsachverständiger die Biicher prüfe.

Jst die Agentin am Gewinn beteiligt, ist nach Ablauf des

Geschäftsjahres auf Grund der Bilanz abzurechnen.

Ein solches Vertragsverhältnis kann auf bestimmte oder

unbestimmte Zeit eingegangen werden. Es läuft mit der bestimmten

Zeit ab; ein auf unbestinnnte Zeit geschlossenes kann zu Ende

eines jeden Kalendervierteljahres mit sechswöchiger (durch

Vereinbarung können auch andere, aber nur beiderseits gleich-

lange Fristen ausgemacht werden) Kündigung gelöst werden. Die

Kündigung darf aber nicht zur »Unzeit« erfolgen, so daß etwa

die Agentin, die sich durch längere Zeit gemüht hat, eben vor

oder während der Saison ohne wichtigen Grund entlassen würde

nnd ein anderer ernten würde, was sie gesät hat.

Wird das Verhältnis mit einer Agentin gelöst, die ans-

schlieszlich oder vorwiegend mit der anührung von Kunden

beschäftigt war, vor Ablauf von drei Jahren, ohne daß wichtige

Entlassungsgründe aus ihrem Verschulden vorlägen, so gebührt ihr

eine angemessene Entschädigung, wenn dem Geschäftsherru oder

seinem Rechtsnachfolger aus ihrer Arbeit noch nach Lösung des

Vertrages mit ihr Vorteile erwachsen.

Aus wichtigen Gründen kann ein Vertragsverhältnis aber

jederzeit auch sofort gelöst werden.

Der Geschäftsherr kann es z. B. lösen, wenn es der Handelsagentin
unmöglich wird, ihre Tätigkeit auszuüben, wenn sie seines Vertrauens sich
unwürdig machte, insbesondere wenn sie von einem Dritten eine Provision
annahm oder wenn sie ihn in wichtigen geschäftlichen Angelegenheiten in
Irrtum führte; wenn sie sich während einer den Umständen nach beträchtliche-i
Zeit hindurch weigert, für ihn Geschäfte zu besorgen, oder es unterließ, für
ihn tätig zu sein; wenn sie andere wichtige Vertragsbestimtnnngeu verletzte;
wenn sie sich gegen den Geschäftsherrn Tätlichkeiten oder erhebliZe Ehr-
verletzungen zuschulden kommen ließ; wenn über ihr Vermögen der onkurs
eröffnet wurde.

Die andelsagentin kann vor-zeitig austreten, wenn sie unfähig wird,
ihre Tätigkeit auszuüben; wenn die ihr zukommende Provision ungebührlich
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geschmälert oder vorenthalten wird; wenn der Geschäftsherr andere wesent-
liche Vertragsbestimmungeu nicht einhält; wenn der Ge chästsherr sich ihr
gegenüber Tätlikhkeiten oder andere erhebliche Ehrverletzungen zuschulden
kommen läßt; wenn der Geschäftsherr den Betrieb des Geschäftszweiges
ausgibt, in welchem sie hauptsächlich tätig ist. Geht der Geschäftsherr in
Konkurs, so ist das Vertragsverhältnis gelöst. Bei Gefahr im Verzug muß
aber die Agentin so lange weitcrarbeiten, bis sür sie Ersatz geschaffen
werden kann.

Die Ansprüche aus Provision nnd Ersatz der Barauslagen

verführen in drei Jahren. Diese Frist beginnt für Ansprüche,

über die abgerechnet worden war, mit dem Schluß des Jahres

der Abrechnung zu laufen; für Ansprüche, bezüglich deren noch

keine Abrechnnug gepflogen war, mit Schluß des Jahres, in

dem das Vertragsverhältnis gelöst wurde. Fiir Ansprüche, die

erst später erwachsen, z. V. weil es sich mn Provisionen bei

Kündigung vor dreijähriger Arbeitszeit handelt oder ans

Geschäften, die erst später perfekt wurden oder wo erst später

Zahlung einläuft, handelt, beginnt die Frist mit Schluß jenes

Jahres, in dem Abrechnung hätte gepflogen werden sollen. Hat

die Agentin ihren Anspruch aber bei dem Geschäftsherru ange-

meldet nnd gibt dieser keine Antwort — für ein solches Schweigen

lassen sich manchmal auch plausible Gründe finden —, ist sie

dadurch nicht in ihren Ansprüchen gefährdet. Bis zmn Einlaugen

der schriftlichen Antwort des Geschäftshcrrn läuft die dreijährige

Verjährnngsfrist nicht weiter; sie ist gehemmt.

Fiir sällige Forderungen hat die Haudelsagentin auch an den

Musteru des Geschäftsherrn ein »Rückbehaltuugsrecht«, d. h.

sie muß dem Geschäftsherrn schreiben, daß sie die Muster behält;

sodann hat sie beim Gerichte ihres Wohnortes den Geschäfts-

herrn zu klagen. Sie wird aus dem Erlös des Verkauses zuerst

befriedigt. (

Jst der Geschäftsherr in Konkurs oder eine Exekutiou gegen

ihn fruchtlos geblieben, so kann sie die Muster zurückbehalten,

auch wenn sie Forderungen hat, die noch nicht fällig sind.

§ 33. Die Frau in Gewerbe, Handel und freien Vetuseu.

1. Es gibt freie Gewerbe, handwerksmäßige Gewerbe

uud konzessionierte Gewerbe.

Grundsätzlich stehen alle drei Arten von Gewerben den Frauen

ebenso offen wie den Mäuneru, vorausgesetzt, daß sie wie die

Männer einen etwa verlangten Vesähigungsnachweis erbringen

können oder daß sie die Konzession erhalten, wo die Erlaubnis zur

Ausübung eines Gewerbes an Besähignngsnachweis oder Konzession
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geknüpft ist. Praktisch ist diese Gleichheitnicht so unbedingt. Bei manchen

handwerksmäßigen Gewerben verhindern die männlichen Genossen-

schaftsmitglieder schon von Anfang an, daß eine Frau auch nur

als Lehrmädchen anfgedungen werde, damit sie nie die gesetzlichen

Voraussetzungen eines Befähigungsnachweises erwerben könne.

Auf der anderen Seite gibt es Gewerbe, welche speziell als

»Frauengewerbe« gelten und vorwiegend von Frauen ausgeübt

werden.

wie Freies Gewerbe sind alle Gewerbe, soweit sie nicht

III-ZU als »handwerksmäßige« oder ,,konzessionierte« erklärt

HZIZVGWQ find, insbesondere das Handelsgewerbe und die fabriks-

mäßig betriebenen Unternehmungen

Wird ein Handelsgewerbe aber ohne Beschränkung auf bestimmte

Waren oder Warengattungen zum Detailverschleisz angemeldet

(Gemischtwarenhandel), oder handelt es sich um einen Kolonial-,

Spezerei- oder Materialwarenhandcl: ist ein Befähignngs-

nachweis beizubringen.

Witwens- 2. Handwerksmäßige Gewerbe sind solche, bei denen es zur

THIS-Eise sachgemäßen Ausübung einer gewissen Fertigkeit bedarf, die man

§ W Erwo« nur durch längere Praxis, durch eine praktische und theoretische Aus-

bildung nnd längere Nbung erwerben kann. Ein handwerks-

mäßiges Gewerbe ist das des Schmiedes, Schlossers, Gold- und

Silberschmiedes, Mechanikers, Uhrmachers, Korbflechters, Drechs-

lers, Kleidermachers, der Modistin,Kunstblumenerzeugerin, Buch-

binderin, Bäcker, Porträtphotographie usw.

upeggmm Konzessionierte Gewerbe sind z. B. das Gewerbe der

Beweis-, Verfertigung und des Verkanfes von Waffen und Munitions-

§1-7 Ger gegenständen, das Trödlergewerbe, Waffenhändlergewerbe, Gast-

nnd Schankgewerbe, die gewerbemäßige Dienststellenvermittlung,

der Betrieb von Reisebureaus, das Gewerbe der Theaterkarten-

bureaus, die Elektroinstallation und viele andere, welche alle

durch Verordnung namentlich angeführt sind. Beim konzessionierten

Gewerbe kommt es nicht nur daran an, daß der Jnhaber

eine gewisse Fertigkeit besitze und seine Vorbildung und sein

Lebenslauf verbürgen, daß er seinen Betrieb nach allen Regeln

der Kunst führen werde, sondern auch darauf, daß er eine gewisse

Vertrauenswürdigkeit, u. zw. eine erhöhte Vertrauenswürdigkeit

besitzt, so daß er sich durch keine Versuchung wird verleiten

lassen, die gesetzlichen Vorschriften nicht genau zu befolgen. Aus

»öffentlichen Rücksichten« wird die Ausübung derselben von einer

besonderen Bewilligung abhängig gemacht. Bei anderen konzes-

sionierten Gewerben wird auch auf das lokale Bedürfnis Rück-
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ficht genommen, damit z. B. nicht etwa allzu viele Gast-

wirtschaften entstehen und dadurch «die Trunksucht gefördert und

das Fortkommen der bereits ansässigen Wirte behindert wird.

Ein freies Gewerbe kann grundsätzlich Iederuiann betreiben.

Man muß aber handlungsfähig, groszfährig oder großjährig

erklärt sein; eine Minderjährige kann ihr Gewerbe nur durch

ihren gesetzlichen Vertreter oder durch einen Pächter ausüben.

Man kann vom Antritt eines Gewerbesnusgeschlossen werden,

wenn man aus Gewinnsucht oder gegen die öffentliche Sicherheit

oder in ähnlichein Zusammenhang eine strafbare Handlung begangen

hat; man darf nicht durch ein gerichtliches oder admiiiistratives

Erkenntnis vom«Betriebe des betreffenden oder eines ähnlichen

Gewerbes ausgeschlossen sein; im -iibrigen ist vor Antritt des

Gewerbebetriebes von der Bewerberin nur eine ,,Meldung« aii

die Gewerbebehörde zu erstatten (in Wien an das Magistratische

Bezirksamt des Bezirkes, in welchem die Niederlassung sein soll).

Jii dieser Meldung sind Name, Alter, Wohnort, Staats-

angehiirigkeit, die gewählte Betriebsart, u. zw. möglichst genau,

anzugeben, und zuletzt der Standort.

Beispiel: An das Magistratische Bezirksamt Innere Stadt, Wien.

Maria Weber, Wien, Ill» Rüdengasse 50 wohnhaft, ineldet ein Gewerbe an.
Ich, Maria Weber, gebotene Müller, verwitwet, 29 Jahre alt, öfter-

rei ische Staatsbiirgerin, zuständig nach Krems,Wien, Ill» Rüdengasse 50,
wo n aft, laut Sittenzengnis der Polizeidirektion Wien unbescholteii, erstatte
die eldun , daß ich das Handelsgewerbe für Regenschirme auszuüben
gedenke. Au erdem beabsichtige ich Parfüinerie und Seifenwaren, sowie feine
Bürstenartilel zu verkaufen. Als Standort für meinen Betrieb habe ich den
iiiit drei Offnungen versehenen Gassengefchäftsladen im Hause, 1., Nagler-
gasse 158, bestimmt. Die Jnkorporationsgebühr bei der Genossenschaft wurde
laut beiliegender Bestätigung bereits entrichtet.

Beweis: Daufschein, Trauungsschein, Heimatschein, Meldezettel, Sitten-
zeugnis.

Jch bitte, diese Meldung zur Kenntnis zu nehmen nnd niir einen
Gewerbeschein auszustellen.

Wien, Zo. Juni 1935. Maria Weber.

Die Behörde wird nun erheben, ob die Angaben des Gesuches der
Wahrheit entsprechen und ob der Standort die hygienisehen Anforderungen
befriedi t. Hiebei kommt es darauf an, ob die besondere Betriebsart dort
ansgeü t werden kann und ob die Nachbarn nicht gefährdet werden. In
manchen Fällen, wo Feuersgefahr entstehen könnte, muß auch die Bau- und
Feuerpolizei eine Besichti ung vornehmen, und auch die Nachbarn werden
zugezogen. Steht dem ewerbebetriebe kein Hindernis entgegen, so hat
die Behörde der Maria Weber ihren Gewerbeschein auszustellen.

Waltet gegen die Person, die Beschäftigung oder den Standort ein
gesetzlich begründetes Hindernis ob, wird der Partei bis zur Behebuug
des Hindernisse-s Antritt oder Fortsetzung des Gewerbes untersagt.
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Umfang nnd Beginn der Gewerberechte ist durch den Inhalt

des Gewerbescheines gegeben. Die Abgrenzung der einzelnen

Gewerbe voneinander und der Umfang der mit einem gewissen

Gewerbe gegebenen Berechtigungen ist aber nicht immer ganz

einfach. Die Gewerbeordnung bestimmt, dasz jeder Gewerbe-

treibende das Recht habe, »alle zur vollständigen Herstellung

seiner Erzeugnisse nötigen Arbeiten zu vereinigen nnd die hier

erforderlichen Hilfsarbeiter auch anderer Gewerbe zu halten,«

nicht aber Lehrlinge anderer handwerksmäßiger oder konzessionierter

Gewerbe. Er kann anch alle seine Maschinen nnd sonstigen

Behelfe selbst instand halten nnd für seine Waren die handels-

üblichen Verpacknngen herstellen. Bei einem Inhaber eines

Handelsgewerbes kommt dies im wesentlichen darauf hinaus,

daß er berechtigt ist, ,,jene Abänderungen an der vou ihm an-

geboteuen oder zu liefernden Ware vorzunehmen, welche ledig-

lich die Anpassung der Ware an die Bedürfnisse des Känfers

behufs Ermöglichung des Absatzes zum Gegenstande haben«.

Er ist berechtigt, »Bestellungen auf Waren, zu deren Verkauf er

nach seiner Gewerbeamneldung befugt ist, zu übernehmen. Zu

diesem Zwecke ist er auch befugt, das Maß zu nehmen, voraus-

gesetzt, daß er die bestellten Waren durch selbständige Erzeuger

herstellen läßt. Mit der gleichen Einschränkung ist er auch befugt,

die Bestellung von Abänderungen und Reparaturen der von ihm

gelieferten Erzeugnisse zu übernehmen«. Die Jnhaber von Handels-

gewerben, die Schnhwaren, Männer-, Frauen- nnd Kinderkleider

vertreiben, deren Anfertigung an die handwerksmäßige Gewerbe-

berechtignng geknüpft ist, haben nur insoweit das Recht, den

Kunden selbst Maß zu nehmen, »als dieses zur Auswahl der

passenden Waren aus ihrem Lager erforderlich ist«.

Personen, welche den Gemischtwaren-, Spezerei-, Kolonial-

waren- oder Materialwarenhandel ausüben wollen, haben bei

Anmeldung ihres Gewerbes außer den oben erwähnten Um-

ständen auch noch anzugeben, daß sie die erforderliche Fachans-

bildung erlangt haben. Diese Fachansbildung umfaßt regelmäßig

eine dreijährige Lehrlingszeit, über welche man sich mit einem

,,Lehrbrief« auszuweisen hat, nnd eine zweijährige Dienstzeit,

zusammen eine praktische Verwendung von mindestens fiinf Jahren.

Die Lehrzeit kann zur Gänze ersetzt werden durch das Zeugnis

iiber den erfolgreichen Besuch einer öffentlichen (bzw. mit dem

Offentlichkeitsrechte ausgestatteten zweiklassigen Handelsschule

oder einer öffentlichen Mittelschule. Durch den erfolgreichen Be-

such einer einklassigen Handelsschule oder einer Untermittelschule
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wird ein Jahr der Lehrzeit ersetzt. Befucher einer höheren

Handelsschule (Handelsakademie) oder eines Abiturientenknrses

an einer solchen haben außerdem nur noch ein Jahr praktischen

Dienstes durchzumachen.

Es muß aber bemerkt werden, daß die Lehre nicht gerade

bei einem Inhaber eben jenes Gewerbes durchgemacht werden

musi, für welche dann die Anmeldung erfolgen muß.

Bei einem an einen Besfxpignngsnachweis gebundenen Haudelsgewerbc
ist also dem Anmeldungsgefu je der Lehrbrief und die Dienstzcugnisse oder
die Zengnifse über genossene sachliche oder allgemeine Ausbildung und die
praktische Verwendung, fo weit sie neben der Schulbildnng noch notwendig
war, anzuschließen.

Für die meisten Gewerbe (sowohl freie als handwerksmäßige

als konzessionierte) bestehen Genossenschaften. »Wer in dem

Bezirke einer solchen Genossenschaft das Gewerbe, für welches

dieselbe besteht, selbständig oder als Pächter betreibt, wird schon

durch den Antritt des Gewerbes Mitglied der Genossenschaft

und hat die damit verbundenen Verpflichtungen zu ersüllen.«

Jusbesondere hat er die etwa festgesetzte Jukorporationsgebiihr

zu entrichten und den Erlag derselben schon bei der Anmeldung

des Gewerbes, bzw. bei der Bewerbung nm ein konzessioniertes

Gewerbe auszuweiseu.

Bei handlverkstnäszigem Gewerbe innß vor allem die

erforderliche Ausbildung nachgewiesen werden. Wie diese

zu erlangen ist, wurde aussiihrlich erörtert. Wer ein hand-

werksmäßiges Gewerbe selbständig ausüben will, muß den

Vesähigungsnachweis erbringen durch den Nachweis-: »l. der

ordnungsuräszigen Beendigung des Lebt-verhältnisses u. zw.

bezüglich jener Personen, die die Lehre bei Gewerbetreibenden

zurückgelegt haben, die einer Genossenschaft als Mitglied ange-

hörteu, durch Beibringung des von dieser Genossenschaft ans-

gestellten Gesellenbrieses, nnd bezüglich derjenigen Personen, die

die Lehre in sabriksmäßig betriebenen Gewerbeiniternehmungen

oder in solchen Betrieben, deren Inhaber einer Genossenschaft

nicht angehörteu, zurückgelegt haben, durch Beibringnng des von

der Gemeindebehörde des Standortes des Gewerbes bestätigteu

Lehrzeugnifses, bzw. der Lehrzengnisse und des Zengnisses über

die bestandene Gesellenprüfuugz 2. einer mehrjiihrigen Verwendung

als Gehilfe in dem betreffenden Gewerbe, in einem diesem

Gewerbe analogen Fabriksbetriebe oder in einem diesem Gewerbe

gleichartigen Werkstätteubetriebe einer Fabrik durch Beibringnng

des Arbeitszeuguifses, bzw. der Arbeitszengnisse. Das Arbeits-
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zeugnis ist von der Genossenschaftsvorstehung und, wenn der

Arbeitgeber einer Genossenschaft nicht angehört, von der Gemeinde-

behörde des Standortes des Gewerbes zu bestätigen. . . . Die

Verwendung als Geselle (Gehilfe) muß mindestens drei Jahre

betragen.« Eventuell sind die Zeugnisse über den Besuch der

privilegierten Schulaustalten beizubringen (vgl. das über Frauen-

gewerbe Ausgeführte).

Der Betrieb fabriksmäßiger Unternehmungen ist an keinen

Vesähigungsnachweis gebunden; auch dann nicht, wenn in der

Fabrik solche Waren erzeugt werden, wie sie sonst der hand-

werksmäßigen Erzeugung vorbehalten wären. Wo liegt nun die

Grenze zwischen handwerksmäßigem Gewerbe und Fabrik? Worin

unterscheiden sich die beiden Betriebe? Eine genaue und er-

schöpfende Definition ist nicht leicht. Auch die Urteile der Gerichte

gehen oft auseinander. Es kann geschehen, daß ein Betrieb, der

anstandslos und jahrelang als ein fabriksmäßiger geführt wurde,

zuletzt für einen handwerksmäßigen erklärt wird. Nach der üblichen

Anschauung ift ein fabriksmäßiger Betrieb eine Unternehmung,

welche die Herstellung oder Veredelnng gewerblicher Produkte

in großen Mengen bezweckt nnd zu diesem Zwecke in ge-

schlossenen Räumen eine Vielzahl von Arbeitern vereinigt,

die unter vorzugsweiser Anwendung von Maschinen und Motoren

nach dem Prinzip der Arbeitsteilung verwendet werden. Dazu

kommt noch als Merkmal, daß ein bedeutendes Betriebskapital

notwendig ist und daß der Jnhaber(in) sich auf die Überwachung

des Produktionsprozesses beschränke, aber nicht selbst mit Hand

anlege. Jn der Hauptsache kommt es aber doch nicht auf dieses

oder jenes Merkmal, sondern auf die Gesamtaulage des Betriebes

fiir die Entscheidung an. "

Bei manchen Gewerben, insbesondere jenen, welche mit beson-

deren Feuerstätten, Dampfmaschinen, Motoren oder Wasserwerken

betrieben werden oder welche die Nachbarschaft belästigen, muß

die- »Betriebsanlage« genehmigt werden, ehe sie errichtet

werden darf. Jst ein Unternehmen schon in Betrieb und soll

eine Erweiterung oder Veränderung vorgenommen werden, sei’s

daß es jetzt mit Maschinen oder Motoren zu arbeiten beginnt

oder die Gesundheit von Menschen gefährdet werden könnte, so

sind die Pläne für die Neueinrichtungen ebenfalls vor Jn-

angriffnahme zur Kenntnis der Gewerbebehörde zu bringen.

Die Gewerbebehörde hat über dieses Ansuchen ein Edikt zu erlassen,

das nicht nur öffentlich angeschlagen, sondern auch den An-

rainern und dem Gemeindevorstand besonders bekanntgegebeu
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wird. Wer Einwendungen gegen die Errichtung eines solchen

Betriebes, wie er geplant ist, erheben will, muß sie daraufhin

entweder sogleich schriftlich oder längstens bei der für etwa

2 bis 4 Wochen später angesetzten kommissionellen Verhandlung

vorbringen. Bei dieser Verhandlung wird dann alles von Amts

wegen genau geprüft, aber auch die Einwendungen der Anrainer

und anderen Einspruchsberechtigten werden berücksichtigt und über

sie entschieden. Wo es sich nur um eine Veränderung oder

Erweiterung des Betriebes handelt, kann die Gewerbebehörde

von diesem umständlichen Apparat absehen, wenn sie die liber-

zeugung gewinnt, daß die neue Einrichtung keine größeren

Gefahren und Belästigungen bringe als die bisherige.

Mit dein Tode des Juhabers eines handwerksmäßigen oder

konzessionierten Gewerbes erlischt die Bewilligung. Wer sein

Unternehmen im Erbschaftswege oder durch Kauf übernimmt,

muß sich eine neue Konzession verschaffen oder einen eigenen

Befähigungsnachweis besitzen — abgesehen davon haftet er aber

den Gläubigern und Angestellten des Unternehmen unter gewissen

Bedingungen als Rechtsnachfolger seines Vorgängers. Nur die

Witwe ist von diesem Erforderuis befreit.

Bei konzessionierten Gewerben kommt es, wie schon

erwähnt, außer auf die Erfüllung der allgemeinen Erfordernisse,

wie Handlungsfähigkeit, guter Leumund und Ausbildung, noch

darauf an, daß der Nachweis einer besonderen Vertrauens-

wiirdigkeit und Verläßlichkeit erbracht werde. Hier entscheidet

das »Ermesfen« der Behörde.

Bei manchen konzessionierten Gewerben, wie z. B. bei dem

Maurer-, Baumeister-, Brunnenmeistergewerbe und anderen, wird

noch ein besonderer Befähigungsnachweis verlangt. Bei Ver-

leihung einer Gast- oder Schankkonzessiou ist außer der Gewerbe-

behörde die Gemeinde- nnd die Bundespolizeibehörde zu hören,

auf das Bedürfnis der Bevölkerung Rücksicht zu nehmen und

vieles andere zu beachten.

2. Es gibt eine ganze Reihe von freien Berufen, welche aus-

geübt werdcn, mit Erwerbsabsichten ausgeübt werden nnd welche

doch nicht den Bestimmungen desGewerbe- oder des Handelsgeseßes

unterliegen. Hieher gehören vor allem jene großen Koniplexe von Be-

rufen, welche sich wesentlich alsNebenberuf e darstellen. JnderLand-

wirtschaft, welche nach Sprachgebrauch und Gesetz keinesfalls als

»Gewerbe« aufgefaßt werden kann, wenn sie auch ein »Veruf«

ist, wird es sich sehr oft als notwendig herausstellen, die Pro-

dukte selbst zu verwerten, sollen sie in richtiger Weise ausgenittzt
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werden. Wo freilich hört eine solche Verwertung anf, ein

»Nebengewerbe« der Landwirtschaft zu sein; und wo fängt die

Landwirtschaft au, ein Anhängsel des Industriebetriebes zu

werden? Wenn der Landwirt seine Maulbeerblätter an Seiden-

ranpen verfüttert, fo ist dies wohl ein Nebengewerbe der Land-

wirtschaft; hat er aber eine Zuckersabrik und erzeugt er für diese

Fabrik Rüben, kauft er gar noch von Nachbarn Rüben, so ist

die Fabrik eine der Gewerbeordnung unterstehende Unternehmung.

Bekannt ist die Institution des ,,Heurigen«. Seit alters her ist

es, in manchen Bundesländeru zum mindesten, den Besitzern von

Wein- und Obstgärten gestattet, ihre eigene Fechsuug auszu-

schenken, ohne daß sie eine Gast- oder Schankkonzession haben

müßten. Die Landwirte dürfen auch mit ihren gewöhnlichen

Hilfskräften ihr eigenes Vieh gelegentlich schlachten und ansschroten.

Besonders wichtig für Frauen sind aber die Bestimmungen,

wonach sowohl die literarische Tätigkeit und die Ans-

iibung der schönen Künste (freie Berufe) wie die der Haus-

arbeit (Hausindustrie) vollkommen frei sind. Die Abgrenzung

von gewerblichen Tätigkeiten ist bei den schönen Künsten nicht

immer leicht. Der Beruf einer Architektin, welche mit der

gewerbsmäßigen Herstellung von Plänen, Architektnrzeichnnngen,

Kostenüberschlägen, Abrechnuugen usw. beschäftigt ist, fällt nicht

unter die Gewerbeordnung; er gehört zu der Ausübung der

schönen Künste. Der Beruf einer Baumeisteriu aber bildet ein

»konzessionspflichtigcs Gewerbe«. Auch der Anwalts- oder Notar-

beruf ist »frei«. Dieses Wort bedeutet aber nicht, daß seine

Ausübung einein jeden Beliebigen freisteht; im Gegenteil, die

freien Berufe stehen oft unter besonders strengen Regeln, welche

iiber die Zulassung entscheiden, aber auch späterhin noch zur

Ausscheidung von Mitgliedern führen können, die sich ihres

Standes unwiirdig gemacht haben. Die freien Berufe können

selbstverständlich fanch die Ausübung der schönen Künste) mit

der Absicht auf Erwerb ausgeübt werden. Aber die Tätigkeit

muß bis in das einzelne eine künstlerische bleiben, es muß etwas

Einmaligås dem Erzeugnis anhaften. Deshalb gehört die Porträt-

malerei zu den schönen Künsten, die Porträtphotographie aber

zu den handwerksmäßigen Gewerbev.

Um ,,Hausindustrie«, welche nicht der Gewerbeordnung

unterliegt, handelt es sich, wo »durch die gewöhnlichen Mit-

glieder des eigenen Hausstandes« als »häusliche Nebenbeschäf-

tigung« Erwerbszweige betrieben werden. Wohl zu unterscheiden

ist »Hausindustrie« von »Heimarbeit«. Bei der Hausindnstrie
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ist der Inhaber oder die Inhaberin des Hauses gewissermaßen

Unternehmen Sie teilt die Arbeit ein, sie sorgt für den Absatz.

Sie verkauft ihr Produkt. Jhre Beschäftigung erreicht nur nicht

solchen Umfang, daß sie als ein gewerblicher Betrieb zu gelten

hätte. Bei der Heimarbeiterin aber steht man vor einer Abart

der gewerblichen Hilfsarbeiteriu. Heimarbeiter sind jene Per-

sonen, die außerhalb der Betriebs-stritten ihrer Arbeitgeber von

letzteren mit der Herstellung oder Verarbeituug von Waren

beschäftigt werden. -

Bei der Heimarbeit sind fünf Gruppen von Personen gewöhnlich
beteiligt. 1· Der Unternehmer, der regelmäßig ein Gewerbetreibender im
Sinne der Gewerbeordnung ist; er kann sein Unternehmen handwerks-
inäszig oder fabrilsmäszig oder als Handelsgewerbe betreiben. Seine Auf-
gabe ist es, den Absatz zu suchen, die Arbeit zu verteilen; er trägt das
Risiko. 2. Die Stückmeister pflegen vom Unternehmer mit der Ver-
teilung der Arbeit im einzelnen beschäftigt zu sein; sie erhalten von deu
Unternehmern ihre Aufträge und führen sie in der Weise durch, dasz sie
sie an die Heimarbeiterinnen verteilen, gewöhnlich nachdem sie sie in einer
Weise zu- oder vorgerichtet haben. Die Stück- oder Zwischcnmeister sind
Gewerbetreibende, welche Meisterberechtigung besitzen müssen. 3. Jn den
Betrieben der Unternehmer oder Zwischentneister werden bisweilen auch
Gewerbegehilsen (»Wertstattgehilfen«) beschäftigt, welche mit der Vor-
bereitung nnd Zurichtung der Ware beschäftigt sind. Dann erst kommt die
Arbeit an die 4. eigentlichen Heimarbeiteriunen, besonders schntzbedürstige
und abhängige Personen. 5. Manchmal ist auch ein ,,Faktor«, ein Ver-
mittler beteiligt, der zwischen Unternehmer und Heimarbeiter oder Zwischen-
meistcr eingreift.

Heimarbeiter ihrerseits dürfen in ihren Wohnungen weder

Arbeiter noch Gehilfen beschäftigen. Sie können sich aber von

ihren Familienangehörigen helfen lassen — darin berührt sich die

Heimarbeit mit der Hausindustrie. Heimarbeiter, Zwischen-

meister und Mittelspersonen (jene Personen, welche den

Verkehr zwischen dem Unternehmer und seinen Beschäftigten ver-

mitteln) sind krankenversicheruugspflichtig (BGBl. 581X1921).

Durch die Zentralheimarbeitskommissionen können Min-

destlöhne für alle Heimarbeiteriunen festgesetzt werden. Außerdem

wurden für gewisse Berufszweige, insbesondere in der Wäsche-

warenerzengnng, aber auch für die Kleiderwarenerzeugimg oder

Heimweberei u. a. m» an verschiedenen Orten Lokalheimarbeits-

kommifsioneu bestellt. Die Heimarbeiterinnen unterliegen der

gewerbebehördlichen Jnspektion.

Wer als Unternehmer Arbeit an Heimarbeiteritmen vergeben

will, bedarf, wenn sein Betrieb nicht fabriksmäßigen Umfang

erreicht, selbstverständlich des betreffenden Befähigungsnachweises

oder der notwendigen Konzession.
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Hiebei muß noch gefragt werden, welche Stellung rechtlich

die »Hausnäheri1men« und »Haussriseurinnen« einnehmen. Diese

beiden Verrichtungen gelten in gewerblicher Hinsicht als »häus-

liche Nebenbefchäftigungen, die wirtschaftlich als Lohndienstver-

richtungen charakterisiert werden können«, wenn sie ohne feste

gewerbliche Betriebsstätte nnd ohne fremde Hilfsarbeiter aus-

geübt werden, (Einführungserlaß des Handelsministeriums 1907

zur Gewerbeordnung). Heute allerdings unterliegen Haus-

näherinnen in gewissen Fällen der obligatorischen Krankenver-

sicherung — in anderen Fällen können sie sich freiwillig ver-

sichern lassen.

· Es wurde bereits oben erwähnt, daß das ,,Handelsgewerbe«

in der Regel— von gewissen Ausnahmen abgesehen, die au-

geführt wurden — ein »freies Gewerbe« sei, welches von jeder-

mann ohne Bewilligung der Gewerbebehörde ausgeübt werden

darf. Ein Handelsgewerbe betreibt gewerbsmäßig »Warenhandel'««,

den Einkauf oder Verkauf von Waren; bei handwerksmäßigen

Gewerben wird wohl auch Rohmaterial gekauft (,,Handels-

geschäft«) und nach Verarbeitun als fertige Ware verkauft (kein

Handelsgeschäft), aber diese äufe und Berkäufe sind nicht

eigentlich der Jnhalt des betreffenden Gewerbes, das vielmehr

auf Be- und Verarbeitung gestellt ist.

Hand elsges ch äfte unterliegen in vieler Hinsicht einer anderen

Beurteilung als Geschäfte, welche nicht als solche zu beurteilen

sind. Für Handelsgeschäfte gelten die Bestimmungen des Han-

delsgesetzes manchmal nur dann, wenn sie bei beiden Partnern

Handelsgeschäfte waren, manchmal auch schon dann, wenn sie

nur von seiten der Käuferin oder der VerkäUferin ein Handels-

geschäft waren; für andere Geschäfte gelten die Bestimmungen

des bürgerlichen Gesetzbuches-.

Um den Unterschied zu zeigen, ein Beispiel: Frau A sitzt mit
Frau B im Volksgarten und betrachtet ihrer Freundin scgöucn vom
Großvater ererbten Perlbeutel, kauft ihn - dann um 100 , weil sie
das sehr billig glaubt. Zu Hause zeigt sie den Beutel ihrem Mann. Der
schüttelt den Kon und erklärt ihr als Sachverständiger, daß der Beutel
zwar wirklich antik, aber doch um gewisser Fehler willen kaum -10 s
wert ist. Dann kann Frau A ihren Beutel zu ihrer Freundin zurück-
tragen und ihr sagen: »Ich habe nicht einmal die Hälfte ,an gemeinem
Wert« erhalten, was ich dir gezahlt habe. Wenn ich den Beutel aus ossenen
Markte verkaufen würde, bekomme ich, wie mir Sachverständige bestätigen,
kaum 40 s. Dadurch bin ich ,über die Hälfte« verle t. Jch mache das
Geschäft rückgängig. Hier hast du deinen Beutel. Gi mir meine 100 s
wieder.« Dann muß Frau B das Geld zurückgeben und die Ware zurück-
nehmen (§ 934 ABGB). .
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Wäre Frau A aber in einen Geschäftsladen gegangen nnd hätte sich
dort genau so »angeschmiert«, könnte sie nichts machen. Handelsgeschäste
Zinnenl weigen)Verletzung über die Hälfte nicht angefochten werden. (Art. 286

ande sge ess·
Hat sie den Beutel aber nicht in einem Haiidelsgeschäft (bei einer Han-

delsfrau) gekauft, sondern bei der handwerksmäßigen Erzeugerin, so kann
sie die Verletzung über die Hälfte des wahren Wertes geltend machen-

Haiidelsgeschäste sind alle Geschäfte, welche eine Handels-

sran (ein Kaufiiiann) in ihrem Betriebe vornimmt. Ob sie

nun Waren einkauft, ob sie sie verkauft, ob sie für ihr Geschäft

eine Einrichtung oder Maschinen anschafft, die von einer Kauf-

frau geschlossenen Verträge gelten im Zweifel als zum Betriebe

des Handelsgewerbes gehörig, die von ihr gezeichiieteii Schuld-

scheine als im Betriebe des Handelsgewerbes gezeichnet, sofern

sich nicht aus ihnen das Gegenteil ergibt.

Wenn aber eine Handelssrau für ihre Tochter eine Ausstattung lauft
oder wenn sie sich eine Bibliothek einri tet oder sonst Anschaffnngen für
den privaten Gebrauch macht, wenn sie erträge für den privaten Gebrauch
macht oder auch Schuldscheine iinterzeichnett so siiid das bei ihr so wenig
wie sonst bei einem Men en »Handelsgeschäfte«. Nur die Vermutung
spricht bei ihr dafür, daß erträge und Geschäfte dem Handelsgewerbe dienten.

Aber nicht nur Haiidelsfrauen tätigen Handelsgeschäfte. Auch

wenn eine Nicht-Handelsfrau, z.·B. eine Haiidwerkerin, Waren

für ihre Werkstatt kauft, »nm sie weiter zu veräußern«, so

ist dies ein »Handelsgeschäft«. Es ist aber kein Handelsgeschäft,

wenn die Handwerkerin dann die fertige Ware weiterveräußert.

Ebenso ist es ein Handelsgeschäft, wenn aiich eine Nicht-Handels-

fran bewegliche Sachen, Staatspapiere, Aktien, Wechsel in der

Absicht kauft, sie weiterziiveräiißern. Es ist ein Handels-

geschiift, wenn man es übernimmt, eine Anzahl von Gegenständen

zu liefern, welche man zii diesem Zwecke erst anschaffen will-

z. B. wenn eine Laiidwirtiii es übernimmt, 100 Stickdeckchen an

ein Stadtgeschäft zu liefern, die sie nicht schon in ihrem Besitz

hat, sondern erst ans der Hausindiistrie der Gegend auskaufen will. 1)

Handelsgeschäfte sind stets »die Übernahme einer Versicheriing aiif Prä-
iiiien«, eines Geschäftes, das in der Regel ja iiur von großen Gesellschaften
gemacht werden kann, ferner »die überiiahme der Beförderung von Gütern
oder Reisenden zur See« und das ,,Darleiheii gegen Bodmerei«.

Gewisse Geschäfte sind, wenn sie einzeln und gelegentlich

gemacht werden, keine Handelsgeschäfte. Wenn man sich aber

1) Das bestimmende Merkmal liegt in der Absicht der Weiterver-
äußerung. Auch der Handwerker kauft, um wieder zn verkaufen. Daher
ist sein Einkauf ein Handelsgeschäft. Aber der Wiederverkauf geschieht dann
im Betriebe seines Handwerkes, als letzte Station des Produktionsprozesses.
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gewerbsmäßig mit ihnen beschäftigt, so gewinnen sie den Cha-

rakter eines Handelsgeschäftes. Hieher gehört vor allem »die

Übernahme der Bearbeitung oder Verarbeitnng beweg-

licher Sachen für andere«, aber nur, wenn der Gewerbe-

betrieb des Ubernehmers über den Umfang des Handwerks hinaus-

geht. Handelsgeschäfte sind bei gewerbsmäßigent Betrieb die

Bankier- und Geldwechslergeschäfte, die Geschäfte des Kommissio-

närs, des Spediteurs, Frachtführers, die Geschäfte der für den

Transport von Personen bestimmten Anstalten (Eisenbahnen, Anto-

busse n.a. m.), die Lagerhausgefchäfte, die Geschäfte der Handels-

agenten, die Verlagsgeschäfte nnd die Geschäfte von Drnckereien,

die über das Handwerkmäßige hinausgehen. .

Jede Fran, welche »gewerbsmäßig Handelsgefchäfte betreibt«,

also iu einem »Handelsgewerbe« tätig ist, ist eine Handels-

frau nnd es kommen für sie einige heute ziemlich absonderlich

klingende Bestimmungen des Handelsgesetzes in Betracht. »Eine

Ehefrau kann nicht ohne Einwilligung ihres Mannes

Handelsfrau fein.« Es gilt aber als Eiuwilligung desselben,

wenn sie mit Wissen und ohne Einspruch desselben Handel be-

treibt — es bedarf also keiner ausdrücklichen Bewilligung. Unter-

sagt ihr der Ehemann den Betrieb des Haudelsgewerbes, obgleich

seine Rechte durch diesen keiner Gefährdung ausgesetzt wären, so

kann der Richter-, nachdem er die Angelegenheit von Amts wegen

untersucht hat, die mangelnde Einwilligung ersetzen.

Eine Haudelsfrau haftet für ihre Handelsfchulden mit

ihrem ganzen Vermögen, ohne Rücksicht auf die Verwaltungs-
rechte oder den Nießbrauch oder die sonstigen, an diesem Vermögen

durch die Ehe begründeten Rechte des Eheniannes. Es haftet auch

das gemeinschaftliche Vermögen, soweit Giitergemeiufchast besteht.

Die Ehefrau eines Kaufmannes, welche ihrem Manne

nur Beihilfe in dem Handelsgewerbe leistet, ist keine

Handelsfrau. "

IV. Kapitel.

Aus dem täglichen Leben.

§ 34. Geheimnisfe des Einkaufcs.

Auf der Kunst des Einkaufens beruht zum großen Teile das

Gedeihen eines Haushaltes. Aber Einkauer heißt nicht nur
Warenkenntnis entwickeln; es heißt auch eine ganze Reihe von
rechtlichen Bestimmungen kennen und überblicken. .
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Gewöhnlich spielt sich ein Kauf so ab, daß die Frau (wir

wollen im folgenden unsere Musterfran Frau Marie nennen) in

einen Laden geht oder zu einer Hökerin, nach einer Ware fragt,

auf den genannten Preis hin zu ,,handeln« versucht und zuletzt

den Auftrag gibt, ein bestimmtes Quantum ihr einzupacken. Die

Verkäuferin mißt oder wiegt ab, Frau Marie zahlt, man übergibt

ihr das Paket und sie geht nach Hause. Ein solches Geschäft,

das einfachste von allen Kaufgeschäften, nennt man einen Bar-

oder Realkauf.

Aber auch bei einer Käuferin, die einen Realkanf gerne ab-

schließen möchte, kommt es manchmal zu Schwierigkeiten. Man

kann sich iiber den Preis der Ware z. B. nicht einigen. Frau "

Marie geht fort. Hat sie das Recht dazu; selbst wenn sie stunden-

lang ausgewählt hat? Ja, dieses Recht hat sie. Sie hat es

so lange, als nicht ein »Kaufvertrag« zustande gekommen ist.

Ein »Kaufvertrag« ist ein »Vertrag«, laut welchem, wie auufvektraa

das Gesetz sagt, ,,eine Sache um eine bestimmte Stimme ZEIT

Geldes einem anderen überlassen« wird.

Wo ein ,,Realkauf« stattfindet, d. h. wo ohne viel Worte

Frau Marie die Sache genommen und der Verkäufer das Geld

empfangen hat, ist für Zweifel kein Raum, daß ein »Kauf«

stattgefunden hat. Frau Marie ist Eigentiimerin der gekauften

Sache geworden. Und selbst wenn sie nicht gezahlt hat, so kann

ihr der Verkäufer die Sache nicht mehr wegnehmen; er kann sie

nur auf Zahlung des Kaufpreises klagen.

Beispiel: Frau Marie geht in einen Laden und kauft zehn Meter Stoff.
Sie hat kein Geld bei sieh. Der Veriänfer gibt ihr aber die Ware, weil sie
verspricht, ihm das Geld nachzubringcu. Mit der Übergabe ist sie Eigen-
tümer-in geworden, sie kann den Stoff zerschneiden und verwerten. Der
Verkänfer kann ihr ihn nicht mehr abnehmen.

Der »Kaufvertrag« ist aber nur ein gegenseitiges Versprechen,

mit dem die »Erfüllung« nicht so untrennbar verquickt ist, wie

bei einem Realkauf. Dieser Vertrag ist von seiner eigentlichen

Erfüllung, dem Austausch von Ware und Geld, dem llbergang

des Eigentums zwischen Käufer und Verkäuser, immer zeitlich

getrennt. Um so wichtiger — und sehr oft um so schwieriger —

ist es festzustellen, wann denn der Kaufvertrag abgeschlossen

ist. Mit diesem Zeitpunkte sind nämlich beide Parteien gebunden.

Wenn Frau Marie zu einer Händlerin geht und sagt: »Was

kosten diese Kirschen ?« und die Häudlerin antwortet: ,,1 Schilling«,

so ist kein Vertrag gegeben. Und selbst wenn Frau Marie darauf

sagt: »Geben Sie mir ein Kilo«, so ist noch kein Kaufvertrag
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zustande gekommen. Erst wenn die Händlerin darauf antwortet:

»Gut«, oder stillschweigend die Kirschen einznpacken beginnt, ist

der Vertrag perfekt geworden. Das bedeutet praktisch, daß jetzt

Frau Marie die Kirschen nehmen muß;1) sie muß sie nehmen,

auch wenn sie jetzt erst bemerkt, daß die Nachbarin viel schönere

hat oder daß die Marillen beim gleichen Stand viel preiswerter

sind. Aber auch die Händlerin muß sie ihr überlassen, selbst

wenn unterdessen andere Personen kommen und ihr für die

Kirschen einen höheren Preis bieten.

Bei Kirschen und ähnlicher Ware wird eine solche Frage nicht aktuell
werden. Aber schon bei einem Modellhute (noch mehr bei einem schönen
Pferde oder Hunde) kann es sich sehr wohl ergeben, daß Frau Marie in
solcher Weise abschließt, den Hut aber weder übernimmt noch bezahlt nnd
dennoch die Modistin ihn nicht an eine andere Kunde vertausen, nicht von
ihrem Vertrag zurücktreten kann, auch wenn sie noch so gerne möchte.

Wie ist nun dieser Zeitpunkt zn bestimmen? Jn früheren

Zeiten half man sich damit, daß man als Zeichen für den er-

folgten »Abschluß« eines Kaufvertrages irgendeine symbolische

Handlung verlangte. Damit war ein für allemal festgelegt,

wie lange man nur »geredet« hatte und wann man sich einig

geworden war. Ost handelte es sich um die Annahme eines

kleinen Geldbetrages. Ähnliches bedeutet es heute noch manchmal,

wenn eine »Angabe« verlangt und gegeben wird (vgl. unten

über die weiteren Zwecke, denen eine An abe dient). Oder

man kann besonders bei Viehkäusen beoba ten, wie einer der

Feilschenden dem andern die ossene Hand hinhält. Schlägt der

Kontrahent ein, so ist der Kan abgeschlossen. Aber nach dem

Gesetz ist nur bei Kanfverträgen zwischen Ehegatten eine bestimmte

Form (nämlich der Abschluß durch einen Notariatsakt) verlangt.

Auf äußere Zeichen kann man sich also nicht verlassen. Man

muß also nach anderen Stützpunkten suchen.

Berti-az- Für einen Kaufvertrag gilt zunächst die Regel (wie siir jeden

FBFHJ anderen Vertrag): Eine Partei muß ein »Versprechen«, einen

,,Antrag«, gemacht haben, und die andere Partei (zu einem

Vertrag gehören immer mindestens zwei Personen) muß dieses

Versprechen »angenommen« haben. Und zwar muß die eine

Partei das Versprechen so angenommen haben, wie es die andere

gestellt hat. Hat man nur die mindeste Einwendung gemacht, so

ist der Vertrag nicht abgeschlossen, sondern nur ein neues Ver-

olüattiu · I) Außer sie treten — z. B. Frau Marie nimmt lieber die Marillen —
Zwist-M unverständlich vom Bertrage zurück. Grundsätzlich kann man von jedem

« MU« Vertrag zurücktreten. Aber beide Teile müssen es wollen.
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sprechen gemacht worden, auf das nun eine Annahme folgen

kann —- oder auch nicht-

Beispiel: Frau Marie will ein Kleid bestellen. Die Schneiderin ver-
langt für die Fasson ohne Zugehör 60 s (Antrag der Schiieideriii). Frau
Marie antwortet, sie wolle so viel geben, doch müsse die Schneiderin das
Zugehör einbegreisen (Frau Maries Antrag). Die Schneiderin entgegnet,
sie werde inklusive Zugehör 708 rechnen (neuerlicher Antrag der Schneiderin).
Diesen Antrag nimmt Frau Marie an, wenn sie sagt: »Einberstnnden.«
Jetzt ist erst der Vertrag zustande gekommen.

Es muß sich auch um ein ganz ausdrückliches ,,Versprechen«

handeln, auf das eine Annahme folgt. Frau Marie geht in den

Laden eines Schusters. Sie sieht dort ein Paar Schuhe. Aus«

ihre Frage nach dein Preis wird er ihr genannt. Sie sagt jetzt:

»Einverstauden.« Jst damit der Kaufvertrag zustande gekommen?

Nein. Der Schuster hat ihr mit der Nennung des Preises ja

keinen »Antrag«« gemacht. Vielleicht« sind die Schuhe unverkäuf-

lich, vielleicht schon verkauft, vielleicht will der Schuster dieser

Kunde überhaupt nichts verkaufen. Frau Marie hat mit ihrem

,,Einverstanden« nur einen ,,Antrag« gestellt; es ist nun Sache

des Schusters, ihn anzunehmen oder nicht·

Oder ein anderes Beispiel: Frau Marie fragt nach einem Kleid und
findet den genannten Preis zu hoch. Der Berläufer fragt: »Was würden
Sie geben?« Frau Marie nennt eine Summe. Der Verkaufer sagt: »Ein-
verstanden.« Jst jetzt der Vertrag zustande gekommen; muß Frau Marie
die Ware nehmen? Nein. Denn sie hat ja noch keinen ,,Antrag« gemacht
gehabt. Vielleicht will sie noch die Bedingung stellen, daß es geändert
werden imiß. Des Verkaufers »Einverstanden« ist ein »Antrag«, das Kleid
zum gewünschten Preis zu vertausen. Nicht mehr.

,,Anträge«s können nun »ausdrücklich« angenommen werden, Euklid-Fes-

aber auch stillschweigend »durch solche Handlungen, welche Mai· eines

mit Uberlegung aller Umstände keinen vernünftigen Yggßszszz

Grund, daran zu zweifeln übriglassen«, was der Wi e

des Kontrahenten war (§ 863 ABGB.). Wenn also der Schuster

in obigem Falle auf Frau Maries Aiibot stillschweigend anfängt,

die Schuhe einzupacken oder den Kassenscheiii auszuschreiben, so

ist der Vertrag zustande gekommen; Frau Marie muß die

Schuhe nehmen; und er kann sie niemandem andern verkaufen.

Es ist nur Kulanz, kaufmännisches Entgegenkommen, wenn er

später doch der Kunde erlaubt, von dein Vertrag zurückzutreten

und sich ein anderes Paar auszusuchen.

Hier erhebt sich nun die Frage nach dem Recht auf »Um- zmtzuia

tausch«. Dieses Recht, eine Art (beschränkten) Rechtes auf »Rück- iciithf

tritt vom Vertrag«, besteht ganz unzweifelhaft, wenn Frau ZYFZH

Marie sich es beim Einkauf »ausbedingt«. Dann ist es Bestandteil
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des Vertrages, wie jede andere Bedingung, die man ver-

einbart hat. Es kann aber auch vorkommen, daß man nicht

besonders über das »Umtauscheu« gesprochen hat nnd daß

der Verkäufer einen gekauften Gegenstand doch zurücknehmen

muß. Das ist, wenn ein Fall der »Gewährleistung« ein-

getreten ist.

Der Verkäuser, der jemandem eine Sache auf entgeltliche

Weise überläßt, leistet nämlich Gewähr (garantiert), »daß sie

die ausdriicklich bedungeuen oder gewöhnlich dabei

vorausgesetzten Eigenschaften habe und daß sie der Natur

sdes Geschäftes oder der getroffenen Verabredung gemäß benutzt

und verwendet werden könne«.

Hier handelt es sich um eine der für die einkausende Frau

wichtigsten Bestimmungen des biirgerlichen Gesetzes. Wenn man

einen Verkäufer fragt: »Ist dieser Stoff waschecht?« und der

Verkäufer bejaht es, so muß er die Waschechtheit auch »gewähr-

leisteu«. Er haftet, wenn seine Auskunft sich als falsch heraus-

stellt, auch wenn er nicht absichtlich falsch geantwortet hat.

Aber die Eigenschaft der Sache, auf die es ankommt, muß gar

nicht immer ausdrücklich bedungen sein. Wenn ein Stück Lein-

wand gekauft wird, darf man, ohne daß es besonders ,,bedungen«

wurde, voraussetzen, daß es beim Kochen nicht zerfällt (bei einem

Stück Kunstseide könnte man das nicht voraiissetzen); bei in-

danthrenfarbiger Ware kann man die Lichtechtheit voraussehen;

wenn ein als iudanthrenfarbig bezeichneter Stoff schießt oder

bei sachgemäßer Arbeit abfärbt, so fehlt ihm eine ,-gewöhnlich«

bei indanthrenfarbigen Stoffen »vorausgesetzte Eigenschaft«. Sagt

man dem Kaufmann, man wolle einen Küchentisch, so muß der

Tisch fest sein und darf nicht auf schwachen Füßen stehen.

Sagt man ihm, man wolle einen Stoff, der sich nicht drückt,

so darf er einem keinen Stoff gebeu, der diese Eigenschaft

nicht hat.

Was bedeutet nun aber, daß er ,,gewährleistet«? Das

bedeutet, daß der Känfer der Sache zunächst verlangen kann,

daß der Verkäufer sie »zurückuinnnt« (der geschlossene Vertrag

wird aufgehoben),1) wenn der Fehler derart ist, daß er deu

1) Er wird deswegen aufgehoben, weil er durch einen »Jrrtum« zustande
lam. Der Käuser hatte geglaubt, daß die Sache andere Eigenschaften habe,
als tatsächlich der Fall war — und cr war berechtigt dazu, entweder weil
es der Verlaufer versicherte oder weil er es nach der Berlehrssitte annehmen
durfte. »War eiu Teil über den Jnhalt der von ihm abgegebcuen . . ·
Erklärung in einem Irrtum befangen, der die Hauptsache oder eine
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»ordentlichen Gebrauch« der Sache hindert. Wenn sich der
»Kiichentisch« als Brennholz verwenden ließe, braucht man ihn

nicht zu behalten. Aber auch wenn sich herausstellt, daß der als
gewöhnlicher Wachhuud gekaufte Riide zwar nicht wachsam, aber
von edelstem Stamme oder ein Jagdhund ist, kann man den
Kauf rückgängig machen; man braucht ja einen Wach- und keinen
Luxushnnd. Die Sache muß zu dem Gebrauch tauglich sein,
den man dem Verkänfer fiir sie angegeben hat (nicht etwa,
den man sich gedacht, aber nicht ausgesprochen hat. Denn der
Verkäufer haftet, weil er ausdrücklich oder stillschweigend der
Sache Eigenschaften beigelegt hat, die sie nicht besitzt, obwohl
er darauf aufmerksam gemacht wurde, daß es auf diese Eigen-
schasten ankommt).

Jm Einzelfalle wird die Entscheidung oft recht schwierig sein,
ob der vorhandene Fehler wirklich den »ordeutlichen Ge-
brauch« unmöglich macht. Wenn ein billiges, fertig gekauftes

Kleid nicht ganz genau sitzt, wird man das kaum behaupten
können. Wenn aber eine große und teure Toilette denselben
Fehler zeigt, wird man es wohl finden. Wenn ein gewöhnlicher

Schuh ein wenig locker sitzt oder nicht ganz wasserdicht ist, so
macht ihn das zum ordentlichen Gebrauch noch nicht untauglich
Bei einem Skischuh wäre derselbe Fehler ein ander Ding.

Die Verkehrssitte hat sich nun dahin entwickelt, daß es, von

größeren Geschäften zumal, mit dem Nachweis, daß der Gegen-
stand zum ordentlichen Gebrauche durchaus nicht tauglich sei, nicht

allzu genau genommen wird ; daß auf der andern Seite aber auch
vom Geschäftsinhaber der Kaufpreis nicht zuriickgezahlt wird,
wie es eigentlich bei einer solchen ,,Anfhebung des geschlossenen
Vertrages« der Fall sein sollte; sondern man. tauscht den nn-
tauglichen Gegenstand entweder gegen einen andern der gleichen

Art um (das schlecht passende Kleid gegen ein besser passendes)

oder —- wenn dies nicht möglich ist, — gibt man der Kundschaft
gerne einen ,,Gntschein«, der sie berechtigt, später einen belie-

bigen Einkauf in dem betreffenden Geschäfte zu machen.

Es muß bemerkt werden, daß man keineswegs verpflichtet ist, sich mit
einem solchen »Gutschein« zufriedenznstellen. Wie es eine Gesälligkeit des
Geschäftsinhabers ist, wenn er bei oft sehr geringen Fehler-n die Ware

wesentliche Beschaffenheit derselben betrifft, worauf die Absicht vor-
züglich gerichtet und erklärt wurde, so entsteht für ihn keine Verbind-
lichkeit, falls der Irrtum durch den andern veranlaßt war oder diesem
aus den Umständen offenbar ausfallen mußte oder noch rechtzeitig aus-
geklärt wurde-«
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zurücknimmt, so ist es eine Gefälli keit der Knndfchaft, wenn sie einen Gut-,
fchein annimmt. Ein solcher Guts ein verfährt aber keineswegs binnen ein
paar Monaten, wie es auch in großen Geschäften manchmal behauptet
wird. Er ist eine Art »Schuldschein« des Geschäftsinhabers an die Kunde
nnd verfährt erst nacg 30 Jahren, es sei denn, daß die kürzere Laufzeit
des Gutscheins vom aufmann ausdrücklich oder durch Hinweis auf einen
etwa anfgedruelten Vermerk bedungen war.

Jst-Fig bei Die ,,Haftung« des Geschäftsinhabers geht dahin, daß er der

WITH Kundfchaft allen Schaden ersetzen muß, der ihr durch diese nn-

IMAVGVs richtig gekanfte Ware entstanden ist. Hat z. B. Frau Marie

einen kostbaren Samt für ein Kleid gekauft und findet zu Hause,

daß er Webfehler hat, so muß der Versäuser ihn »zurücknehmen«

(allenfalls umtanschen). Jst aber der Stoff verarbeitet worden.

nnd stellt sich erst »dabei« der Fehler heraus, so muß ihr der

Verkäufer nicht nur das für den Stoff gezahlte Geld zurückgeben-

sondern er muß ihr auch ersetzen, was sie an Zubehör nnd

Schneiderlohn bezahlen mußte. Aber er muß nicht mehr ersetzen-

als unbedingt notwendig ist. Wenn also Frau Marie sich aus

dem fehlerhaften Stoffe Kleid und Mantel machen ließ und der

Mantel ist gut und nur das Kleid zeigt die Webfehler des

Stoffes, so kann sie nicht den ganzen Aufwand verlangen. Sondern

sie muß sich zufrieden geben, wenn ihr der Verkäufer neuen

gleichen Stoff für das Kleid liefert, so daß sie wieder ein der

Mode entsprechendes Komplet hat, nnd ihr die Macherkosten für

das Kleid ersetzt. Wenn hingegen der Mangel den ordentlichen

Gebrauch nicht behindert, aber das Kleid doch entwertet, so kann

sie eine entsprechende Minderung des Preises verlangen. Jst der

Mangel behebbar, tann sie verlangen, daß er behoben wird.

Diese Regeln der Gewährleistung gelten aber nicht nur für Kanfverträge,
wie es nach den vorhergehenden Beispielen etwa den Anschein haben könnte,
sondern für alle Arten von entgeltlichen Geschäften. Wenn die Schneider-in
das Kleid so verdirbt, daß es für den »ordent1ichen Gebrauch« untauglich
ist und auch nicht hergerichtet werden kann, kann sie nicht nur kein Geld
vresrltzaiägein sondern sie muß auch den Stoss nnd die anderen Aufwendungen
c c c .

Ja die Nun darf man beim Einkauf die alte Regel nicht außer acht

WILL- lassen, daß es gilt, die Augen offen zu halten. Wenn eine Sache

MINI« ganz in die Augen fallende Mängel hat (oder wenn wie bei dem

Kauf eines unbeweglichen Gutes man die Lasten einfach erfahren

kann, indem man in das »Grundbnch« geht, wo, wie jedermann

weiß, alle Besitz- und Verschuldungsverhältnisse zur öffentlichen

Einsicht aufgezeichnet liegen), dann muß der Verkaufer nicht be-

sonders noch darauf aufmerksam machen. Wenn Frau Marie die

Marillen sehen kann, so muß sie bemerken, ob sie verfault sind
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oder nicht. Sie muß aufpassen. Ein anderes ist es, wenn der

Verkäufer den Mangel ,,arglistig verschwiegen« hat. Wenn z.B.,

wie es auf den Märkten üblich ist, nntadelige Obstsriichte vorn

an den Körben so ansgeschichtet sind, daß die Käuferin den

Eindruck gewinnen muß, hier werde reifes und gesundes Obst

verkauft, und zugleich die Hausen so hoch getürmt sind, daß

man nicht nach rückwärts sehen kann, liegt unzweifelhaft ein

»arglistiges Verfchweigen« vor. Sobald die Käuferin den Mangel

bemerkt, kann sie die Ware zurückgeben, und geschieht durch

solche Ware ein Schaden, kann sie die Haftung geltend machen-

Hier liegt kein Widerspruch vor, wenn ans der einen Seite

davon gesprochen wird, dasz der Verkäufer haftet, wenn die Sache

zum ordentlichen Gebrauch nicht tauglich sei, und auf der andern

Seite gesagt wird, er hafte nur, wenn er Mängel arglistig ver-

schweige oder verheimliche. Jni ersten Falle ist vorausgesetzt,

daß der Mangel nicht in die Augen fällt, sondern erst bei ge-

nanerer Prüfung, wie sie im offenen Laden nicht tunlich ist, sich

zeigt oder weiters, daß dem Verkänfer der ordentliche Gebrauch

angegeben ist, dein die Sache dienen soll, und er versichert hat,

daß sie dazu zu brauchen ist. Verlangt man z. B. reine Lein-

wand und der Verkäuser bringt einen Ballen, kann die Kunde

nicht feststellen, ob dies wirklich reines Leinen ist. Deshalb haftet

er, wenn er sagt, dasz er hier reines Leinen bringe; er legt der

Sache Eigenschaften bei, welche sie nicht hat. Wenn er aber ans

jenen Wunsch ein Stück reines Leinen bringt, es entfaltet und

sich dabei, in die Augen fallend, ein buntgewebter Saum zeigt,
so muß die Kunde sagen, daß sie diese Ware nicht will, sonst

ist anzunehmen, daß der Saum sie nicht stört. Freilich, wäre

der Fehler selbst augenfällig, zieht es aber der Käufer vor, die

Sache nicht zu untersuchen, etwa weil er keine Zeit hat, so kann

er fragen, ob sie auch diesen oder jenen Mangel nicht habe;

und hat der Verkäufer ihn verneint, so ist er zur Gewährleistung

für ihn verpflichtet. Auf die ,,ausdrückliche« Versicherung

eines Verkänfers (überhaupt eines jeden Vertrag-

schließenden) muß man sich verlassen können.

Nun sind die Mängel einer Sache manchmal behebbar; man Belieb-im
kann vor allem sagen, dasz der Mangel behebbar ist, wenn der MUV«'
Verkäuser an Stelle des einen fehlerhaften Stückes ein ganz-

gleichwertiges und gleichartiges anderes geben kann, und aus
diesen Erwägungen heraus dürfte auch der Brauch des Um-
tansches mit entstanden sein. Aber sehr oft wird sich nicht ein
ganz gleichwertiges und gleichartiges Stück finden lassen. Das
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eine Paar Handschuhe mag um seiner Feinheit oder Weichheit

willen gekauft scin, das ein anderes nicht hat. Sehr oft aber

lassen sich die Mängel durch Bearbeitung oder-Ergänzung des

gekauften Stückes selbst beheben.

Am einfachsten ist die Sache, wenn von dem Getauften zu

wenig da ist. Hat man z. B. ein Kilo Zucker gekauft, so »ge-

währleistet« der Kaufmann, daß es ein volles Kilo ist. Merkt

man dann, daß einige Dekagrannn fehlen, kann man aber nicht

etwa das ganze Kilo zurückgeben, sondern man mnsz verlangen,

daß er das Fehlende dazugebe. Nicht immer aber ist es mit

einem so einfachen Dazngeben getan. Hat Frau Marie fünf

Meter Seidenstoff gekauft nnd es stellt sich heraus, daß ein

Viertelmeter fehlt, kann der Kaufmann nicht daraus bestehen,

daß sie das fehlende Stück sich daznschneiden läßt. Das würde

ja den ganzen Stoff zum ordentlichen Gebrauch nntauglich machen.

Er muß entweder den ganzen Stoff zurücknehmen nnd ihr das

Geld zurückzahlen oder ihr den ganzen Stoff frisch abschneiden.

Dasselbe gilt, wenn sich der Fleischer verschneidet.

Jn anderen Fällen kann durch eine nicht sehr schwierige

Reparatur der Mangel behoben werden. Dazu haben auch Handels-

gewerbetreibende das Recht, welche sonst nicht das Handwerk

betreiben, in welchem der betreffende Artikel erzeugt wird. Sie

können kleine Änderungen vornehmen, bis die gekauste Sache paßt

und getragen werden kann. Wenn z. B· sich bei einem bei einer

Schneiderin bestellten Kleide ein Mangel zeigt, so muß sie ver-

suchen, ihn zu beheben. Für eine solche Reparatur darf sie keine

besondere Rechnung stellen. Aber sie ist auch nicht verpflichtet,

sie vorzunehmen, wenn sie nur durch eine sehr komplizierte nnd

kostspielige Arbeit möglich wäre. Jst der Mangel nicht aus ein-

fache Weise behebbar, so muß man sich fragen, ist er derart,

daß er den ,,ordentlichen Gebrauch« behindert, oder kann der

gekaufte oder bestellte Gegenstand trotz desselben doch ordnungs-

gemäß gebraucht werden (wenn z. B. ein Kiichentisch Astlöcher

aufweist, »ist er zwar minderwertiger als ein fehlerloser, aber

zum »ordentlichen Gebrauch« doch noch tanglich). Jst er zum

ordentlichen Gebrauche nntauglich, so ist, wie oben auseinander-

gesetzt, der Vertrag rückgängig zu machen. Jst der Mangel aber

nicht so schlimm, so bedeutet er eine Wertvermindernng des

Stückes; der Verkäufer hat also den Preis entsprechend zu

mindern. Um wieviel er ihn zu mindern hat, ist wieder eine

besondere Frage, die im Einzelfall oft nur der Sachverständige

wird entscheiden können.
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Wie hat man sich zn verhalten, wenn man eine Gewähr-

leistung geltend machen will? Vor allem muß man eine Sache,

die man kauft und übergeben erhält, sogleich untersuchen,

nachdem sie abgeliefert wurde. Dies heißt nicht, daß sie unter

allen Umständen noch in Gegenwart des abliefernden Boten

untersucht werden muß. Jn sehr vielen Fällen wäre dies gar

nicht möglich. Es musz nicht einmal immer noch am selben Tage

Geiz-nd- .
ma uns er
Gewähr-
leistung-
Art. 347 .
handele-reich
Eis 922 si.
UBGB.

sein; aber es muß doch so bald nach der Ablieferung sein, wie -

es bei ordnungsgemäßer Wirtschaft möglich ist. Sodann muß

man dem Verkäuser sogleich von dem Mangel »Anzeige« machen.

Man ist nicht verpflichtet, die Ware zuriickzutragen oder zurück-

zubringen. Dafür hat der Verkiiufer selbst zu sorgen. Aber man

muß ihm den Mangel zur Kenntnis bringen, damit er Schritte

tun kann, nm eventuell festzustellen, ob der Mangel auch wirklich

besteht und ob man ihn nicht vielleicht beheben könnte. Wenn

man will, kann man auch selbst sogleich Sachverständige beiziehen,

welche die beanstandete Ware besichtigen und feststellen, daß sie

den Mangel gehabt hat (man kann dies einfach machen, indem

man im Haushalt beim Auspacken von zerbrechlicheu Waren als

Zeugin die Hausgehilfin beizieht oder sie ruft, sobald man beim

Entsalten einen Flecken oder ein Loch im Stoff entdeckt, damit

es nicht später heiße, den habe man selbst hineingebracht. Der

Sachverständige im eigentlichen Sinne ist nur in komplizierten

Fällen notwendig). Mit dieser ,,Anzeige« hat man zunächst seine

Pflicht zur Wahrung seiner Rechte erfüllt.

Eine Ware kann aber auch »verborgene Mängel« haben,

welche selbst eine sorgsältige Untersuchung im eigenen Heim nicht

sogleich zeigt, z. B. Jndanthren ist nicht lichtecht, Leinwand nicht

kochecht. Man kann solche Mängel also nicht sogleich nach über-

nahme anzeigen. Wohl aber hat man sie sogleich anzuzeigen,»

sobald sie sich erwiesen« Ob die Leinwand inzwischen zer-

schnitten oder verarbeitet wurde, tut der Käuserin keinen Abbruch.

Jm Gegenteil: der Verkäufer nmfz in einem solchen Falle nicht

nnr das bezahlte Geld zurückgeben, sondern auch den Aufwand

für Zugehör und Macherlohn ersetzen. (Allerdings musz man ihm

auch die gemachten Sachen iibergeben.) Aber auch diese »ver-

borgenen Mängel« können nicht erst nach beliebig langer Zeit

geltend gemacht werden; auch hier gilt die Regel, daß eine

gekanfte Ware innerhalb einer billigen Zeit in Beniitzung

genommen wird, so dasz sich auch verborgene Mängel zeigen.

Jst der Mangel nicht innerhalb von sechs Monaten ange-
zeigt worden, kann er nicht mehr geltend gemacht werden.
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Fuge-M Weiters ist zu beachten, daß es ein Unterschied ist, ob der
EIqu « Känfer Ansprüche an den Verkäufer erhebt, ob er insbesondere «

die Rückgabe des Kaufpreises verlangt oder eine Forderung

wegen Haftung für den durch die Ware verursachten Schaden

stellen will oder ob der Kanfpreis noch nicht gezahlt ist nnd der

Verkäufer auf Bezahlung besteht. Jtn zweiten Falle kann sich die
Käuferin damit begnügen, dem Vertänser die »Anzeige« zu

machen und dann, nachdem er die Ware einstweilen aufbewahrt

oder auf Kosten des Verkäufers an diesen zurückgeschickt hat, zu

warten, was der Verkäufer unternehmen wird. Will der Verkäuser

das Geld haben, so muß er klagen, uud der Käufer hat dann
das Recht, die gefundenen und angezeigten Mängel einzuwenden.
Will aber der Käuser Ansprüche geltend machen, fo muß er dies
binnen einer bestimmten Frist nach Ablieferung tun. Diese

Frist dauert bei nnbeweglichen Gütern drei Jahre, bei beweglichen

sechs Monate, bei Viehinängeln sechs Wochen vom Tage der

Ablieferung au. Mit dieser Zeit ist der Anspruch erloschen, da

mag erfolgt fein, was da wolle, weshalb die Klage des

Känfers nicht friiher eingebracht werden konnte -(auszer eine

längere oder kürzere Gewährleistungsfrist wurde ausdrücklich
bedungen).

Festsng Die Gewährleistung ist stillschweigender Jnhalt eines jeden

teussimjb Kanfvertrages, wo dem Verkäufer der Zweck der gekauften Ware
PMB-JE· bekanntgegeben wurde oder wo er ausdrücklich nach bestimmten
tritt, Eigenschaften gefragt wurde. Es ist nicht notwendig, dasz einer
READ oder der andere ausdrücklich gesagt hat, das; er gewährleistet oder
WMEHs garantiert· Was für einen Sinn hat es also, wenn-beim Kauf

einer Uhr oder einer Maschine ein Garantiefcheiu auf ein Jahr

oder noch längere Zeit ausgestellt wird? Nichts anderes, als

—daß die vom Gesetze vorgeschriebene Frist, innerhalb welcher die

Gewährleistung gefordert werden kann, vertragsmäßig für diesen

einen besonderen Fall auf eine längere Frist erstreckt wird. Dieser

Garantieschein bedeutet also, außer wenn der Wortlaut ein anderes

besagt, nicht nur, daß während dieser längeren Frist behebbare

Mängel auf Kosten des Verkäusers behoben, das Fehlende von

ihm ergänzt wird, sondern auch, dasz er die Sache zurücknehmen

muß, wenn sich ein unbehebbarer Fehler herausstellt, der den

ordentlichen Gebrauch hindert.

Praktisch ergibt sich aus dem Gesagten, wie wichtig es für die Einkäuserin
ist, dem Vertäufer ganz genau Bescheid zu fageu, zu welchem Zweck eine Ware
bestimmt ist, welche Eigenschaften sie haben muß, welcher Art ,,ordentlichen
Gebrauches« sie entsprechen muß-
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Dies ist etwas ganz anderes als die vage Erzählung von allerlei Motiven.
Wenn man der Vertäuserin oder deut Verlänser sagt: »Ich möchte dieses
Kleid bei meiner Schwiegertochter Hochzeit anziehen«, so ist eine solche
Äußerung juristisch ganz belanglos. »Motive« sind immer belanglos. Aber
wenn eine »Bedingung« gestellt wurde, muß sie eingehalten werden, sie
sei, wie sie sei. Wurde z. V. gesagt: »Ich möchte dieses Kleid für den Ball
bei X haben«, so tnusz man es übernehmen, auch wenn es einen Tag nach
dem erwähnten Ball erst fertig wird. Hat man aber gesagt: »Ich nehme
dieses Kleid nur, wenn iel es für den Ball bei X fertig geliefert bekomme«,
so kann man die Annahme verweigern, wenn es unt einen Tag später
kommt. Denn die zweite Art sich auszudrücken zeigt, daß man eine »Bedin-
gung« (,,wenn«) für den Abschluß des Vertrages stellte. Vorsichtshalber tut
man gut, zu sagen: »Wenn es nicht bis spätestens den Soundsovielten da
ist, kann ich es nicht brauchen.«

Nun wird aber die Käuferin finden, daß ihr nicht damit gedient ist-
wenn sie das Kleid, daß sie am l. Mai ebraucht hat, am 2. Mai nicht
mehr nehmen muß· Denn schließlich hätte sie dann doch für die Festlichkeit
kein Kleid gehabt. »

Tatsächlich gehen ihre Rechte auch weiter.

Ein Kaus, der unter der Bedingung der Lieferung zur festen

Zeit abgeschlossen wurde (eine Bedingung, wie es deren mehrere

gibt, die aber hier behandelt wird, weil sie im Frauenleben

besonders häufig eintritt), ist ein sogenannter »Fixkauf«. Dieser

steht unter ganz bestimmten gesetzlichen Bestimmungen. Wenn die

Ware nicht genau zu der festbestiutmten Frist (oder innerhalb

der festbestiunuten Frist) geliefert wird, kann sich die Käuferin

überlegen, was sie tun will. Zunächst einmal kann sie (wenn

man bei dent Beispiel von dem Vallkleid bleiben will) sich

ein in Wert nnd Qualität entsprechendes Kleid in irgend-

einem entsprechenden Geschäft kaufen nnd verlangen, daß ihr

die Schneidertntden Schaden ersetzt, den sie dadurch erlitten hat,

daß sie sich dieses Kleid kaufen mußte. Dieser Schaden wird

nicht den ganzen Preis des Vallkleides betragen, denn sie hat

ja schließlich das Ballkleid; wohl aber jene Summe, tun die es

teurer kaut als eines, das sie sich mit Überlegung hätte zusammen-

stellen können· und nicht in letzter Stunde hätte kaufen müssen.

Weiters hat setzt die Käuferin die Wahl, entweder zu verlangen,

daß ihr das Kleid außerdem noch geliefert werde, oder vom Vertrag

zurückzntreten, weil sie jetzt keine Verwendung mehr für das Kleid

habe. Jm allgemeinen wird bei Fixgeschästen angenommen, daß

der Käufer vom Verträge zurücktritt, wenn die Lieferung nicht

pünktlich erfolgt. Will man die Ware also doch noch haben, so
muß matt den Verkäuser sofort davon verständigen.

Matt kann aber auch Schadenersatz verlangen, wenn man

z. V. durch Nichtliefern der Ware ein Geschäft seinerseits nicht
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einhalten konnte, wenn man eine Besprechnng nicht besuchen

konnte; immer muß der Schaden aber ziffermäßig erweislich sein.

Hier sei gleich bemerkt, daß stets auch die Käuferin bereit

seiu muß, die Ware zur bestimmten Zeit zu übernehmen, das

heißt aber nicht nur, sich sie zustellen zu lassen nnd sie zu

behalten, sondern sie Zug um Zug bei der übergabe zu bezahlen.

Kann sie sie nicht bezahlen, ist der Verkäuser nicht verpflichtet,

ihr die Zahlung zu stunden. Er kann die Ware wieder mit-

nehmen und kann sich es jetzt überlegen, ob er die Käuferiu auf

übernahme der Ware und auf Bezahlung des Schadens klagen

soll, der ihm durch die nicht fristgerechte Übernahme entstanden

ist; ob er einfach vom Vertrage zurücktreten und sich die Ware

behalten soll oder ob er, wenn er ein Kaufmann ist, seine Ware

nach vorheriger Androhung öffentlich verkaufen lassen und dann

von der Käuferin den Ersatz des Schadens verlangen soll, der

ihm dadurch erwachsen ist.

Aus dem Vorigen zeigt sich, daß bei einem Kaufvertrag still-

schweigend eine Reihe von Bedingungen und Folgen durch das

Gesetz festgelegt sind, über welche von der Kuudschaft mit dem

Verkäufer meist gar nicht gesprochen wird. Dadurch, daß man

schweigt, gelten eben die gesetzlichen Normen.

Wenn man will, tann man diese gesetzlichen Normen, die nicht
,,zwingendes Recht« sind, wie die Normen der sozialen Gesetzgebung, die
in einein früheren Kapitel behandelt wurden, es waren, abdingeu. Aber
das muß durch »ausdrückliche« Vereinbarung geschehen-

Fsufpw Was muß also bei einem Kausvcrtrag festgestellt und behandelt

ZEIT-! sein, damit der Vertrag als abgeschlossen gelte? Auf der einen

stzgså Seite lmuß die Willensübereinstinimung der beiden Parteien, es

niusz ein Kauswille und ein Verkauswille, Antrag und Annahme

da sein, wie bei jedem andern Vertrage. Und auf der andern

Seite muß Antrag und Annahme eine bestimmte (oder bestimm-

bare) »Sache« und einen bestimmten »Preis« (oder einen

bestimmbaren Preis) umfassen.

Kommt die Künserin in den Laden und sagt: »Ich möchte das rosa Kleid
aus Waschstoff haben, welches hier hängt« und der Vertåuser sagt: »Ein-
verstanden«, so ist noch tein Kausvertrag zustande gekommen. Denn die
»Sache«, dieses bestimmte Kleid, ist zwar bestimmt, aber noch nicht der
Preis. Hat aber die Käuserin gesagt: »Ich möchte dieses rosa Kleid haben,
welches mit 108 ausgeschrieben ist«, und der Vertäufer sagt: »Einna-
standen«, dann ist der Kausverttag abgeschlossen. Und in einein solchen
Falle kann die Käuserin nicht mehr zurücktreten, wenn sie jetzt auch noch
einige Bedingungen stellen möchte. Tas hätte sie eben früher tun müssen-
ehe sie das Kausanbot stellte. Will sie z. V. jetzt eine Stundung des
Kaufpreiseö ausbedingen oder eine besondere Art der Zustellung, so ist das
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nicht möglich; es sei aber wiederholt, daß die Vorschriften der Gewähr-
leistung auch in diesem Falle gelten, daß sie also das Kleid zurückstellen
kann, wenn es zn dem gewöhnlichen Gebrauche, zu dem es nach Qualität
nnd Art geeignet schritten mußte, nicht brauchbar ist.

Ausnahmsweise kann ein Kaufvertrag geschlossen werden, ohne

daß die Sache individuell bestimmt wird oder auch ohne daß

der Preis ausgemacht wurde. Eine ,,Sache« braucht man nicht

individnell zn bestimmen, wenn es sich nm eine Einheitsqnalität

handelt, die überall gleich ist. Drei Seunneln, ein Kilogramm

Wiirfelzucker (aber nicht ein Kilogramm Zucker ohne bestimmte

Angabe der Qualität), zehn Kilogramm griffiges Mehl u. dgl.,

das hat eine Einheitsqualität und einen Einheitspreis, über den

nicht weiter gesprochen werden muß. Manchmal kommt man zu

einem Geschäftsmann und wählt einen Gegenstand ans, der

nicht solch einen festen ,,Marktpreis« besitzt. Was darf der

Geschäftsmann nun rechnen? Oder etwa man bestellt bei einer

Schneiderin ein Kleid und macht keinen Preis ans. Was hat

man zu bezahlen? Darf sie nun beliebig hohe Forderungen

stellen? Muß man dem Geschäftsmann nun alles bezahlen, was

er will? Nein. Sondern der Geschäftsmann kann von dieser

Kunde nur soviel fordern, als er sonst für diesen Gegenstand

von Kunden verlangt. Und die Schneiderin kann nicht mehr

verlangen, als ihr auch sonst zu zahlen ist. Behauptet die

Schneiderin, sie könne mehr verlangen, so muß sie beweisen,

daß sie dies mit der Kunde ausgemacht hat (znm Vergleich

können natiirlich nur sachlich gleiche Leistungen herangezogen

werden); behauptet die Kundschafh daß man es ihr billiger

geben muß, muß sie beweisen, daß billigere Preise vereinbart

wurden. Der Hinweis auf andere Geschäftsleute, welche billigere

Preise rechnen, bei-fängt nicht. Jeder kann die Preise verlangen,

welche er zu rechnen pflegt.

Der Kaufmann ist nicht verpflichtet, seiner Kunde Ware zu

jenen Preisen abzulassen, welche im Schaufenster angeschrieben

sind. Aber er muß die Kunde, welche kaufen will, darauf auf-

merksam machen. Wenn Frau Marie in ein Geschäft kommt und

sagt: »Ich möchte die rosa Blase, die im Schaufenster links

hängt«, muß der Kaufmann ihr sie nicht um den dort ange-

schriebenen Preis lassen. Solche Preise sind kein bindendes

Verkaufsanbot, weil sie nicht individuell gestellt sind. Er muß

ihr aber sagen: »Sie kostet 10 s«, denn damit macht er jetzt

erst ein bindendes Anbot. Frau Maries Anbot hatte, auch wenn

sie es nicht aussprach, vorausgesetzt, daß die Bluse, wie ange-
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schrieben. 6 s koste. Darauf wird es nun Frau Maries Sache

sein, dieses neue Anbot anzunehmen oder abzulehnen· Schweigt

aber der Kaufmann nnd schreibt er stillschweigend eine Rech-

nung auf 10 s, was dann? Dann wird Frau Marie die An-

nahme der Blnse glatt verweigern. Denn es ist gar kein Vertrag

zustande gekommen. Man war ja über den Preis nicht einig,

Sie hatte 6 s zahlen wollen, der Kaufmann hatte 10 S

verlangen wollen. Es war kein übereinstimmender Wille da —-

nnd »durch den übereinstimmenden Willen beider Teile kommt ein

Vertrag zustande« —, also entstand auch kein Vertrag (§ 861

ABGB.). Hat sie durch diesen Irrtum einen Schaden erlitten,

so hat diesen der Kaufmann zu verantworten, der sich so nn-

dentlicher Ausdrücke bediente, bzw. sie in Jrrtnm geführt hatte

(§ 871 ABGB.).

Eine allgemeine Preisliste bindet nicht. Man kann nichts dagegen ein-
wenden, wenn man aus den allgemein verschicktcn Taris hin in das Geschäft
kommt nnd hören muß, daß die Ware seit »gestern« teurer sei. Deshalb
ist es aber richtig, wenn man bei schriftlichen Bestellungen, welche man
auf Grund eines solchen Tarifs vergibt, sagt: Jch bestelle ans Grund
Jhres Tariss »zu dem dort angegebenen Preise von 1 s«.

Bindend ist der persönlich gestellte Antrag. Dieser Antrag

bindet den Antragsteller aber auch nur eine bestimmte Zeit. Man

darf sich es beim Einkaufen nicht überlegen. Wenn der Antrag

miindlich oder durch den Fernsprecher gemacht wird, so muß

sofort Bescheid gegeben werden. Sagt man:»Jch werde mir es

überlegen, oder ich werde nachschaueu«, dann hat der andere Teil

damit vollkommen freie Hand erhalten, sich anderswo einzndeckeu

oder anderen Personen zu verkaufen. Will man das verhindern,

so muß man fragen: »Bleiben Sie mir im Wort? Bis wie langes-m

Gehen die Verhandlungen schriftlich vor sich» muß man post-

wendend antworten. Verspätet sich die Erledigung durch ein

Versehen der Post, braucht der Antragsteller darauf doch keine

Rücksicht zu nehmen. .

Wie schon erwähnt, gilt jeder Kauf unter der stillschweigenden

Bedingung als abgeschlossen, daß der Kaufpreis bei Übergabe

der Ware zu bezahlen ist. Jst der Käufer dazu nicht imstande

oder will oder kann er nicht die Ware übernehmen, so gerät er

in »Annahmeverzug«, und der Berkänfer kann ihn, wenn er

will, für den Schaden verantwortlich machen, der daraus ent-

standen ist. Soll der Kaufpreis gestundet werden, so muß dies

besonders ausgemacht werden. Hat der Käufer an dem Tag, wo

es verabredet war, nicht gezahlt, so muß er die Schuld dem
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Kaufmann verzinsen; ebenso muß er Zinsen zahlen, sobald er

trotz Mahnung eines Kaufmannes nicht gezahlt hat.

In letzter Zeit hat der Brauch immer mehr zugenommen,

Waren auf Kredit zu kaufen. Um sich nun vor dem Schaden zu

schützen, der entstehen muß, wenn Käufer sich erst die Ware

geben lassen, sie verbrauchen und dann erklären: »Ich bin

zahlungsnnfähig, du kannst mich klagen und pfänden, so viel du

willst«, hat man zum Ausweg gegriffen, daß der Verkäuser sich

bis zur Bezahlung der letzten Rate das »Eigentum vor-

behält«. Die Käuserin darf die Sachen also wohl gebrauchen,

aber nicht verbrauchen, nicht verkaufen, nicht verschenken, nicht

verpsänden. An Sachen, die man nur gebrauchen kann, indem

man sie verbraucht, wie an Lebensmitteln, aber auch an Kleider-

stoffen, ist ein ,,Eigentnmsvorbehalt« nicht möglich.

Wer ein solches Ding, welches ihm mit Eigentuinsvorbehalt

übergeben wurde, seinem Eigentümer entziehen wollte, wer es

verkauft, verschenkt oder verpfiindet, letzteres so, daß er es nicht

anslösen kann, wenn der Verkäufer es zurück haben will, begeht

eine strafbare Handlung, welche je nach dem Werte der Sache

das Verbrechen oder die libertretnng der Veruntreuung bildet.

Der »Veruntreuuug« macht sich schuldig, wer ein ihm »anvertrautes«
Gut vorenthält oder sich zueignet.

Bei »Ratengeschäften« handelt es sich um Kaufe, bei denen

nicht nur Kredit gewährt wird, sondern bei denen dem Käufer

auch die Erleichterung eingeräumt ist, in kleinen Beträgen zu

bezahlen. Auf Raten kanft zum großen Teil die arme Be-

völkerung, jene Kreise, welche zugleich unerfahren, unbehilflich

und vor Drohungen zuriickschreckend sind· Bei solchen Geschäften

pflegt sich der Verkäufer vorzubehalten, daß er, wenn der Käufer

oder die Käuferin mit der Zahlung der vereinbarten Raten im

Rückstand ist, die sofortige Zahlung sämtlicher Raten fordern

könne (Termiuverlust). Das Gesetz schreibt aber zwingend

vor —- hier handelt es sich auch um soziale Schutzgesetze, daher

sind die Vorschriften des Ratengesetzes »zwingend« —, daß

solcher ,,Terminverlust« nur bedungen werden darf fiir den

Fall, als zwei auseinanderfolgende Naten nicht gezahlt werden«

Zahlt der Känfer diese volle Summe nnn erst recht nicht, so

kann der Verlänfer sich ausbedingen, daß er in diesem Falle

wie auch sonst, wenn die Bedingungen des Vertrages nicht erfüllt

werden, zurücktreten kann. Dann hat der Verkäufer alles, was

an Naten bisher gezahlt wurde, zurückzugeben, die Raten zu

verzinsen und dem Käufer zu ersetzen, was er für die Sache zu
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ihrer Erhaltung oder Verbesserung ausgegeben hat. Hingegen

muß der Käufer die Sache selbst zurückgeben und dafür eine

Vergütung leisten, daß er sie so lange benutzen durfte. Die Ein-

wendung, daß die Sache nicht einmal die Hälfte dessen wert sei,

was fiir sie verlangt wurde, kann binnen drei Jahren gemacht

werden. Ein etwaiger Verzicht, eine gefcheheue Verletzung über

die Hälfte des wahren Wertes geltend zu machen, ist unwirksam.

Den Anspruch auf Gewährleistung kann man, auch wenn eine

Anzeige wegen dieses Mangels nicht erfolgt ist, so lange machen,

auch durch Klage machen, als die letzte Rate noch nicht bezahlt ist-

§ 35. Zölle, Steuern und Gebühren.

HZIÆZFM Die Ausgaben der öffentlichen Hanshalte werden zum größten

wies-« Teil durch Steuern und Abgaben gedeckt.

Es gibt daneben noch andere Einnahmen. Die Monopole,

man denke an das Tabak- und Salznionopol, die Staatslotterien,

das Monopol für Pulver und Sprengstoffe, spielen eine wichtige

Rolle im Staatshaushalt. Die Vundesbetriebe, z.B. die »Post«,

die »Telegraphen-, Femsprech- nnd Rohrpostanftalt«, die »Oster-

reichifchen Bundesforste«, die »Montanbetriebe«, das ,,Karto-

graphische Justitut«, die »Staatsdruckerei«, das ,,Hanptmiinzamt«,

die ,,Buudestheatcr«, die ,,Wiener-Zeitung«, die ,,Bundes-

apotheken«, werden vom Staate freilich nicht nur wegen der Ein-

nahmen betrieben, die sie zum Teil bieten; der Bund erfüllt

oder glaubt dadurch eine staatspolitische oder Kulturaufgabe zu

erfüllen. Manche Bundesbetriebe, wie die Bundestheater, belasten

alljährlich den Staatsfiickel ganz ausgiebig. Andere aber sind

eine Quelle wenn auch bescheidener Einnahmen. Eine eigentiimliche

Rolle spielen die Bundesbahnen, welche kommerzialisiert, also

mit einer gewissen Selbständigkeit ausgestattet sind, deren Ve-

triebsabgäuge aber doch vom Staate garautiert werden.

grue mu- Eine bedeutende Rolle im Staatshaushalte spielen die Zölle.

IIZLFLZJ Neben ihnen fallen die Anssuhrabgaben kaum ins Gewicht.

Einige Zölle, wie die ans Tee und Kaffee gelegten, sind reine,

»Finanzzölle«. Obwohl diese Gennßmittel nicht in unserem Lande

wachsen, obwohl also hier ein schutzbediirftiges Interesse der

Wirtschaft nicht vorliegt, werden sie bei der Einsuhr doch mit

hohen Abgaben belastet, weil der Staat diese Mittel für seine

Finanzwirtschaft braucht. Andere Zölle sind ,,Schutzzölle«. Wenn

das Ausland unter günstigeren Bedingungen produziert (z. B. auch

Rohstosfe, -wie Getreide, infolge günstigeren Klimas oder besserer
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Arbeitsbedingungen billiger erzeugt) nnd bei uns zu Lande zn

befürchten wäre, daß eine eigene Industrie dadurch geschädigt

werden könnte, wird ein Zoll auf die Eiufuhr dieser Artikel

gelegt, welcher den Unterschied zwischen den österreichischen Preisen

nnd den Weltmarktpreisen ausgleichen soll. Bisweilen soll sich

auch eine noch nicht gefestigte Industrie unter dem Schutze eines

solchen Zolles erst entwickeln. Die Wissenschaft von den Zöllen

ist sehr kompliziert, zumal infolge der verschiedenen Handels-

verträge nnd der Meistbegiinstignngsklanseln, welche dsterreich

durch den Friedensvertrag von Saint-Germain auferlegt worden

waren, die ganze Handelspolitik durch viele Jahre stark be-

hindert war.

Zölle und Ausfuhrabgabeu berühren die einzelne Frau nur

selten direkt; wenn sie nicht gerade Jrnportenr oder Exportenr

ist, merkt sie kaum etwas von ihnen —- als die hohen Preise im

Inland, iibcr die sie sich wundert, wenn man ihr im Ausland

eine Ware mu einen Bruchteil dessen anbietet, was sie hier zu

zahlen gewohnt ist.

Desto intensiver ist die Bekanntschaft, welche der Staatsbürger

mit den direkten und indirekten Steuern zu machen gewohnt ist.

Dabei ist die Scheu vor diesem Kapitel des öffentlichen Lebens

beinahe noch größer als seine Kornplizicrtheit; und diese hat

das Stenerwesen nahezu zu einer eigenen Wissenschaft gemacht,

fiir die sich schon Spezialisten etablierten.

Beiden indirekten Steuern spielen die ,,Verbranchs-

steueru« eine wichtige und vielumstrittene Rolle. Von ihnen

wird besonders der kleine Mann getroffen, der sich seine lebens-

wichtigen Bedürfnisse verteuern lassen muß — hier werden im

Inland erzeugte Verbrauchs- nnd Genußmittel getroffen —, darum

gelten sie als asozial. Auf der anderen Seite wird zu ihren

Gunsten eingewendet, daß sie die Kapitalsbildung nicht dort

hindern, wo sie möglich ist, nämlich bei den größeren Einkommen,

welche man allein durch die direkten Steuern höher treffen kann,

daß sie den unerwiinfchten Konsum beschränken und daß man ja

nur bestimmte Gennßmittel trifft. Die wichtigsten staatlichen Ver-

brauchssteuern (an ihnen haben allerdings die Länder nnd Ge-

meinden einen gewissen Anteil) sind die Branntweinstener, die

Bietsteuer, die Weinstener, die Schautnweinsteuer, die Mineral-

wasserstener, die’«Essigfäuresteiier, die Zuckerstener, die Siißstoff-

steuer und die Zündmittelsteuer.

Werden durch diese Verbrauchssteuern gewisse Genußmittel be-

lastet —- man beachte, daß drei Viertel der Einnahmen, welche
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diese Steuern bringen, von den Verbrauchssteuern kommen, welche
auf alkoholische Getränke gelegt sind —, so belasten die »Umsatz-
fteuern« den Verkehr ziemlich undifserenziert. Was immer man
kauft, ob Brot oder Kleider, ivelche Arbeit oder Mühewaltuug
man in Anspruch nimmt, Arzt, Anwalt, man muß die ,,Waren-
umsatzsteuer« bezahlen. Diese Steuer liefert eines der größten
Erträgnisse im Staatshaushalte. Die Wareuunisatzsteuer muß
man natürlich auch von Waren zahlen, für welche man zuvor schon
Verbrauchssteueru hatte entrichten müssen. Diese Verbrauchssteuern
sind eben eine zusätzliche Belastung. Eine Umsatzsteuer muß auch
entrichten, wer eine Aktie oder ein Wertpapier an der Börse
kaitft oder verkauft (Effektenumsatzsteuer, Valutenumsatz-
steuer, Baukeunmsatzstener); doch fallen die Erträgnisse dieser
Steuern praktisch kaum ins Gewicht.

Direkte Steuern sind: Grundsteuer, Gebäiidefteuer, seit
November 1929 Ziiisgroschensteuer, allgemeine Erwerbsteuer,
Körperschaftssteuer, Rentenstener, Einkommensteuer, Vermögens-

, steuer, Tantiemeiiabgabe.

Für den großen Teil der Bevölkerung kommen uiatiche Steuern
kaum in Frage. Die meisten Personen werden von der all-
gemeinen Erwerbsteuer, der Körperschaftssteiier, Persoiialeiiikonimen-
steuer, Renteiisteuer oder Vermögenssteuer getroffen. Auch ihrer
Höhe wegen sind diese Steuern die wichtigsten.

1. Der allgemeinen Erwerbsteuer unterliegt, wer im
Jiiland eine Erwerbsunternehinnng betreibt oder eine
auf Gewinn gerichtete Beschäftigung ausübt. (§ l des
Persoiialsteitergesetzes, BGBl. 307X1924.) ·

Diese fteuertechnische Qualifikation eines Unterne meiis ist ganz un-
abhängig von dem, was im vorhergehenden Paragrap en über die gewerbe-
rechtlichen Unterschiede gesagt wurde. Der Erwerbstcuer unterliegt, wer die
schönen Künste betreibt, unterliegt der Anwalt und Notar ganz ebenso
wie der handwerksmäßig Gewerbetrcibende und wie der Fabrikant; aber
auch das Wohltätigieitsuiiternehmeii, das eine Erwerbsunternehtnuug be-
treibt, um aus deren Ertrag seine Institute zu sinanziercn, muß diese Steuer
bezahlen; Jugendunteiricht und Krankenpfiege durch geistliche Orden z.B.
find aber nicht ertverbsteuerpflichtig, wenn die Erträgiiisse" dieser Unter-
nehmungen der Erhaltung nnd Ausdehnung der Unternehmungen zugute
kommen sollen.

Der Erwerbsteuer unterliegt aber nur, wer selbständig und

auf eigene Rechnung, als Unternehmer, seinem Erwerbe nach-
geht, nicht ein noch so hoch besoldeter Dienftnehmer. Erwerbsteuer-

pflichtig ist das Wohnungsvermieten an Gäste mit Einrichtung
und Bedienung, das Mieten ganzer Häuser zum Weitervermieten.
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Nicht etwerbsteuerpslichtig ist der Betrieb der Land- und

Forstwirtschaft samt seinen Nebengewerbenz auch der Pächter,

wenn er die Vewirtschaftnng des gepachteten Gutes wenigstens

vorwiegend selbst mit seiner Familie besorgt u. a. m. zahlt keine

Erwerbsteuer.

Nicht erwerbsteuerpflichtig sind »Arbeiter(innen), die sich

mit gewöhnlichen Handarbeiteu oder Verrichtungen nur in der

Wohnung ihrer Kunden oder zu Hause ohne Hilfsarbeiter be-

tätigen«, Heimarbeiteritmen, »welche ausschließlich im Aus-

trag oder für Rechnung von Unternehmern persönlich oder unter

Mitwirkung von Personen des eigenen Hausstandes, jedoch ohne

fremde Hilfsarbeiter industrielle Erzeugnisse herstellen oder be-

arbeiteu«, Studiereude, »welche Privatunterricht etteilen«, dann

jene Personen, welche Privatunterricht oder Schriftstellerei

nur als Nebenbeschäftigung mit einem zur Deckung des Lebens-

unterhaltes nicht ausreichenden Ertrage betreiben;« Neben-

beschäftigungen überhaupt, »salls ihr jährlicher Ertrag 180 s

nicht übersteigt,« u. a. m.

Die Besteuerung erfolgt nach Kalenderjahren (eventuell nach

Wirtschaftsperioden) auf Grund des ,,Geschäftsgewinnes«, des

Reinertrages, d. h. des Ertrages nach Abzug aller Betriebs-

auslagen. Sind aber an einem Unternehmen mehrere Personen

beteiligt (mögen auch einige von ihnen stille Gesellschafter sein),

so ist der Reinertrag des Unternehmens die Summe der Gewinne

aller Veteiligten.1)

Die Berechnung des Reinertrages ist in der Praxis nicht leicht.

Jedenfalls ist auf der einen Seite, der Gewinnseite, alles einzu-

setzen, was man wirklich erhalten hat —- auch wenn in den

Zahlungen Vergiitungen für Stempel und Abgaben, Waren-

umsatzsteuerpauschale drinstecktz alles, was für den eigenen

Verbrauch aus dem Betriebe herausgezogen wurde; und alles,

was an Inventar noch da ist. Als Abzugsposten gelten Erhal-

tungskosteu des lebenden nnd toten Inventars — nicht seine

Vergrößerung oder Erweiterung —, ordnungsmäßige Abschrei-

bungen, Versicherungen, Mietzinse, Beheizungs- und Beleuchtungs-

kosten, die Kosten der Rohstoffe, Löhne und Gehälter samt

Sozialversicherungsbeiträgen, die gezahlte Erwerbsteuer, Fürsorge-

1) Deshalb ist die früher erörterte Frage so wichtig, ob der Angestellte
oder der Handel-sagend dessen Entgelt in einem Anteil am Gewinn beste t,
als Gesellschafter zu werten ist oder nicht. Jst er Angestellter, so ist sein
Entgelt Teil der Betriebsanslageu, vom Bruttoertrag abzurethnenz ist er

Gesellschafter-, so ist fein Anteil ein Teil des Reinertrages.
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abgabe, Grund- und Gebäudestener, Zinsen von Geschäfts-

schulden, der Wert der bei der vorjährigen Jnventur über-

nommenen Vorräte u. a.

Jeder auch geringfügige Erwerb aus einer Erwerbsunter-

nehmung ist fiir die Zwecke der Erwerbsteuer zu fatieren; auch

wenn nur ein Verlust vorhanden war, ist dieser unter Beibrin-

gung der Ziffern und Daten darzulegen.

Die Erwerbsteuer beträgt für die Angehörigen freier Be-

rufe (Anwälte, Ärzte, Zivilingenieure, Maler, Bildhauer, Zeichner,

Kunstgewerbler, respektive Anwältinnen, Ärztinnen u. a. m.), für

Personen, die ,,persönliche Dienste« selbständig leisten

(Dienstinänner, Fremdenführerlinnen], Garderobieren, Kranken-

pslegerinnen u. a. m.), für »Stellenvermittlerinnen« und

für Jnhaberinnen anderer Unternehmungen, deren Reinertrag

nicht mehr als 8400 S erreicht, 4 Prozent. Hat ein erwerbstener-

nflichtiges Unternehmen einen geringeren Reinertrag, so erniedrigt

sich der Steuersatz. Für andere Unternehmungen und Beschäfti-

gungen ist der Steuersatz höher; er bewegt sich zwischen 5 und

7-5 Prozent. Erncäßigungen können gewährt werden.

Das Erwerbsteuerbekenntnis ist alljährlich bis Ende

März abzugeben. Jst der Unternehmer eine physische Person, so

hat er es mit dem Bekenntnis zur Persoualeinkommensteuer zu

verbinden. Beträgt das erwerbfteuerpflichtige Einkommen nicht

mehr als 4200 s, so genügt die kurze Anzeige, daß der Rein-

ertrag diese Grenze nicht überschritten hat. Jst der Reinertrag

aber größer, so muß das Bekenntnis in allen Einzelheiten ab-

gelegt werden, wie sie sich aus dem bei den Stencradministra-

tionen erhältlichen Formular ergeben. Kennt man sich bei Ab-

fassung seines Bekenntnisses nicht aus« wende man- sich an einen

Anwalt oder Notar oder mit einem höflichen Ersuchen an den

Referenten der Stencradministration persönlich. Man unterlasse

nicht die Anführung der notwendigen Einzelheiten.

Wenn man nicht fristgerecht fatiert, so kann die Steuerbehörde

ausfordern, das Bekenntuis innerhalb einer bestimmten Zeit

nachzutragenz aber man kann einer solchen säumigen Betriebs-

inhaberin auch von Amts wegen die Steuer bemessen —- und

sie kann sich dann gegen eine übermäßig hohe Ansehung ihres

Gewinnes schwer wehren. Neben dieser Bemessung von Amts wegen

kann ihr die Behörde eine Strafe auferlegen. Außerdem kann

ihr noch, wenn sie zwar fatiert, aber keine Einzelheiten beigebracht

hat nnd trotz Vorhalts dieses Säumnis nicht wettmachte, ein

Zuschlag von 5 Prozent der Steuersnmme auferlegt werden.
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Hat sie sristgerecht nnd Unter Beibringung von Einzelheiten seit-treu

fatiert, wird die Steuerbehörde dieses Bekenntnis überprüfen, fu«-kais

allenfalls wird sie von ihr noch zu weiteren Auskünften, zur FZZHJZZZ

Einsichtgewähwng in ihre Bücher u. a. m. aufgefordert werden; der Stufe-.

es kann, wenn sich ihre Einkonnnenverhältnisse so (nach Ansicht

der Steuerbehörde) nicht klären lassen, sogleich ein »Vorhalts-

verfahren« eingeleitet werden, in welchem ihr alle Bedenken

vorgehalten werden, die gegen die Richtigkeit ihrer Angaben

vorzuliegen scheinen. Innerhalb der gefetzten Frist muß sie diese

Vorhalte mündlich oder schriftlich präzise beantworten, bei

sonstigen Säunmisfolgen. Die Steuerbehörde kann zunächst auch

nur ein »Steuermandat« erlassen. Jn diesem ist der Betrag

angegeben, mit welchem das steuerpflichtige Einkommen nnd

die Höhe der vorgeschriebenen Steuer angenommen ist. Jst der

(die) Steuerpslichtige mit dieser Vorschreibung nicht einver-

standen, so hat er (sie) binnen der unerstreckbaren Frist von

drei Wochen bei jener Steuerbehörde, welche das Mandat

erließ, »Einfpruch« zu erheben. Damit tritt das Stenermandat

außer Kraft. Offenbar mutwillige Erhebung eines Einspruches

wird mit einer Strafe belegt.

Wird der Einspruch erhoben und anfrechterhalten, wird das

ordentliche Veranlagungsversahren eingeleitet. Eine Kommission

hat nun nach Möglichkeit die tatsächliche Lage zu ermitteln. Sie

soll der Besteuerten ihre Bedenken ,,vorhalten« (siehe oben), soll

ihr umfassende Gelegenheit geben, sich zu äußern und ihre Lage

darzustellen. Letzten Endes entscheidet die Schätzung durch die

Kommission, indem auf Grund der von ihr angenommenen Höhe

des Reineinkommens die Steuer berechnet und nun der Steuer-

pflichtigen eilt »Zahlungsauftrag« zugestellt wird, der ihr die

Höhe der Steuer bekannt gibt.

Gegen diesen Zahlungsauftrag können beide Teile (die Unter-

nehmerin und die Steuerbehörde) die Berufung an die Be-

rufungskommission einbringen. Eine Berufung seitens des

Steuerträgers, binnen 30 Tagen nach Zustellung des Zahlungs-

anftrags eingebracht, hemmt aber nicht die im Zahlungsaustrag

angegebenen Steuerzahlungssristen. Die Berufungskommission kann

auch bei einer nur von der Steuerpflichtigen eingebrachten Be-

rufung finden, daß sie noch mehr zu bezahlen habe und die ent-

sprechenden Maßnahmen zu einer Nachbemessuug veranlassen.

Bei einer solchen »Nachtragssteuerbemessung« stehen dem (der)

Besteuerten wieder Rechtsmittel offen. Hat die Berufungs-

kommission aber nur innerhalb des Rahmens der angemeldeten

is Beth, Das Recht vkk Faun 273



Berufung — und nicht von Amts wegen —- entschiedeu, so ist
ein ordentlicher weiterer Rechtszng nicht zulässig nnd es bleibt
gegen ihre Entscheidung nnr noch die Beschwerde an den

Verwaltungsgerichtshof offen, wenn unrichtige Anwendung
des Gesetzes oder wesentliche Mängel des Verfahrens geltend

gemacht werden können. -

Die allgemeine Erwerbsteuer ist in vier gleichen Teilen, am
l. März, 1. Juni, I. September und 1. Dezember eines jeden

Kalenderjahres voreinznzahlen. Diese Voreinzahlung hat ohne

vorgängigen Zahlungsanftrag in der Regel in der Höhe jener

Beträge zu erfolgen, wie sie für das vorangegangene Jahr vor-

geschrieben worden waren. Später werden die Voreinzahlungen

abgerechnet. Bei Ungliicksfällen kann ein Nachlaß der Worein-

zahlnngen erwirkt werden.

mitfes- 2. Die Körperschaftssteuer ist jene Erwerbstener, welche

MSZFFHZZL nicht einzelnen physischen Personen oder zn gewissen Geschäften

Mgstsusss vereinigten Personengesellschaften (offene oder stille Handels-
· gesellschaft u. a. m.) vorgeschrieben wird, wie die allgemeine

Erwerbstener, von welcher eben gehandelt wurde; sondern sie ist

jene Erwerbfteuer, welche Körperschaften und gewisse
znr öffentlichen Rechnungslegng verpflichtete Unter-

nehmungen zahlen.

Dieser Steuer unterliegen Aktiengesellschaften, Aktienvereine
nnd Kommanditgesellschaften anf Aktien, Gewerkschaften, wechsel-
seitige Versicherungsgesellschaften, Erwerbs- und Wirtschafts-
genossenschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung nnd
gemeinwirtschaftliche Anstalten; außerdem Unternehmungen des
Bundes, der Länder, Bezirke und Gemeinden, sofern sie nicht

im Rahmen der öffentlichen Verwaltung oder auf Grund von

Hoheitsrechten betrieben werden; schließlich ansländische Körper-

gchfaftem wenn sie im Inland Unternehmungen oder Realitäten

eitzen. «

Es gibt dabei für einzelne Organisationsformen auch Befreiungen, für
andere Begünstigungen. Begünstigungen genießen z. B. Konsumvereine,
welche den Absa der Waren auf ihre eigenen Mitglieder beschränken —-
daher die Energie, mit der in solchen Konsumvereinen abgelehnt werden
muß, auch nur eine Kleinigkeit an einen Fremden zu verkaufen ——, und
gemeinnützige Banvereinignngen.

Die Körperschaftssteuer wird alljährlich vom Reinertrag be-

messen. Den Reinertrag bilden die bilanzmäßigen Uber-

schüsse, ohne Unterschied, ob diese als Zinsen, Dividenden,

Tantiemen oder unter welchen Namen immer zur Verteilung
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gelangen oder thesauriert werden. Dazu werden noch einzelne

»Zurechnnngsposten« hinzugenommenz aber es können auch,

ähnlich wie bei der allgemeinen Erwerbsteuer, die notwendigen Anf-

wendungen fiir den Betrieb abgerechnet werden.

Der Steuersatz ist sehr verschieden, je nachdem es sich um

begiinstigte Körperschasten handelt oder nicht. Für nicht be-

günstigte beträgt die Körperschastssteuer 25 Prozent des steuer-

pflichtigen Einkommens; ist das Einkommen verhältnismäßig

gering, so wird das Neinvermögen der Körperschast (nebft

gegen Teilschuldverschreibungen aufgenommenen Anlehen) der Be-

steuerung zugrunde gelegt und es ist von diesem 3«6 vom

Tausend des Anlagekapitals (bei Versicherungsgesellschaften auf

Aktien 3«6 vom Tausend der Summe der Jahresnettoprämien),

mindestens aber 420 s zu bezahlen.

Das Verfahren bei der Veranlagnng nnd Vorschreibung der

Körperschaftssteuer ist im wesentlichen gleich dem bei der allge-

meinen Erwerbsteuer.

3. Der Rentenstener unterliegt, wer ans Vermögens-

objekten oder Vermögensrechten Bezüge empfängt,

welche nicht schon durch die Grund-, Gebäude- oder

Ertverbsteuer direkt getroffen sind.

Das ossizielle Formular zum Rentensteuerbelenntnis gibt (beispielsweise)
als »Bezugsauelle« an: Kapitalsfordentngem ausländische Wertpapiere,
Versicherungspolizzen, verpachtete Gewerbe, sonstige vertragsmäßige oder
letztwillige Renten n. a. in.

Die negative Definition bedeutet, dasz man Rentensteuer nicht

von Einnahmen zahlt, die man aus irgendwelchen Zins- oder

Pachterträgnisien von Häusern oder Grundstiicken bezieht. Sie

ist beispielsweise aber zu zahlen von den Erträgnissen, die man

aus öffentlichen oder privaten Darlehen, Spareinlageu (falls der

Schuldner, die Kasse, die Steuer nicht direkt trägt), Kassenscheinen,

Kautionen usw» aus der Verpachtung von (nicht radizierten)

Gewerben, von an Stelle von Zinsen tretenden Eskont-

gewinnen, von Leibrenten, Auszugsleistnngen und Ausgedingen,

von Zinsen und Dividenden ansländischer Wertpapiere, ob es

sich nun um Aktien oder Prioritäten von Unternehmungen oder

um Staatsanleihen handelt, es sei denn, dasz sie einer aus-

ländischen Ertragsteuer, unserer Grund- oder Gebäudestener

vergleichbar, unterliegen, bezieht. ·

at man Vermögen, bringt dieses aber keinen Ertrag, so ist

aus keine Rentensteuer zu bezahlen· Bei gewissen Anleihen ist

den Erträgnissen die Rentensteuerpflicht erlassen.
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Der Rentensteuer unterliegen nicht jene Alimenta-
tionen, welche ein Gatte von dem andern, die Frau vom

Mann oder der Mann von der Frau bekommt oder die
Kinder von ihren Eltern (oder ihren Elternpflichten

besorgenden Angehörigen) oder die Eltern von ihren
Kindern.

Die Rentenstener wird häufig abzngsweise eingehoben. So
bei den Zinsen von Spareinlagen (wo sie Z oder 5 Prozent
beträgt), bei Bundesanleihen, bei Teilschuldverschreibungen von

Ländern und Bezirken und Gemeinden u. a. m. Wo dies nicht

geschieht, beträgt die Rentensteuer bei Bezügen für die Über-

lassnng einer Eigenjagd an andere n. dgl. 15 Prozent, bei allen

anderen rentensteuerpflichtigen Bezügen 10 Prozent der Bezüge.

4. Bisher wurde das Einkommen betrachtetj wie es je nach
seiner Herkunft, ob durch Erwerbsarbeit oder durch Rentenbezug

erhalten, ob durch eigene Erwerbsarbeit oder durch die Tätigkeit

einer Körperschaft, an der man nur beteiligt ist, von verschiedenen

Steuern (Ertragsteuern) getroffen wurde. Daneben aber besteht noch
die Einkommensteuer, welche das Einkommen ohne Rücksicht,

wie es erworben wurde, oder woher es stammt, trifft, verhältnis-

mäßig nm so höher trifft, je höher es ist. Der Einkommen-

steuer unterliegen nur physische Personen, u. zw. alle

physischen Personen, welche in Osterreich durch mehr als ein

Jahr einen Wohnsitz haben, wenn dies auch nicht ihr ständiger
oder einziger Wohnsitz ist, bezüglich ihres ganzen Einkommens
(soweit es nicht in einem anderen Staate von der Einkommen-
steuer dort getroffen wird, vorausgesetzt, daß dieser Staat auch
österreichischen Staatsbürgern Reziprozität gewährt). Auch

Personen, die im Ausland leben, müssen hier Einkommensteuer

bezahlen, wenn sie aus Osterreich ein Einkommen ans Realitäten,

aus Ruhegenüssen und ähnlichem beziehen.

Von der Einkommensteuer sind Personen befreit, deren Ein-

kommen 1400 S nicht übersteigt.

Leben in einem Haushalte mehrere Personen, von welchen

jede ein Einkommen bezieht, verdient also der Mann und die

Frau und womöglich noch ein Kind, so werden alle diese

Beträge (außer wenn es sich bei den Haushaltsangehörigen

um ein Dienst- oder Lohneinkommen handelt, das direkt ver-

steuert wird [siehe unten]) dem Einkommen des Haushaltungs-

vorstandes, des Ehemannes (in Ermanglung seiner, der Frau),
hinzugerechnet und einheitlich versteuert. Dadurch kommen viel

höhere Stenersummen zusammen, wie wenn jedes einzelne
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Familienmitglied für sich die Steuer zu bezahlen hätte, da die

Sätze progressiv zunehmen. " -

Eine Ausnahme findet hiebei insoweit statt, als erwiesen

wird, daß das Einkommen der Angehörigen des Hausstandes

der gemeinschaftlichen Haushaltung nicht zufließt, wenn es weder

dem Haushaltsvorstande noch dem Angehörigen zukommt.

Nicht zuzurechnen ist ferner das von der Ehegattin oder

anderen Hausangehörigen nicht in der Wirtschaft des Steuer-

pflichtigen erworbene Arbeitseinkommen, falls das Gesamt-

einkonnnen des Haushaltes 4200 s nicht übersteigt. Jn diesen

Fällen hat eine besondere Besteuerung des betreffenden Ein-

konnnens Platz zu greifen.

Bei der Erwerbstcner wird von vornherein jedes einzelne Einkommen
je nach dem Betriebe, aus welchem es herstammt, versteuert. Dort findet
eine Zusammenrechnnng nicht statt.

Wohnt die Frau mit dem Manne nicht im gemeinsamen Hans-

halt, so zahlt sie für ihr Einkommen auch gesondert Einkommen-

steuer. Bezahlt der Mann feiner Fran, die mit ihm nicht im

gemeinsamen Haushalt lebt, regelmäßig eine Alimentation, so

muß die Frau davon Personaleinkonlmensteuer bezahlen; der.

Mann kann diesen Betrag aber von seinem Einkommen »ab-

ielen«.

z Auch wenn Eltern ihren Kindern, die nicht im selben Hanshalte leben,
oder Kinder ihren Eltern Unterhaltsleistungen gewähren, kann der Be-
zahlende sie als Abzugspoften angeben nnd beim Kinde besteuern lassen:
oder er kann sie selbst versteuern, dann braucht das Kind davon keine
Einkommensteuer zn bezahlen-

Wenn der Haushaltsvorstand Einkommensteuer für ein

Einkommen gezahlt hat, das eines seiner Familienmitglieder

hatte, z. B. seine Fran, so kann er sich von seiner Frau die

Summe zuriickzahlen lassen, die auf ihren Einkonnnenteil entfällt.

Die Frau haftet aber auch gegenüber der Stenerbehörde für

die Zahlung der Steuer. Jst der Mann säumig oder ist die

Steuer bei ihm uneinbringlich, kann die Steuerbehörde, auch

wenn die Steuer dem Manne vorgeschrieben ist, sich wegen des

auf das Einkommen der Frau« entfallenden Teiles an die Frau

halten, um für diesen Teil zu ihrem Gelde zu kommen. Wenn

der Mann nicht rechtzeitigoder nicht richtig fatiert und infolge-

dessen Steuerstrafen über ihn verhängt werden, so haftet sie«

auch für diese Strafen, aber nur, wenn sie von feiner Versäumnis

oder Verfehlung gewußt hat.

«. Als Einkommen gilt die Summe aller in Geld oder Geldes-

wert bestehenden Einnahmen der einzelnen- Steuerpflichtigen.

277



Dazu kommt etwa der Mietwert einer Wohnung im eigenen

Hause, einer sonstigen freien Wohnung, Naturaleingänge, die

verbrauchten Erzeugnisse der eigenen Wirtschaft oder des eigenen

Gewerbebetriebes; nicht aber außerordentliche Einnahmen ans

Erbschafter Lebenskapitalsversicherringen, Schenkungen und ähn-

lichen nnentgeltlichen Zuwendungen. Spekulationsgewinne sind

steuerpflichtig; aber nicht jedes gewinnbringende Verkaufsgeschäft

ist ein Spekulationsgeschäft, besonders nicht, wenn der verkaufte

Gegenstand, z. B. Aktien, Häuser, längere Zeit im Besitz der

Stenerpflichtigen gewesen sind. Einkommensteuerpflichtig sind

regelmäßige, wenn auch freiwillige Zuwendungen, Abfertignngen,

die Mietablösen n. a. m.

Vom Bruttoeinkommen kann abgezogen werden, was zur

»Erlanguug, Sicherung und Erhaltung dieser Einnahmen« ans-

gegeben werden inuszte, sowie die Schuldzinsen. Abzugsposteu

sind z. B. die tatsächlichen Auslagen für die Verwaltungs-,

Betriebs- und Erhaltungskosten der Baulichkeiten, des toten und

lebenden Inventars; entsprechende Abschreibnngen für durch

Abnützung entstehende Wertverminderuugeu, Versicherungsprämien

für Schaden-, Lebens- nnd Sozialversicherungen u. a. Doch darf

für den Haushaltungsvorstand allein nur 60 s für die jährliche

Versicherung abgezogen werden, für alle Haushaltnngsmitglieder

zusammen nur 120 s. Abzugsposten sind die gezahlten direkten

Steuern mit Ausnahme der Einkommensteuer, Zuschläge zu den-

selben, Landes-, Bezirks-, Gemeinde- oder sonstige Umlagen. Bei

Spekulationsgcschäften können auch Verluste in Abng gebracht

werden, bis zur Höhe der Gewinne, die in dem betreffenden

Kalenderjahr gemacht worden waren. .

Die Einkommensteuer1) beginnt bei einem Satz von 1«1 Prozent

vom Reineinkommeu, beträgt bei einem Einkommen von mehr

als 10.242 s bereits 4«4 Prozent und steigt dann bis 45 Prozent

an. Hat der Haushaltungsvorstand nur ein Einkommen von

10.200 S nnd muß er für Angehörige sorgen, ob diese nun dem

Haushalt angehören und ihr Einkommen ihm zugerechnet wird

oder nicht, also für Frau, Kinder,Eltern,bedüt-ftige Verschwägerte

und Geschwister bis zum zweiten Grad, und erhält jedes

wenigstens 5 Prozent seines Einkommens, so wird die Steuer

für se eine derartige Person jährlich um 5 Prozent ermäßigt. Bei

I) Jnstruktiv ist der »Einkommenschlüssel«J,-der von der Osterreichischen
Staatsdruckerei gedruckt und von den Steuerbehorden ausgegeben ist«
ebenso ders »Schtüssel zur allgemeinen Erwerbsteuer«.s" « - · « ·
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einem Einkommen unter 10.200 s kann auch unter Berück-
sichtigung außerg ewöhnlich er Lasten eine Reduktion der Steuer
eintreten. Bei einem Einkommen unter 1800 s kann die Steuer

dann sogar erlassen werden.

Bei außerordentlichen Einnahmen, wie Abfertignngen, Wald-

schlägerungen n. dgl» wird nicht das ganze Einkommen des

bezüglichen Jahres, sondern nur ein Teil der Besteuerung
zugrunde gelegt.

Bei der Einkommensteuer muß meist ein Bekenntnis abgelegt

werdenzaber bei einem Einkommen, das aus »Dienst- nnd Lohn- g k,

beziigen« stammt und das Existenzmininnun übersteigt, hat der

Dienstgeber bei der einzelnen Lohnanszahlung den auf die

Einkommensteuer entfallenden Betrag abzuziehen; der Dienstgeber
hat diesen Steuerabzug bis zum 16. des darauffolgenden

Monates an die Steuerstelle abzuführen. Abzüge sind zu machen
von Gehalten, Remunerationen, Aktivitätsznlagen, Provisionen,

Pensionen, kurz, von »stehenden« Beziigen aller Art bei öffent-
lichen und privaten Beamten, Angestellten und Dienern. Von
Diiiten, überstanden n. dgl. anszergewöhnlichen Bezügen sind
keine Abzüge zn machen.

Hat man 1) ein Dienst-einkommen von nicht mehr als 14.400
nnd daneben ein Nebeneinkommen von nicht mehr als 720 S,

so braucht man kein Steuerbekenntnis abzulegen; wenn man nicht

eine besondere Aufforderung von der Steuerbehörde erhält, ein

Bekenntnis einzubringen. Man braucht in diesem Falle die 720 s

Nebeneinkommen auch nicht zu versteuern. Jst das Dienstent-
kommen höher oder das Nebeneinkommen bedeutenden so muß
man ein Steuerbekenntnis einbringen.

Auch bei der Berechnung des Jahreseinkommens ans Dienstbezttgen
wird eine Summe, n. zw. 9 Prozent, für die Aufwendungen für Dienst-
tleidung usw. abgezogen. Wenn z. B. Mizzi also einen Monatsbezug von
120 s hat, so ist sie noch nicht cinkommenstenerpflichtig. Denn das Ein-
kommen für 12 Monatsgehalte übersteigt zwar das Existenzminimum von
1400 s; macht man aber die Abzüge, so bleibt es dahinter zurück.

»5. Die Vermögensteuer wird nicht nach dem Ertrag

berechnet, den man aus seinem Vermögen oder aus seiner Arbeit

erzielt; sie trifft das stenerpflichtige ertragbringende Vermögen

Das Vermögen wird errechnet, indem man das Einkommen aus

Vermögenswerten, aus der Land- nnd Forstwirtschaft, aus dem

Grundbesitz, aus dem Betriebskapital Erwerbsunternehmung mit

.f Ll) Bei einer Ehefran ist es kompliziert durch «die Verquiekung ihrer
Stenerpslicht mit der ihres Mannes. «
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GebührerL

einem gewissen, im Gesetze gegebenen Vielfachen ansetzt. Schulden

und Lasten sind abzuziehen. Von diesem so erschlossenen Ver-

mögen ist dann alljährlich ein Hundertsatz an Vermögensteuer

gezahlt. Bei einem Vermögen von weniger als 120.000 s beträgt

die Steuer 1X2 vom Tausend. Bei einem Vermögen von mehr

als 360.000 S beträgt er 3 vom Tausend.

Mit den erwähnten Steuern sind aber bei weitem nicht alle

öffentlichen Lasten erschöpft. -

Es gibt »Prozentualgebühren«: bei Vermögensüber-

tragnngen nnd grundbücherlichen Eintragungen, Verlassenschafts-

und Schenkungsgebiihren, Liegenschastsgebiihren, Optionsgebühren,

Gebührenäquivalent, bei Lotteriegewinsten usw.

Es gibt ,,Skalagebühren«: bei Conpons, Heeres- und

Bundeslieserungsverträgen, Wechseln.

Ferner gibt es ,,Gerichtsgebühren«: z. B. bei gerichtlichen

Vergleichen, bei Urteilen, Zahlungsbesehlen u. a.

Aber es gibt auch nichtgerichtliche feste Gebühren, z. B.

bei Promessenscheinen, Gewerbeeingaben, Ein- und Ausfuhrsachen,

Anweisungen, Scheels, Handels- und Gewerbeausschreibungen,

Beglaubignngen von Unterschriften und Übersetzungew Rechnungen,

Frachturkunden, - Spielkarten n. a.

Dazu kommen noch ,,Verkehrssteuern« (Eisenbahnen), Effekten-

umsatzsteuer, Valutenumsatzstener, Bankenumsatzsteuer. »

Mit Rücksicht ans das besondere Interesse der Bevölkerung

und insbesondere der Frauen sei hier kurz der Gebiihren

von nnentgeltlichen Vermögensübertragungen gedacht. Das sind

Erbgebühren (Erbgebührenznschläge), Schenkungsgebühren,

Nachlaßgebiihren und die Jmmobiliargebiihr für unent-

geltliche libertragung ’

Der Erbgebühr unterliegen: Anfälle von Erbschasten nnd

Vermächtnissen, Schenkungen auf den Todesfall, Erwerbungen auf

Grund von Ehepakten aus den Ablebensfall (Giitergemeinschaft

auf den Todesfall, Widerlage, Witwengehalt usw.). Aber selbst

Schenknngen unter Lebenden unterliegen der Erbgebühr, wenn

ihr Vollzng bis zum Tode des Geschenkgebers aufgeschoben ist

oder wenn sich der Schenker an der (geschenkten beweglichen)

Sache.den Fruchtgenuß auf Lebenszeit vorbehalten hat und ge-»

storben ist, ehe der Fruchtgenuß erloschen ist oder wenn die

Schenkung erst drei Monate vor dem Tode des Schenkers gemacht

wurde und die Höhe üblicher Gelegenheitsgeschenke überstieg.

Die Erbgebühr ist, wie schon angegeben wurde, eine »Prozen-

tualgebiihr. Der Prozentsatz, nach dem sie zu ermitteln ist, richtet
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sich nach dem persönlichen Verhältnisse, in sdems der Erwerber

zum Erblasser stand, nnd nach dem reinen (d. i. nach Abzug

der Schulden nnd Lasten verbleibenden) Werte des dein Erwerber

angefallenen gebührenpflichtigen Vermögens. Verlassenschaften bis

300 s sind gebiihrenfrei.

Von den zugunsten des Bundesschatzes zu entrichtenden Erb-

gebühren wird ein »Erbgebühreuznschlag« erhoben. Dieser beträgt

60 Prozent der Erbgebühreu von den beweglichen Nachlässen,

die in Wien gerichtlich abgehandelt werden, sowie von den in

Wien gelegenen unbeweglichen Sachen; 40 Prozent der Erb-

gebiihren von sonstigem beweglichem oder unbeweglichem Nach-

laßvermögen. Die Erbgebührenznschläge werden in den Bundes-

ländern bestimmten Fonds zugeführt.

Neben den ,,Erbgebiihren« eine Nachlaßgebühr, d. i. eine

Gebühr vom Gesamtnachlasse, die ohne Rücksicht auf das persön-

liche Verhältnis zwischen dem Erwerber des Nachlasses und dem

Erblasser vom reinen Werte des gesamten gebührenpflichtigeu

Nachlasses zu zahlen sind, jedoch prozentweise von 1 Prozent bis

12 Prozent abgestuft, beginnend mit dem reinen Nachlaßwert

über 2500 s.

Der Tarif für die Erbgebiihr begünstigt in erster Linie An-

fälle an die Nachkommen und Gatten (Gattiu) des Erblassers,

indem der Prozentsatz nach der Höhe der Erbschaft von

1·25 Prozent bis 6 Prozent ansteigt. Anfälle an Eltern oder

Vorelteru zahlen von 2 Prozent bis 12 Prozent; Anfälle an

Seitenliuienverwaudte bis zum vierten Grade von 6 Prozent

bis 24 Prozent; inländische Stiftungen für Unterrichts-, Wohl-

tätigkeits- und Humanitätszwecke durchaus 5 Prozent; sonstige

Ansälle von 12 Prozent bis 30 Prozent. Anfälle an Personen,

die zum Erblasser in einem Dienst- oder Lohnverhältnisse standen,

sind insofern begünstigt, als bis 600 s die Erbgebiihreu nur

1«25 Prozent betragen.

Die »Schenkungsgebiihren« sind nach einem besonderen

Tarif nach dem reinen Werte des geschenkten Vermögens ab-

gestuft, u. zw. wiederum einerseits nach dem persönlichen

Verhältnisse zwischen Geschenkgeber und Beschenktem und ander-

seits nach der Höhe des reinen Vermögensgeschenkes.

Unter Scheuknug ist im gebührenrechtlichen Sinne jede un-

entgeltliche Einräumung oder Abtretung von Vermögensrechten

oder Verzichtleistung aus solche zu verstehen. Hiebei sei besonders

hervorgehoben, daß die Pflicht zur Entrichtung der Schenkuugs-

gebühr nicht davon abhängig ist, daß hierüber eine ,,Urknnde«
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errichtet wurde. Gebührenfrei sind Schenkungen beweglicher Sachen

im Werte bis 300 s unbedingt; Schenknngen im Werte bis

600 s sind gebührenfrei, wenn darüber keine Urkunde errichtet

wurde. Gebührenfrei sind auch Schenknngen im Werte bis

2000 s an Kinder (Wal)l-, Pflegekinder) und Eltern (Voreltern),

Ehegatten und begünstigte inländifche Stiftungen (vgl. oben bei

den Erbgebühren).

Außer der Erbgcbühr, dem Erbgebührenznfchlage, der Nach-

laßgebiihr und der Jmmobiliargebühr muß noch eine Paufchal-

gebühr für die Verlassenschaftsabhandlnng gezahlt werden,

welche als Entgelt für die gerichtliche Miihewaltnng anzusehen ift.

Dazu kommen noch Landes- und Gemeindeabgaben.

Jn Wien z. B. gibt es unter anderen: die Konzessionsabgabe

(Jahresabgabe nnd libertragnngsabgabe), dieKraftwagenabgabY die

Lustbarkeitsabgabe, die Feilbietnngsabgabe, die Fremdenzimmerab-

gabe, die Anzeigenabgabe, die Wertzuwachsabgabe, Fiirforgeabgabe,

Hundeabgabe, Nahrungs- und Gennßmittelabgabc n. a. m.

Daneben bestehen Verwaltungs-abgaben und Amtstaxen, Kanzlei-

taer u. a.

Landes-abgaben in Oberösterreich z. B. find nnter anderen:

Hockersteuer, Fenerwehrkostenbeitrag, Fremdenabgabe, Jagd- nnd

Fifchereiabgabe, Krankenanstalteoerhaltnngsbeitrag, Lustbarkeits-

abgabe n. a. m. Landesumlagen werden erhoben auf die Hans-

zinssteuer, Grundsteuer, Körperfchaftsftener, Hausklasfensteuer

u.a.m.Dazn kommen dann noch die dortigen Gemeindeabgaben.
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Kündigung. 188, 196, 1987., 206,

212f., 218, 221, 223, 225, 240.

L.

Landatbeiterotdnnnq· 12.
Landcsangcstelltr. 233f.
Landesbütgcrfchaft. 48, 88, 131, 137.
Landwirtschaft. 177, 247, 271, 279.
Lebenswandel, nnordcntlichcr. 124f.,

126.
Legat. 24, 134, 159, 161.
Legitimation. ill, 42, 4Z, 48.
Lohn-tief. 182, SM-
Leätckim 233f.
Lc then-. 179ss·
Lehrling. 179ss., 185, LU-
Lehkzcngnis. 182.
Leibesqcbtcchcm 124, 129.
Lohn. 194, 196, 199, 203, 216, 217,

271.
Lösung, vorzeitige. 225.

M.

Maßnahmen, soziale. 11.
Meister-. 182.
Vieifterprüfnnq. Iso, 184.
Mindetjähtige(r). 114, 115, 1Wf.,

Jäg, 154, 163, 179, 217, 234,

286

Minderjähtigteit. 165, 226.
Mindcstrnhezcit. 187.
Mißhandlnng. 124f., 127f., 130,

137, 142, 143, 182, 190.
Miteigentnm. 101.
Mitgift 98, 100, 105, 106, 108.
Monopob 268.
Morgengabe. 99, 155, 157.
Motive. 263.
Mutter. 49, 95, 100, 115, 116,

121, 127, 135, 155, 163, 191,
197, 209, 229.

Mutterbilfr. 132, 191·
Winters-hinz. 11, 13.

N.
Nachsi t. 75f.
Nachla . 148.
Nachlaßkonlnrs. 162.
Nachstcllnng. 124f., 127, 137, 142,

MS-
Nnchtragsfteuerbcmcssnng. 273.
Name. Zit, 43, 45, 110, 111, 112,

142, 152, 218, 237, 24Z, 274.
Namensändcknttg. 131.
Nebraska-eer 248.
Nichtchr. 41, 74.
Notation-satt 136, 254.
Notariatszwanq. 95.
Notctbr. 22, 24f., 26, 29, 41f.,

93, 102, 150, 154, 155f., 162.
Notstandsnntekstütznng. 215.

O.f

Drdnnngsstrafen. 221.

P.

Parteienncrnehmnnq. 4.
Pension. 207, 279.
Pensionsanspruch 132, 142.
Pensionöbctcchtiqtr. 232·
Pflege, körperliche· 19.
Psicgckind. 46, 177, 282.
Pflegfchaftsgericht. 52ff., 69, 76,

77, 81, 114, 135.
Psiicht, eheliche. 83, 128.
Pflichtteic. 24f., 26, 29, 44, 99

102, 103, 155, 157, 160.
Pflichtteilsberechtigten 154.



Probe. 199, 212.
Preiotakif. 266.
Probezcit. 217.
Provisiou. 204, 212, 214, 216,

237 ff» 279.

R.

Nat-u. Ill, 238, 267.
Rateugeschäft. 267.
Rechnungslegung: 99.
Rechtsbrcchck, jugendlichen 57, ös,

60.

Religiousverschicdcnhcit. 73, 75,
112.

Retiqiousbclcnntnis. 50.
Religionsvetwandte, christliche. 137.
Religionswcchch 51.
Reutcnsteuer. 275.
Neues-T 50.
Richtliuic. 194.
Rücktritt 62, 63.

- Rtthegenuß. 235f.
Ruhcftand. 231, 234f.
Ruhezeit. 195, 200.

S.

Satzung. 186.
Schauspielekin. 12, 2Æ, 216ff.
Schatz-ansah bö, 118, 200, 202,

» 214f., 263.

Scheidebricf. 141.
Scheidung. 157, 164, 170.
Scheusal-g. 25, 136,157, 160, 280f.
Schenknngsgcbührcn. 281.
Schöffen. 60.
Schuluntcrricht 52.
Schut- dcs Gesetze-T 10, Il, JO-
Scheiduug von Tisch nnd Bett, siehe

Ehefcheidung· 119, 122, 138.

Schlüssclgcwalt. 91, 110f., 131,
200.

Schmähunq. 128.
Schulbehördr. 178.
Schnlpfli f. 177.
S wäger thust 72, 73, 112.
S qugckr. 12, 39, 191.
S wangekschaft. 117, 168,

209, 219ss., 231.

Schwänqcruuq. 72, 117.

174,

s Stillpriituir. 14,

Schwangctenbcraiungs tolle. 11.
Seclfotqer. 51, 77, 79 ., 122,129·
Sicherstellung. 10b, 108·
Sitten, gute. 124, 185.
Sittlithkeit. 190, 191, 200, 213,

220.
Sondcrqcfctxgcbunq. 11.
Spuk-ergab 101.
Sonntagsruhe. 187.
Sozialvcrsichcmug. Is, 166.
Spiclqcld. 217f·, 221.
Staatöbütgcrfchaft 131, 174.
Staatszugchörigkcit. 47.
Stcuckntandat. 273.
Sticfkindm M, 168, 171,208,229.

15, 132, 191,
198, 209.

Strafmüudigkcit. 57.

T.

Taschengeld. 90.
Taufchtgnis. 42.
Termiuvcklnst. 267.
Testament Js, 44, 102, 103, 148,

149, 155f., mo.
—- allog1·aphes. 150.
— cigcnhättdiges, 150.
— mündliches, 152.
—- mündlichcs vor Geri t. 153.
—- schriftlichcs vor Geri t. 152.
— 1vcchselseitiges. 103.
— 1vechsellsezüglichcs. 103.
Tilqung. 60.
Tot-. 136, 143ss., 164, 166f., 169,

173, 176, 206, 215, 247, 280.
Todescrklärnng. 77, 136, 143ff.,

170.
Todfallsnufuahme. 144, 148, 153.
Todsallsbcitraq. 172. 174.
Totenschein. 77, Mii-
Tmunnq. 61, 73, 77, 79, 81f., 132.
Traum-tm siehe Ehetrcnnung. 70, 71,

73, 106, 107, 112, 115, 119, 121,
137, 138f., 141, 143, 157, 179.

Tremmngsuttcii. 77. "

U.

Unctaufch. 256f.
Undank. MS.
Unfall. 166ff., 175, 207ff., 218

232.

287



llnqültigkeit. 112, 116.
—- der Ehe-. 106.

Unterhalt. 19ss., 28, 36f., 38f., 43,
88, 90ff., 100, 111, 119, 124,
127, 131f., 134, Ist-, 141f.,
158, 161, 164, 167, 171, 211,
276·

—- anständigen
166.

—- notdürftiger. 21, 38.

Unteßläaltspflichn 90, 131f., 141,
l .

Us, Isl, 163,

Unzu t. 72, 142f.,
Urgro eltem 29, lös-
Urlaub. 179, 188, 193ff., 199,

201, 205, 213f., M, 228, 230,
234f.

llrlaubszitfchitß. 196, 199.

V·

Vaters-haft, Anerkennung. 34.
Verbrauchsstruen 269.
Berbtccheu. 124f., 137, 158, 174,

180, 202, 267.

Betehelichtcug. 219, 232, 234 ff.
Verfügung, einstweilige. 97.
Bett-evang. 73, 112.
Verjährung. 160·
Verlassen, boshaftes.

142.

Verlassenfcha t. 148, 161, 164, 281.
Bee;c18f;enfchatsabhqndluag. 148,

124 f» 137,

Verletzteueeutr. 210·
Berlequng der ehelichen Treu-. 87,

137.

Berleumdnug. 4
Berlobuugsgcfchenk. 62ss., 65.
Verlöbnis. 61ss., 65.
Bermächtnis. 149, 157.
Vermögensteuer-. 279.
Vermutung. 113, 132, 136, 146,

172.

VersäumnisneteiL 129·
Verfchollenheit. 144f., 170.
Verschulden. 118, 120, 128, 130,

133f., 135f., 138, 140f., 157,
164, 168, 172ff., 181, 189, 197,
199, 206, 213f·, 240.

288

Beeschuldung. 26.
Verschwendung. 26, 104·
Versicherung. WI, 207, 259, 278.
Verteidiger des Ehebundes. 113,

115f.

Vertragsaugestcllter. 225.
Bektragöftrafe. 221.
Vertretcy gesetzlichen 30. 114f.,

120f., 179, Isl, 217, 226, 234,
243. -

Bekuuteeunng. 104, 189, 267.
Beruttcilung, bedingte. 58.
—- unbestimmte 59.
Versöhnungsversnch. 122, 129.
Bekwahrlosung. bä-
Verwåtlmuw 97f·, 100, 132, 136,

1 l.

Verwandtschaft 72,
155.

Verzeihung. 158.
Verzicht. 114
Vollmacht. 110.
Vorausempfang. 23, 157.
Botauövetmächtnis. 135, 155.
Vorbehaltsqut. 101f.
Vormund. 32, Zö, 38, 40, 52, 55,

69, 73, 76, 85, 114f., 160,
163, 176, 180.

Botmundf aft. 154, 163, 180.
Bomuadf aftsqericht. 19,38,40ff.,

53, 59, 76f·, 91, 121, 135, 179.

75 ff» 112,

W.

Wassendienft. 74.
Wahllinder. 14, 22, 28, 43, 168,

171, 177, 208, 229, 282.

Wahnsinnigr. 56, 65, 68.
Waisenpension. 229·
Waisenremr. 210.
Waifenverforgnugz 235.
Wartezeit. 207.
Weihe. 69, 112.
Welttticg. Mö.
Widerlage. 95, 99, 100,

141, löst-, 280.

Widerspruch 97, 21s.
Wille, letzter. 23f·, 26, 28f., 32,

74, 103, 149ss., 157, 160, 165.

Wiedewekelsetichuug. 70.

108, 133,



Wittfchaftsführerim 14.
Wittschaftsgeld. 91.
Witwe. 11, 15, 29, 134, 143ff.,

148, löb, 159, 161f., 164f,.
168f., 170f., 172f., 211, 216,
228, 232, 247.

Witwen 29, 167, 211, 216.
Witwenschalt. 100, 133, 141, 155f.,

163f., 280.
Witwensonzefsiom 164ss.
Witwenfpensiow 135, 167, 1707.,

174 .

Witwenremr. 135, 168f., 210.
Wo euhicfe. 14, 198, 209.
Wö nerinneufchutz. lö.
Wo nung. 134, 249, 271, 278.
Wo nott, abgesonderter. 130.
Wo usiiz. 78, 88f., 92, 113, 115,

122f., 131, 138, 140, 146, 177,
220, 276.

w Beil-, Das Recht der Fun.

Z.

Zeitraum, gesetzlicher. Zö.
Zeiwottückung. 228.
Zettüttuug. 120.
Zeuge. 3f., 77, 80, 82, 105, 124,

151, 157.
Zeugnis. 192f., 201, 209,

245
Ziegkind 46.
Zic kinverqtzt. 18, 47.
Zivilaufqebot. 79f.
Zoll. 268.
Zölibai der Lehrerin. 234f.
Zufage der Ehe. 64.
Zucht. 58, 85.
— äusliche. Sö.
Zü Agnus-. 27.
Zukechnuuqöfähigteit, gemindekte. 16.
Zuständigkeit 88, Us.
Zwang. 71f., 114f., 116, 158.

216,
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